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(Entschliefungen, Empfehlungen und Stellunghahmen)

ENTSCHLIERUNGEN

EUROPAISCHES PARLAMENT

P8_TA(2019)0338
Abfallbewirtschaftung
Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 4. April 2019 zur Abfallbewirtschaftung (2019/2557(RSP))
(2021/C 116/01)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf Artikel 191 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV),

— unter Hinweis auf die Richtlinie (EU) 2018/851 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2018 zur
Anderung der Richtlinie 2008/98/EG tiber Abfille (') (im Folgenden ,Abfallrahmenrichtlinie®),

— unter Hinweis auf die Richtlinie (EU) 2018/850 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2018 zur
Anderung der Richtlinie 1999/31/EG tiber Abfalldeponien (3),

— unter Hinweis auf die Richtlinie (EU) 2018/852 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2018 zur
Anderung der Richtlinie 94/62/EG iiber Verpackungen und Verpackungsabfille (%),

— unter Hinweis auf die Richtlinie (EU) 2018/849 des Européischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2018 zur
Anderung der Richtlinie 2000/53EG tiber Altfahrzeuge, der Richtlinie 2006/66EG tiber Batterien und Akkumulatoren
sowie Altbatterien und Altakkumulatoren sowie der Richtlinie 2012/19/EU iiber Elektro- und Elektronik-Altgerite (%),

— unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2018/842 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2018 zur
Festlegung verbindlicher nationaler Jahresziele fir die Reduzierung der Treibhausgasemissionen im Zeitraum 2021 bis
2030 als Beitrag zu Klimaschutzmaflnahmen zwecks Erfiillung der Verpflichtungen aus dem Ubereinkommen von Paris
sowie zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 525/2013 (°) (im Folgenden ,Verordnung iiber Klimaschutzmanahmen*),

— unter Hinweis auf die Richtlinie 2009/125/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 zur
Schaffung eines Rahmens fuir die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung energieverbrauchs-
relevanter Produkte () und die Durchfithrungsverordnungen und freiwilligen Vereinbarungen, die gemifl dieser
Richtlinie angenommen wurden,

ABL. L 150 vom 14.6.2018, S. 109.
ABL. L 150 vom 14.6.2018, S. 100.
ABL L 150 vom 14.6.2018, S. 141.
ABL L 150 vom 14.6.2018, S. 93.
ABL L 156 vom 19.6.2018, S. 26.
ABL. L 285 vom 31.10.2009, S. 10.
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— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 13. September 2018 zur europdischen Strategie fiir Kunststoffe in der
Kreislaufwirtschaft (),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 17. April 2018 zur Umsetzung des Siebten Umweltaktionsprogramms (2),
— unter Hinweis auf seine EntschlieSung vom 6. Juli 2017 zur europiischen Nachhaltigkeitspolitik (*),

— unter Hinweis auf seine Entschlieffung vom 4. Juli 2017 zum Thema ,Langere Lebensdauer fiir Produkte: Vorteile fiir
Verbraucher und Unternehmen® (%),

— unter Hinweis auf seine EntschlieRung vom 31. Mai 2018 iiber die Umsetzung der Okodesign-Richtlinie
(2009/125[EG) (),

— unter Hinweis auf die von den Legislativorganen am 19. Dezember 2018 erzielte vorldufige politische Einigung tiber
den Vorschlag fiir eine Richtlinie tiber die Verringerung der Auswirkungen bestimmter Kunststoffprodukte auf die
Umwelt,

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 26. Januar 2017 mit dem Titel ,Der Beitrag der energetischen
Verwertung von Abfillen zur Kreislaufwirtschaft* (COM(2017)0034),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 16. Januar 2018 iiber das Thema ,Umsetzung des Pakets zur
Kreislaufwirtschaft: Optionen zur Regelung der Schnittstelle zwischen Chemikalien-, Produkt- und Abfallrecht*
(COM(2018)0032) und die zugehorige Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen (SWD(2018)0020),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 2. Dezember 2015 mit dem Titel ,Den Kreislauf schliefen — Ein
Aktionsplan der EU fiir die Kreislaufwirtschaft“ (COM(2015)0614),

— unter Hinweis auf die iber 60 Petitionen zur Abfallbewirtschaftung, die in den letzten Jahren aus Belgien, Bulgarien,
Griechenland, Italien, Polen, der Slowakei, Spanien und dem Vereinigten Konigreich beim Europiischen Parlament
eingegangen sind,

— unter Hinweis auf die Informationsbesuche des Petitionsausschusses in Bulgarien, Griechenland und Italien in den
letzten Jahren im Zusammenhang mit Problemen mit der Abfallbewirtschaftung und insbesondere die Ergebnisse und
besonderen Empfehlungen in den darauffolgenden Berichten,

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 2. Februar 2012 zu den Fragen, die von Petenten im Zusammenhang mit
der Anwendung der Abfallentsorgungsrichtlinie und damit verbundener Richtlinien in den Mitgliedstaaten der
Europiischen Union angesprochen wurden (°),

— gestiitzt auf Artikel 216 Absatz 2 seiner Geschiftsordnung,

A. in der Erwigung, dass zwar in der gesamten EU Fortschritte bei der Verringerung der Auswirkungen der
Abfallerzeugung auf die Umwelt und die Gesundheit des Menschen erzielt worden sind, dass jedoch noch viele
Herausforderungen zu bewiltigen sind und schleunigst Mafinahmen ergriffen werden miissen, um eine nachhaltige
Bewirtschaftung der Ressourcen sicherzustellen, insbesondere im Hinblick auf die relativ hohen Mengen unbehandelter
Abfille, die in vielen Mitgliedstaaten immer noch auf Deponien abgelagert werden;

B. in der Erwigung, dass zwei der zentralen Herausforderungen fiir die Zukunft darin bestehen, das Abfallaufkommen zu
senken und die Ziele der Abfallbewirtschaftung mit denen der Kreislaufwirtschaft in Einklang zu bringen, insbesondere
indem die Anteile der Wiederverwendung und des Recyclings erhoht werden;

C. in der Erwigung, dass durch die Abfallrahmenrichtlinie (2008/98/EG) die Vermeidung als oberste Prioritit in der
Abfallhierarchie festgelegt wurde;

Angenommene Texte, P8_TA(2018)0352.
Angenommene Texte, P8_TA(2018)0100.
ABI. C 334 vom 19.9.2018, S. 151.

ABI. C 334 vom 19.9.2018, S. 60.
Angenommene Texte, P8_TA(2018)0241.
ABL. C 239 E vom 20.8.2013, S. 60.
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D. in der Erwédgung, dass unsachgemifle Verfahren der Abfallbewirtschaftung durch die Verschmutzung von Boden, Wasser
und Luft schwerwiegende Auswirkungen auf die Umwelt haben; in der Erwdgung, dass Petenten darauf hingewiesen
haben, dass Deponien und Verbrennungsanlagen in unmittelbarer Nihe zu Wohngebieten und landwirtschaftlichen
Betrieben und in Gebieten, in denen die geologischen und hydrogeologischen Bedingungen von den zustindigen
Behorden der Mitgliedstaaten nicht gebiihrend beriicksichtigt wurden, genehmigt und in Betrieb genommen wurden und
dass sie eine unmittelbare Gefahr fiir die offentliche Gesundheit darstellen;

E. in der Erwidgung, dass sich zu iiber 80 % in der Konzeptionsphase entscheidet, wie sich ein Produkt auf die Umwelt
auswirkt, und dieser Phase folglich eine wichtige Rolle bei der Forderung der Abfallvermeidung und samtlicher Aspekte
der Kreislaufwirtschaft zukommt, wie etwa der Langlebigkeit, der Nachriistbarkeit, der Reparierbarkeit, der
Wiederverwendung und des Recyclings eines Produkts;

F. in der Erwigung, dass neben nachhaltigeren und ressourceneffizienteren Produkten auch die Grundsitze der Wirtschaft
des Teilens und der Dienstleistungswirtschaft dazu dienen konnen, das Abfallaufkommen in Europa zu verringern;

G. in der Erwdgung, dass die Kommission zahlreiche Vertragsverletzungsverfahren gefithrt hat, die Verstofe in mehreren
Mitgliedstaaten gegen EU-Rechtsvorschriften zur Abfallbewirtschaftung zum Gegenstand haben; in der Erwagung, dass
mehrere dieser Verfahren an den Gerichtshof der Europdischen Union iiberwiesen wurden, einige davon in letzter Zeit;

H. in der Erwédgung, dass aus dem jiingsten Bericht der Kommission iiber die Durchfithrung der Abfallvorschriften der EU
einschlieflich des Frithwarnberichts fur Mitgliedstaaten, bei denen die Gefahr besteht, dass sie die Zielvorgabe fiir die
Vorbereitung zur Wiederverwendung/das Recycling von Siedlungsabfillen bis 2020 nicht erreichen, hervorgeht, dass
gravierende Liicken bestehen, die ziigig geschlossen werden miissen, wenn Europa die 6kologischen und wirtschaft-
lichen Vorteile der Kreislaufwirtschaft nutzen will;

. in der Erwigung, dass aus aktuellen Daten, die zusammen mit zahlreichen Petitionen eingereicht wurden, deutlich
hervorgeht, dass die Lage in Bezug auf die Abfallbewirtschaftung in mehreren Mitgliedstaaten und Regionen nach wie
vor sehr problematisch ist, und diese Daten stichhaltige Belege dafiir liefern, dass die Durchfithrung der
Abfallrahmenrichtlinie und die Anwendung der iibrigen EU-Rechtsvorschriften im Zusammenhang mit Mafinahmen
zur Abfallvermeidung und -behandlung erheblich verbessert werden muss;

J. in der Erwigung, dass eine Wirtschaft, in der der Reparatur, der Wiederverwendung, der Refabrikation und dem
Recycling von Materialien Vorrang eingerdumt wird, arbeitsintensiver ist als eine auf dem Konzept der Entsorgung
beruhende Wirtschaft und in der ersteren folglich mehr Arbeitsplitze geschaffen werden; in der Erwégung, dass durch
die ordnungsgemifle Umsetzung der bestehenden Rechtsvorschriften tiber Abfallvermeidung und -bewirtschaftung das
Potenzial fiir die Schaffung von Arbeitsplitzen in den Bereichen Wiederverwendung und Recycling ausgeschopft werden
konnte;

K. in der Erwidgung, dass eine ordnungsgemifie Abfallbewirtschaftung und -vermeidung von wesentlicher Bedeutung sind,
um die Lebensqualitdt in Europa zu verbessern und fiir eine schadstofffreie Umwelt zu sorgen;

1.  betont, dass die zahlreichen Petitionen zur Nichtumsetzung des Abfallrechts durch die Mitgliedstaaten auf
unterschiedliche Gesundheits- und Umweltprobleme hinweisen, die mit unzureichenden Verfahren der Abfallbewirtschaf-
tung im Zusammenhang stehen, wie beispielsweise schlechte Luftqualitit in stddtischen Gebieten, verschmutztes
Grundwasser, iberméfiger Lirm und Geruchsemissionen;

2. betont, dass zur Unterstiitzung des Ubergangs zu einer stirker kreislauforientierten Wirtschaft die offentliche
Finanzierung der Abfallbewirtschaftung auf nationaler und EU-Ebene im Einklang mit dem Ziel stehen sollte, die
Umsetzung der Abfallhierarchie zu beschleunigen; vertritt daher die Auffassung, dass die Mittel fiir Pline und Projekte in
den Bereichen Vermeidung, Wiederverwendung, getrennte Sammlung und Recycling verwendet werden sollten;

3. fordert die Mitgliedstaaten auf, grofere Fortschritte bei der Erarbeitung wirksamer Pline und Projekte fiir die
Vermeidung, die Wiederverwendung, die getrennte Sammlung und das Recycling zu erzielen, zumal diese fir die
Verringerung der Umweltbelastung durch Abfall, die Nutzung der wirtschaftlichen Vorteile der Kreislaufwirtschaft und die
Verbesserung der Ressourceneffizienz von entscheidender Bedeutung sind; fordert die Kommission nachdriicklich auf, die
Mitgliedstaaten bei thren Umsetzungsbemiithungen, auch durch technische Hilfe und EU-Mittel, zu unterstiitzen; schlagt vor,
dass angemessene wirtschaftliche Instrumente gemdf der Abfallrahmenrichtlinie eingefithrt werden und effiziente und
kostenwirksame Systeme der erweiterten Herstellerverantwortung umgesetzt werden, um den Ubergang zur Kreislaufwirt-
schaft zu fordern;
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4. fordert die Mitgliedstaaten auf, Maflnahmen zur Beseitigung von Abfillen und zur Verbesserung der Abfall-
bewirtschaftung (Sammlung, Sortierung und Recycling) zu ergreifen und wirtschaftliche Instrumente zur Verhinderung von
Vermiillung anzunehmen und diesbeziigliche Sensibilisierungskampagnen durchzufithren;

5. begriifét die Bereitschaft der Kommission, in den Mitgliedstaaten, bei denen die Gefahr besteht, dass sie die fiir 2020
gesteckten Ziele fur Siedlungsabfille nicht erreichen, hochrangige Besuche durchzufithren, bei denen es um die
Kreislaufwirtschaft bzw. die Abfallwirtschaft geht, und mit den einschligigen Interessentrigern zusammenzuarbeiten, zu
denen auch Verbinde lokaler und regionaler Akteure und europaweit titige Organisationen gehoren, die eine
Null-Abfall-Kultur und damit verbundene politische Mafinahmen tatsichlich fordern;

6. betont, dass die Mitgliedstaaten die Auswirkungen der Abfallerzeugung auf die Umwelt verringern miissen,
insbesondere durch die Senkung des Autkommens an Siedlungsabfillen; fordert die Mitgliedstaaten auf, zu diesem Zweck
Mafinahmen zur Abfallvermeidung gemaf8 der tiberarbeiteten Abfallrahmenrichtlinie zu ergreifen;

7. betont, dass den nationalen, regionalen und lokalen Akteuren eine entscheidende Rolle bei der Abfallbewirtschaftung
und bei der Ausarbeitung und Umsetzung diesbeziiglicher politischer Mafinahmen zukommt; weist erneut darauf hin, dass
eine kohirente Polittk — zusammen mit Fortschritten bei der entsprechenden Infrastruktur im Einklang mit der
Abfallhierarchie — nur durch Koordinierung und Zusammenarbeit auf allen Ebenen der EU verwirklicht werden kann;
fordert die Kommission auf, bewihrte Verfahren auf allen Ebenen zu honorieren und ihren Austausch zu erleichtern sowie
zukunftsweisende Projekte konkret und angemessen zu unterstiitzen;

8.  fordert die Mitgliedstaaten und die Wirtschaft als wichtige Partner im Bereich der Abfallbewirtschaftung auf, sich
starker fir die Forderung von auf die Kreislaufwirtschaft ausgerichteten Lieferketten zu engagieren, um Zugang zu
hochwertigen Sekundirrohstoffen zu erhalten, die hiufig zu wettbewerbsfdhigen Preisen angeboten werden und fiir die
weitere Nutzung und Produktion verwertet werden sollten;

9.  fordert, dass Schulungen angeboten und eine Reihe von Beschiftigungsarten gefordert werden, einschlieflich der
finanziellen Unterstiitzung fur berufliche Fachbildung auf hohem Niveau und soziale Arbeitsplitze, insbesondere in den
Bereichen Reparatur und Vorbereitung zur Wiederverwendung;

10. st der festen Uberzeugung, dass neue Geschiftsmodelle, die auf Abfallvermeidung, Wiedgrverwendung und
Recycling ausgerichtet sind, angemessen gefordert und unterstiitzt werden miissen, damit der Ubergang zu einer
Kreislaufwirtschaft wirksamer vorangebracht wird;

11.  betont, dass die ordnungsgemifle Umsetzung des Pakets zur Kreislaufwirtschaft in der gesamten EU Chancen bietet,
zu denen auch Investitionen zahlen, die dazu beitragen werden, die Nutzung der natiirlichen Ressourcen zu rationalisieren;

12.  hebt hervor, dass sich durch die Steigerung der Ressourcenproduktivitit — etwa durch verbesserte Effizienz und
geringere Ressourcenverschwendung dank Maflnahmen wie Wiederverwendung, Recycling und Refabrikation — der
Ressourcenverbrauch wie auch die Treibhausgasemissionen erheblich senken lassen, was ein zentrales Ziel der
Kreislaufwirtschaft ist; betont, dass in einer Kreislaufwirtschaft die Ressourcen innerhalb der Wirtschaft verbleiben und
weiterhin produktiv genutzt werden, wenn ein Produkt das Ende seiner Lebensdauer erreicht hat, wodurch der
Ressourcenverbrauch verringert wird; vertritt im Zusammenhang mit dem Abfallrecht die Auffassung, dass eine verbesserte
Produktgestaltung im Sinne der Kreislaufwirtschaft dazu beitragen wird, die Produktionszyklen zu schlielen und die
Produktions- und Verbrauchsmuster zu verandern und dadurch die Konzentration von Schadstoffen und die Gesamtmenge
des Abfalls zu verringern;

13.  fordert die Mitgliedstaaten auf, fiir uneingeschrinkte Transparenz hinsichtlich des Umfangs und des endgiiltigen
Bestimmungsorts der Riickstinde aus verschiedenen moglichen Verfahren der Abfallbehandlung zu sorgen, insbesondere
gegeniiber den Bevolkerungsgruppen, die moglicherweise von Anlagen und neuen Projekten betroffen sind, und sie im
Entscheidungsprozess zu konsultieren; fordert die Mitgliedstaaten ferner nachdriicklich auf, die Bestimmungen der
Richtlinie 2011/92/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 iiber die Umweltvertraglich-
keitspriifung bei bestimmten 6ffentlichen und privaten Projekten (!) (im Folgenden ,Richtlinie tiber die Umweltvertraglich-
keitspriifung“) und weitere einschliagige EU-Rechtsvorschriften zum Schutz der Umwelt und der offentlichen Gesundheit
uneingeschrankt und sorgfiltig umzusetzen;

() ABLL 26 vom 28.1.2012, S. 1.
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14.  ist der Ansicht, dass die getrennte Sammlung von Abfillen vor der Haustiir eine wirksame Methode ist, um die
Bevolkerung fur die strategische Bedeutung einer Kreislaufwirtschaft zu sensibilisieren und ein diesbeziigliches gemeinsames
Engagement wirksamer zu erreichen; betont, dass diese Systeme eine bessere Erfassung der Arten und der Mengen der
erzeugten Haushaltsabfille und des entsprechenden Verarbeitungsbedarfs ermaoglichen und damit eine moglichst
umfassende Vorbereitung zur Wiederverwendung und ein moglichst umfassendes Recycling erreicht werden kann und
die Schaffung von faireren Anreizen bzw. negativen Anreizen fiir wirtschaftliche Mafinahmen ermoglicht wird;

15.  weist erneut darauf hin, dass die Verbrennung in der Abfallhierarchie weiterhin ganz unten und lediglich vor der
Deponierung steht;

16.  weist erneut darauf hin, dass gefahrliche Abfille besondere Herausforderungen im Hinblick auf die Behandlung mit
sich bringen, die nicht aufSer Acht gelassen werden diirfen und gesondert in Angriff genommen werden sollten; fordert die
Mitgliedstaaten auf, die fiir die Bewirtschaftung gefihrlicher Abfille relevanten Bestimmungen der Abfallrahmenrichtlinie
uneingeschrankt umzusetzen;

17.  unterstiitzt die Kommission in ihren laufenden Vertragsverletzungsverfahren gegen Mitgliedstaaten, die das
Abfallrecht nicht einhalten; fordert die Kommission auf, das Potenzial des Frithwarnsystems gemdfl den iiberarbeiteten
Abfallrichtlinien vollumfanglich zu nutzen; schliagt vor, dass von der Kommission eingezogene Geldbufsen in Projekte
reinvestiert werden, die mit den oberen Ebenen der Abfallhierarchie vereinbar sind;

18.  bedauert, dass Petenten zufolge Deponien in unmittelbarer Nihe zu Wohngebieten und landwirtschaftlichen
Betrieben genehmigt wurden; fordert die zustandigen Behorden der Mitgliedstaaten auf, fiir einen umfassenden Schutz der
Gesundheit des Menschen zu sorgen und Strukturmafnahmen zu ergreifen, die darauf ausgerichtet sind, eine Losung fiir die
Verschmutzung des Grundwassers zu finden;

19.  beauftragt seinen Prasidenten, diese Entschliefung dem Rat und der Kommission sowie den Regierungen und
Parlamenten der Mitgliedstaaten zu tibermitteln.
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P8 TA(2019)0357

Einholung eines Gutachtens des Gerichtshofs iiber den Beitritt der EU zum Ubereinkommen
zur Verhiitung und Bekimpfung von Gewalt gegen Frauen und hiuslicher Gewalt

Entschliefung des Europdischen Parlaments vom 4. April 2019 zur Einholung eines Gutachtens des Gerichtshofs

iiber die Vereinbarkeit der Vorschlige fiir den Beitritt der Europdischen Union zum Ubereinkommen des

Europarats zur Verhiitung und Bekimpfung von Gewalt gegen Frauen und hiuslicher Gewalt mit den Vertrigen
und iiber das Verfahren fiir diesen Beitritt (2019/2678(RSP))

(2021/C 116/02)

Das Europdische Parlament,

— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission fiir einen Beschluss des Rates iiber den Abschluss des
Ubereinkommens des Europarats zur Verhiitung und Bekdmpfung von Gewalt gegen Frauen und hauslicher Gewalt
durch die Europdische Union (COM(2016)0109),

— unter Hinweis auf das Ubereinkommen des Europarats zur Verhiitung und Bekimpfung von Gewalt gegen Frauen und
hduslicher Gewalt, das am 11. Mai 2011 in Istanbul zur Unterzeichnung aufgelegt wurde (nachfolgend
,2Ubereinkommen von Istanbul®),

— unter Hinweis auf den Beschluss (EU) 2017/865 des Rates vom 11. Mai 2017 iiber die Unterzeichnung — im Namen
der Europdischen Union — des Ubereinkommens des Europarats zur Verhiitung und Bekdmpfung von Gewalt gegen
Frauen und hduslicher Gewalt in Bezug auf Aspekte, die die justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen betreffen (),

— unter Hinweis auf den Beschluss (EU) 2017/866 des Rates vom 11. Mai 2017 iiber die Unterzeichnung — im Namen
der Europdischen Union — des Ubereinkommens des Europarats zur Verhiitung und Bekdmpfung von Gewalt gegen
Frauen und hiuslicher Gewalt in Bezug auf Asyl und das Verbot der Zuriickweisung (),

— unter Hinweis auf seine Entschlieung vom 12. September 2017 zu dem Vorschlag fiir einen Beschluss des Rates iiber
den Abschluss des Ubereinkommens des Europarats zur Verhiitung und Bekdmpfung von Gewalt gegen Frauen und
hauslicher Gewalt durch die Europaische Union (),

— gestiitzt auf Artikel 218 Absatz 11 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,
— gestiitzt auf Artikel 108 Absatz 6 seiner Geschiftsordnung,

A. in der Erwigung, dass das Ubereinkommen von Istanbul auf einem ganzheitlichen, umfassenden und koordinierten
Ansatz beruht, bei dem die Rechte des Opfers ins Zentrum geriickt werden, indem in seinem Rahmen Gewalt gegen
Frauen und Midchen und geschlechtsbezogene Gewalt, einschlieRlich hiuslicher Gewalt, aus einer Vielzahl von
Perspektiven behandelt werden und indem Mafinahmen vorgeschen werden, wie etwa Verhiitung von Gewalt,
Bekdmpfung von Diskriminierung, strafrechtliche Mafinahmen zur Bekdmpfung der Straflosigkeit, Opferschutz und
-hilfe, Schutz von Kindern und weiblichen Asylsuchenden und Flichtlingen, eine bessere Datenerhebung sowie
Sensibilisierungskampagnen und -programme, unter anderem in Zusammenarbeit mit nationalen Menschenrechts- und
Gleichstellungsstellen, der Zivilgesellschaft und nichtstaatlichen Organisationen;

B. in der Erwigung, dass das Parlament in seiner Entschliefung vom 12. September 2017 gefordert hat, dass die EU dem
Ubereinkommen von Istanbul weitgehend ohne jede Beschrinkung beitritt; in der Erwigung, dass Gewalt gegen Frauen
der Gleichstellung von Frauen und Minnern im Wege steht, die zu den in den Artikeln 2 und 3 des Vertrags iiber die
Europdische Union verankerten Grundwerten und Zielen der EU gehort, und in der Erwigung, dass der Schutz der
Grundrechte in die allgemeine Zustindigkeit der EU fallt;

") ABL L 131 vom 20.5.2017, S. 11.
ABL L 131 vom 20.5.2017, S. 13.
ABL. C 337 vom 20.9.2018, S. 167.
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C. in der Erwigung, dass das Ubereinkommen von Istanbul am 13. Juni 2017 im Namen der Européischen Union auf der
Grundlage von zwei Beschliissen des Rates vom 11. Mai 2017 unterzeichnet wurde, und zwar des Beschlusses tiber die
Unterzeichnung in Bezug auf Asyl und das Verbot der Zuriickweisung auf der Grundlage von Artikel 78 Absatz 2 AEUV
in Verbindung mit Artikel 218 Absatz 5 AEUV und des Beschlusses iiber die Unterzeichnung in Bezug auf Aspekte, die
die justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen betreffen, auf der Grundlage von Artikel 82 Absatz 2 und Artikel 83
Absatz 1 AEUV in Verbindung mit Artikel 218 Absatz 5 AEUV;

D. in der Erwdgung, dass die beiden an diesem Verfahren beteiligten Ausschiisse rechtliche Bedenken hinsichtlich der
Notwendigkeit der Aufspaltung in zwei Beschliisse und der vom Rat gewihlten Rechtsgrundlage gedufSert haben; in der
Erwigung, dass der Juristische Dienst des Parlaments um eine Stellungnahme konkret zu diesen Fragen ersucht wurde;

E. in der Erwidgung, dass mit Artike] 108 Absatz 6 der Geschiftsordnung des Parlaments die Bestimmungen von
Artikel 218 Absatz 11 AEUV in der Geschiftsordnung beriicksichtigt werden sollen;

F. in der Erwigung, dass Artikel 218 Absatz 11 AEUV es dem Gerichtshof gemifl seiner stindigen Rechtsprechung
ermdglicht, sowohl iiber die Vereinbarkeit des Ubereinkommens mit den Vertrigen als auch {iber Fragen der
Zustindigkeit und des Verfahrens fiir den Abschluss des Ubereinkommens durch die Union zu entscheiden;

1. st der Auffassung, dass Rechtsunsicherheit dahingehend herrscht, ob der Beitritt zum Ubereinkommen von Istanbul,
wie er vom Rat vorgeschlagen wird, mit den Vertrdgen vereinbar ist, insbesondere was die Wahl der geeigneten
Rechtsgrundlage fiir die Beschliisse iiber die Unterzeichnung und den Abschluss des Ubereinkommens durch die
Europidische Union betrifft und was die mogliche Aufspaltung in zwei Beschliisse iiber die Unterzeichnung und den
Abschluss des Ubereinkommens infolge der Wahl der Rechtsgrundlage angeht;

2. vertritt die Auffassung, dass vor dem Hintergrund der genannten Fragen zu der Wahl der Rechtsgrundlage und der
Aufspaltung in zwei Beschliisse auch Rechtsunsicherheit dahingehend herrscht, ob die vom Rat bei seiner Beschlussfassung
zusdtzlich oder alternativ zu dem einschldgigen, in den Vertragen vorgesehenen Beschlussfassungsverfahren angewendete
Praxis des gegenseitigen Einvernehmens mit den Vertrdgen vereinbar ist und ob in diesem Zusammenhang angesichts des
zum Ausdruck gebrachten Ziels der Union, das Ubereinkommen von Istanbul abzuschlieBen, der Grundsatz der loyalen
Zusammenarbeit angewendet wird;

3. beschlieft, den Gerichtshof um ein Gutachten iiber die Vereinbarkeit des vorgeschlagenen Beitritts der EU zum
Ubereinkommen von Istanbul und des Verfahrens fur diesen Beitritt mit den Vertrdgen zu ersuchen;

4. beauftragt seinen Prisidenten, die erforderlichen Schritte einzuleiten, um das Gutachten des Gerichtshofs einzuholen,
und diese EntschlieSung zur Information dem Rat und der Kommission zu {ibermitteln.
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P8 TA(2019)0358

Steuerliche Behandlung von Altersvorsorgeprodukten und insbesondere des europaweiten
privaten Altersvorsorgeprodukts

Entschliefung des Europdischen Parlaments vom 4. April 2019 zu der steuerlichen Behandlung von
Altersvorsorgeprodukten und insbesondere des europaweiten privaten Altersvorsorgeprodukts (2018/2002(INI))

(2021/C 116/03)

Das Europdische Parlament,

— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission fur eine Verordnung des Europiischen Parlaments und des Rates tiber
ein europaweites privates Altersvorsorgeprodukt (PEPP) (COM(2017)0343),

— unter Hinweis auf die Empfehlung der Kommission zur steuerlichen Behandlung privater Altersvorsorgeprodukte und
insbesondere des europaweiten privaten Altersvorsorgeprodukts (C(2017)4393),

— gestiitzt auf Artikel 52 seiner Geschiftsordnung,
— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fir Wirtschaft und Wihrung (A8-0481/2018),

A. in der Erwidgung, dass der Binnenmarkt fiir private Altersvorsorgeprodukte insbesondere in Bezug auf Steuer-
vergiinstigungen nach wie vor stark fragmentiert ist;

B. in der Erwidgung, dass aus der Studie tiber die Machbarkeit eines europdischen Rahmens fiir die private Altersvorsorge
vom Juni 2017 (FISMA/2015/146(02)/D) hervorgeht, dass steuerliche Anreize fiir die Inanspruchnahme des PEPP von
entscheidender Bedeutung sind;

C. in der Erwigung, dass direkte Steuern in die ausschliefliche Zustindigkeit der Mitgliedstaaten fallen;

D. in der Erwigung, dass alle Anbieter und Produkte auf dem Binnenmarkt unabhingig von der Nationalitat oder dem
Herkunftsmitgliedstaat gleichbehandelt werden miissen;

1. fordert den Rat im Hinblick auf die Steigerung der Inanspruchnahme des PEPP auf, Vorschldge fir Anreize fir
PEPP-Sparer auszuarbeiten;

2. schldgt vor, dass die folgenden Konzepte gepriift werden:

— Analyse der fur private Altersvorsorgeprodukte bestehenden Steueranreize und Bewertung ihrer Kosten, ihrer
Wirksamkeit und der Umverteilungseffekte sowie gegebenenfalls Benennung von Ineffizienzen und regressiver
Wirkung,

— Gewdhrung der gleichen Steuervergtinstigung fiir das PEPP wie fiir einzelstaatliche private Altersvorsorgeprodukte, und
zwar auch dann, wenn die Merkmale des PEPP nicht vollstindig allen nationalen Kriterien entsprechen,

— Gewdhrung einer spezifischen, unionsweit einheitlichen Steuervergiinstigung fur das PEPP, die die Mitgliedstaaten in
einem multilateralen Steuerabkommen vereinbaren;

3. betont, dass der Bereich Steuern in die Zustindigkeit der Mitgliedstaaten fallt und dass Beschliisse zur Gewahrung
besonderer Steuervergiinstigungen im Zusammenhang mit dem PEPP daher auch von den einzelnen Mitgliedstaaten
getroffen werden miissen;

4. weist darauf hin, dass den Mitgliedstaaten die Moglichkeit offensteht, sich an der verstirkten Zusammenarbeit zu
beteiligen;

5. beauftragt seinen Prasidenten, diese EntschlieBung der Kommission und dem Rat zu tibermitteln.
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(Mitteilungen)

MITTEILUNGEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN STELLEN
DER EUROPAISCHEN UNION

EUROPAISCHES PARLAMENT

P8 TA(2019)0333
Antrag auf Aufhebung der Immunitit von Georgios Epitideios

Beschluss des Europiischen Parlaments vom 4. April 2019 iiber den Antrag auf Authebung der Immunitit von
Georgios Epitideios (2018/2268(IMM))

(2021/C 116/04)

Das Europdische Parlament,

— befasst mit einem am 12. Oktober 2018 vom stellvertretenden Staatsanwalt des Obersten Gerichtshofs Griechenlands
iibermittelten und am 13. November 2018 im Plenum bekannt gegebenen Antrag auf Authebung der Immunitit von
Georgios Epitideios im Zusammenhang mit dem Verfahren Nr. ABM: 2017/10839,

— nach Anhoérung von Georgios Epitideios gemafs Artikel 9 Absatz 6 seiner Geschiftsordnung,

— gestitzt auf die Artikel 8 und 9 des Protokolls Nr. 7 tiber die Vorrechte und Befreiungen der Europdischen Union und
auf Artikel 6 Absatz 2 des Aktes vom 20. September 1976 zur Einfithrung allgemeiner unmittelbarer Wahlen der
Mitglieder des Europdischen Parlaments,

— unter Hinweis auf die Urteile des Gerichtshofs der Europdischen Union vom 12. Mai 1964, 10. Juli 1986, 15. und
21. Oktober 2008, 19. Mirz 2010, 6. September 2011 und 17. Januar 2013 (%),

— unter Hinweis auf Artikel 62 der Verfassung Griechenlands,
— gestiitzt auf Artikel 5 Absatz 2, Artikel 6 Absatz 1 und Artikel 9 seiner Geschiftsordnung,
— unter Hinweis auf den Bericht des Rechtsausschusses (A8-0185/2019),

A. in der Erwigung, dass die stellvertretende Staatsanwaltschaft beim Obersten Gerichtshof Griechenlands im
Zusammenhang mit einer moglichen Anklage wegen einer mutmaflichen Straftat die Aufhebung der Immunitit von
Georgios Epitideios, Mitglied des Europiischen Parlaments, beantragt hat;

(" Urteil des Gerichtshofs vom 12. Mai 1964, Wagner/Fohrmann und Krier, 101/63, ECLLEU:C:1964:28; Urteil des Gerichtshofs vom
10. Juli 1986, Wybot/Faure und andere, 149/85, ECLLEU:C:1986:310; Urteil des Gerichts vom 15. Oktober 2008, Mote/Parlament,
T-345/05, ECLLEU:T:2008:440; Urteil des Gerichtshofs vom 21. Oktober 2008, Marra/De Gregorio und Clemente, C-200/07 und
C-201/07, ECLL:EU:C:2008:579; Urteil des Gerichts vom 19. Midrz 2010, Gollnisch/Parlament, T-42/06, ECLLEU:T:2010:102;
Urteil des Gerichtshofs vom 6. September 2011, Patriciello, C-163/10, ECLL: EU:C:2011:543; Urteil des Gerichts vom 17. Januar
2013, Gollnisch/Parlament, T-346/11 und T-347/11, ECLLEU:T:2013:23.
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B. in der Erwigung, dass gemifl Artikel 9 des Protokolls Nr. 7 iiber die Vorrechte und Befreiungen der Europdischen Union
Mitgliedern des Europdischen Parlaments im Hoheitsgebiet ihres eigenen Staates die den Parlamentsmitgliedern dieses
Staates zuerkannte Unverletzlichkeit zusteht;

C. in der Erwagung, dass ein Abgeordneter laut Artikel 62 der Verfassung Griechenlands wihrend der Legislaturperiode
ohne vorherige Zustimmung des Parlaments nicht verfolgt, festgenommen oder inhaftiert oder in sonstiger Weise in
seiner Freiheit beschrankt werden darf;

D. in der Erwigung, dass sich der Antrag des stellvertretenden Staatsanwalts beim Obersten Gerichtshof Griechenlands auf
ein Verfahren wegen eines mutmaflichen Verstofles gegen Artikel 45 und Artikel 232A des griechischen
Strafgesetzbuchs bezieht, die eine gemeinsame Missachtung eines Gerichtsentscheids betreffen;

E. in der Erwigung, dass Georgios Epitideios beschuldigt wird, die einstweilige Verfigung Nr. 3603/2015 des Athener
Gerichts erster Instanz in Einzelrichterbesetzung missachtet zu haben, mit der die Beseitigung aller Kameras aus dem
Erdgeschoss und dem Eingangsbereich des Gebdudes Nr. 73 in der Odos Grammou in Marousi (Attika) und die Zahlung
einer GeldbufSe in Hohe von 600 EUR (sechshundert Euro) fiir jeden weiteren Verstof gegen den Entscheid vom 25. Mai
2015 angeordnet worden war;

F. in der Erwigung, dass in Artikel 9 Absatz 8 der Geschiftsordnung festgelegt ist, dass sich der Rechtsausschuss in keinem
Fall zur Schuld oder Nichtschuld des Mitglieds bzw. zur Zweckmifigkeit einer Strafverfolgung der dem Mitglied
zugeschriebenen Auferungen oder Titigkeiten dufern darf, selbst wenn er durch die Priifung des Antrags umfassende
Kenntnis von dem zugrunde liegenden Sachverhalt erlangt;

G. in der Erwigung, dass es weder Aufgabe des Europdischen Parlaments ist, sich zur etwaigen Schuld des Mitglieds oder zu
der Moglichkeit zu duflern, die ihm zur Last gelegten Straftaten rechtlich zu verfolgen, noch, die jeweiligen Vorteile
einzelstaatlicher Rechts- und Gerichtssysteme zu kommentieren;

H. in der Erwidgung, dass die parlamentarische Immunitit gemafl Artikel 5 Absatz 2 der Geschiftsordnung des
Européischen Parlaments kein personliches Vorrecht eines Mitglieds, sondern eine Garantie der Unabhingigkeit des
Parlaments als Ganzes und seiner Mitglieder ist;

I. in der Erwigung, dass die parlamentarische Immunitit dem Schutz des Parlaments und seiner Mitglieder vor
Gerichtsverfahren im Zusammenhang mit bei der Ausiibung der parlamentarischen Pflichten ausgefithrten Titigkeiten,
die nicht von diesen Pflichten getrennt werden konnen, dient;

J. in der Erwadgung, dass die Strafverfolgung keine in Ausiibung der Pflichten des betreffenden Mitglieds des Europdischen
Parlaments erfolgte Auferung oder Abstimmung im Sinne von Artikel 8 des Protokolls Nr. 7 tiber die Vorrechte und
Befreiungen der Europiischen Union betrifft;

K. in der Erwigung, dass auf der Grundlage der zu diesem Sachverhalt vorgelegten Informationen und Erlauterungen kein
Grund zur Annahme besteht, dass das Strafverfahren von der Absicht getragen wird, die politische Tatigkeit des
Mitglieds zu beeintrichtigen oder dessen Ruf zu schiddigen und damit die Unabhingigkeit des Parlaments zu
beeintrichtigen (fumus persecutionis);

1. beschliefit, die Immunitdt von Georgios Epitideios aufzuheben;

2. beauftragt seinen Prisidenten, diesen Beschluss und den Bericht seines zustindigen Ausschusses unverziiglich den
griechischen Behérden und Georgios Epitideios zu iibermitteln.
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P8 TA(2019)0334
Antrag auf Aufhebung der Immunitit von Lampros Fountoulis

Beschluss des Europiischen Parlaments vom 4. April 2019 iiber den Antrag auf Authebung der Immunitit von
Lampros Fountoulis (2018/2269(IMM))

(2021/C 116/05)

Das Europdische Parlament,

— befasst mit einem am 12. Oktober 2018 vom stellvertretenden Staatsanwalt des Obersten Gerichtshofs Griechenlands
tibermittelten und am 13. November 2018 im Plenum bekannt gegebenen Antrag auf Authebung der Immunitit von
Lampros Fountoulis im Zusammenhang mit dem Verfahren Nr. ABM: 201710839,

— nach Anhorung von Lampros Fountoulis gemifl Artikel 9 Absatz 6 seiner Geschiftsordnung,

— gestiitzt auf die Artikel 8 und 9 des Protokolls Nr. 7 iiber die Vorrechte und Befreiungen der Europdischen Union und
auf Artikel 6 Absatz 2 des Aktes vom 20. September 1976 zur Einfithrung allgemeiner unmittelbarer Wahlen der
Mitglieder des Européischen Parlaments,

— unter Hinweis auf die Urteile des Gerichtshofs der Europdischen Union vom 12. Mai 1964, 10. Juli 1986, 15. und
21. Oktober 2008, 19. Mirz 2010, 6. September 2011 und 17. Januar 2013 (),

— unter Hinweis auf Artikel 62 der Verfassung Griechenlands,
— gestitzt auf Artikel 5 Absatz 2, Artikel 6 Absatz 1 und Artikel 9 seiner Geschiftsordnung,
— unter Hinweis auf den Bericht des Rechtsausschusses (A8-0183/2019),

A. in der Erwigung, dass die stellvertretende Staatsanwaltschaft beim Obersten Gerichtshof Griechenlands im
Zusammenhang mit einer moglichen Anklage wegen einer mutmaflichen Straftat die Authebung der Immunitit von
Lampros Fountoulis, Mitglied des Europdischen Parlaments, beantragt hat;

B. in der Erwigung, dass gemidfl Artikel 9 des Protokolls Nr. 7 iiber die Vorrechte und Befreiungen der Europdischen Union
Mitgliedern des Europdischen Parlaments im Hoheitsgebiet ihres eigenen Staates die den Parlamentsmitgliedern dieses
Staates zuerkannte Unverletzlichkeit zusteht;

C. in der Erwigung, dass ein Abgeordneter laut Artikel 62 der Verfassung Griechenlands wihrend der Legislaturperiode
ohne vorherige Zustimmung des Parlaments nicht verfolgt, festgenommen oder inhaftiert oder in sonstiger Weise in
seiner Freiheit beschrankt werden darf;

D. in der Erwigung, dass sich der Antrag des stellvertretenden Staatsanwalts beim Obersten Gerichtshof Griechenlands auf
ein Verfahren wegen eines mutmaflichen Verstofles gegen Artikel 45 und Artikel 232A des griechischen
Strafgesetzbuchs bezieht, die eine gemeinsame Missachtung eines Gerichtsentscheids betreffen;

E. in der Erwidgung, dass Lampros Fountoulis beschuldigt wird, die einstweilige Verfiigung Nr. 3603/2015 des Athener
Gerichts erster Instanz in Einzelrichterbesetzung missachtet zu haben, mit der die Beseitigung aller Kameras aus dem
Erdgeschoss und dem Eingangsbereich des Gebiudes Nr. 73 in der Odos Grammou in Marousi (Attika) und die Zahlung
einer GeldbufSe in Hohe von 600 EUR (sechshundert Euro) fiir jeden weiteren Verstof gegen den Entscheid vom 25. Mai
2015 angeordnet worden war;

(" Urteil des Gerichtshofs vom 12. Mai 1964, Wagner/Fohrmann und Krier, 101/63, ECLLEU:C:1964:28; Urteil des Gerichtshofs vom
10. Juli 1986, Wybot/Faure und andere, 149/85, ECLLEU:C:1986:310; Urteil des Gerichts vom 15. Oktober 2008, Mote/Parlament,
T-345/05, ECLLEU:T:2008:440; Urteil des Gerichtshofs vom 21. Oktober 2008, Marra/De Gregorio und Clemente, C-200/07 und
C-201/07, ECLL:EU:C:2008:579; Urteil des Gerichts vom 19. Midrz 2010, Gollnisch/Parlament, T-42/06, ECLLEU:T:2010:102;
Urteil des Gerichtshofs vom 6. September 2011, Patriciello, C-163/10, ECLL: EU:C:2011:543; Urteil des Gerichts vom 17. Januar
2013, Gollnisch/Parlament, T-346/11 und T-347/11, ECLLEU:T:2013:23.
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F. in der Erwigung, dass in Artikel 9 Absatz 8 der Geschiftsordnung festgelegt ist, dass sich der Rechtsausschuss in keinem
Fall zur Schuld oder Nichtschuld des Mitglieds bzw. zur Zweckmifigkeit einer Strafverfolgung der dem Mitglied
zugeschriebenen Auferungen oder Titigkeiten dufern darf, selbst wenn er durch die Priifung des Antrags umfassende
Kenntnis von dem zugrunde liegenden Sachverhalt erlangt;

G. in der Erwigung, dass es weder Aufgabe des Europdischen Parlaments ist, sich zur etwaigen Schuld des Mitglieds oder zu
der Moglichkeit zu duflern, die ihm zur Last gelegten Straftaten rechtlich zu verfolgen, noch, die jeweiligen Vorteile
einzelstaatlicher Rechts- und Gerichtssysteme zu kommentieren;

H. in der Erwidgung, dass die parlamentarische Immunitit gemafl Artikel 5 Absatz 2 der Geschiftsordnung des
Europiischen Parlaments kein personliches Vorrecht eines Mitglieds, sondern eine Garantie der Unabhangigkeit des
Parlaments als Ganzes und seiner Mitglieder ist;

I. in der Erwigung, dass die parlamentarische Immunitit dem Schutz des Parlaments und seiner Mitglieder vor
Gerichtsverfahren im Zusammenhang mit bei der Austibung der parlamentarischen Pflichten ausgefithrten Tatigkeiten,
die nicht von diesen Pflichten getrennt werden konnen, dient;

J. in der Erwagung, dass die Strafverfolgung keine in Ausiibung der Pflichten des betreffenden Mitglieds des Europdischen
Parlaments erfolgte Aulerung oder Abstimmung im Sinne von Artikel 8 des Protokolls Nr. 7 iiber die Vorrechte und
Befreiungen der Europiischen Union betrifft;

K. in der Erwigung, dass auf der Grundlage der zu diesem Sachverhalt vorgelegten Informationen und Erlduterungen kein
Grund zur Annahme besteht, dass das Strafverfahren von der Absicht getragen wird, die politische Tatigkeit des
Mitglieds zu beeintrichtigen oder dessen Ruf zu schidigen und damit die Unabhingigkeit des Parlaments zu
beeintrichtigen (fumus persecutionis);

1. beschliefst, die Immunitdt von Lampros Fountoulis aufzuheben;

2. beauftragt seinen Prisidenten, diesen Beschluss und den Bericht seines zustindigen Ausschusses unverziiglich den
griechischen Beh6rden und Lampros Fountoulis zu tibermitteln.
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P8 TA(2019)0335
Antrag auf Aufhebung der Immunitit von Eleftherios Synadinos

Beschluss des Europiischen Parlaments vom 4. April 2019 iiber den Antrag auf Authebung der Immunitit von
Eleftherios Synadinos (2018/2270(IMM))

(2021/C 116/06)

Das Europdische Parlament,

— befasst mit einem am 12. Oktober 2018 vom stellvertretenden Staatsanwalt des Obersten Gerichtshofs Griechenlands
tibermittelten und am 13. November 2018 im Plenum bekannt gegebenen Antrag auf Authebung der Immunitit von
Eleftherios Synadinos im Zusammenhang mit dem Verfahren Nr. AVB: 2017/10839,

— nach Anhorung von Eleftherios Synadinos gemafS Artikel 9 Absatz 6 seiner Geschiftsordnung,

— gestiitzt auf die Artikel 8 und 9 des Protokolls Nr. 7 iiber die Vorrechte und Befreiungen der Europdischen Union und
auf Artikel 6 Absatz 2 des Aktes vom 20. September 1976 zur Einfithrung allgemeiner unmittelbarer Wahlen der
Mitglieder des Européischen Parlaments,

— unter Hinweis auf die Urteile des Gerichtshofs der Europdischen Union vom 12. Mai 1964, 10. Juli 1986, 15. und
21. Oktober 2008, 19. Mirz 2010, 6. September 2011 und 17. Januar 2013 (),

— unter Hinweis auf Artikel 62 der Verfassung Griechenlands,
— gestitzt auf Artikel 5 Absatz 2, Artikel 6 Absatz 1 und Artikel 9 seiner Geschiftsordnung,
— unter Hinweis auf den Bericht des Rechtsausschusses (A8-0184/2019),

A. in der Erwigung, dass die stellvertretende Staatsanwaltschaft beim Obersten Gerichtshof Griechenlands im
Zusammenhang mit einer moglichen Anklage wegen einer mutmaflichen Straftat die Authebung der Immunitit von
Eleftherios Synadinos, Mitglied des Europdischen Parlaments, beantragt hat;

B. in der Erwigung, dass gemidfl Artikel 9 des Protokolls Nr. 7 iiber die Vorrechte und Befreiungen der Europdischen Union
Mitgliedern des Europdischen Parlaments im Hoheitsgebiet ihres eigenen Staates die den Parlamentsmitgliedern dieses
Staates zuerkannte Unverletzlichkeit zusteht;

C. in der Erwigung, dass ein Abgeordneter laut Artikel 62 der Verfassung Griechenlands wihrend der Legislaturperiode
ohne vorherige Zustimmung des Parlaments nicht verfolgt, festgenommen oder inhaftiert oder in sonstiger Weise in
seiner Freiheit beschrankt werden darf;

D. in der Erwigung, dass sich der Antrag des stellvertretenden Staatsanwalts beim Obersten Gerichtshof Griechenlands auf
ein Verfahren wegen eines mutmaflichen Verstofles gegen Artikel 45 und Artikel 232A des griechischen
Strafgesetzbuchs bezieht, die eine gemeinsame Missachtung eines Gerichtsentscheids betreffen;

E. in der Erwdgung, dass Eleftherios Synadinos beschuldigt wird, die einstweilige Verfigung Nr. 3603/2015 des Athener
Gerichts erster Instanz in Einzelrichterbesetzung missachtet zu haben, mit der die Beseitigung aller Kameras aus dem
Erdgeschoss und dem Eingangsbereich des Gebdudes Nr. 73 in der Odos Grammou in Marousi (Attika) und die Zahlung
einer GeldbufSe in Hohe von 600 EUR (sechshundert Euro) fiir jeden weiteren Verstof gegen den Entscheid vom 25. Mai
2015 angeordnet worden war;

(" Urteil des Gerichtshofs vom 12. Mai 1964, Wagner/Fohrmann und Krier, 101/63, ECLLEU:C:1964:28; Urteil des Gerichtshofs vom
10. Juli 1986, Wybot/Faure und andere, 149/85, ECLLEU:C:1986:310; Urteil des Gerichts vom 15. Oktober 2008, Mote/Parlament,
T-345/05, ECLLEU:T:2008:440; Urteil des Gerichtshofs vom 21. Oktober 2008, Marra/De Gregorio und Clemente, C-200/07 und
C-201/07, ECLL:EU:C:2008:579; Urteil des Gerichts vom 19. Midrz 2010, Gollnisch/Parlament, T-42/06, ECLLEU:T:2010:102;
Urteil des Gerichtshofs vom 6. September 2011, Patriciello, C-163/10, ECLL: EU:C:2011:543; Urteil des Gerichts vom 17. Januar
2013, Gollnisch/Parlament, T-346/11 und T-347/11, ECLLEU:T:2013:23.
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F. in der Erwigung, dass in Artikel 9 Absatz 8 der Geschiftsordnung festgelegt ist, dass sich der Rechtsausschuss in keinem
Fall zur Schuld oder Nichtschuld des Mitglieds bzw. zur Zweckmifigkeit einer Strafverfolgung der dem Mitglied
zugeschriebenen Auferungen oder Titigkeiten dufern darf, selbst wenn er durch die Priifung des Antrags umfassende
Kenntnis von dem zugrunde liegenden Sachverhalt erlangt;

G. in der Erwigung, dass es weder Aufgabe des Europdischen Parlaments ist, sich zur etwaigen Schuld des Mitglieds oder zu
der Moglichkeit zu duflern, die ihm zur Last gelegten Straftaten rechtlich zu verfolgen, noch, die jeweiligen Vorteile
einzelstaatlicher Rechts- und Gerichtssysteme zu kommentieren;

H. in der Erwidgung, dass die parlamentarische Immunitit gemafl Artikel 5 Absatz 2 der Geschiftsordnung des
Europiischen Parlaments kein personliches Vorrecht eines Mitglieds, sondern eine Garantie der Unabhangigkeit des
Parlaments als Ganzes und seiner Mitglieder ist;

I. in der Erwigung, dass die parlamentarische Immunitit dem Schutz des Parlaments und seiner Mitglieder vor
Gerichtsverfahren im Zusammenhang mit bei der Austibung der parlamentarischen Pflichten ausgefithrten Tatigkeiten,
die nicht von diesen Pflichten getrennt werden konnen, dient;

J. in der Erwagung, dass die Strafverfolgung keine in Ausiibung der Pflichten des betreffenden Mitglieds des Europdischen
Parlaments erfolgte Aulerung oder Abstimmung im Sinne von Artikel 8 des Protokolls Nr. 7 iiber die Vorrechte und
Befreiungen der Europiischen Union betrifft;

K. in der Erwigung, dass auf der Grundlage der zu diesem Sachverhalt vorgelegten Informationen und Erlduterungen kein
Grund zur Annahme besteht, dass das Strafverfahren von der Absicht getragen wird, die politische Tatigkeit des
Mitglieds zu beeintrichtigen oder dessen Ruf zu schidigen und damit die Unabhingigkeit des Parlaments zu
beeintrichtigen (fumus persecutionis);

1. beschliefSt, die Immunitit von Eleftherios Synadinos aufzuheben;

2. beauftragt seinen Prisidenten, diesen Beschluss und den Bericht seines zustindigen Ausschusses unverziiglich den
griechischen Behorden und Eleftherios Synadinos zu iibermitteln.
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(Vorbereitende Rechtsakte)

EUROPAISCHES PARLAMENT

P8 _TA(2019)0331

Keine Einwinde gegen eine Delegierte Verordnung: Datum, bis zu dem Gegenparteien ihre
Risikomanagementverfahren weiterhin auf bestimmte, nicht durch eine zentrale Gegenpartei
geclearte OTC-Derivatekontrakte anwenden diirfen

Beschluss des Europiischen Parlaments, keine Einwinde gegen die Delegierte Verordnung der Kommission vom
28. Miirz 2019 zur Anderung der Delegierten Verordnung (EU) 2016/2251 zur Ergéinzung der Verordnung (EU)
Nr. 648/2012 des Europiischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf das Datum, bis zu dem Gegenparteien
ihre Risikomanagementverfahren weiterhin auf bestimmte, nicht durch eine zentrale Gegenpartei geclearte
OTC-Derivatekontrakte anwenden diirfen, zu erheben (C(2019)02530 — 2019/2679(DEA))

(2021/C 116/07)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf die Delegierte Verordnung der Kommission (C(2019)02530),

— unter Hinweis auf das Schreiben der Kommission vom 28. Marz 2019, in dem diese das Europdische Parlament ersucht,
zu erkldren, dass es keine Einwédnde gegen die Delegierte Verordnung erheben wird,

— unter Hinweis auf das Schreiben des Ausschusses fir Wirtschaft und Wahrung vom 1. April 2019 an den Vorsitz der
Konferenz der Ausschussvorsitze,

— gestiitzt auf Artikel 290 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Européischen Union,

— gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 tiber
OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister (*), insbesondere auf Artikel 11 Absatz 5 und Artikel 82
Absatz 6,

— unter Hinweis auf die Delegierte Verordnung (EU) 2019/397 der Kommission vom 19. Dezember 2018 zur Anderung
der Delegierten Verordnung (EU) 2016/2251 zur Erginzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europdischen
Parlaments und des Rates im Hinblick auf das Datum, bis zu dem Gegenparteien ihre Risikomanagementverfahren
weiterhin auf bestimmte, nicht durch eine zentrale Gegenpartei geclearte OTC-Derivatekontrakte anwenden diirfen (%),

— unter Hinweis auf die Empfehlung des Ausschusses fur Wirtschaft und Wahrung fiir einen Beschluss,
— gestiitzt auf Artikel 105 Absatz 6 seiner Geschaftsordnung,

— unter Hinweis darauf, dass innerhalb der in Artikel 105 Absatz 6 dritter und vierter Spiegelstrich seiner
Geschiftsordnung vorgesehenen Frist, die am 4. April 2019 auslief, keine Einwinde erhoben wurden,

() ABLL 201 vom 27.7.2012, S. 1.
() ABLL 71 vom 13.3.2019, S. 15.
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A. in der Erwidgung, dass die Verordnung gemaf$ Artikel 4 der Delegierten Verordnung (EU) 2019/397 der Kommission ab
dem Tag gilt, an dem gemaf$ Artikel 50 Absatz 3 des Vertrags tiber die Europaische Union (EUV) die Vertrige keine
Anwendung mehr auf das Vereinigte Kénigreich und in dessen Hoheitsgebiet finden, es sei denn, zu diesem Zeitpunkt ist
ein Austrittsabkommen in Kraft getreten oder die in Artikel 50 Absatz 3 EUV genannte Frist von zwei Jahren wurde
verlangert;

B. in der Erwigung, dass der Europdische Rat am 22. Mirz 2019 den Beschluss (EU) 2019/476 (') erlassen hat, durch den
im Einvernehmen mit dem Vereinigten Konigreich die Frist nach Artikel 50 Absatz 3 EUV verlidngert wird, und dass
somit die zweite Bedingung fir die Anwendung der Delegierten Verordnung (EU) 2019/397, ndmlich dass die in
Artikel 50 Absatz 3 EUV genannte Frist von zwei Jahren nicht verlingert wurde, nicht erfiillt werden wird;

C. in der Erwidgung, dass die der Delegierten Verordnung (EU) 2019/397 zugrunde liegenden Griinde ungeachtet einer
Verliangerung der in Artikel 50 Absatz 3 EUV genannten Frist weiterhin Giiltigkeit haben, und ferner in der Erwidgung,
dass das Parlament am 13. Februar 2019 erklirt hat, keine Einwinde gegen die Delegierte Verordnung (EU) 2019/397
zu erheben;

D. in der Erwigung, dass das Parlament nach wie vor ebenfalls der Ansicht ist, dass es fiir die zustdndigen Behorden und
Finanzmirkte von Bedeutung ist, bestimmte aus einer Novation hervorgehende Geschifte fir einen begrenzten
Zeitraum von 12 Monaten freizustellen, wenn die im Vereinigten Konigreich ansissige Gegenpartei durch eine
Gegenpartei in der EU-27 ersetzt wird, und dass es in diesem Zusammenhang die Delegierte Verordnung vom 28. Mirz
2019 begriiflt, mit der der neuen Entwicklung, der Verlingerung der Frist nach Artikel 50 Absatz 3 EUV durch den
Beschluss (EU) 2019/476 des Europiischen Rates, Rechnung getragen wird;

1. erklart, keine Einwdnde gegen die Delegierte Verordnung zu erheben;
2. beauftragt seinen Prisidenten, diesen Beschluss dem Rat und der Kommission zu iibermitteln.
(") Beschluss (EU) 2019/476 des Europdischen Rates, im Einvernehmen mit dem Vereinigten Kénigreich gefasst, vom 22. Marz 2019

zur Verldngerung der Frist nach Artikel 50 Absatz 3 EUV (ABL L 80 I vom 22.3.2019, S. 1).



C116/18 Amtsblatt der Europdischen Union 31.3.2021

Donnerstag, 4. April 2019

P8 _TA(2019)0332

Keine Einwinde gegen eine Delegierte Verordnung: Zeitpunkt, ab dem die Clearingpflicht
fiir bestimmte Arten von Kontrakten wirksam wird

Beschluss des Europiischen Parlaments, keine Einwinde gegen die Delegierte Verordnung der Kommission vom

28. Mirz 2019 zur Anderung der Delegierten Verordnung (EU) 2015/2205, der Delegierten Verordnung

(EU) 2016/592 und der Delegierten Verordnung (EU) 2016/1178 zur Erginzung der Verordnung (EU)

Nr. 648/2012 des Europiischen Parlaments und des Rates hinsichtlich des Zeitpunkts, ab dem die Clearingpflicht
fiir bestimmte Arten von Kontrakten wirksam wird, zu erheben (C(2019)02533 — 2019/2680(DEA))

(2021/C 116/08)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf die Delegierte Verordnung der Kommission (C(2019)02533),

— unter Hinweis auf das Schreiben der Kommission vom 28. Mdrz 2019, in dem diese das Europdische Parlament ersucht,
zu erkldren, dass es keine Einwinde gegen die Delegierte Verordnung erheben wird,

— unter Hinweis auf das Schreiben des Ausschusses fiir Wirtschaft und Wahrung vom 1. April 2019 an den Vorsitz der
Konferenz der Ausschussvorsitze,

— gestiitzt auf Artikel 290 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

— gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 iiber
OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister ('), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 2 und Artikel 82
Absatz 6,

— unter Hinweis auf die Delegierte Verordnung (EU) 2019/396 der Kommission vom 19. Dezember 2018 zur Anderung
der Delegierten Verordnung (EU) 2015/2205, der Delegierten Verordnung (EU) 2016/592 und der Delegierten
Verordnung (EU) 2016/1178 zur Ergdnzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europdischen Parlaments und des
Rates hinsichtlich des Zeitpunkts, ab dem die Clearingpflicht fiir bestimmte Arten von Kontrakten wirksam wird (%),

— unter Hinweis auf die Empfehlung des Ausschusses fiir Wirtschaft und Wahrung fiir einen Beschluss,
— gestiitzt auf Artikel 105 Absatz 6 seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis darauf, dass innerhalb der in Artikel 105 Absatz 6 dritter und vierter Spiegelstrich seiner
Geschiftsordnung vorgesehenen Frist, die am 4. April 2019 auslief, keine Einwinde erhoben wurden,

A. in der Erwigung, dass die Verordnung gemif Artikel 4 der Delegierten Verordnung (EU) 2019/396 der Kommission ab
dem Tag gilt, an dem gemafl Artikel 50 Absatz 3 des Vertrags tiber die Europdische Union (EUV) die Vertrige keine
Anwendung mehr auf das Vereinigte Konigreich und in dessen Hoheitsgebiet finden, es sei denn, zu diesem Zeitpunkt ist
ein Austrittsabkommen in Kraft getreten oder die in Artikel 50 Absatz 3 EUV genannte Frist von zwei Jahren wurde
verlingert;

B. in der Erwigung, dass der Europdische Rat am 22. Mirz 2019 den Beschluss (EU) 2019/476 (*) erlassen hat, durch den
im Einvernehmen mit dem Vereinigten Konigreich die Frist nach Artikel 50 Absatz 3 EUV verldngert wird, und dass
somit die zweite Bedingung fiir die Anwendung der Delegierten Verordnung (EU) 2019/396, namlich dass die in
Artikel 50 Absatz 3 EUV genannte Frist von zwei Jahren nicht verlingert wurde, nicht erfiillt werden wird;

") ABL L 201 vom 27.7.2012, S. 1.

ABL L 71 vom 13.3.2019, S. 11.

) Beschluss (EU) 2019/476 des Europdischen Rates, im Einvernehmen mit dem Vereinigten Kénigreich gefasst, vom 22. Marz 2019
zur Verldngerung der Frist nach Artikel 50 Absatz 3 EUV (ABL L 80 I vom 22.3.2019, S. 1).
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C. in der Erwidgung, dass die der Delegierten Verordnung (EU) 2019/396 zugrunde liegenden Griinde ungeachtet einer
Verldngerung der in Artikel 50 Absatz 3 EUV genannten Frist weiterhin Giltigkeit haben, und ferner in der Erwégung,
dass das Parlament am 13. Februar 2019 erklirt hat, keine Einwinde gegen die Delegierte Verordnung (EU) 2019/396
zu erheben;

D. in der Erwdgung, dass das Parlament nach wie vor ebenfalls der Ansicht ist, dass es fiir die zustdndigen Behorden und
Finanzmirkte von Bedeutung ist, bestimmte aus einer Novation hervorgehende Geschifte fir einen begrenzten
Zeitraum von 12 Monaten freizustellen, wenn die im Vereinigten Konigreich ansidssige Gegenpartei durch eine
Gegenpartei in der EU-27 ersetzt wird, und dass es in diesem Zusammenhang die Delegierte Verordnung vom 28. Mirz
2019 begriiflt, mit der der neuen Entwicklung, der Verldngerung der Frist nach Artikel 50 Absatz 3 EUV durch den
Beschluss (EU) 2019/476 des Europiischen Rates, Rechnung getragen wird;

1. erklart, keine Einwinde gegen die Delegierte Verordnung zu erheben;

2. beauftragt seinen Prisidenten, diesen Beschluss dem Rat und der Kommission zu tibermitteln.
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P8 _TA(2019)0336

Aufstellung der Liste der Drittlinder, deren Staatsangehoérige beim Uberschreiten der
Auflengrenzen im Besitz eines Visums sein miissen, sowie der Liste der Drittlinder, deren
Staatsangehorige von dieser Visumpflicht befreit sind, mit Blick auf den Austritt des
Vereinigten Konigreichs aus der EU ***]

Legislative Entschlieffung des Europiischen Parlaments vom 4. April 2019 zu dem Vorschlag fiir eine Verordnung

des Europiischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 539/2001 des Rates zur

Aufstellung der Liste der Drittlinder, deren Staatsangehdrige beim Uberschreiten der Aulengrenzen im Besitz

eines Visums sein miissen, sowie der Liste der Drittlinder, deren Staatsangehérige von dieser Visumpflicht befreit
sind (COM(2018)0745 — C8-0483/2018 — 2018/0390(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

(2021/C 116/09)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europiische Parlament und den Rat (COM(2018)0745),

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 77 Absatz 2 Buchstabe a des Vertrags iiber die Arbeitsweise der
Europdischen Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C8-0483/2018),

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

— unter Hinweis auf die vorldufige Einigung, die gemif Artikel 69f Absatz 4 seiner Geschiftsordnung vom zustindigen
Ausschuss angenommen wurde, und auf die vom Vertreter des Rates mit Schreiben vom 2. April 2019 gemachte
Zusage, den Standpunkt des Parlaments gemdfl Artikel 294 Absatz 4 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der
Européischen Union zu billigen,

— gestiitzt auf Artikel 59 seiner Geschiftsordnung,
— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir biirgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres (A8-0047/2019),
1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, entscheidend dndert oder
beabsichtigt, ihn entscheidend zu dndern;

3. beauftragt seinen Prisidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu iibermitteln.

P8_TC1-COD(2018)0390

Standpunkt des Europiischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass
der Verordnung (EU) 2019/... des Europiischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Verordnung (EU)
20181806 zur Aufstellung der Liste der Drittlinder, deren Staatsangehdrige beim Uberschreiten der
Auflengrenzen im Besitz eines Visums sein miissen, sowie der Liste der Drittlinder, deren Staatsangehorige
von dieser Visumpflicht befreit sind, angesichts des Austritts des Vereinigten Konigreichs aus der Union

(Da Parlament und Rat eine Einigung erzielt haben, entspricht der Standpunkt des Parlaments dem endgiiltigen Rechtsakt, Verordnung
(EU) 2019/592.)
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P8 TA(2019)0337
Leitlinien fiir beschiftigungspolitische Mafdnahmen der Mitgliedstaaten *

Legislative EntschlieBung des Europiischen Parlaments vom 4. April 2019 zu dem Vorschlag fiir einen Beschluss
des Rates zu Leitlinien fiir beschiftigungspolitische Maflnahmen der Mitgliedstaaten (COM(2019)0151 —
C8-0131/2019 — 2019/0056(NLE))

(Anhorung)
(2021/C 116/10)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an den Rat (COM(2019)0151),

— gestiitzt auf Artikel 148 Absatz 2 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, gemifl dem es vom Rat
angehort wurde (C8-0131/2019),

— gestiitzt auf Artikel 78c seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir Beschiftigung und soziale Angelegenheiten (A8-0177/2019),

1. billigt den Vorschlag der Kommission;

2. fordert den Rat auf, es zu unterrichten, falls er beabsichtigt, von dem vom Parlament gebilligten Text abzuweichen;

3. fordert den Rat auf, es erneut anzuhoren, falls er beabsichtigt, den vom Parlament gebilligten Text entscheidend zu
dndern;

4. beauftragt seinen Prasidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission zu iibermitteln.
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P8 TA(2019)0339

Durchsetzungsanforderungen und spezifische Regeln fiir die Entsendung von Kraftfahrern
im Straenverkehrssektor ***I

Legislative Entschliefung des Europdischen Parlaments vom 4. April 2019 zu dem Vorschlag fiir eine Richtlinie
des Europiischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Richtlinie 2006/22/EG beziiglich der
Durchsetzungsanforderungen und zur Festlegung spezifischer Regeln im Zusammenhang mit der Richt-

linie 96/71/EG und der Richtlinie 2014/67[EU fiir die Entsendung von Kraftfahrern im Straflenverkehrssektor
(COM(2017)0278 — C8-0170/2017 — 2017/0121(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

(2021/C 116/11)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europdische Parlament und den Rat (COM(2017)02738),

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 91 Absatz 1 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,
auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C8-0170/2017),

— gestitzt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 18. Januar 2018 (%),
— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Ausschusses der Regionen vom 1. Februar 2018 (3,

— gestiitzt auf Artikel 59 seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir Verkehr und Tourismus und die Stellungnahme des Ausschusses fiir
Beschiftigung und soziale Angelegenheiten (A8-0206/2018),

1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, entscheidend dndert oder
beabsichtigt, ihn entscheidend zu dndern;

3. beauftragt seinen Prisidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu ibermitteln.

P8_TC1-COD(2017)0121

Standpunkt des Européischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass
der Richtlinie (EU) ...|... des Europiischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Richtlinie 2006/22/EG
beziiglich der Durchsetzungsanforderungen und zur Festlegung spezifischer Regeln im Zusammenhang mit der
Richtlinie 96/71EG und der Richtlinie 2014/67/EU fiir die Entsendung von Kraftfahrern im StrafSenverkehrs-
sektor und zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 iiber die Verwaltungszusammenarbeit mit Hilfe des
Binnenmarkt-Informationssystems (,,IMI-Verordnung“) [Abind. 764]

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION -

gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europaischen Union, insbesondere auf Artikel 91 Absatz 1,

() ABL C 197 vom 8.6.2018, S. 45.
() ABL C 176 vom 23.5.2018, S. 57.
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auf Vorschlag der Europidischen Kommission,
nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,
nach Stellungnahme des Europaischen Wirtschafts- und Sozialausschusses ('),
nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen (%),
gemifl dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren, (°)
in Erwagung nachstehender Griinde:

(-1)  Angesichts der hohen Arbeitskriftemobilitit im Straflenverkehrssektor sind sektorspezifische Vorschriften
erforderlich, um fiir ein Gleichgewicht zwischen der Freiheit der Unternehmen, grenziiberschreitende Dienste
anzubieten, dem freien Warenverkehr und dem Sozialschutz der Kraftfahrer zu sorgen. Ziel dieser Richtlinie ist es
daher, fiir Rechtssicherheit und Rechtsklarheit zu sorgen, zur Vereinheitlichung und Forderung der Durchsetzung
sowie zur Bekdmpfung unrechtmifSiger Praktiken beizutragen und den Verwaltungsaufwand zu reduzieren.
[Abind. 765]

(1) Im Interesse der Sicherheit, der Effizienz und der sozialen Verantwortlichkeit im Strallenverkehrssektor miissen
soweohl der freie Warenverkehr und die Dienstleistungsfreiheit, angemessene Arbeitsbedingungen und ein
angemessener Sozialschutz fiir die Kraftfahrer als—aueh sichergestellt und angemessene
Geschifts- und ein—fairer—Wettbewerb Wettbewerbsbedingungen fiir die Unternehmen sichergestelle geschaffen
werden, wobei insbesondere die Grundfreiheiten, der freie Warenverkehr und die Dienstleistungsfreiheit, wie sie
durch die Vertrige garantiert sind, zu wahren sind. [Abind. 766]

(la) Die fiir den Straflenverkehr geltenden einzelstaatlichen Bestimmungen miissen verhdiltnismiflig und
gerechtfertigt sein und diirfen die Wahrnehmung von im Vertrag verankerten Grundfreiheiten wie dem freien
Dienstleistungsverkehr nicht behindern oder weniger attraktiv machen, damit die Wettbewerbsfihigkeit der
Union erhalten bleibt bzw. gesteigert wird und die Arbeitsbedingungen und der Sozialschutz der Kraftfahrer
geachtet werden. [Abind. 767]

(2)  Angesichts der naturgemafl hohen Mobilitit der Straflenverkehrsdienstleistungen ist besonders darauf zu achten,
dass die Fahrer die ihnen zustehenden Rechte wahrnehmen koénnen und sich die Unternehmen, bei denen es sich
grofitenteils (90 %) um KMU mit weniger als zehn Arbeitnehmern handelt, nicht unverhiltnismifigen
administrativen Hiirden oder missbriuchlichen und diskriminierenden Kontrollen gegeniiberschen, die ihre Freiheit
zur grenziiberschreitenden Erbringung von Leistungen ungebiihrlich einschrinken. [Abdnd. 768]

(2a) Die fiir den Straflenverkehr geltenden einzelstaatlichen Bestimmungen miissen verhdltnismifSig und
gerechtfertigt sein und diirfen die Wahrnehmung von im Vertrag verankerten Grundfreiheiten wie dem freien
Warenverkehr und dem freien Dienstleistungsverkehr nicht behindern oder weniger attraktiv machen, damit die
Wettbewerbsfihigkeit der Union — auch hinsichtlich der Kosten von Waren und Dienstleistungen — erhalten
bleibt oder sogar gesteigert wird, indem die Arbeitsbedingungen und der Sozialschutz der Kraftfahrer sowie die
Besonderheiten des Sektors geachtet werden, da es sich bei Kraftfahrern um in hohem MafSe mobile Arbeitnehmer
und nicht um entsandte Arbeitnehmer handelt. [Abind. 769]

(3)  Fir das reibungslose Funktionieren des Binnenmarktes ist es entscheidend, dass ein Gleichgewicht zwischen der
Verbesserung des Sozialschutzes und der Arbeitsbedingungen fiir Kraftfahrer und der Erleichterung der Nutzung der
Dienstleistungsfreiheit durch in- und auslindische Strafenverkehrsunternehmen auf der Grundlage eines fairen, von
VerhiltnismifSigkeit gekennzeichneten und diskriminierungsfreien Wettbewerbs besteht. Daher miissen alle im
Verkehrssektor angewandten einzelstaatlichen Rechtsvorschriften oder Strategien, die auf nationaler Ebene
gelten, der Entwicklung und Stirkung des einheitlichen europdischen Verkehrsraums dienen und diirfen
keinesfalls zur Zersplitterung des Binnenmarkts beitragen. [Abind. 770]

(4)  Bei der Uberpriifung der Wirksamkeit und Effizienz der geltenden Sozialvorschriften der Union im Bereich des
Strafenverkehrs traten einige Schlupflocher und Mangel bei der Durchsetzung sowie unrechtmiiflige Praktiken wie
die Nutzung von Brtefkastenﬁrmen zutage. Zusitzlich sollte das Augenmerk auf die Bekimpfung von nicht
angemeldeter Erwerbstitigkeit im Verkehrssektor gerichtet werden. Ferner bestehen Unterschiede zwischen den
Mitgliedstaaten in Bezug auf Auslegung, Umsetzung und Anwendung der Vorschriften, was zuRechtsunsicherheit

") ABL C 197 vom 8.6.2018, S. 45.
ABL C 176 vom 23.5.2018, S. 57.
%) Standpunkt des Europdischen Parlaments vom 4. April 2019.
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einen hohen Verwaltungsaufwand fiir die Kraftfahrer und ungleicher Behandlung—vonKraftfahrern—und die
Unternehmen fithrt;—dies—wiederum—ist verursacht. Dies fiihrt zu Rechtsunsicherheit, was wiederum 4ufSerst
schadlich fiir die Arbeits-, Sozial- und Wettbewerbsbedingungen in dem Sektor ist. [Abidnd. 771]

(4a) Im Interesse einer ordnungsgemiflen Anwendung der Richtlinien 96/71/EG (*) und 2014/67/EU (°) des
Europdischen Parlaments und des Rates sollten die Kontrollen und die Zusammenarbeit auf Unionsebene bei der
Bekimpfung von Betrug im Zusammenhang mit der Entsendung von Kraftfahrern gestirkt werden, und es
sollten strengere Kontrollen durchgefiihrt werden, damit die Sozialbeitrige fiir entsandte Kraftfahrer auch
tatsichlich entrichtet werden. [Abind. 772]

(5)  Eine angemessene, wirksame und einheitliche Durchsetzung der Atbeitszeitbestimmungen Arbeits- und Ruhezeit-
bestimmungen ist entscheidend fiir die Verbesserung der Strafenverkehrssicherheit, den Schutz der Arbeits-
bedingungen der Kraftfahrer und die Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen durch Nichteinhaltung der
Bestimmungen. Daher sollten die in der Richtlinie 2006/22/EG bereits niedergelegten Anforderungen fiir eine
einheitliche Durchsetzung auch fiir die Kontrolle der Einhaltung der Arbeitszeitbestimmungen der Richtlinie
2002/15/EU eingefithrt werden. Es sollte auch maglich sein, Kontrollen der Lenk- und Arbeitszeiten und
Kontrollen der Einhaltung der Vorschriften fiir die Entsendung von Kraftfahrern ohne zusitzlichen
Verwaltungsaufwand miteinander zu kombinieren. Die Kontrollen der Einhaltung der Arbeitszeitbestimmungen
sollten vorerst nur auf dem Betriebsgelinde von Verkehrsunternehmen stattfinden, solange noch keine
Technologien verfiigbar sind, mit denen diese Kontrollen wirksam auf der StrafSe durchgefiihrt werden kénnen.
[Abind. 773]

(5a)  Aufgrund der besonderen Merkmale von Transportdienstleistungen und ihrer direkten Auswirkungen auf den
freien Warenverkehr sollten Strafenkontrollen, insbesondere im Hinblick auf die Sicherheit im StrafSenverkehr,
auf ein Minimum reduziert werden. Kraftfahrer sollten nicht fiir zusitzliche Verwaltungsaufgaben ihres
jeweiligen Unternehmens in die Verantwortung genommen werden. Die Einhaltung der Arbeitszeitbestimmungen
sollte ausschliefSlich auf dem Betriebsgelinde des Verkehrsunternehmens kontrolliert werden. [Abind. 774]

(5b)  Um effizientere, schnellere und mehr Strafenkontrollen zu erméglichen und zugleich den Verwaltungsaufwand
fiir die Fahrer zu reduzieren, sollte die Einhaltung der Richtlinie 2002/15/EG im Rahmen von Kontrollen auf dem
Betriebsgelinde der jeweiligen Unternehmen und nicht im Rahmen von Straflenkontrollen iiberpriift werden.
[Abind. 775]

(6)  Die Verwaltungszusammenarbeit der Mitgliedstaaten bei der Anwendung der Sozialvorschriften im StrafSenverkehr
hat sich als unzureichend erwiesen; die grenziiberschreitende Durchsetzung ist daher erschwert, ineffizient und
uneinheitlich. Aus diesem Grund ist ein Rahmen fiir effektive Kommunikation und Amtshilfe, auch fiir den
Austausch von Informationen tiber Verstoffe und empfehlenswerte Durchsetzungspraktiken, zu schaffen.

(6a)  Um eine wirksame Verwaltungszusammenarbeit und einen effizienten Informationsaustausch zu fordern, sollten
die Mitgliedstaaten ihre einzelstaatlichen elektronischen Register (EER) iiber das System des europdiischen
Registers der Kraftverkehrsunternehmen (ERRU) vernetzen, wobei Artikel 16 Absatz 5 der Verordnung (EG)
Nr. 1071/2009 des Europiischen Parlaments und des Rates (°) als Rechtsgrundlage herangezogen wird. Die
Mitgliedstaaten sollten alle erforderlichen Mafnahmen treffen, damit die einzelstaatlichen elektronischen
Register vernetzt werden, sodass die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten einschlieflich der Priifer, die die
Straflenkontrollen vornehmen, unmittelbar und in Echtzeit Zugang zu den im ERRU enthaltenen Daten und
Informationen haben. [Abind. 776]

(6b) Damit die Mindestanforderungen fiir die Umsetzung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006, der Verordnung (EU)
Nr. 165/2014 und der Richtlinie 2002/15/EG besser und einheitlicher angewandt werden und damit
Kraftverkehrsunternehmer die fiir die Entsendung von Fahrern geltenden Anforderungen leichter erfiillen
kénnen, sollte die Kommission ein IMI-Modul bzw. mehrere solcher Module fiir die Ubermittlung von
Entsendeerklirungen und eine elektronische Anwendung entwickeln, mit denen die Priifer, die die StrafSenkon-
trollen vornehmen, unmittelbar und in Echtzeit Zugang zum ERRU und zum IMI haben. [Abind. 777]

(*)  Richtlinie 96/71/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 1996 iiber die Entsendung von
Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen (ABI. L 18 vom 21.1.1997, S. 1).

(°)  Richtlinie 2014/67/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 zur Durchsetzung der Richtlinie
96/71/EG iiber die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen und zur Anderung der
Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 iiber die Verwaltungszusammenarbeit mit Hilfe des Binnenmarkt-Informationssystems
(,IMI-Verordnung“) (ABI. L 159 vom 28.5.2014, S. 11).

()  Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 zur Festlegung
gemeinsamer Regeln fiir die Zulassung zum Beruf des Kraftverkehrsunternehmers und zur Aufhebung der Richtlinie 96/26/EG
des Rates (ABI. L 300 vom 14.11.2009, S. 51).
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(7) Damit die Vorschriften noch wirksamer, effizienter und einheitlicher durchgesetzt werden, sollten die Merkmale und
der Einsatz der bestehenden nationalen Risikoeinstufungssysteme weiterentwickelt werden. Ein Zugang zu den durch
die Risikoeinstufungssysteme erfassten Daten wiirde eine gezieltere Kontrolle der gegen die Vorschriften
verstoffenden Unternehmen ermdglichen, und eine einheitliche Formel fiir die Risikoeinstufung von Verkehrsunter-
nehmen diirfte zu einer faireren Behandlung der Unternehmen bei Kontrollen fiihren.

(7a)  Im Interesse eines fairen Wettbewerbs und gleicher Rahmenbedingungen fiir Arbeitnehmer und Unternehmen
miissen bei der intelligenten Durchsetzung Fortschritte erzielt und die vollstindige Einfiihrung und Nutzung von
Risikoeinstufungssystemen nach Maoglichkeit unterstiitzt werden. Zu diesem Zweck muss den Vollzugsbehirden
Echtzeit-Zugriff auf die einzelstaatlichen elektronischen Register (EER) gewihrt werden, und das europdische
Register der Kraftverkehrsunternehmen (ERRU) muss moglichst umfassend genutzt werden. [Abind. 778]

(8)  Zur Gewihrleistung einheitlicher Bedingungen fiir die Umsetzung der Richtlinie 2006/22/EG sollten der
Kommission Durchfithrungsbefugnisse iibertragen werden. Diese Befugnisse sollten nach Mafigabe der Verordnung
(EU) Nr. 182/2011 des Europdischen Parlaments und des Rates (’) ausgeiibt werden.

(8a)  Die fiir Titigkeiten im Kraftverkehr geltenden Vorschriften iiber die Entsendung von Arbeitnehmern sollten
ausgewogen und einfach sein und maoglichst wenig Verwaltungsaufwand fiir Mitgliedstaaten und Verkehrs-
unternehmen verursachen. Sie sollten nicht darauf ausgerichtet sein, Unternehmen von Beforderungen aufSerhalb
des Landes, in dem sie niedergelassen sind, abzuschrecken. [Abind. 779]

(9)  Auch bei der Anwendung der Vorschriften der Richtlinie 96/71/EG des Europdischen Parlaments und des Rates (%)
fur die Entsendung von Arbeitnehmern sowie der Verwaltungsanforderungen der Richtlinie 2014/67/EU des
Europiischen Parlaments und des Rates(’) auf den hochst mobilen Straenverkehrssektor ergaben sich
Schwierigkeiten. Die nationalen Mafinahmen zur Anwendung und Durchsetzung der Vorschriften fur die
Entsendung von Arbeitnehmern im Strallenverkehrssektor wurden nicht koordiniert, was zu Rechtsunsicherheit,
Wettbewerbsverzerrungen im Verkehrssektor und einem hohen Verwaltungsaufwand fiir nicht gebietsansissige
Unternehmen der Union fihrte. Die Freiheit, grenziiberschreitend Straenverkehrsdienste bereitzustellen, wurde se

auf diese Weise ungebiihrlich eingeschrinkt, was sich negativ auf die Arbeitsplatzsituation und die
Wettbewerbsfihigkeit der Verkehrsunternehmen auswirkte. Die Verwaltungsanforderungen und die Kontroll-
mafnahmen miissen harmonisiert werden, damit die Verkehrsunternehmen keine unnotigen oder willkiirlichen
Verzogerungen hinnehmen miissen. [Abind. 780]

(9a)  Der Austausch von Daten und Informationen und die Verwaltungszusammenarbeit und gegenseitige Amtshilfe
der Mitgliedstaaten zum Zweck der uneingeschrinkten Einhaltung der Vorschriften sollten iiber das
Binnenmarkt-Informationssystem (IMI) erfolgen, fiir das die Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 des Europdischen
Parlaments und des Rates ('*) als Rechtsgrundlage dient. Das IMI sollte auflerdem fiir die Ubermittlung und
Aktualisierung der Entsendeerklirungen zwischen den Kraftverkehrsunternehmen und den zustindigen
Behorden der Aufnahmemitgliedstaaten herangezogen werden. Zur Verwirklichung dieses letztgenannten Ziels
muss innerhalb des IMI eine parallele offentliche Schnittstelle entwickelt werden, zu der die Kraftverkehrs-
unternehmen Zugang haben. [Abind. 781]

(9b)  Alle an der Lieferkette fiir Giiter beteiligten Akteure sollten den ihnen zukommenden Teil der Verantwortung fiir
Verstifle gegen die in dieser Richtlinie festgelegten Bestimmungen tragen. Dies sollte der Fall sein, wenn die
Akteure von den VerstifSen wussten oder angesichts der mafSgeblichen Umstinde von ihnen gewusst haben
miissten. [Abind. 782]

(9c)  Damit die KontrollmafSnahmen fiir die Entsendung von Kraftfahrern im Straflenverkehrssektor im Sinne der
Richtlinien 96/71/EG und 2014/67/EU ordnungsgemifS angewandt werden, sollten die Kontrollen und die
unionsweite Zusammenarbeit bei der Bekimpfung von Betrug im Zusammenhang mit der Entsendung von
Kraftfahrern gestirkt werden. [Abiand. 783]

() Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen
Regeln und Grundsitze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchfithrungsbefugnisse durch die Kommission
kontrollieren (ABL L 55 vom 28.2.2011, S. 13).

() Richtlinie 96/71/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 1996 iiber die Entsendung von Arbeitnehmern
im Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen (ABL. L 18 vom 21.1.1997, S. 1).

) Richtlinie 2014/67EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 zur Durchsetzung der Richtlinie 96/71/EG
iiber die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen und zur Anderung der
Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 iber die Verwaltungszusammenarbeit mit Hilfe des Binnenmarkt-Informationssystems
(,IMI-Verordnung®) (ABL. L 159 vom 28.5.2014, S. 11).

(") Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 iiber die Verwaltungs-
zusammenarbeit mit Hilfe des Binnenmarkt-Informationssystems und zur Aufhebung der Entscheidung 2008/49/EG der
Kommission (,IMI-Verordnung®) (ABL. L 316 vom 14.11.2012, S. 1).
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(94)  Auftragnehmer sollten dazu angehalten werden, ihrer sozialen Verantwortung nachzukommen, indem sie auf
Kraftverkehrsunternehmen zuriickgreifen, die die in dieser Richtlinie festgelegten Bestimmungen einhalten.
Damit Auftragnehmer diese Unternehmen leichter ermitteln kénnen, sollte die Kommission die bestehenden
Instrumente und bewdihrten Verfahren zur Forderung sozial verantwortlichen Handelns bei allen Beteiligten
entlang der Lieferkette fiir Giiter priifen und gegebenenfalls eine europiische Plattform vertrauenswiirdiger
Verkehrsunternehmen einrichten. [Abind. 784]

(9¢) Werden die Bestimmungen iiber die Niederlassung eines Kraftverkehrsunternehmens, das grenziiberschreitende
Beforderungen durchfiihrt, nicht eingehalten, so entstehen Verzerrungen im Binnenmarkt, und es wird zu
unlauterem Wettbewerb zwischen den Unternehmen beigetragen. Deshalb sollten die Bedingungen fiir die
Niederlassung von Kraftverkehrsunternehmen, die grenziiberschreitende Beforderungen durchfiihren, strenger
und einfacher zu iiberwachen sein, wobei insbesondere gegen die Griindung von Briefkastenfirmen vorgegangen
werden sollte. [Abind. 785]

(10)  Die Kommission erkannte in ihrem Vorschlag vom 8. Marz 2016 (') zur Anderung der Richtlinie 96/71/EG an, dass
die Durchfiihrung dieser Richtlinie in dem hochst mobilen Strafenverkehrssektor bestimmte rechtliche Fragen und
Schwierigkeiten aufwirft, die nach ihrer Auffassung durch sektorspezifische Rechtsvorschriften behoben werden
sollten.

(10a) Da es in Europa an Kraftfahrern mangelt, sollten die Arbeitsbedingungen erheblich verbessert werden, um die
Attraktivitit dieses Berufs zu steigern. [Abind. 786]

(11)  Um die wirksame und verhiltnismifSige Durchfihrung der Richtlinie 96/71/EG im StrafSenverkehrssektor
sicherzustellen, sind sektorspezifische Vorschriften erforderlich, die die Besonderheit der hohen Mobilitit der
Arbeitnehmer in diesem Sektor beriicksichtigen und ein Gleichgewicht zwischen dem sozialen Schutz der
Kraftfahrer und der Freiheit der Unternehmen, grenziiberschreitende Dienste anzubieten, herstellen. Die
Vorschriften iiber die Entsendung von Arbeitnehmern gemifS der Richtlinie 96/71/EG und die Bestimmungen
iiber die Durchsetzung dieser Vorschriften gemdfS der Richtlinie 2014/67/EU sollten fiir den StrafSenverkehrs-
sektor im Einklang mit der vorliegenden Richtlinie angewendet werden. [Abind. 787]

(12)  Die entsprechend ausgewogenen Vorschriften sollten auf einer ausreichenden Verbindung der Kraftfahrer mit dem

Geb1et des Jewelhgen Aufnahmemltghedstaats b351erer1 DaheHeH{e—eme—zeﬁhehe—Gfeiﬁe—feﬁgeleg{—weféeﬂﬁb—éef

Beféfdefuﬂgeﬂ—gekeﬁ Dlese zetfhehe—Gfeﬂ%e—sereﬁﬂeht—Fur—Kabefagebefefdeﬂmgeﬂﬁaaeh—deﬁ ausretchende
Verbindung ist im Fall von Kabotagebeforderungen im Sinne der Verordnungen (EG) Nr. 1072/2009 (*?) und (EG)
Nr. 1073/2009 (**) des Européischen Parlaments und des Rates gelrteﬂ gegeben da dle gesamte Beforderung in einem
Aufnahmem1tghedstaat stattﬁndet Folelieh : attb—¢

Daher sollten dte thhtlmten 96/7 I/EG und 2014/67/EU fur Kabotage gelten

[Abéind. 788]

(12a) Im Fall grenziiberschreitender Beforderungen besteht bei bilateralen grenziiberschreitenden Beforderungen die
Hauptverbindung eines Fahrers zu dem Niederlassungsmitgliedstaat des Verkehrsunternehmens, da er
regelmifSig dorthin zuriickkehrt. Ein Fahrer kann wihrend einer Fahrt mehrere bilaterale Beforderungen
durchfiihren. Andererseits besteht eine hinreichende Verbindung zu dem Hoheitsgebiet eines Aufnahmemit-
gliedstaats, wenn ein Fahrer andere Arten von Beforderungen, insbesondere nicht bilaterale grenziiberschreitende
Befiorderungen, in diesem Mitgliedstaat durchfiihrt. [Abind. 789]

(12b) Damit die Verkehrsressourcen effizient genutzt werden, den betrieblichen Gegebenheiten Rechnung getragen wird
und die Anzahl der Leerfahrten verringert wird, was ein wichtiges Element bei der Verwwkltchung der Ziele des
Ubereinkommens von Paris im Hinblick auf die Verringerung der CO2-Emissionen ist, sollte eine begrenzte
Anzahl zusitzlicher Beforderungstitigkeiten zulissig sein, ohne dass die Entsendevorschriften greifen. Diese
Tatigkeiten umfassen Beforderungen, die wihrend einer bilateralen Beforderung oder im Anschluss an eine
bilaterale Beforderung aus dem Niederlassungsmitgliedstaat und vor der Riickfahrt in den Niederlassungsmit-
gliedstaat erbracht werden. [Abind. 790]

(" COM(2016)0128.

(" Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 iiber gemeinsame Regeln fiir
den Zugang zum Markt des grenziiberschreitenden Giiterkraftverkehrs (ABL L 300 vom 14.11.2009, S. 72).

() Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 iiber gemeinsame Regeln fiir
den Zugang zum grenziiberschreitenden Personenkraftverkehrsmarkt und zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006
(ABL L 300 vom 14.11.2009, S. 88).
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(12¢) Fiihrt der Fahrer eine Beforderung im kombinierten Verkehr durch, ist die Art des erbrachten Dienstes auf der
Zu- oder Ablaufstrecke auf der Strafle eng mit dem Mitgliedstaat der Niederlassung verbunden, sofern die auf der
Strafle zuriickgelegte Teilstrecke selbst eine bilaterale Befirderung darstellt. Andererseits besteht eine
hinreichende Verbindung mit dem Hoheitsgebiet des Aufnahmemitgliedstaats, wenn die Beforderung auf der
Teilstrecke innerhalb des Aufnahmemitgliedstaats oder als nicht bilaterale grenziiberschreitende Beforderung
durchgefiihrt wird, weshalb in einem solchen Fall die Entsendevorschriften Anwendung finden sollten.
[Abind. 791]

(12d) Transitbeforderungen sollten nicht als Entsendungen betrachtet werden, da kein hinreichender Bezug zwischen
den Kraftfahrern und dem Hoheitsgebiet eines Transitmitgliedstaats besteht. Ferner sollte klargestellt werden,
dass der Ausstieg von Fahrgisten aus dem Bus wihrend eines Halts aus hygienischen Griinden nichts an dem
Charakter der Beforderung indert. [Abind. 792]

(12¢) Der Kraftverkehr ist eine iiberaus mobile Branche, weshalb in Bezug auf bestimmte Vergiitungsaspekte
einheitlich vorgegangen werden muss. Die Kraftverkehrsunternehmen bendtigen Rechtssicherheit hinsichtlich der
Vorschriften und Anforderungen, die sie erfiillen miissen. Diese Vorschriften und Anforderungen sollten klar und
verstindlich formuliert und den Kraftverkehrsunternehmen leicht zuginglich sein, und sie sollten wirksame
Kontrollen erméglichen. Die Einfiihrung neuer Regelungen darf keinen unnotigen Verwaltungsaufwand nach
sich ziehen, und die neuen Regelungen miissen den Interessen von KMU in angemessener Weise Rechnung tragen.
[Abind. 793]

(12f) Soweit nach nationalem Recht und nationalen Traditionen und Gepflogenheiten einschlieflich der Wahrung der
Autonomie der Sozialpartner die in Artikel 3 der Richtlinie 96/71/EG genannten Arbeits- und Beschiftigungs-
bedingungen gemdifS Artikel 3 Absitze 1 und 8 jener Richtlinie in Tarifvertrigen festgelegt sind, sollten die
Mitgliedstaaten sicherstellen, dass diese Arbeits- und Beschiftigungsbedingungen den Verkehrsunternehmen aus
anderen Mitgliedstaaten und den entsandten Kraftfahrern im Einklang mit der Richtlinie 2014/67/EU in
zugdnglicher und transparenter Art und Weise zur Verfiigung gestellt werden, wobei sie sich um die
diesbeziigliche Einbeziehung der Sozialpartner bemiihen sollten. Die einschligigen Informationen sollten
insbesondere die unterschiedlichen Lohnsitze und deren wesentliche Bestandteile, einschlieflich der in lokal oder
regional geltenden Tarifvertrigen vorgesehenen Bestandteile der Entlohnung, die Methode zur Berechnung des
filligen Lohns und — soweit zutreffend — die Kriterien fiir die Einstufung in die unterschiedlichen
Lohnkategorien umfassen. GemifS der Richtlinie (EU) 2018/957 des Europdischen Parlaments und des Rates (**)
zur Anderung der Richtlinie 96/71/EG sollten Verkehrsunternehmen nicht fiir Verstéfle in Bezug auf die
Bestandteile der Entlohnung, die Methode zur Berechnung des filligen Lohns und — soweit zutreffend — die
Kriterien fiir die Einstufung in die unterschiedlichen Lohnkategorien sanktioniert werden, wenn diese nicht
dffentlich zuginglich waren. [Abind. 794]

(13)  Um die wirksame und effiziente Durchsetzung der sektorspezifischen Vorschriften fir die Entsendung von
Arbeitnehmern sicherzustellen und einen unverhiltnismifligen Verwaltungsaufwand fiir nicht gebietsansissige
Unternehmen zu vermeiden, sollten im Stralenverkehrssektor spezifische Verwaltungs- und Kontrollanforderungen
eingefithrt werden, die Kontrollinstrumente wie den digitalen Fahrtenschreiber in vollem Umfang nutzen. Um die
Komplexitit der in dieser Richtlinie und in der Richtlinie 96/71/EG niedergelegten Verpflichtungen so gering wie
moglich zu halten, sollten die Mitgliedstaaten den StrafSenverkehrsunternehmen ausschliefSlich die in dieser
Richtlinie aufgefiihrten Verwaltungsanforderungen, die auf den Strafenverkehr zugeschnitten sind, auferlegen
konnen. [Abind. 795]

(13a) Um den Verwaltungs- und Dokumentationsaufwand fiir die Kraftfahrer so gering wie moglich zu halten, stellen
die Verkehrsunternehmen auf Ersuchen der zustindigen Behiorden des Niederlassungsmitgliedstaats des
Unternehmens im Rahmen der gegenseitigen Amtshilfe und Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten gemifS
Kapitel III der Richtlinie 2014/67/EU simtliche in dieser Richtlinie genannten notwendigen Dokumente zur
Verfiigung. [Abind. 796]

(13b) Um die Einfiihrung, Anwendung und Durchsetzung dieser Richtlinie zu vereinfachen, sollte das mit der
Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 geschaffene Binnenmarkt-Informationssystem (IMI) in den Mitgliedstaaten fiir
einen besseren linderiibergreifenden Informationsaustausch zwischen regionalen und lokalen Behirden genutzt
werden. Ebenfalls kénnte es vorteilhaft sein, die Funktionen des IMI um die Einreichung und Ubermittlung
einfacher Erklirungen zu erweitern. [Abind. 797]

()  Richtlinie (EU) 2018/957 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 28. Juni 2018 zur Anderung der Richtlinie
96/71/EG iiber die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen (ABL L 173 vom
9.7.2018, S. 16).
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(13c) Um den Verwaltungsaufwand fiir Transportunternehmen zu reduzieren, bei denen es sich hiufig um kleine und
mittlere Betriebe handelt, wirre es angemessen, fiir die Transportunternehmen das Verfahren zum Senden von
Erklirungen zur Entsendung durch standardisierte Formulare mit einigen vordefinierten Elementen, die in alle
Amtssprachen der Union iibersetzt sind, zu vereinfachen. [Abind. 798]

(13d) Eine allgemeine Einfiilhrung und Anwendung der Vorschriften fiir die Entsendung von Arbeitnehmern im
Straflenverkehrssektor konnte Auswirkungen auf die Struktur des Strafengiiterverkehrs in der Union haben.
Dabher sollten die Mitgliedstaaten und die Kommission die Auswirkungen dieses Vorgangs genau iiberwachen.
[Abind. 799]

(13¢) Bei der Durchsetzung sollte der Schwerpunkt auf Priifungen auf dem Betriebsgelinde der Unternehmen liegen.
Straflenkontrollen sollten nicht ausgeschlossen werden, doch sollten sie auf eine nicht diskriminierende Weise
durchgefiihrt und dabei ausschlieflich Frachtbriefe oder deren elektronische Ausgabe, Vorregistrierungen und
Bescheinigungen der Riickkehr in das Land der Niederlassung des Unternehmens oder des Wohnsitzes des Fahrers
iiberpriift werden. Bei StrafSenkontrollen sollten in erster Linie die Fahrtenschreiberdaten iiberpriift werden, da
dies wichtig ist, um die Aktivitit von Fahrer und Fahrzeug in einem rollierenden Zeitraum von vier Wochen sowie
die geografische Verteilung dieser Aktivitit festzustellen. Die Protokollierung des Lindercodes kann hilfreich
sein. [Abind. 800]

(13f) Die Auswirkungen der Anwendung und der Durchsetzung der Vorschriften fiir die Entsendung von
Arbeitnehmern im StrafSenverkehrssektor sollten regelmiifSig von der Kommission untersucht werden, Parlament
und Rat sollten iiber die Ergebnisse informiert werden, und es sollten Vorschlige unterbreitet werden, wie die
Vorschriften weiter vereinfacht werden konnen und der Verwaltungsaufwand reduziert werden kann.
[Abéind. 801]

(13 g) Da der Verkehrssektor, in dem die Fortbewegung wesentlich fiir die Arbeit der Kraftfahrer ist, einer besonderen
Behandlung bedarf, muss die Anwendung der Richtlinie 96/71/EG auf den StrafSenverkehrssektor zeitgleich mit
dem Inkrafttreten der Anderung der Richtlinie 2006/22/EG hinsichtlich der Durchsetzungsanforderungen und
besonderer Vorschriften in Bezug auf die Richtlinie 96/71/EG und die Richtlinie 2014/67/EU fiir die Entsendung
von Kraftfahrern im StrafSenverkehrssektor erfolgen. [Abind. 802]

(13h) Zwecks Anpassung der Anhinge dieser Richtlinie an die Fortentwicklung bewihrter Vorgehensweisen sollte der
Kommission die Befugnis iibertragen werden, gemifS Artikel 290 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der
Europiiischen Union Rechtsakte zur Anderung dieser Anhinge zu erlassen. Es ist von besonderer Bedeutung, dass
die Kommission im Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit angemessene Konsultationen, auch auf der Ebene von
Sachverstindigen, durchfiihrt, die mit den Grundsitzen in Einklang stehen, die in der Interinstitutionellen
Vereinbarung vom 13. April 2016 iiber bessere Rechtsetzung (°) niedergelegt wurden. Um insbesondere fiir eine
gleichberechtigte Beteiligung an der Vorbereitung delegierter Rechtsakte zu sorgen, erhalten das Europdische
Parlament und der Rat alle Dokumente zur gleichen Zeit wie die Sachverstindigen der Mitgliedstaaten, und ihre
Sachverstindigen haben systematisch Zugang zu den Sitzungen der Sachverstindigengruppen der Kommission,
die mit der Vorbereitung der delegierten Rechtsakte befasst sind. [Abind. 803]

(-14a) Bei dem Austausch von Informationen im Rahmen einer wirksamen Verwaltungszusammenarbeit und der
gegenseitigen Amtshilfe zwischen den Mitgliedstaaten sollten die in der Verordnung (EU) 2016/679 festgelegten
Anforderungen an den Schutz personenbezogener Daten eingehalten werden. [Abind. 804]

(-14b) Die Vorschriften zur Sicherstellung guter Sozialbedingungen auf dem europdischen Markt des Giiterkraftver-
kehrs sollten von allen Partnern in der Versorgungskette eingehalten werden. Um einen wirtschaftlich und sozial
nachhaltigen europiischen Binnenmarkt zu schaffen, sollte eine Verantwortungskette eingerichtet und
durchgefiihrt werden, in der alle Akteure der Logistikkette vertreten sind. Wenn fiir Transparenz und klare
Verantwortlichkeiten gesorgt und die soziale und wirtschaftliche Gleichheit gestirkt wird, steigt die Attraktivitdt
des Berufsbilds Kraftfahrer, und es wird ein gesunder Wettbewerb gefordert. [Abind. 805]

(14)  Die Richtlinie 2006/22/EG sollte daher entsprechend gedndert werden —

(¥*)  ABL L 123 vom 12.5.2016, S. 1.
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HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1
Die Richtlinie 2006/22/EG wird wie folgt gedndert:

1. Der Titel erhilt folgende Fassung:

,Richtlinie 2006/22/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom 15. Marz 2006 iiber Mindestbedingungen fiir
die Durchfithrung der Verordnungen (EG) Nr. 561/2006 und (EU) Nr. 165/2014 und die Umsetzung der Richtlinie
2002/15/EG des Europiischen Parlaments und des Rates beziiglich der Sozialvorschriften fiir Tatigkeiten im
Kraftverkehr sowie zur Aufhebung der Richtlinie 88/599/EWG des Rates*;

2. Artikel 1 erhilt folgende Fassung:

,Mit dieser Richtlinie werden Mindestbedingungen fiir die Durchfithrung der Verordnungen (EG) Nr. 561/2006 und
(EU) Nr. 165/2014 (¥) sowie der Richtlinie 2002/15/EG (**) festgelegt.

(*)  Verordnung (EU) Nr. 165/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 4. Februar 2014 iiber Fahrtenschreiber im
Strafenverkehr, zur Authebung der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 des Rates iiber das Kontrollgerdt im Straenverkehr und
zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Européischen Parlaments und des Rates zur Harmonisierung bestimmter
Sozialvorschriften im StraBenverkehr (ABL. L 60 vom 28.2.2014, S. 1).

(**)  Richtlinie 2002/15/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. Mérz 2002 zur Regelung der Arbeitszeit von
Personen, die Fahrtitigkeiten im Bereich des Straffentransports ausiiben (ABL. L 80 vom 23.3.2002, S. 35).

3. Artikel 2 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 Unterabsatz 2 erhilt folgende Fassung:

,Diese Kontrollen erfassen alljahrlich einen bedeutenden, reprasentativen Querschnitt des Fahrpersonals, der Fahrer,
der Unternehmen und der Fahrzeuge im Rahmen des Geltungsbereichs der Verordnungen (EG) Nr. 561/2006 und
(EU) Nr. 165/2014 sowie — bei Kontrollen auf dem Betriebsgelinde — des Fahrpersonals und der Fahrer im
Rahmen des Geltungsbereichs der Richtlinie 2002/15/EG Die Mitgliedstaaten fiihren erst dann Straflenkontrollen
zur Umsetzung der Richtlinie 2002/15/EG durch, wenn die Technik, die die wirksame Durchfiihrung dieser
Kontrollen ermdglicht, vorhanden ist. Bis dahin werden diese Kontrollen ausschliefSlich auf dem Betriebsgelinde
der Verkehrsunternehmen durchgefiihrt.“; [Abind. 806]

b) Absatz 3 Unterabsatz 1 erhilt folgende Fassung:

,Jeder Mitgliedstaat fuhrt die Kontrollen so durch, dass mindestens 3 % der Tage tiberpriift werden, an denen Fahrer
von in den Geltungsbereich der Verordnungen (EG) Nr. 561/2006 und (EU) Nr. 165/2014 sowie der Richtlinie
2002/15/EG fallenden Fahrzeugen arbeiten. Im Anschluss an StrafSenkontrollen — und sofern der Fahrer eines
oder mehrere der geforderten Dokumente nicht vorlegen kann — darf der Fahrer die Beforderung fortsetzen und
ist der Kraftverkehrsunternehmer im Mitgliedstaat der Niederlassung verpflichtet, die von den zustindigen
Behirden angeforderten Dokumente zu iibermitteln.“; [Abind. 807]

c. Absatz 4 erhilt folgende Fassung:

,(4)  Die Angaben, die der Kommission nach Artikel 17 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 iibermittelt werden,
missen die Zahl der bei Straflenkontrollen iiberpriiften Fahrer, die Zahl der auf dem Betriebsgelinde von
Unternehmen durchgefithrten Kontrollen, die Zahl der tiberpriiften Arbeitstage sowie die Zahl und die Art der
gemeldeten Verstofle mit dem Vermerk, ob es sich um Personenbeférderung oder Giitertransport handelte,
enthalten.”;
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3a. Artikel 5 erhdlt folgende Fassung:
~Artikel 5
Abgestimmte Kontrollen

Die Mitgliedstaaten fiihren mindestens sechs Mal jihrlich miteinander abgestimmte StrafSenkontrollen und
Kontrollen auf dem Betriebsgelinde bei in den Geltungsbereich der Verordnungen (EG) Nr. 561/2006 und (EU)
Nr. 165/2014 fallenden Fahrern und Fahrzeugen durch. Diese Kontrollen werden von den Vollzugsbehirden von
zwei oder mehr Mitgliedstaaten in ihren jeweiligen Hoheitsgebieten gleichzeitig durchgefiihrt. Die Zusammenfas-
sung der Ergebnisse der abgestimmten Kontrollen wird im Einklang mit der Verordnung (EU) 2016/679 des
Europiischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr offentlich zuginglich gemacht.“; [Abind. 809]

4. Artikel 6 Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

,(1)  Bei der Planung von Kontrollen auf dem Betriebsgelinde werden die bisherigen Erfahrungen mit den
verschiedenen Beforderungsarten und Unternehmenstypen beriicksichtigt. Sie werden auch durchgefiihrt, wenn bei
StrafRenkontrollen schwere Verstofe gegen die Verordnungen (EG) Nr. 561/2006 eder und (EU) Nr. 165/2014 ederdie

Richtinie 20021 5{EG festgestellt wurden.*; [Abind. 810]

4a. Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe b erhilt folgende Fassung:

»(b) alle zwei Jahre die Ubermittlung statistischer Erhebungen an die Kommission gemdifS Artikel 17 der
Verordnung (EG) Nr. 561/2006;“; [Abind. 811]

5. in Artikel 7 Absatz 1 wird der folgende Buchstabe angefiigt:

,d) die Gewihrleistung des Informationsaustauschs mit den anderen Mitgliedstaaten iiber die Anwendung der
nationalen Bestimmungen zur Umsetzung dieser Richtlinie und der Richtlinie 2002/15/EG.%

6. Artikel 8 wird wie folgt gedndert:
-a) In Absatz 1 erhilt der Einleitungssatz folgende Fassung:

»(1) Die gemifl Artikel 47 22 Absatz 3 2 der Verordnung (EWG EG) Nr. 3820{85 561/2006 oder
Artikel 19-—Absatz—3 40 der Verordnung (EWG EU) Nr. 3821/85 165/2014 gegenseitig zu iibermittelnden
Informationen werden zwischen den benannten Stellen, die der Kommission gemafs Artikel 7 Absatz—2 bekannt
gegeben wurden, wie folgt ausgetauscht:; [Abdnd. 812]

a) Absatz 1 Buchstabe b erhilt folgende Fassung:

,b) in Einzelfillen auf begritndetes ausdriickliches Ersuchen eines Mitgliedstaats, sofern die bendétigten
Informationen nicht durch direkte Abfrage der in Artikel 16 Absatz 5 der Verordnung (EG)
Nr. 1071/2009 genannten einzelstaatlichen elektronischen Register verfiigbar sind.“; [Abind. 813]

b) Folgender Absatz wird eingefuigt:

,(la)  Die Mitgliedstaaten iibermitteln die von anderen Mitgliedstaaten gemdfl Absatz 1 Buchstabe b
angeforderten Informationen in binnen zehn Arbeitstagen ab Eingang des Ersuchens. In hinreichend
begriindeten Fillen, die eine eingehende Priifung oder Kontrollen auf dem Betriebsgelinde der betroffenen
Unternehmen erfordern, binnen25-Arbeitstagen-abEingang-desErsuchens betrigt die Frist 20 Arbeitstage. Die
Mitgliedstaaten konnen eine kiirzere Frist vereinbaren. In dringenden Fillen oder solchen, die nur eine
Einsichtnahme in Register, z. B. in ein Risikoeinstufungssystem, erfordern, sind die angeforderten Informationen
innerhalb von drei Arbeitstagen zu tibermitteln. [Abéind. 814]
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Ist das Ersuchen nach Ansicht des ersuchten Mitgliedstaats unzureichend begriindet, so teilt er dies dem
ersuchenden Mitgliedstaat innerhalb von 8 fiinf Arbeitstagen mit. Der ersuchende Mitgliedstaat begriindet das
Ersuchen ausfiihrlicher. Ist dies nicht méglich, kann der andere Mitgliedstaat das Ersuchen ablehnen. [Abénd. 815]

Ist es schwierig oder unmoglich, einem Auskunftsersuchen nachzukommen oder Kontrollen und Untersuchungen
durchzufiihren, so teilt der betreffende ersuchte Mitgliedstaat dies dem ersuchenden Mitgliedstaat innerhalb von
10 fiinf Arbeitstagen mit und Angabe-von-Grinden—mit erldutert und rechtfertigt gebiihrend die Schwierigkeit
oder Unmaglichkeit, die entsprechenden Informationen bereitzustellen. Die betreffenden Mitgliedstaaten erdrtern
die Angelegenheit, um eine Losung fiir aufgetretene Schwierigkeiten zu finden. [Abédnd. 816]

Erlangt die Kommission Kenntnis davon, dass es beim Informationsaustausch bestandtge Probleme gibt oder
dass ein Mitgliedstaat die Ubermittlung von Informationen dauerhaft verweigert, kann sie alle erforderlichen
Abhilfemafnahmen ergreifen, etwa indem sie erforderlichenfalls die Angelegenheit untersucht und schliefSlich
Sanktionen gegen den Mitgliedstaat verhingt.“; [Abind. 817]

ba) Absatz 2 erhiilt folgende Fassung:

»(2)  Abweichend von Artikel 21 der Richtlinie 2014/67/EU erfolgt der Informationsaustausch zwischen
den zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten gemifS den Absitzen 1 und 1a dieses Artikels iiber das mit der
Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 eingerichtete Binnenmarkt-Informationssystem (IMI). Die zustindigen
Behorden der Mitgliedstaaten haben mithilfe des in Artikel 16 der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 genannten
europdischen Registers der Kraftverkehrsunternehmen (ERRU) unmittelbaren Zugang in Echtzeit zu den in
den einzelstaatlichen elektronischen Registern enthaltenen Daten.”; [Abidnd. 818]

bb) In Artikel 8 wird folgender Absatz angefiigt:

»(2a)  Die Kommission entwickelt eine fiir alle EU-Mitgliedstaaten gemeinsame elektronische Anwendung,
mit der die Priifer, die die StrafSenkontrollen und die Kontrollen auf dem Betriebsgelinde vornehmen, bis
spitestens 2020 iiber unmittelbaren Zugang in Echtzeit zum ERRU und zum IMI verfiigen. Diese Anwendung
wird im Rahmen eines Pilotprojekts entwickelt.“; [Abind. 819]

7. Artikel 9 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

(1)  Die Mitgliedstaaten errichten ein System fiir die Risikoeinstufung von Unternehmen nach Mafigabe der
relativen Anzahl und Schwere der von den einzelnen Unternehmen begangenen Verst6fe gegen die Verordnungen
(EG) Nr. 561/2006 oder (EU) Nr. 165/2014 oder gegen die nationalen Bestimmungen zur Umsetzung der
Richtlinie 2002/15/EG.

Bie Der Kommission legt—tnittels Durehfithrungsrechtsakten—einegemeinsame wird die Befugnis iibertragen,
gemdfS Artikel 15a delegierte Rechtsakte zur Festlegung einer gemeinsamen Formel fiir die Risikoeinstufung
von Unternehmen fest zu erlassen, die die Anzahl, Schwere und Hiufigkeit von Verstofen, die Ergebnisse von
Kontrollen, bei denen keine Verstofle festgestellt wurden, sowie die Tatsache beriicksichtigt, ob das StrafSenver-
kehrsunternehmen in allen seinen Fahrzeugen einen intelligenten Fahrtenschreiber gemifl Kapitel II der

Verordnung (EU) Nr. 165/2014 einsetzt. Diese Durehfithrungsrechtsakte-werdennach-denrinArtikel 1 2-Absatz 2
genanntenPrifverfahren—erlassen:”; [Abind. 820]

b) in Absatz 2 wird der zweite Satz gestrichen;
ba) Absatz 3 Unterabsatz 1 erhilt folgende Fassung:

»(3)  Eine erste Liste von VerstifSen gegen die Verordnungen (EG) Nr. 561/2006 und (EU) Nr. 165/2014 ist
in Anhang III enthalten.“; [Abind. 821]
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8a.

bb) Absatz 3 Unterabsatz 2 erhilt folgende Fassung:

Der Kommission wird im Hinblick auf die Erstellung von Leitlinien zur Gewichtung von VerstofSen gegen die
Verordnungen (EG) Nr. 561/2006 und (EU) Nr. 165/2014 die Befugnis ubertragen, gemaji Artikel 15a
delegierte Rechtsakte zur Anderung von Anhang I1I zu erlassen, um Leitlinien iiber ein gemeinsames Spektrum
von VerstifSen aufzustellen, welche gemiifS ihrer Schwere in Kategorien aufgeteilt sind.; [Abind. 822]

bc) Absatz 3 Unterabsatz 3 erhilt folgende Fassung:

Jn die Kategorie der schwerwiegendsten Verstofle sollten diejenigen aufgenommen werden, bei denen die
Nichteinhaltung der einschligigen Bestimmungen der Verordnung (EWG EG) Nr. 382685 561/2006 und (EWG
EU) Nr. 3821485 165/2014 das hohe Risiko in sich birgt, dass es zu Todesfillen oder schweren
Korperverletzungen kommt.“; [Abidnd. 823]

¢) die folgenden Absitze werden angefiigt:

,(4)  Zur Erleichterung gezielter Stralenkontrollen sind die in dem jeweiligen nationalen Risikoeinstufungs-
system erfassten Daten, die in den nationalen Registern der Verkehrsunternehmen und -titigkeiten enthalten
sind, zumindest iiber eine allen Mitgliedstaaten gemeinsame elektronische Anwendung, iiber die sie
unmittelbaren Zugang in Echtzeit zum ERRU haben, zum Kontrollzeitpunkt allen zustindigen Kontroll-
behorden des betreffenden Mitgliedstaates zuginglich. [Abidnd. 824]

(5) Die Mitgliedstaaten machen die in ihren nationalen R151koe1nstufungssystemen erfassten Daten allen
zustdndigen Behorden der anderen Mitgliedstaaten

mithilfe der in Artikel 16 der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 genannten interoperablen nationalen
elektronischen Register direkt zuginglich. In dieser Hinsicht wird der Informations- und Datenaustausch iiber
VerstofSe und iiber die Risikoeinstufung der Kraftverkehrsunternehmen mithilfe der Vernetzung, die durch das
ERRU zwischen den verschiedenen einzelstaatlichen Registern der Mitgliedstaaten hergestellt wird, gebiindelt
und durchgefiihrt.; [Abidnd. 825]

Artikel 11 Absatz 3 erhilt folgende Fassung:

,(3)  Die Kommission legt ist gemdfS Artikel 15a befugt, delegierte Rechtsakte zu erlassen, mit denen eine
gemeinsame Vorgehensweise fiir die Erfassung und Kontrolle der Zeiten fiir ,andere Arbeiten’ gemaf der Definition des
Artikels 4 Buchstabe e der Verordnung (EG) Nr. 561/2006, einschlieflich der Art der Erfassung und besonderer Fiille,
in denen sie zu erfolgen hat, festgelegt wird, sowic fiir die Erfassung und Kontrolle der Zeitriume von mindestens

emer Woche in denen ein Fahrer s1ch n1cht in seinem Fahrzeug auﬂqalt—m&els—Dﬂfehﬁhf&ﬂgﬁeehfsaktea—fest—Dfese
h gsrechtsakte rrafl-dem : erlassen und keine

Tattgketten mit dem Fahrzeug verrtchten kann [Aband 826]

Artikel 12 erhilt folgende Fassung:

,Artikel 12

Ausschussverfahren

(1)  Die Kommission wird von dem Ausschuss gemdfS Artikel 42 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 165/2014
unterstiitzt. Dieser Ausschuss ist ein Ausschuss im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

(2)  Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.
[Abind. 827]
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8b. Artikel 13 Buchstabe b erhilt folgende Fassung:

»b) Forderung eines kohdrenten Ansatzes und einer harmonisierten Auslegung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006
zwischen den verschiedenen Vollzugsbehdrden;; [Abind. 828]

8c. Artikel 14 erhilt folgende Fassung:
»Artikel 14
Verhandlungen mit Drittlindern

Nach Inkrafttreten dieser Richtlinie nimmt die Union Verhandlungen mit den betreffenden Drittlindern zur
Anwendung einer dieser Richtlinie inhaltlich gleichwertigen Regelung auf.

Bis zum Abschluss der Verhandlungen nehmen die Mitgliedstaaten in ihre Erhebungen, die der Kommission gemdfS
Artikel 16 17 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 zu iibermitteln sind, Angaben iiber Kontrollen an Fahrzeugen aus
Drittstaaten auf.“; [Abind. 829]

8d. Artikel 15 erhilt folgende Fassung:
»Artikel 15
Aktualisierung der Anhinge

Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemdfS Artikel 15a delegierte Rechtsakte zur Anderung der
Anhinge I und II zu erlassen, um notwendige Anpassungen an die Fortentwicklung bewihrter Verfahren
vorzunehmen.“; [Abind. 830]

8e. Der folgende Artikel wird eingefiigt:
»Artikel 15a
Ausiibung der Befugnisiibertragung

(1) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in diesem Artikel
festgelegten Bedingungen iibertragen.

(2)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemifS Artikel 9 Absatz 3 und Artikel 15 wird der
Kommission fiir einen Zeitraum von fiinf Jahren ab dem [Datum des Inkrafttretens dieser Richtlinie] iibertragen.
Die Kommission erstellt spitestens neun Monate vor Ablauf des Zeitraums von fiinf Jahren einen Bericht iiber die
Befugnisiibertragung. Die Befugnisiibertragung verlingert sich stillschweigend um Zeitriume gleicher Linge, es sei
denn, das Europdische Parlament oder der Rat widersprechen einer solchen Verlingerung spitestens drei Monate
vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums.

(3)  Die Befugnisiibertragung gemifS Artikel 9 Absatz 3 und Artikel 15 kann vom Europiischen Parlament oder
vom Rat jederzeit widerrufen werden. Der Beschluss iiber den Widerruf beendet die Ubertragung der in diesem
Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird am Tag nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen
Union oder zu einem im Beschluss iiber den Widerruf angegebenen spdteren Zeitpunkt wirksam. Er beriihrt nicht
die Giiltigkeit von bereits in Kraft getretenen delegierten Rechtsakten.

(4) Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kommission die von den einzelnen
Mitgliedstaaten benannten Sachverstindigen im Einklang mit den in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom
13. April 2016 iiber bessere Rechtsetzung enthaltenen Grundsitzen.

(5)  Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlisst, iibermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europdischen
Parlament und dem Rat.
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(6)  Ein delegierter Rechtsakt, der gemifS Artikel 9 Absatz 3 und Artikel 15 erlassen wurde, tritt nur in Kraft,
wenn weder das Europiische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Ubermittlung
dieses Rechtsakts an das Europiische Parlament und den Rat Einwinde erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser
Frist das Europiische Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwinde
erheben werden. Auf Initiative des Europdiischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei Monate
verlingert.“; [Abind. 831]

9. Anhang I wird wie folgt gedndert:
-a) Teil A Nummer 1 erhilt folgende Fassung:

»1. tégliche und wochentliche Lenkzeiten, Ruhepausen sowie tigliche und wochentliche Ruhezeiten; daneben
die Schaublitter der vorhergehenden Tage, die gemiifS Artikel 36 Absitze 1 und 2 der Verordnung (EU)
Nr. 165/2014 im Fahrzeug mitzufiihren sind, und/oder die fiir den gleichen Zeitraum auf der Fahrerkarte
und/oder im Speicher des Kontrollgerits gemifS Anhang II der vorliegenden Richtlinie aufgezeichneten
Daten und/oder Ausdrucke;*; [Abind. 832]

-aa) Teil A Nummer 2 erhilt folgende Fassung:

»2. wihrend des in Artikel 36 Absiitze 1 und 2 der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 genannten Zeitraums jede
Uberschreitung der zulissigen Hachstgeschwindigkeit des Fahrzeugs, d. h. jeder Zeitraum von mehr als
einer Minute, wihrend dessen die Geschwindigkeit des Fahrzeugs bei Fahrzeugen der Klasse N3 90 km/h
bzw. bei Fahrzeugen der Klasse M3 105 km/h iiberschritten hat (wobei die Fahrzeugklassen N3 und M3
der Definition gemdf der Richtlinie 2007/46/EG (') entsprechen); [Abind. 833]

(1) Richtlinie 2007/46/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 5. September 2007 zur Schaffung eines
Rahmens fiir die Genehmigung von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhingern sowie von Systemen, Bauteilen
und selbststindigen technischen Einheiten fiir diese Fahrzeuge (Rahmenrichtlinie).;

-ab) Teil A Nummer 4 erhilt folgende Fassung:

4. das einwandfreie Funktionieren des Kontrollgerits (Feststellung eines moglichen Missbrauchs des Gerits
und/oder der Fahrerkarte und/oder der Schaublitter) oder gegebenenfalls Vorlage der in Artikel 16
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 genannten Dokumente.“; [Abidnd. 834]

a)  in Teil A wird folgende Nummer 6 angefuigt:

,6. wochentliche Arbeitszeiten im Sinne der Artikel 4 und 5 der Richtlinie 2002/15/EG, vorausgesetzt, die
Technologie ermaglicht die Durchfiihrung wirksamer Kontrollen.“; [Abind. 835]

b)  in Teil B wird folgende Nummer 4 angefiigt:

4. Vorschriften der Artikel 4, 5 und 7 der Richtlinie 2002/15/EG beziiglich wochentlicher Arbeitszeiten,
Ruhepausen und Nachtarbeit.”;

ba) Teil B Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

»Die Mitgliedstaaten konnen bei Feststellung eines VerstofSes gegebenenfalls iiberpriifen, ob eine Mitverant-
wortung anderer Beteiligter der Beforderungskette, wie etwa Verlader, Spediteure oder Unterauftragnehmer,
vorliegt; dabei ist auch zu priifen, ob die fiir das Erbringen von Verkehrsdienstleistungen geschlossenen
Vertrige die Einhaltung der Verordnungen (EG) Nr. 561/2006 und (EU) Nr. 165/2014 ermdglichen.“.
[Abind. 836]
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Artikel 2

(1)  Dieser Artikel enthilt spezifische Vorschriften beziiglich bestimmter Aspekte der Richtlinie 96/71/EG, die die
Entsendung von Fahrern im Strafenverkehrssektor betreffen, sowie der Richtlinie 2014/67/EU des Europiischen Parlaments
und des Rates, die Verwaltungsanforderungen und Kontrollmafnahmen fiir die Entsendung dieser Fahrer betreffen.

(1a)  Diese spezifischen Vorschriften gelten fiir Fahrer, die bei in einem Mitgliedstaat niedergelassenen Unternehmen
angestellt sind, die eine der in Artikel 1 Absatz 3 Buchstabe a der Richtlinie 96/71/EG genannten Linderiibergreifenden
Mafnahmen treffen.

dgt. Ein Fahrer gilt nicht als ‘entsandt im Sinne der Richtlinie 967 1/EG,
wenn er bilaterale Beforderungen durchfiihrt.

2. Fiir die Zwecke dieser Richtlinie ist eine bilaterale Beforderung von Waren die Verbringung von Waren auf der
Grundlage eines Beforderungsvertrags vom Niederlassungsmitgliedstaat im Sinne von Artikel 2 Nummer 8 der
Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 in einen anderen Mitgliedstaat oder ein Drittland oder von einem anderen
Mitgliedstaat oder einem Drittland in den Niederlassungsmitgliedstaat.

(2a)  Ab dem Zeitpunkt, ab dem Fahrer Angaben zu Grenziibertritten gemdfS Artikel 34 Absatz 7 der Verordnung
(EU) Nr. 165/2014 manuell aufzeichnen miissen, wenden die Mitgliedstaaten die Ausnahmeregelung nach Artikel 2 fiir
die Befirderungen von Waren an, wenn

— der Fahrer eine bilaterale Beforderung durchfiihrt und dariiber hinaus in den Mitgliedstaaten oder Drittlindern,
durch die er fihrt, eine Be- und/oder Entladung vornimmt, sofern der Fahrer die Waren nicht in ein und demselben
Mitgliedstaat lidt und entlidt.

Erfolgt im Anschluss an eine bilaterale Beforderung, die im Niederlassungsmitgliedstaat beginnt und wihrend der keine
zusdtzliche Titigkeit ausgefiihrt wird, eine bilaterale Beforderung in den Niederlassungsmitgliedstaat, so gilt die
Ausnahme fiir bis zu zwei zusitzliche Be- und/oder Entladungen gemdfS den oben dargelegten Voraussetzungen.

Diese Ausnahmeregelung gilt nur bis zu dem Datum, zu dem Fahrzeuge, die in einem Mitgliedstaat erstmals zugelassen
werden, mit einem den in Artikel 8 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 genannten
Spezifikationen entsprechenden intelligenten Fahrtenschreiber ausgeriistet sein miissen, der die in Artikel 8 Absatz 1
Unterabsatz 1 derselben Verordnung genannten Anforderungen beziiglich der Aufzeichnung von Grenziiberschreitungen
und zusitzlichen Titigkeiten erfiillt. Ab diesem Datum gilt die in Unterabsatz 1 genannte Ausnahmeregelung nur noch
fiir Fahrer, die Fahrzeuge nutzen, die mit einem intelligenten Fahrtenschreiber, der die Anforderungen gemif den
Artikeln 8, 9 und 10 dieser Verordnung erfiillt, ausgestattet sind.

(2b)  Ein Fahrer, der gelegentlich oder regelmiifig im Bereich des grenziiberschreitenden Personenverkehrs im Sinne
der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 titig ist, gilt nicht als entsandt fiir die Zwecke der Richtlinie 96/71/EG, wenn er

— Fahrgiste im Niederlassungsmitgliedstaat aufnimmt und in einem anderen Mitgliedstaat oder in einem Drittland
wieder absetzt, oder

— Fahrgiiste in einem Mitgliedstaat oder in einem Drittland aufnimmt und sie im Niederlassungsmitgliedstaat wieder
absetzt, oder

— Fahrgiiste im Niederlassungsmitgliedstaat fiir ortliche Ausfliige im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009
aufnimmt und wieder absetzt.

(2¢c)  Ein Fahrer, der eine Kabotagebeforderung im Sinne der Verordnungen (EG) Nr. 1072/2009 und Nr. 1073/2009
durchfiihrt, gilt als entsandt im Sinne der Richtlinie 96/71/EG.



C116/36 Amtsblatt der Europdischen Union 31.3.2021

Donnerstag, 4. April 2019

(2d)  Ungeachtet von Artikel 2 Absatz 1 der Richtlinie 96/71/EG gilt ein Fahrer nicht als in das Hoheitsgebiet eines
Mitgliedstaats entsandt, den der Fahrer im Transit durchquert, ohne Fracht zu laden oder zu entladen und ohne
Fahrgiiste aufzunehmen oder abzusetzen.

(2¢)  Legt der Fahrer im kombinierten Verkehr im Sinne der Richtlinie 92/106/EWG die Zu- oder Ablaufstrecke auf
der StrafSe zuriick, so gilt er nicht als entsandt im Sinne der Richtlinie 96/71/EG, wenn die auf der StrafSe zuriickgelegte
Teilstrecke selbst aus bilateralen Beforderungen im Sinne von Absatz 2 besteht.

(2f)  Die Mitgliedstaaten sorgen im Einklang mit der Richtlinie 2014/67/EU dafiir, dass die in Artikel 3 der
Richtlinie 96/71/EG genannten Arbeits- und Beschiftigungsbedingungen, die gemiif§ Artikel 3 Absitze 1 und 8 jener
Richtlinie in Tarifvertrigen festgelegt sind, Verkehrsunternehmen aus anderen Mitgliedstaaten und entsandten Fahrern
in einer zugdnglichen und transparenten Art und Weise zur Verfiigung gestellt werden. Die einschligigen Informationen
umfassen insbesondere die unterschiedlichen Lohnsitze und deren wesentliche Bestandteile, einschlieflich der in lokal
oder regional geltenden Tarifvertrigen vorgesehenen Bestandteile der Entlohnung, die Methode zur Berechnung des
falligen Lohns und — soweit zutreffend — die Kriterien fiir die Einstufung in die unterschiedlichen Lohnkategorien.
Gemdf der Richtlinie (EU) 2018/957 zur Anderung der Richtlinie 96/71/EG werden Verkehrsunternehmen nicht fiir
VerstofSe in Bezug auf die Bestandteile der Entlohnung, die Methode zur Berechnung des filligen Lohns und — soweit
zutreffend — die Kriterien fiir die Einstufung in die unterschiedlichen Lohnkategorien sanktioniert, wenn diese nicht
dffentlich zuginglich waren.

(2 g)  Straflenverkehrsunternehmen mit Sitz in Drittstaaten darf keine giinstigere Behandlung zuteilwerden als
Unternehmen, die ihren Sitz in einem Mitgliedstaat haben.

Im Rahmen ihrer bilateralen Abkommen mit Drittstaaten setzen die Mitgliedstaaten, wenn sie den in diesen
Drittstaaten niedergelassenen Straflenverkehrsunternehmen den Zugang zum EU-Markt gewdihren, MafSnahmen um,
die den in der Richtlinie 96/71/EG und der vorliegenden Richtlinie [XX/XX] (lex specialis) vorgesehenen MafSnahmen
gleichwertig sind. Die Mitgliedstaaten bemiihen sich auflerdem, derlei gleichwertige Mafinahmen auch im Rahmen
multilateraler Abkommen mit Drittstaaten umzusetzen. Die Mitgliedstaaten teilen die einschligigen Bestimmungen
ihrer bilateralen und multilateralen Abkommen mit Drittstaaten der Kommission mit.

Damit eine angemessene Kontrolle dieser gleichwertigen MafSnahmen betreffend die Entsendung von Fahrern durch in
Drittstaaten medergelassene Unternehmen stattfmdet stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die iiberarbeiteten
Vorschriften in der Verordnung (EU) XXX/XXX in Bezug auf die Positionsbestimmung mittels Fahrtenschreibern
[Verordnung zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 165/2014] im Rahmen des Europiischen Ubereinkommens iiber
die Arbeit des im internationalen Straflenverkehr beschiiftigten Fahrpersonals (AETR) umgesetzt werden. [Abind. 837]

[Abind. 841]

Asbeitszeiten. [Aband. 842]

(4)  DbieMitgliedstaatenr Abweichend von Artikel 9 der Richtlinie 2014/67/EU konnen die Mitgliedstaaten nur die
folgenden Verwaltungsanforderungen und Kontrollmafnahmen vorschreiben: [Abdnd. 843]

a) die Verpflichtung fur das in einem anderen Mitgliedstaat nledergelassene Straenverkehrsunternehmen, spatestens zu
Beginn der Entsendung eine Entsendemeldung Meldung sowie etwaige diesbeziigliche Anderungen in einer
Amtssprache desAufrahmemitghedstaats-oder der Europdischen Union in engliseher-Sprachein elektronischer Form
iiber das mit der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 eingerichtete Binnenmarkt-Informationssystem (IMI) an die
zustindigen nationalen Behorden des Mitgliedstaats, in den der Fahrer entsandt wird, zu senden, die wobei diese
Meldung ausschlieflich folgende Angaben enthilt: [Abdnd. 844]
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i) die Identitit des Straenverkehrsunternehmens, durch Angabe seiner innergemeinschaftlichen Steuer-Ident-
ifikationsnummer oder der Nummer der Gemeinschaftslizenz; [Abind. 845]

ii) die Kontaktangaben eines Verkehrsleiters oder einer anderen Person/anderer Personen im Niederlassungsmit-
gliedstaat, der/die als Ansprechpartner(in) fiir die zustdndigen Behorden des Aufnahmemitgliedstaates, in dem die
Dienste erbracht werden, zur Verfiigung steht/stehen und Unterlagen bzw. Mitteilungen versendet/versenden und
in Empfang nimmt/nehmen;

iii) die—erwartete—Anzahl-entsandterFahrer Informationen iiber die entsandten Fahrer mit folgenden Details:
Identitit, Wohnsitzland, Land, in dem die Sozialbeitrige entrichtet werden, Sozialversicherungsnummer und
thre Namen Nummer des Fiihrerscheins; [Abind. 846]

iv) die-veraussichtliche Dauersowie das geplante Datum des Beginns, die geschitzte Dauer und des—Endes das
geschiitzte Ende der Entsendung sowie das auf den Beschiftigungsvertrag anzuwendende Recht; [Abind. 847]

iva) im Fall von Giiterkraftverkehrsunternehmen: die Identitit und die Kontaktdaten der Empfinger, sofern das
Verkehrsunternehmen keinen elektronischen Frachtbrief (e-CMR) verwendet; [Abind. 848]

v) die amtlichen Kennzeichen der fiir die Entsendung eingesetzten Fahrzeuge;

vi) die Art der Verkehrsdienstleistungen (Giiterbeforderung, Personenbeférderung, internationaler Verkehr,
Kabotage);

via) im Fall von Giiterkraftverkehrsunternehmen: die Anschriften der Be- und Entladeorte, sofern das
Verkehrsunternehmen keinen elektronischen Frachtbrief (e-CMR) verwendet; [Abind. 849]

b) die Verpflichtung fiir der das StrafSenverkehrsunternehmen, sicherzustellen, dass der Fahrer, in Papierform oder in
elektronischem Format eine Kopie der Entsendemteldung—und Meldung sowie den Nachweis der Erbringung von
Verkehrsdienstleistungen im Aufnahmemitgliedstaat (z. B. einen elektronischen Frachtbrief (e-CMR) oder die in
Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates genannten Belege) mit sich
zufithren fiihrt und, sofern verlangt, bei der Strafenkontrolle zuginglich z& machen kann; [Abind. 850]

¢) die Verpflichtung fiir den—Fahrer das StrafSenverkehrsunternehmen, swherzustellen dass der Fahrer iiber die
Aufzeichnungen des Fahrtenschreibers mit-siehzufithren und;
macehen; insbesondere die Lindercodes der Mitgliedstaaten verfiigt, durch die der Fahrer bei grenziiberschreitenden
Beforderungen und Kabotagebeforderungen gefahren ist, und dass er sie, sofern verlangt, bei der Straflenkontrolle
vorlegen kann; [Abind. 851]

ca) wihrend der Straflenkontrolle gemdfS den Buchstaben b und c dieses Artikels ist der Fahrer dazu berechtigt, die
Hauptverwaltung, den Verkehrsleiter oder jede andere Person oder Stelle zu kontaktieren, die die verlangten
Dokumente iibermitteln kann; [Abind. 852]

[Aband 855] .

die Verpflichtung fur das StrafSenverkehrsunternehmen, nach dem Entsendezeitraum den Behorden des Aufnahme-
p g

m}tgl-tedse&afs Mttgltedstaats, in den der Fahrer entsandt wurde, auf Anfrage innerhalb-cines-vertretbaren Zeitratms-in

iiber die dffentliche Schnittstelle des IMI [...] Kopien der unter b, und ¢

uid-e genannten Unterlagen sowie Unterlagen iiber die Entlohnung der entsandten Fahrer, die sich auf den Zeitraum
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der Entsendung beziehen, sowie deren Arbeitsvertrige oder gleichwertige Unterlagen im Sinne des Artikels 3 der
Richtlinie 91/533/EWG des Rates (), Zeiterfassungsbogen, die sich auf die Titigkeit des Fahrers beziehen, und
Zahlungsbelege zu tibermitteln.

Das Straflenverkehrsunternehmen muss die angeforderten Unterlagen innerhalb von zwei Monaten nach der
Anfrage iiber die Gffentliche Schnittstelle des IMI zur Verfiigung stellen.

Stellt das StrafSenverkehrsunternehmen innerhalb der gesetzten Frist nicht alle angeforderten Unterlagen iiber die
dffentliche Schnittstelle des IMI zur Verfiigung, kénnen die zustindigen Behiorden des Mitgliedstaats, in den der
Fahrer entsendet wurde, gemdfS den Artikeln 6 und 7 der Richtlinie 2014/67/EU die zustindigen Behorden des
Mitgliedstaats, in dem das Unternehmen niedergelassen ist, um Amtshilfe ersuchen. Wird ein solches Ersuchen iiber
das IMI iibermittelt, miissen die zustindigen Behorden des Mitgliedstaats, in dem das Unternehmen niedergelassen
ist, auf die Entsendemeldung und andere sachdienliche Angaben, die das Unternehmen iiber die offentliche
Schnittstelle des IMI iibermittelt hat, zugreifen konnen.

Die zustindigen Behirden des Mitgliedstaats, in dem das Unternehmen niedergelassen ist, sorgen dafiir, dass die
von den zustindigen Behorden des Mitgliedstaats, in den der Fahrer entsandt wurde, angeforderten Unterlagen
innerhalb von 25 Arbeitstagen nach dem Zeitpunkt des Ersuchens iiber das IMI bereitgestellt werden. [Abind. 853]

(5)  Fir die Zwecke des Absatzes 4 Buchstabe a kann das Straenverkehrsunternehmen eine Entsendemeldune Meldung
fiir einen Zeitraum von hochstens sechs Monaten vorlegen. [Abind. 856]

(5a)  Die Informationen aus den Meldungen werden im Datenspeicher des IMI fiir einen Zeitraum von 18 Monaten zu
Kontrollzwecken gespeichert und allen zustindigen Behorden der anderen Mitgliedstaaten, die gemdfS Artikel 3 der
Richtlinie 2014/67/EU, Artikel 18 der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 und Artikel 7 der Richtlinie 2006/22/EG
benannt wurden, unmittelbar und in Echtzeit zuginglich gemacht.

Die zustindige nationale Behirde kann den Sozialpartnern gemdfS den nationalen Rechtsvorschriften und
Gepflogenheiten den Zugang zu den Angaben gestatten, vorausgesetzt, diese Informationen

— beziehen sich auf eine Entsendung in den betreffenden Mitgliedstaat,
— beziehen sich auf eine Entsendung in den betreffenden Mitgliedstaat,

— die Datenverarbeitung richtet sich nach der Verordnung (EU) 2016/679 des Europdischen Parlaments und des Rates
vom 27. April 2016 zum Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien
Datenverkehr. [Abind. 857]

(5b) Die Kommission erlisst Durchfiihrungsrechtsakte, um ein Standardformular fiir die Ubermittlung der
Meldungen iiber die Gffentliche IMI-Schnittstelle in allen Amtssprachen der Union bereitzustellen, festzulegen, welche
Funktionen fiir die Meldungen im IMI-System zur Verfiigung stehen und wie die Angaben gemifS Absatz 4
Buchstabe a Ziffern i bis via in der Meldung dargestellt werden, und um sicherzustellen, dass die Angaben in den
Meldungen automatisch in die Sprache des jeweiligen Aufnahmemitgliedstaats iibersetzt werden. Die Durchfiihrungs-
rechtsakte werden nach dem Priifverfahren gemif Artikel 2a Absatz 2 erlassen. [Abind. 858]

(5c)  Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass es bei der Durchfiihrung der Kontrollmafnahmen nicht zu unnétigen
Verzogerungen kommt, die sich auf die Dauer und den Zeitpunkt der Entsendung auswirken konnten. [Abind. 859]

(5d)  Die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten arbeiten im Rahmen der in der Richtlinie 2014/67/EU und der
Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 festgelegten Bedingungen eng zusammen, leisten sich gegenseitig Amtshilfe und
tauschen alle mafSgeblichen Informationen aus. [Abind. 860]

(V) Richtlinie 91/533/EWG des Rates vom 14. Oktober 1991 iiber die Pflicht des Arbeitgebers zur Unterrichtung des
Arbeitnehmers iiber die fiir seinen Arbeitsvertrag oder sein Arbeitsverhiltnis geltenden Bedingungen (ABL. L 288 vom
18.10.1991, S. 32).



31.3.2021 Amtsblatt der Europdischen Union C116/39

Donnerstag, 4. April 2019

Artikel 2a

(1)  Die Kommission wird von dem Ausschuss gemifS Artikel 42 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 165/2014
unterstiitzt. Dieser Ausschuss ist ein Ausschuss im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

(2)  Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011. [Abénd. 861]

Artikel 2b

Die Mitgliedstaaten sehen Sanktionen gegen Versender, Spediteure, Auftragnehmer und Unterauftragnehmer wegen
Verstofles gegen Artikel 2 dieser Richtlinie vor, wenn ihnen bewusst ist oder angesichts der gegebenen Umstinde
bewusst sein miisste, dass im Rahmen der von ihnen in Auftrag gegebenen Verkehrsdienste gegen die vorliegende
Richtlinie verstofen wird.

Die Mitgliedstaaten legen fiir VerstifSe gegen diese Richtlinie Sanktionen fest und treffen die zur Sicherstellung ihrer
Anwendung erforderlichen MafSnahmen. Diese Sanktionen sind wirksam, verhdltnismdfSig, abschreckend und
diskriminierungsfrei. [Abiand. 862]

Artikel 2¢

Die Kommission priift die vorhandenen Instrumente und bewdihrten Verfahren zur Forderung von sozial verantwor-
tlichem Handeln aller an der Lieferkette von Giitern Beteiligten und legt gegebenenfalls bis zum ... [zwei Jahre nach
Inkrafttreten dieser Richtlinie] einen Legislativvorschlag fiir die Einrichtung einer Europdischen Vertrauensplattform
vor. [Abind. 863]

Artikel 2d
,Intelligente” Durchsetzung

(1)  Unbeschadet der Richtlinie 2014/67/EU und um die Verpflichtungen gemdfS Artikel 2 dieser Richtlinie
umfassender durchzusetzen, stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass in ihrem jeweiligen Hoheitsgebiet eine schliissige
nationale Durchsetzungsstrategie angewandt wird. Diese Strategie ist auf die in Artikel 9 der Richtlinie 2006/22/EG
des Europiischen Parlaments und des Rates genannten Unternehmen mit hoher Risikoeinstufung ausgerichtet.

(2)  Jeder Mitgliedstaat stellt sicher, dass die in Artikel 2 der Richtlinie 2006/22/EG vorgesehenen Kontrollen
gegebenenfalls Kontrollen der Entsendung umfassen und dass es bei diesen Kontrollen nicht zu einer unterschiedlichen
Behandlung der Betroffenen — insbesondere nicht zu Diskriminierung aufgrund der amtlichen Kennzeichen der fiir die
Entsendung eingesetzten Fahrzeuge — kommt.

(3)  Die Mitgliedstaaten kontrollieren gezielt Unternehmen, bei denen das Risiko eines VerstofSes gegen die fiir sie
geltenden Bestimmungen des Artikels 2 dieser Richtlinie als erhoht eingestuft wurde. Hierzu behandeln die
Mitgliedstaaten im Rahmen des nach Artikel 9 der Richtlinie 2006/22/EG des Europdischen Parlaments und des Rates
errichteten und nach Artikel 12 der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates
erweiterten Risikoeinstufungssystems das Risiko solcher VerstifSe als eigenstindiges Risiko.

(4)  Fiir die Zwecke von Absatz 3 haben die Mitgliedstaaten Zugang zu einschligigen Informationen und Daten, die
von den in Kapitel II der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 genannten intelligenten Fahrtenschreibern, in
Entsendemeldungen gemdfS Artikel 2 Absatz 4 dieser Richtlinie oder in elektronischen Frachtpapieren, etwa
elektronischen Frachtbriefen gemif dem Ubereinkommen iiber den Beforderungsvertrag im internationalen StrafSen-
giiterverkehr (eCMR), aufgezeichnet, verarbeitet oder gespeichert sind.

(5)  Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, delegierte Rechtsakte zu erlassen, um die Merkmale der Daten, zu
denen die Mitgliedstaaten Zugang haben, die Bedingungen fiir ihre Nutzung und die technischen Spezifikationen fiir die
Ubertragung der Daten und den Zugang dazu festzulegen, wobei sie insbesondere Folgendes festlegt:
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a) eine ausfiihrliche Liste der Informationen und Daten, zu denen die zustindigen nationalen Behorden Zugang haben,
die mindestens den Zeitpunkt und Ort des Grenziibertritts sowie des Be- und Entladens, das amtliche Kennzeichen
des Fahrzeugs und Angaben zum Fahrer enthilt;

b) die Zugangsrechte der zustindigen Behorden, gegebenenfalls unterschieden nach der Art der zustindigen Behirden,
der Art des Zugangs und dem Zweck der Datennutzung;

c) die technischen Spezifikationen fiir die Ubertragung der in Buchstabe a genannten Daten und den Zugang dazu,
gegebenenfalls einschliefSlich der Hichstdauer der Datenspeicherung, gegebenenfalls unterschieden nach der Art der
Daten.

(6)  Der Zugang zu allen in diesem Artikel genannten personenbezogenen Daten und deren Speicherung sind nur so
lange gestattet, wie es fiir den Zweck, fiir den sie erhoben wurden oder weiterverarbeitet werden, unbedingt erforderlich
ist. Sobald die Daten nicht mehr fiir diese Zwecke bendtigt werden, werden sie vernichtet.

(7)  Die Mitgliedstaaten fiihren mindestens drei Mal jihrlich miteinander abgestimmte StrafSenkontrollen in Bezug
auf Entsendungen durch, die gemeinsam mit den gemdfS Artikel 5 der Richtlinie 2006/22/EG vorzunehmenden
Kontrollen durchgefiihrt werden konnen. Diese Kontrollen werden gleichzeitig von den nationalen Behorden von zwei
oder mehr Mitgliedstaaten, die fiir die Durchsetzung der Entsendevorschriften zustindig sind, in ihren jeweiligen
Hoheitsgebieten durchgefiihrt. Die Mitgliedstaaten tauschen nach der Durchfiihrung der abgestimmten Straflenkon-
trollen Informationen iiber Anzahl und Art der festgestellten VerstifSe aus.

Die Zusammenfassung der Ergebnisse der abgestimmten Kontrollen wird im Einklang mit der Verordnung (EU)
2016/679 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natiirlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr Gffentlich zuginglich gemacht. [Abind. 864]

Artikel 2e
Anderung der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012

Im Anhang zu der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 werden die folgenden Nummern angefiigt:

»12a. Richtlinie 2006/22/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom 15. Mdrz 2006 iiber Mindest-
bedingungen fiir die Durchfiihrung der Verordnungen (EG) Nr. 561/2006 und (EU) Nr. 165/2014 und die
Umsetzung der Richtlinie 2002/15/EG des Europiischen Parlaments und des Rates beziiglich der Sozialvor-
schriften fiir Titigkeiten im Kraftverkehr sowie zur Aufhebung der Richtlinie 88/599/EWG des Rates: Artikel 8.

12b. Richtlinie des Europiischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Richtlinie 2006/22/EG beziiglich der
Durchsetzungsanforderungen und zur Festlegung spezifischer Regeln im Zusammenhang mit der Richtlinie
96/71/EG und der Richtlinie 2014/67/EU fiir die Entsendung von Kraftfahrern im StrafSenverkehrssektor:
Artikel 2 Absatz 5. [Abind. 865]

Artikel 3

Berichterstattung und Uberpriifung

ke K ettt . s ¢ efrer—tes hlag—bei: Die Mttgltedstaaten
erstatten der Kommission ]ahrltch Beru:ht uber dte Umsetzung dteser thhthme msbesondere beziiglich der
Jintelligenten* Durchsetzung nach Artikel 2d, und iiber etwaige Schwierigkeiten bei der Durchsetzung.

1.  Damit die Angaben iiber die Wirksamkeit der Durchsetzung bewertet werden konnen, muss der Bericht Angaben
zur Wirksamkeit folgender MafSnahmen enthalten:
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— des intelligenten Fahrtenschreibers gemiif$ Kapitel II der Verordnung (EU) Nr. 165/2014,

— der Verwendung des IMI gemifS Artikel 2 Absitze 5a und 5b der vorliegenden Richtlinie,

— der Verwendung elektronischer Frachtpapiere, etwa elektronischer Frachtbriefe gemifS dem Ubereinkommen iiber
den Beforderungsvertrag im internationalen Strafengiiterverkehr (eCMR),

— des Austauschs von Informationen zwischen den zustindigen Behirden mittels ERRU und IMI sowie von
Informationen dariiber, ob die Behirden bei Strafenkontrollen iiber die EU-Anwendung tatsichlich unmittelbaren
Zugriff in Echtzeit auf das ERRU und das IMI haben, gemif$ den Artikeln 8 und 9 der Richtlinie 2006/22/EG, und

— der Umsetzung des Schulungsprogramms, das den Fahrern und allen anderen Beteiligten, darunter Unternehmen,
Verwaltungen und Priifern, helfen soll, die neuen Vorschriften und Anforderungen, die sie betreffen, zu erfiillen.

(2)  Die Kommission kann zur Festlegung des Formats der Berichte und von Leitlinien fiir die Berichterstattung
gemdfS Absatz 1 Durchfiihrungsrechtsakte erlassen.

Diese Durchfiihrungsrechtsakte kinnen Vorschriften dahingehend enthalten, dass die Mitgliedstaaten der Kommission
zum Zwecke der Bewertung der Wirksamkeit der Durchsetzung dieser Richtlinie Daten zu den Verkehrsstromen und zu
den Mitgliedstaaten, in denen die Fahrzeuge zugelassen sind, zur Verfiigung stellen, die von den Mautsystemen in den
Mitgliedstaaten erfasst wurden, sofern solche Daten vorliegen.

(3) egepenenta ind-den-in-den-Absitzen2-und 3—genanntenBerichten—entsprechende dge-beizuttigen: Die
Kommission iibermittelt dem Europdischen Parlament und dem Rat bis zum 31. Dezember 2025 einen Bericht iiber die
Umsetzung und die Auswirkungen dieser Richtlinie, insbesondere in Bezug auf die Wirksamkeit der Durchsetzung,
einschlieflich einer Kosten-Nutzen-Analyse der Verwendung von Wiegesensoren zum Zwecke der automatischen
Erfassung der Be- und Entladeorte. Die Kommission fiigt ihrem Bericht gegebenenfalls einen Legislativvorschlag bei.

Der Bericht wird veriffentlicht. [Abind. 866]

Artikel 3a

Schulungen

Damit die Bestimmungen dieser Richtlinie erfiillt werden, erstellen die Kommission und die Mitgliedstaaten ein
umfassendes und integriertes Programm zur Schulung und Anpassung an die neuen Vorschriften und Anforderungen,
das sich an die Fahrer und alle weiteren an dem Verfahren beteiligten Akteure — Unternehmen, Verwaltungen, Priifer
usw. — richtet. [Abind. 867]

Artikel 4

(1)  Die Mitgliedstaaten erlassen und veréffentlichen spa o+ Pt :

i ot : : i bis zum 30. Juli 2020 die Rechts- und Verwaltungsvorschriften,
die erforderlich sind, um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie teilen der Kommission unverziiglich den Wortlaut dieser
Vorschriften mit. [Abidnd. 868]
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Bis zum Inkrafttreten dieser Richtlinie ist der Verkehrssektor in Anbetracht seines anerkanntermafSen hohen MafSes an
Mobilitit vom Geltungsbereich der MafSnahmen des Rechtsakts zur Anderung der Richtlinie 96/71/EG ausgenommen.
[Abind. 869]

Bis zum Inkrafttreten der Durchsetzungsanforderungen dieser Richtlinie, mit denen verkehrsspezifische Regeln
festgelegt werden, ist der Verkehrssektor vom Geltungsbereich der MafSnahmen des Rechtsakts zur Anderung der
Richtlinie 96/71/EG ausgenommen. [Abind. 870]

Sie wenden diese Rechtsvorschriften ab dem [...] an.

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der
amtlichen Veroffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.

(2)  Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten nationalen Vorschriften mit, die sie auf dem
unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 5
Diese Richtlinie tritt am Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.
Artikel 6

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.
Geschehen zu ... am [...]

Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates

Der Prisident Der Président
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P8 _TA(2019)0340

Tagliche und wochentliche Lenkzeiten, Mindestfahrtunterbrechungen sowie Ruhezeiten und
Positionsbestimmung mittels Fahrtenschreibern ***

Legislative Entschlieffung des Europidischen Parlaments vom 4. April 2019 zu dem Vorschlag fiir eine Verordnung
des Europiischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 hinsichtlich der
Mindestanforderungen in Bezug auf die maximalen tiglichen und wochentlichen Lenkzeiten, Mindestfahrtunter-
brechungen sowie tiglichen und wochentlichen Ruhezeiten und der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 in Bezug auf
die Positionsbestimmung mittels Fahrtenschreibern (COM(2017)0277 — C8-0167/2017 — 2017/0122(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)
(2021/C 116/12)
Das Europdische Parlament,

— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europiische Parlament und den Rat (COM(2017)0277),

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 91 Absatz 1 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,
auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C8-0167/2017),

— gestitzt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Européischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 18. Januar 2018 (1),
— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Ausschusses der Regionen vom 1. Februar 2018 (3,

— gestiitzt auf Artikel 59 seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir Verkehr und Tourismus und die Stellungnahme des Ausschusses fiir
Beschiftigung und soziale Angelegenheiten (A8-0205/2018),

1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, entscheidend dndert oder
beabsichtigt, ihn entscheidend zu dndern;

3. beauftragt seinen Prisidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu iibermitteln.

P8 TC1-COD(2017)0122

Standpunkt des Europiischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass

der Verordnung (EU) ...[... des Europidischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Verordnung (EG)

Nr. 561/2006 hinsichtlich der Mindestanforderungen in Bezug auf die maximalen tiglichen und woéchentlichen

Lenkzeiten, Mindestfahrtunterbrechungen sowie tiglichen und wochentlichen Ruhezeiten und der Verordnung
(EU) Nr. 165/2014 in Bezug auf die Positionsbestimmung mittels Fahrtenschreibern

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION -

gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europaischen Union, insbesondere auf Artikel 91 Absatz 1,

() ABL C 197 vom 8.6.2018, S. 45.
() ABL C 176 vom 23.5.2018, S. 57.
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auf Vorschlag der Europidischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,
nach Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses ('),
nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen (%),

gemifl dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren, (°)

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Gute Arbeitsbedingungen fiir die Fahrer und faire Geschiftsbedingungen fiir Kraftverkehrsunternehmen sind von
grofiter Bedeutung fiir die Schaffung eines sicheren, effizienten wad, sozial verantwortlichen und diskriminie-
rungsfreien Straenverkehrssektors, der qualifizierte Arbeitskrifte fiir sich gewinnen kann. Um diesen Prozess zu
erleichtern, ist es unverzichtbar, dass die Sozialvorschriften der Union im StraRenverkehr klar, verhdltnismifSig,
zweckdienlich, sowie leicht anzuwenden und durchzusetzen sind und in wirksamer und kohirenter Weise in der
gesamten Union umgesetzt werden. [Abdnd. 346]

(2)  Bei der Uberpriifung von Wirksamkeit und Effizienz der Umsetzung der bestehenden Sozialvorschriften der Union
im Straenverkehr und insbesondere der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Europiischen Parlaments und des
Rates (*) wurden einige Mingel bei der Umsetzung des bestehenden Rechtsrahmens festgestellt. Unklare wnd
ungeeignete Vorschriften zur wochentlichen Ruhezeit, zu Einrichtungen fur die Ruhezeiten und Fahrtunter-
brechungen im Mehrfahrerbetrieb sowie fehlende Bestimmungen iiber die Riickkehr der Fahrer an ihren Wohnort
oder einen anderen Ort ihrer Wahl fithren zu unterschiedlichen Auslegungen und Durchsetzungspraktiken in den
Mitgliedstaaten. Durch die von einigen Mitgliedstaaten kiirzlich verabschiedeten einseitigen MafSnahmen werden die
Rechtsunsicherheit und die Ungleichbehandlung von Fahrern und Unternehmen weiter verstarkt. Hingegen tragen
die maximalen Lenkzeiten pro Tag und pro Woche gemif§ der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 wirksam zur
Verbesserung der sozialen Bedingungen der Kraftfahrer sowie zur allgemeinen Strafenverkehrssicherheit bei,
weshalb dafiir gesorgt werden sollte, dass sie eingehalten werden. [Abind. 347]

(2a)  Im Interesse der Straflenverkehrssicherheit und der Durchsetzung sollten alle Kraftfahrer umfassend iiber die
Vorschriften zu Lenk- und Ruhezeiten und die Verfiigbarkeit von Rastanlagen informiert sein. Daher sollten die
Mitgliedstaaten Leitlinien ausarbeiten, die diese Verordnung in klarer und einfacher Weise wiedergeben,
hilfreiche Informationen zu Parkplitzen und Rastanlagen enthalten und aus denen eindeutig hervorgeht, wie
wichtig es ist, gegen Ermiidung vorzugehen. [Abind. 348]

(2b)  Im Interesse der StrafSenverkehrssicherheit sollten die Kraftverkehrsunternehmen dazu angehalten werden, eine
sicherheitszentrierte Denkweise zu verfolgen, die von der oberen Fiihrungsebene festgelegte Sicherheits-
mafSnahmen und -verfahren, die Verpflichtung der mittleren Fiihrungsebene zur Durchsetzung der Sicherheits-
strategie und die Bereitschaft der Arbeitnehmer umfasst, die Sicherheitsvorschriften einzuhalten. Probleme der
Straflenverkehrssicherheit sollten eindeutig im Mittelpunkt stehen, beispielsweise Ermiidung, Haftung, Fahrten-
und Personalplanung, leistungsabhingige Bezahlung und Just-in-Time-Lieferungen. [Abind. 349]

(3)  Die Ex-post-Bewertung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 hat bestitigt, dass die uneinheitliche und ineffiziente
Durchsetzung der Sozialvorschriften der Union vor allem auf unklare Vorschriften, ineffiziente und ungleiche
Nutzung der Kontrollinstrumente und unzureichende Verwaltungszusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten
zuriickzufithren ist, was wiederum die Zersplitterung des europiischen Binnenmarktes verstirkt. [Abind. 350]

(4 Klare, angemessene und einheitlich durchgesetzte Vorschriften sind ebenfalls von entscheidender Bedeutung fiir die
Verwirklichung der politischen Ziele, ndmlich die Arbeitsbedingungen der Kraftfahrer zu verbessern sowie
insbesondere einerr unverfilschten und fairen Wettbewerb zwischen den Verkehrsunternehmern zu gewihrleisten
und einen Beitrag zur Sicherheit im Straenverkehr fiir alle Straenverkehrsteilnehmer zu leisten. [Abind. 351]

ABL. C 197 vom 8.6.2018, S. 45.

ABl. C 176 vom 23.5.2018, S. 57.

Standpunkt des Europdischen Parlaments vom 4. April 2019.

Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Européischen Parlaments und des Rates vom 15. Mérz 2006 zur Harmonisierung bestimmter
Sozialvorschriften im Straenverkehr und zur Anderung der Verordnungen (EWG) Nr. 3821/85 und (EG) Nr. 2135/98 des Rates
sowie zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 des Rates (ABL. L 102 vom 11.4.2006, S. 1).

S

o~ o~ —
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(4a) Damit die Wettbewerbsfihigkeit der Europdischen Union aufrechterhalten oder gar verbessert wird, miissen
etwaige einzelstaatliche Vorschriften im Bereich des StrafSenverkehrs verhiltnismdifSig und begriindet sein und
diirfen nicht bewirken, dass die Ausiibung der im Vertrag verankerten Grundfreiheiten, wozu der freie
Warenverkehr und die Dienstleistungsfreiheit zihlen, behindert wird oder an Anziehungskraft verliert.
[Abind. 352]

(4b)  Damit unionsweit einheitliche Ausgangsbedingungen fiir den StrafSenverkehr herrschen, sollte diese Verordnung
fiir alle Fahrzeuge mit einem Gewicht von mehr als 24 Tonnen gelten, die fiir grenziiberschreitende
Befiorderungen eingesetzt werden. [Abind. 353/rev]

(5)  Die bisherige Anforderung in Bezug auf Fahrtunterbrechungen hat sich als ungeeignet und unpraktisch fiir Fahrer,
die sich beim Fahren abwechseln, erwiesen. Daher ist es angebracht, die Verpflichtung zur Aufzeichnung von
Fahrtunterbrechungen dem besonderen Charakter der Beforderungen anzupassen, die von Fahrern durchgefiihrt
werden, die sich beim Fahren abwechseln.

(5a)  Die Giiterbeforderung unterscheidet sich grundlegend von der Personenbeforderung. Die Fahrer von Reisebussen
stehen in engem Kontakt mit ihren Fahrgdsten und sollten in der Lage sein, flexibler Fahrtunterbrechungen
einzulegen, ohne die Lenkzeiten zu verlingern oder die Ruhezeiten und Fahrtunterbrechungen zu verkiirzen.
[Abind. 354]

(6)  Im grenziiberschreitenden Fernverkehr titige Fahrer sind iiber lange Zeitrdume von ihrem Heimatort abwesend.
Durch die derzeitigen Anforderungen an die regelmifSige wochentliche Ruhezeit werden diese Zeitraume unnétig
verlangert. Daher ist es wiinschenswert, die Bestimmung iiber die regelmifSige wochentliche Ruhezeit so anzupassen,
dass es fiir die Fahrer leichter ist, Beforderungen unter Einhaltung der Vorschriften durchzufithren und fiir eine
regelmiflige wochentliche Ruhezeit an ihren Heimatort oder einen Ort ihrer Wahl zuriickzukehren sowie einen
vollen Ausgleich fir alle reduzierten wochentlichen Ruhezeiten zu erhalten. Ferner muss vorgesehen werden, dass
Verkehrsunternehmer die Arbeit der Fahrer so planen, dass diese Zeitrdume der Abwesenheit vom Heimatort nicht
iibermifig lang sind. Wenn ein Fahrer beschliefSt, die Ruhezeit an seinem Heimatort zu verbringen, sollte ihm das
Verkehrsunternehmen die Mittel fiir die Heimfahrt bereitstellen. [Abind. 355]

(6a)  Ist vorhersehbar, dass die Arbeit eines Fahrers andere Titigkeiten fiir den Arbeitgeber umfasst als die beruflichen
Fahraufgaben, etwa Be- und Entladen, Parkplatzsuche, Fahrzeugwartung, Vorbereitung der Route und dhnliches,
sollte die Zeit, die fiir die Ausfiihrung dieser Aufgaben bendtigt wird, bei der Ermittlung der Arbeitszeit und der
Moglichkeit, angemessene Ruhezeiten zu nehmen und eine angemessene Bezahlung zu erhalten, beriicksichtigt
werden. [Abind. 356]

(6b)  Zur Wahrung der Arbeitsbedingungen der Fahrer an Be- und Entladeorten sollten die Eigentiimer und Betreiber
dieser Einrichtungen den Fahrern Zugang zu sanitiren Einrichtungen gewihren. [Abind. 357]

(6c) Der rasche technische Fortschritt bewirkt, dass autonome Fahrsysteme immer ausgefeilter werden. Kiinftig
konnten diese Systeme die differenzierte Nutzung von Fahrzeugen ermdiglichen, an deren Steuerung kein Fahrer
beteiligt ist. Hieraus konnten neue praktische Moglichkeiten wie die Kuppelung von Lastkraftwagen iiber eine
elektronische Deichsel (Lkw-Platooning) erwachsen. Daher miissen die geltenden Rechtsvorschriften —
beispielsweise zu Lenk- und Ruhezeiten — angepasst werden, wofiir Fortschritte auf der Ebene der
UNECE-Arbeitsgruppe erforderlich sind. Die Kommission legt einen Bewertungsbericht iiber den Einsatz
autonomer Fahrsysteme in den Mitgliedstaaten sowie, falls erforderlich, einen Gesetzgebungsvorschlag vor, damit
den Vorteilen der Technologie des autonomen Fahrens Rechnung getragen wird. Mit diesen Rechtsvorschriften
soll nicht nur fiir StrafSenverkehrssicherheit und angemessene Arbeitsbedingungen gesorgt werden, sondern die
EU soll auch die Maglichkeit erhalten, bei neuen innovativen Technologien und Verfahren eine Vorreiterrolle
einzunehmen. [Abind. 358]

7) Die Bestimmungen {iiber die wochentlichen Ruhezeiten werden in Bezug auf den Ort, an dem die wochentliche
Ruhezeit eingelegt werden sollte, in den Mitgliedstaaten unterschiedlich ausgelegt und umgesetzt. Paher Damit fiir
gute Arbeitsbedingungen und die Sicherheit der Fahrer gesorgt ist, sollte daher klargestellt werden, dass die Fahrer
eine hochwertige und fiir Fahrer beiderlei Geschlechts angemessene Unterbringung der oder eine andere vom
Fahrer gewithtleistet-werdenmuss gewihlte und vom Arbeitgeber gezahlte Unterkunft erhalten miissen, wenn sie
ihre regelmifigen wochentlichen Ruhezeiten nicht am Heimatort einlegen. Die Mitgliedstaaten sollten dafiir
sorgen, dass es ausreichend sichere Parkflichen gibt, die den Bediirfnissen der Fahrer entsprechen. [Abind. 359]
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(7a)  Sonderparkflichen sollten mit allen Einrichtungen ausgestattet sein, die fiir gute Ruhebedingungen erforderlich
sind, d. h. Sanitiranlagen, kulinarisches Angebot, Sicherheitseinrichtungen und dhnliches. [Abind. 360]

(7b)  Angemessene Rastanlagen sind von entscheidender Bedeutung, damit die Arbeitsbedingungen der Fahrer in der
Branche verbessert werden und die StrafSenverkehrssicherheit erhalten bleibt. Da die Nutzung der Fahrerkabine
als Ruheort charakteristisch fiir die Verkehrsbranche und in einigen Fillen im Hinblick auf den Komfort und die
Eignung wiinschenswert ist, sollten die Fahrer ihre Ruhezeiten in ihrem Fahrzeug verbringen diirfen, sofern das
Fahrzeug mit geeigneten Schlafmoglichkeiten ausgestattet ist. Daher sollten die Mitgliedstaaten die Einrichtung
von Sonderparkflichen nicht unverhiltnismifig stark behindern oder erschweren. [Abind. 361]

(7c)  Den iiberarbeiteten TEN-V-Leitlinien zufolge sollen an Autobahnen etwa alle 100 km Parkplitze eingerichtet
werden, damit fiir gewerbliche Strafennutzer angemessene Parkplitze mit einem angemessenen Sicherheitsniveau
zur Verfiigung stehen, weshalb die Mitgliedstaaten dazu angehalten werden sollten, die TEN-V-Leitlinien
umzusetzen und sichere, entsprechend angepasste Parkplitze ausreichend zu unterstiitzen und darin zu
investieren. [Abind. 362]

(7d)  Damit hochwertige und erschwingliche Rastanlagen bereitgestellt werden kinnen, sollten die Kommission und
die Mitgliedstaaten Anreize fiir die Einrichtung sozialer, gewerblicher, offentlicher und sonstiger Unternehmen
fiir den Betrieb von Sonderparkflichen setzen. [Abind. 363]

(8)  Die Fahrer werden oft mit unvorhergesehenen Umstinden konfrontiert, die es unmdglich machen, einen
gewiinschten Bestimmungsort, an dem eine wochentliche Ruhezeit eingelegt werden kann, ohne Verstoff gegen die
Unionsvorschriften zu erreichen. Es ist wiinschenswert, den Fahrern die Bewiltigung dieser Lage zu erleichtern und
es ihnen zu ermoglichen, ihren Bestimmungsort fiir eine wochentliche Ruhezeit ohne Verstofs gegen die
Lenkzeitvorschriften zu erreichen.

(8a)  Bei zahlreichen Beforderungen im StrafSenverkehr innerhalb der Union werden auf Teilstrecken Fihrschiffe oder
Eisenbahnen benutzt. Fiir derlei Beforderungsleistungen sollten deshalb klare und angemessene Bestimmungen
iiber die Ruhezeiten und Fahrtunterbrechungen festgelegt werden. [Abind. 364]

(99 Um unterschiedliche Durchsetzungspraktiken abzubauen und zu vermeiden sowie Wirksamkeit und Effizienz der
grenziiberschreitenden Durchsetzung weiter zu verbessern, miissen unbedingt klare Regeln fur die regelmifige
Verwaltungszusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten festgelegt werden.

(9a)  Um fiir eine wirksame Durchsetzung zu sorgen, ist es von wesentlicher Bedeutung, dass die zustindigen Behorden
bei StrafSenkontrollen in der Lage sind, die ordnungsgemifle Einhaltung der Lenk- und Ruhezeiten des laufenden
Tages und der vorausgehenden 56 Tage zu kontrollieren. [Abind. 365]

(9b) Um sicherzustellen, dass die Vorschriften klar, leicht verstindlich und durchsetzbar sind, miissen die Fahrer
Zugang zu den entsprechenden Informationen haben. Dies sollte mit der Koordinierung der Kommission erreicht
werden. Zudem sollten Fahrer Informationen iiber Rastplitze und sichere Parkplitze erhalten, damit sie ihre
Fahrten besser planen konnen. Uberdies sollte unter der Koordinierung der Kommission eine kostenlose Hotline
eingerichtet werden, damit die Aufsichtsdienste benachrichtigt werden konnen, wenn Fahrer unzulissig unter
Druck gesetzt werden, und damit Betrug oder rechtswidrige Handlungen gemeldet werden konnen. [Abind. 366]

(9c)  GemafS Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, bei der Bewertung
der Zuverlissigkeit eine gemeinsame Klassifikation fiir Verstifle anzuwenden. Die Mitgliedstaaten sollten alle
Mafsnahmen treffen, die erforderlich sind, damit einzelstaatliche Vorschriften iiber Sanktionen bei Verstiflen
gegen die Verordnung (EG) Nr. 561/2006 und die Verordnung (EU) Nr. 165/2014 auf wirksame, angemessene
und abschreckende Weise umgesetzt werden. Damit alle von den Mitgliedstaaten angewandten Sanktionen
diskriminierungsfrei und der Schwere des Verstofles angemessen sind, bedarf es weiterer MafSnahmen.
[Abind. 367]
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(10)  Um einheitliche Voraussetzungen fiir die Durchfithrung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 zu gewihrleisten, sollten
der Kommission im Hinblick auf die Klarstellung der Bestimmungen der Verordnung und die Festlegung
gemeinsamer Konzepte fiir deren Anwendung und Durchsetzung Durchfithrungsbefugnisse iibertragen werden.
Diese Befugnisse sollten nach Mafgabe der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europiischen Parlaments und des
Rates (°) ausgeiibt werden.

(11)  Um die Kostenwirksamkeit der Durchsetzung der Sozialvorschriften zu verbessern, selite-dasPotenzial-der sollten
die derzeitigen und kiinftigen intelligenten Fahrtenschreibersysteme i im internationalen
Verkehr Pflicht werden. Die Funktionen des Fahrtenschreibers sollten daher verbessert werden, um eine genauere

Positionsbestimmung;-insbesondere-im-grenzitberschreitendenVerkeht, zu ermdoglichen. [Abind. 368]

(11a) Aufgrund der raschen Entwicklung neuer Technologien und der Digitalisierung in der gesamten Wirtschaft der
Union sowie der Notwendigkeit, fiir gleiche Wettbewerbsbedingungen zwischen den Unternehmen im
internationalen Straﬁentransport zu sorgen, muss der Ubergangszeitraum fiir den FEinbau intelligenter
Fahrtenschreiber in zugelassene Fahrzeuge verkiirzt werden. Der intelligente Fahrtenschreiber wird zu
vereinfachten Kontrollen beitragen und somit die Arbeit der nationalen Behorden erleichtern. [Abind. 369]

(11b) Unter Beriicksichtigung der weit verbreiteten Nutzung von Smartphones und der stetigen Weiterentwicklung
ihrer Funktionen und angesichts des Einsatzes des Systems Galileo, das immer mehr Moglichkeiten fiir die
Lokalisierung in Echtzeit bietet, die viele Mobilgerite bereits nutzen, sollte die Kommission die Maglichkeit
untersuchen, eine Mobilanwendung zu entwickeln und zu zertifizieren, die dieselben Vorteile bietet wie der
intelligente Fahrtenschreiber, und das zu denselben damit verbundenen Kosten. [Abidnd. 370]

(11c) Um angemessene Gesundheits- und Sicherheitsstandards fiir die Fahrer sicherzustellen, miissen sichere
Parkflichen, angemessene Sanitdreinrichtungen und hochwertige Unterkiinfte eingerichtet bzw. vorhandene
Einrichtungen verbessert werden. Es sollte ein ausreichendes Netz an Parkflichen innerhalb der Union geben.
[Abind. 371]

(12)  Die Verordnungen (EG) Nr. 561/2006 und (EU) Nr. 165/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates (°) sollten
daher entsprechend gedndert werden.

(12a) erkennt an, dass sich die Giiterbeforderung von der Personenbeférderung unterscheidet. Die Fahrer von
Reisebussen stehen in engem Kontakt mit ihren Fahrgisten, und ihnen sollten angemessenere Bedingungen
gewihrt werden, ohne die Lenkzeiten zu verlingern oder die Ruhezeiten und Fahrtunterbrechungen zu verkiirzen.
Dabher priift die Kommission, ob spezifische Vorschriften fiir diesen Bereich erlassen werden kinnen, insbesondere
fiir den Gelegenheitsverkehr gemifS Artikel 2 Absatz 1 Nummer 4 der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 des
Europiischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 iiber gemeinsame Regeln fiir den Zugang zum
grenziiberschreitenden Personenkraftverkehrsmarkt — [Abidnd. 372]

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Die Verordnung (EG) Nr. 561/2006 wird wie folgt gedndert:

-1.  In Artikel 2 Absatz 1 wird folgender Buchstabe eingefiigt:

»-aa) Giiterbeforderung im grenziiberschreitenden Verkehr mit Fahrzeugen, deren zulissige Héochstmasse
einschlieflich Anhinger oder Sattelanhinger 2,4 t iibersteigt, oder” [Abind. 373]

) Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen
Regeln und Grundsitze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchfiihrungsbefugnisse durch die Kommission
kontrollieren (ABL L 55 vom 28.2.2011, S. 13).

() Verordnung (EU) Nr. 165/2014 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 4. Februar 2014 iiber Fahrtenschreiber im
Strafenverkehr, zur Authebung der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 des Rates iiber das Kontrollgerat im Strafenverkehr und zur
Anderung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Europaischen Parlaments und des Rates zur Harmonisierung bestimmter
Sozialvorschriften im Straenverkehr (ABl. L 60 vom 28.2.2014, S. 1).
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-la. Artikel 3 Buchstabe aa erhilt folgende Fassung:
,aa) Fahrzeuge oder Fahrzeugkombinationen mit einer zuldssigen Hochstmasse von nicht mehr als 7,5 t, die zur
Beforderung von Material, Ausriistungen oder Maschinen benutzt werden, die der Fahrer zur Ausiibung seines
Berufes benotigt, oder zur Beforderung von Giitern dienen, die im Betrieb, dem der Fahrer angehort, in
handwerklicher Fertigung hergestellt wurden, und die nur in einem Umkreis von +86 150 km vom Standort

des Unternehmens und unter der Bedingung benutzt werden, dass das Lenken des Fahrzeugs fiir den Fahrer nicht
die Haupttitigkeit darstellt.“ [Abind. 374]

1. Artikel 3 Buchstabe h erhilt folgende Fassung:

,h) Fahrzeuge oder Fahrzeugkombinationen, die zur nichtgewerblichen Giiterbeforderung verwendet werden;*

la. In Artikel 3 wird folgender Buchstabe eingefiigt:

»ha) leichte Nutzfahrzeuge, die fiir die Giiterbeforderung eingesetzt werden, wenn die Beforderung nicht als
gewerbliche Beforderung, sondern durch das Unternehmen oder den Fahrer im Werkverkehr erfolgt und das
Fahren nicht die Haupttdtigkeit der Person darstellt, die das Fahrzeug fiihrt; [Abdnd. 375]

2. Dem Artikel 4 wird folgender Buchstabe r angefiigt:

,r) nichtgewerbliche Beforderung' jede Beférderung im Straenverkehr, bei der es sich nicht um eine gewerbliche
Beforderung oder eine Beforderung im Werkverkehr handelt, die nicht entlohnt wird und durch die kein
Einkommen oder Umsatz erzielt wird.“ [Abind. 376]

2a. In Artikel 4 wird folgender Buchstabe angefiigt:

»(ra) ,Wohnort‘ den eingetragenen Wohnsitz des Fahrers in einem Mitgliedstaat;“ [Abind. 377]

2b. Artikel 5 Absatz 1 erhiilt folgende Fassung:

,(1)  Das Mindestalter fiir Schaffrer Fahrer betrigt 18 Jahre.“ [Abdnd. 378]

3. In Artikel 6 Absatz 5 erhilt Satz 1 folgende Fassung:

,Der Fahrer muss die Zeiten im Sinne des Artikels 4 Buchstabe e sowie alle Lenkzeiten in einem Fahrzeug, das fiir
gewerbliche Zwecke auferhalb des Anwendungsbereichs der vorliegenden Verordnung verwendet wird, als andere
Arbeiten festhalten; ferner muss er gemifl Artikel 34 Absatz 5 Buchstabe b Ziffer iii der Verordnung (EU)
Nr. 165/2014 die Bereitschaftszeiten im Sinne des Artikels 3 Buchstabe b der Richtlinie 2002/15/EG festhalten. Diese
Zeiten sind entweder handschriftlich auf einem Schaublatt oder einem Ausdruck einzutragen oder manuell in das
Kontrollgerdt einzugeben.”

4. In Artikel 7 wird folgender Satz 3 angefuigt:

,Ein im Mehrfahrerbetrieb eingesetzter Fahrer kann eine Fahrtunterbrechung von 45 Minuten in einem Fahrzeug
einlegen, das von einem anderen Fahrer gelenkt wird, sofern der Fahrer, der die Fahrtunterbrechung einlegt, den das
Fahrzeug lenkenden Fahrer nicht unterstiitzt.”
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5. Artikel 8 wird wie folgt gedndert:

R — Y

b) Absatz 7 erhilt folgende Fassung:

.(7)  Jede Ruhezeit, die als Ausgleich fiir eine reduzierte wochentliche Ruhezeit elngelegt wird, geht ist mit
einer regelmafligen wochentlichen Ruhezeit von mindestens 45 Stunden

unmittelbarauf-sie zu verbinden.“ [Abind. 381]
¢) Folgende Absitze 8a und 8b werden eingefuigt:

,(8a)  Die regelmifSigen wochentlichen Ruhezeiten und jede wochentliche Ruhezeit von mehr als 45 Stunden,
die als Ausgleich fiir die vorherige verkiirzte wochentliche Ruhezeit eingelegt werden, diirfen nicht in einem
Fahrzeug verbracht werden. Sie werden aufSerhalb der Kabine in einer geeigreter hochwertigen Unterkunft mit
angemessenen Sehlafgelegenheiten sanitiren Einrichtungen und sanitirenEinrichtungen Schlafgelegenheiten
fiir Fahrer beiden Geschlechts verbracht: Bei dieser Unterkunft handelt es sich [Abind. 382]

a) entweder um eine vom Arbeitgeber bereitgestellte bzw. bezahlte, oder

b) am eine Unterkunft am Wohnort ederin-eineranderen des Fahrers bzw. eine andere vom Fahrer gewihlten
privaten gewdhlte private Unterkunft. [Abidnd. 384]

(8b)  Ein Verkehrsunternehmen plant die Arbeit der Fahrer so, dass die Fahrer in der Lage sind, innerhalb jedes
Zeitraums von drei aufeinanderfolgenden Wochen mindestens eine regelmifige wochentliche Ruhezeit oder eine
wochentliche Ruhezeit von mehr als 45 Stunden als Ausgleich fiir eine reduzierte wochentliche Ruhezeit am
Wohnort zu verbringen. Der Fahrer teilt dem Verkehrsunternehmen spdtestens zwei Wochen vor dieser
Ruhezeit schriftlich mit, ob er sie an einem anderen Ort als seinem Wohnort einlegen wird. Entscheidet sich
ein Fahrer, die Ruhezeit am Wohnort einzulegen, stellt das Verkehrsunternehmen dem Fahrer die fiir die
Heimkehr erforderlichen Mittel zur Verfiigung. Das Unternehmen dokumentiert, wie es diese Verpflichtung
erfiillt, und es bewahrt die betreffenden Unterlagen in seinen Geschiftsriumen auf, damit sie auf Verlangen
der Kontrollbehorden vorgelegt werden konnen. [Abind. 385]

Der Fahrer erklirt, dass eine regelmiifSige wichentliche Ruhezeit oder eine wochentliche Ruhezeit von mehr als
45 Stunden, die als Ausgleich fiir eine reduzierte wichentliche Ruhezeit eingelegt wird, an einem Ort nach
Wahl des Fahrers verbracht wurde. Die Erklirung wird auf dem Betriebsgelinde des Unternehmens
aufbewahrt.“ [Abind. 386]

ca) Folgender Absatz wird hinzugefiigt:

»(9a)  Die Kommission priift spitestens am ... [zwei Jahre nach Inkrafttreten dieser Anderungsver-
ordnung], ob geeignetere Vorschriften fiir Fahrer erlassen werden konnen, die fiir Gelegenheitsdienste im
Personenverkehr gemifS Artikel 2 Absatz 1 Nummer 4 der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 des Europiischen
Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 iiber gemeinsame Regeln fiir den Zugang zum
grenziiberschreitenden Personenkraftverkehrsmarkt eingesetzt werden, und teilt das Ergebnis dem Parlament
und dem Rat mit.“ [Abind. 380]
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5a. Der folgende Artikel wird angefiigt:

,Artikel 8a

(1)  Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission bis zum ... [sechs Monate nach Inkrafttreten dieser Verordnung]
die Standorte der in ihrem Hoheitsgebiet verfiigbaren Sonderparkflichen mit und unterrichten sie in der Folge
iiber alle Anderungen dieser Informationen. Die Kommission fiihrt eine Liste aller dffentlich zuginglichen
Sonderparkflichen auf einer einzigen amtlichen Website, die regelmifliig aktualisiert wird.

(2)  Bei allen Parkflichen, die mindestens die in Anhang 1 genannten Einrichtungen und Merkmale aufweisen
und von der Kommission gemdifS Absatz 2 veroffentlicht werden, kann am Eingang darauf hingewiesen werden,

dass es sich um Sonderparkflichen handelt.

(3) _ Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass regelmifig stichprobenartige Priifungen durchgefiihrt werden, um
die Ubereinstimmung der Merkmale der Rastanlage mit den im Anhang genannten Kriterien fiir Sonderpark-
flichen zu iiberpriifen.

(4) Die Mitgliedstaaten gehen Beschwerden iiber zertifizierte Sonderparkflichen nach, die nicht den im
Anhang genannten Kriterien entsprechen.

(5)  Die Mitgliedstaaten setzen Anreize fiir die Schaffung von Sonderparkflichen gemifS den Bestimmungen in
Artikel 39 Absatz 2 Buchstabe ¢ der Verordnung (EU) Nr. 1315/2013.

Die Kommission legt dem Europdischen Parlament und dem Rat bis spitestens 31. Dezember 2020 einen Bericht
iiber die Verfiigbarkeit angemessener Rastanlagen fiir die Fahrer sowie bewachter Parkpliitze vor. Diesem Bericht
ist der Entwurf einer Verordnung zur Festlegung von Normen und Verfahren fiir die Zertifizierung von
Sonderparkflichen gemifS Absatz 4 dieses Artikels beizufiigen. Dieser Bericht wird jihrlich auf Grundlage der
Informationen aktualisiert, die die Kommission gemifS Absatz 5 zusammentrigt, und enthdlt eine Aufstellung
aller Mafnahmen, die vorgeschlagen werden, um die Anzahl und Qualitit angemessener Rastanlagen fiir die
Fahrer sowie bewachter Parkplitze zu erhohen.“ [Abind. 387]

6.  Artikel 9 Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

(1) Legt ein Fahrer, der ein Fahrzeug begleitet, das auf einem Fihrschiff oder mit der Eisenbahn befordert wird,
eine regelmifige tdgliche Ruhezeit oder eine reduzierte wochentliche Ruhezeit ein, so kann diese Ruhezeit
abweichend von Artikel 8 hochstens zwei Mal durch andere Tatigkeiten unterbrochen werden, deren Dauer insgesamt
eine Stunde nicht iberschreiten darf. Wihrend dieser regelmidfigen tdglichen Ruhezeit oder reduzierten
wochentlichen Ruhezeit muss dem Fahrer eine Schlafkabine, eine Schlafkoje oder ein Liegeplatz zur Verfiigung
stehen.“ [Abind. 388]

6a. In Artikel 9 wird folgender Absatz eingefiigt:

»(la)  Bei Fahrten mit einem Fihrschiff mit einer Mindestdauer von 12 Stunden kann die Ausnahmeregelung
gemdfS Absatz 1 auch fiir regelmifige wochentliche Ruhezeiten gelten. Wihrend dieser wichentlichen Ruhezeit
muss dem Fahrer eine Schlafkabine zur Verfiigung stehen.“ [Abind. 389]

6b. Artikel 10 Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

(1) Verkehrsunternehmen diirfen angestellten oder ihnen zur Verfiigung gestellten Fahrern keine Sonderzahlun-
gen in Abhingigkeit von der zuriickgelegten Strecke, der Geschwindigkeit der Lieferung bzw. der Menge der
beforderten Giiter leisten, auch nicht in Form von Pramien oder Lohnzuschligen, falls diese Zahlungen zu Verst6en
gegen diese Verordnung ermutigen. [Abind. 390]
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7. In Artikel 12 wird folgender Absatz eingefugt:

,Sofern die Strafenverkehrssicherheit dadurch nicht gefidhrdet wird, kann der Fahrer nach einer Ruhezeit von
30 Minuten ausnahmsweise von Artikel 8 6 Absatz 1 und 2 und-Artikel 8-Absatz—6-Unterabsatz2 abweichen, um
die Betriebsstitte des Arbeitgebers, der der Fahrer

eine-geeignete Unterkuntt gemiali Artikel S Absatz Sazuerreichen
iiblicherweise zugeordnet ist und derteinetiglche-oder an der seine regelma_[hge wochentliche Ruhezeit einztlegen:
Eme—se}ehe—Abweiehtmg—d-aff—mehf begmnen muss, mnerhalb von zwei Stunden 7 einer Eherschretiung der

erretchen Der Fahrer hat Art und Grund dleser Abwelchung spafesEeﬂs—bei—Eﬁeieheﬂ—der—geeigﬁefeﬂ—Hmefl&m&
handschrlfthch auf elem—SehaﬂJala%t—é:es—Keﬂﬁ%}l-}geita%s—eelei= einem Ausdruck aus dem Kontrollgerit eder—im

zu vermerken. Diese Lenkzeit von bis zu zwei Stunden wird durch eine gleichwertige Ruhepause
ausgeglichen, die ohne Unterbrechung in Verbindung mit einer Ruhezeit vor dem Ende der dritten Woche nach der
betreffenden Woche genommen werden muss.“ [Abiand. 391]

7a. Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe d erhiilt folgende Fassung:

,d) Fahrzeuge oder Fahrzeugkombinationen mit einer zuldssigen Hochstmasse von nicht mehr als 7,5 t, die von
Universaldienstanbietern im Sinne des Artikels 2 Absatz Nummer 13 der Richtlinie 97/67/EG des Europdischen
Parlaments und des Rates vom 15. Dezember 1997 tiber gemeinsame Vorschriften fiir die Entwicklung des
Binnenmarktes der Postdienste der Gemeinschaft und die Verbesserung der Dienstequalitit zum Zweck der
Zustellung von Sendungen als Postsendungen im Rehnren-des-Universaldienstes Sinne von Artikel 2 Nummer 6
der Richtlinie 97/67/EG benutzt werden.” [Abdnd. 392]

7b.  Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe e erhilt folgende Fassung:

,€) Fahrzeuge, die ausschlieflich auf Inseln oder in vom Rest des Hoheitsgebiets isolierten Gebieten mit einer Fliche
von nicht mehr als 2 300 km2 verkehren, die mit den tibrigen Teilen des Hoheitsgebiets weder durch eine Briicke,
eine Furt oder einen Tunnel, die von Kraftfahrzeugen benutzt werden kénnen, verbunden sind noch an andere
Mitgliedstaaten angrenzen; [Abind. 393]

7c.  In Artikel 13 Absatz 1 wird folgender Buchstabe angefiigt:

»pa) Fahrzeuge oder Fahrzeugkombinationen mit einer zulissigen Hochstmasse von nicht mehr als 44 t, die von
einem Bauunternehmen in einem Umkreis von hiochstens 100 km vom Standort des Unternehmens und nur
unter der Bedingung benutzt werden, dass das Lenken der Fahrzeuge fiir den Fahrer nicht die Haupttitigkeit
darstellt.“ [Abind. 394]

8. Artikel 14 Absatz 2 erhalt folgende Fassung:

,(2)  Die Mitgliedstaaten konnen in dringenden Fillen unter aufSergewohnlichen Umstinden eine voriibergehende
Ausnahme fiir einen Zeitraum von hochstens 30 Tagen zulassen, der hinreichend zu begriinden und der Kommission
sofort mitzuteilen ist.

Diese Informationen werden in allen Amtssprachen der EU auf einer speziellen dffentlichen Website veriffentlicht,
die von der Kommission gepflegt wird.“ [Abind. 395]

9.  Artikel 15 erhilt folgende Fassung:
JArtikel 15

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Fahrer der in Artikel 3 Buchstabe a genannten Fahrzeuge unter nationale
Vorschriften fallen, die in Bezug auf die erlaubten Lenkzeiten sowie die vorgeschnebenen Fahrtunterbrechungen und
Ruhezeiten einen angemessenen Schutz bieten. Bie-Mitgliedstaaten—teilen Es liegt im Interesse der Fahrer mit Blick
auf die Arbettsbedmgungen und im Interesse der Kemﬁmsaeﬂ Strajienverkehrsstcherhett und ihrer Durchsetzung,
dass die fi 2 hettiotrate hriften—mit Mitgliedstaaten vor allem in den
Gebieten der Europatschen Umon in auﬁerster Randlage und in Randgebieten Parkflichen und Rastplitze zur
Verfiigung stellen, die im Winter schnee- und eisfrei sind.“ [Abind. 396]
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9a.

10.

11.

12.

In Artikel 17 wird folgender Absatz eingefiigt:

»(3a)  Der Bericht enthilt eine Bewertung des Einsatzes autonomer Fahrsysteme in den Mitgliedstaaten und der
Maglichkeit fiir die Fahrer, die Zeiten aufzuzeichnen, in denen ein autonomes Fahrsystem aktiviert ist, und wird
erforderlichenfalls zusammen mit einem Gesetzgebungsvorschlag zur Anderung dieser Verordnung vorgelegt, in
dem auch die notwendigen Anforderungen vorgesehen sind, damit die Fahrer diese Daten im intelligenten
Fahrtenschreiber aufzeichnen.“ [Abind. 397]

Artikel 19 Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

,(1)  Die Mitgliedstaaten legen fir Verstofle gegen die vorliegende Verordnung und die Verordnung (EU)
Nr. 165/2014 Sanktionen fest und treffen alle erforderlichen Maffnahmen, um deren Durchfithrung zu gewahrleisten.
Diese Sanktionen miissen wirksam, und verhiltnismifig in Bezug auf den Schweregrad der Verstofle gemifd
Anhang 1T der Richtlinie 2006/22/EG des Europdischen Parlaments und des Rates (’), abschreckend und nicht
diskriminierend sein. Ein Verstof gegen die vorliegende Verordnung und gegen die Verordnung (EU) Nr. 165/2014
kann nicht mehrmals Gegenstand von Sanktionen oder Verfahren sein. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission
diese Malnahmen und die Regeln beziiglich—Sanktionen sowie das Verfahren und die Kriterien, die auf
einzelstaatlicher Ebene zur Bewertung der VerhiltnismifSigkeit herangezogen wurden, bis zu dem in Artikel 29
Satz 2 genannten Datum mit. Sie Die Mitgliedstaaten teilen etwaige spitere Anderungen, die sie betreffen,
unverziiglich mit. Die Kommission informiert die Mitgliedstaaten entsprechend iiber diese Regeln und Mafnahmen
sowie iiber etwaige Anderungen”.

Diese Informationen werden in allen Amtssprachen der EU auf einer speziellen iffentlichen Website veriffentlicht,
die von der Kommission gepflegt wird und ausfiihrliche Angaben zu derartigen in den Mitgliedstaaten der Union
geltenden Sanktionen enthdlt. [Abind. 398]

Artikel 22 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

,(1)  Die Mitgliedstaaten arbeiten eng zusammen und leisten einander ohne ungebiihrliche Verzdgerung
Amtshilfe, um die einheitliche Anwendung dieser Verordnung und ihre wirksame Durchsetzung im Einklang mit
den Anforderungen des Artikels 8 der Richtlinie 2006/22/EG zu erleichtern.”

b) In Absatz 2 wird folgender Buchstabe ¢ angefiigt:

,¢) sonstige spezifische Informationen, darunter die Risikoeinstufung des Unternehmens, die sich auf die
Einhaltung der Bestimmungen dieser Verordnung auswirken kénnen.”

c) Folgende Absitze 3a und 3b werden eingefiigt:

,(3a)  Fir die Zwecke des Informationsaustauschs im Rahmen dieser Verordnung nutzen die Mitgliedstaaten die
gemdfl Artikel 7 der Richtlinie 2006/22/EG benannten Stellen fiir die innergemeinschaftliche Verbindung.”

,(3b)  Verwaltungszusammenarbeit und gegenseitige Amtshilfe erfolgen unentgeltlich.”
Artikel 25 Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

,(2) In den in Absatz 1 genannten Fillen erldsst die Kommission Durchfithrungsrechtsakte zur Festlegung
gemeinsamer Ansitze fiir die Durchfiihrung dieser Verordnung nach dem in Artikel 24 Absatz 2 genannten
Beratungsverfahren. [Abind. 399]

Richtlinie 2006/22/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 15. Mirz 2006 iiber Mindestbedingungen fiir die
Durchfithrung der Verordnungen (EWG) Nr. 3820/85 und (EWG) Nr. 3821/85 des Rates iiber Sozialvorschriften fiir Titigkeiten im
Kraftverkehr sowie zur Aufhebung der Richtlinie 88/599/EWG des Rates (ABL L 102 vom 11.4.2006, S. 35).
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12a. Folgender Anhang wird angefiigt:
~Mindestanforderungen an Parkflichen

Teil A: Serviceeinrichtungen

1) Saubere, funktionsfihige und regelmifig iiberpriifte Toiletten mit Wasserhihnen:
— bei bis zu 10 Stellplitzen mindestens ein Toilettenraum mit vier Toiletten,
— bei 10 bis 25 Stellplitzen mindestens ein Toilettenraum mit acht Toiletten,
— bei 25 bis 50 Stellplitzen mindestens zwei Toilettenriume mit je zehn Toiletten,
— bei 50 bis 75 Stellplitzen mindestens zwei Toilettenrdume mit je 15 Toiletten,
— bei 75 bis 125 Stellplitzen mindestens vier Toilettenriume mit je 15 Toiletten,
— bei mehr als 125 Stellplitzen mindestens sechs Toilettenriume mit je 15 Toiletten.
2) Saubere, funktionsfihige und regelmdfSig iiberpriifte Duschen:
— bei bis zu 10 Stellplitzen mindestens ein Waschraum mit zwei Duschkabinen,
— bei 25 bis 50 Stellplitzen mindestens zwei Waschriume mit je fiinf Duschkabinen,
— bei 50 bis 75 Stellplitzen mindestens zwei Waschriume mit je zehn Duschkabinen,
— bei 75 bis 125 Stellplitzen mindestens vier Waschriume mit je zwolf Duschkabinen,
— bei mehr als 125 Stellplitzen mindestens sechs Waschriume mit je 15 Duschkabinen.
3) Angemessener Zugang zu Trinkwasser
4) Geeignete Kochgelegenheiten, Imbissstand oder Restaurant
5)  Geschift mit einem vielfiltigen Angebot an Nahrungsmitteln, Getrinken usw. vor Ort oder in der Nihe
6) Abfallbehdlter in angemessener Zahl und mit ausreichendem Fassungsvermigen
7)  Schutz vor Regen oder Sonne in der Nihe der Parkflichen

8) Notfallplan und Krisenmanagement vor Ort vorhanden bzw. Kontaktpersonen fiir Notfille sind den
Mitarbeitern bekannt

9) Picknicktische mit Binken oder Alternativen in angemessener Zahl

10) Eigens vorgesehenes WLAN

11) Bargeldloses Reservierungs-, Zahlungs- und Rechnungssystem

12) Informationssystem (vor Ort und online) fiir die Verfiigbarkeit von Zeitnischen
13) Die Einrichtungen sind fiir Fahrer beiden Geschlechts angemessen.

Teil B: Sicherheitsmerkmale

1) Durchgehende Abtrennung der Parkfliche und ihrer Umgebung, z. B. durch Ziune oder andere Barrieren,
durch die ein zufilliges oder absichtliches unberechtigtes Betreten verhindert oder verzogert wird

2) Zugang zur Lkw-Parkfliche nur fiir die Benutzer und das Personal dieser Parkfliche
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3) Digitale Aufzeichnung (mindestens 25 Bilder pro Sekunde), entweder kontinuierlich oder bei Bewegungs-
erkennung

4) Videoiiberwachungssystem entlang der gesamten Umziunung, mit dem alle Aktivititen am Zaun oder in
dessen Nihe klar erkennbar aufgezeichnet werden konnen (Videoaufzeichnung)

5)  Gelindeiiberwachung durch Rundginge oder anderweitig

6) Jede Straftat muss dem Personal der Lkw-Parkfliche und der Polizei gemeldet werden. Wenn maglich muss
das Fahrzeug so lange angehalten werden, bis die Polizei Anweisungen erteilt.

7) Durchgehend beleuchtete Fahrstreifen und FufSwege

8) FufSgingersicherheit auf Sonderparkflichen

9) Parkplatziiberwachung durch angemessene und verhdiltnismifSige Sicherheitskontrollen
10) Klar ausgewiesene Notrufnummer(n)“ [Abind. 400]

Artikel 2
Die Verordnung (EU) Nr. 165/2014 wird wie folgt gedndert:

-1.  Artikel 1 Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

,(1)  Diese Verordnung enthalt die Pflichten und Vorschriften betreffend die Bauart, den Einbau, die Benutzung, die
Priffung und die Kontrolle von Fahrtenschreibern im Strafenverkehr, um die Einhaltung der Verordnung (EG)
Nr. 561/2006, der Richtlinie 2002/15/EG des Europdischen Parlaments und des Rates (*) und der Richtlinie 92/6[EWG
des Rates (°), der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009, der Richtlinie 92/106/EWG des Rates(°), der
Richtlinie 96/71/EG und der Richtlinie 2014/67/EU, was die Entsendung von Arbeitnehmern im Strafenverkehr
betrifft, und der Richtlinie zur Festlegung spezifischer Vorschriften hinsichtlich der Richtlinie 96/71/EG und der
Richtlinie 2014/67/EU fiir die Entsendung von Arbeitnehmern im StrafSenverkehr zu tiberpriifen.“ [Abind. 401]

-la. In Artikel 2 Absatz 2 wird folgender Buchstabe eingefiigt:

»ha) intelligenter Fahrtenschreiber” ist ein digitaler Fahrtenschreiber, bei dem gemdfS dieser Verordnung mithilfe
eines Positionsbestimmungsdienstes auf der Basis eines Satellitennavigationssystems automatisch die
Position bestimmt wird;* [Abind. 402]

-1b. Artikel 3 Absatz 4 erhilt folgende Fassung:

»(4)  Spitestens (") am ... [drei Jahre nach Inkrafttreten dieser Anderungsverordnung] miissen folgende
Fahrzeuge mit einem intelligenten Fahrtenschreiber ausgestattet sein:

a) Fahrzeuge, die in einem anderen Mitgliedstaat als dem Zulassungsmitgliedstaat betrieben werden und mit
einem analogen Fahrtenschreiber ausgestattet sind,

() Richtlinie 2002/15/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 11. Mdrz 2002 zur Regelung der Arbeitszeit von Personen,

die Fahrtitigkeiten im Bereich des Strafentransports ausiiben (ABL. L 80 vom 23.3.2002, S. 35).
() Richtlinie 92/6/EWG des Rates vom 10. Februar 1992 tiber Einbau und Benutzung von Geschwindigkeitsbegrenzern fiir bestimmte

Kraftfahrzeugklassen in der Gemeinschaft (ABL. L 57 vom 2.3.1992, S. 27).

() Richtlinie 92/106/EWG des Rates vom 7. Dezember 1992 iiber die Festlegung gemeinsamer Regeln fiir bestimmte
Beforderungen im kombinierten Giiterverkehr zwischen Mitgliedstaaten (ABL L 368 vom 17.12.1992, S. 38).

(1) In der Annahme, dass das Straflenverkehrspaket im Jahr 2019 und die zweite Fassung des Durchfiihrungsrechtsakts der
Kommission fiir intelligente Fahrtenschreiber bis zum Jahr 2019/2020 (siehe Artikel 11) angenommen werden und
anschliefend bei der Nachriistung gestaffelt vorgegangen wird.
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b) Fahrzeuge, die in einem anderen Mitgliedstaat als dem Zulassungsmitgliedstaat betrieben werden und mit
einem digitalen Fahrtenschreiber ausgestattet sind, der den Spezifikationen in Anhang IB der Verordnung
(EWG) Nr. 3821/85 des Rates in der bis zum 30. September 2011 geltenden Fassung entspricht, oder

c) Fahrzeuge, die in einem anderen Mitgliedstaat als dem Zulassungsmitgliedstaat betrieben werden und mit
einem digitalen Fahrtenschreiber ausgestattet sind, der den Spezifikationen in Anhang IB der Verordnung
(EWG) Nr. 3821/85 des Rates in der seit dem 1. Oktober 2011 geltenden Fassung entspricht.“ [Aband. 403]

-1c. In Artikel 3 wird folgender Absatz eingefiigt:

»(4a)  Bis zum ... [vier Jahre nach Inkrafttreten dieser Anderungsverordnung] miissen alle Fahrzeuge, die in
einem anderen Mitgliedstaat als dem Zulassungsmitgliedstaat betrieben werden und mit einem digitalen
Fahrtenschreiber ausgestattet sind, der Anhang IB der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 des Rates in der seit dem
1. Oktober 2012 geltenden Fassung entspricht, mit einem intelligenten Fahrtenschreiber ausgestattet werden.“
[Abind. 404]

-1d. In Artikel 3 wird folgender Absatz angefiigt:

»(4b)  Bis zum ... [fiinf Jahre nach Inkrafttreten dieser Anderungsverordnung] miissen alle Fahrzeuge, die in
einem anderen Mitgliedstaat als dem Zulassungsmitgliedstaat betrieben werden und mit einem intelligenten
Fahrtenschreiber ausgestattet sind, der Anhang IC der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2016/799 () entspricht,
mit einem intelligenten Fahrtenschreiber ausgestattet werden.“ [Abiand. 405]

-le. In Artikel 4 Absatz 2 wird nach dem dritten Spiegelstrich folgender Spiegelstrich eingefiigt:

~— ausreichend Speicherkapazitit zur Speicherung aller gemdfS dieser Verordnung erforderlichen Daten;*
[Abiind. 406]

-1f. Artikel 7 Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Verarbeitung personenbezogener Daten im Zusammenhang mit
dieser Verordnung nur zum Zwecke der Uberpriifung der Einhaltung dieser Verordnung und der Verordnung (EG)
Nr. 561/2006, der Richtlinie 2002/15/EG, der Richtlinie 92/6/EWG des Rates, der Richtlinie 92/106/EWG des
Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009, der Richtlinie 96/71/EG und der Richtlinie 2014/67/EU, was die
Entsendung von Arbeitnehmern im StrafSenverkehr betrifft, und der Richtlinie zur Festlegung spezifischer
Vorschriften hinsichtlich der Richtlinie 96/71/EG und der Richtlinie 2014/67/EU fiir die Entsendung von
Kraftfahrern im Strafenverkehr sowie im Einklang mit der Verordnung (EU) 2016/679 und der Richt-
linie 2002/58/EG und unter der Aufsicht der in Artikel 51 der Verordnung (EU) 2016/679 genannten unabhingigen
Kontrollstelle des Mitgliedstaats erfolgt.“ [Abidnd. 407]

-1 g. In Artikel 7 Absatz 2 erhilt die Einleitung folgende Fassung:

,(2)  Die Mitgliedstaaten stellen insbesondere sicher, dass personenbezogene Daten gegen andere Verwendungen als
die strikt mit dieser Verordnung und der Verordnung (EG) Nr. 561/2006, der Richtlinie 2002/15/EG, der Richtlinie
92/6/EWG des Rates, der Richtlinie 92/106/EWG des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009, der Richtlinie
96/71/EG und der Richtlinie 2014/67/EU, was die Entsendung von Arbeitnehmern im StrafSenverkehr betrifft,
und der Richtlinie zur Festlegung spezifischer Vorschriften hinsichtlich der Richtlinie 96/71/EG und der Richtlinie
2014/67/EU fiir die Entsendung von Kraftfahrern im Straflenverkehr zusammenhingende Verwendung gemifd
Absatz 1 in Bezug auf Folgendes geschiitzt werden:“ [Abénd. 408]

(*)  Durchfiihrungsverordnung (EU) 2016/799 der Kommission vom 18. Mdrz 2016 zur Durchfiihrung der Verordnung (EU)
Nr. 165/2014 des Europiischen Parlaments und des Rates zur Festlegung der Vorschriften iiber Bauart, Priifung, Einbau,
Betrieb und Reparatur von Fahrtenschreibern und ihren Komponenten (ABL. L 139 vom 26.5.2016, S. 1).
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1. Artikel 8 Absatz 1 zweiter Spiegelstrich erhilt folgende Fassung:

,— nach jeweils drei Stunden kumulierter Lenkzeit und jedes Mal, wenn das Fahrzeug die Grenze eines
Mitgliedstaats iiberschreitet; [Abidnd. 409]

— Dbei jeder Be- oder Entladung des Fahrzeugs“; [Abind. 410]

la. In Artikel 8 Absatz 1 wird folgender Unterabsatz eingefiigt:

,Um die Uberpriifung der Einhaltung der Vorschriften durch die Kontrollbehirden zu erleichtern, zeichnen die
intelligenten Fahrtenschreiber im Einklang mit der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 ferner auf, ob das Fahrzeug fiir
die Beforderung von Giitern oder Personen benutzt wurde.“ [Abind. 411]

1b. In Artikel 8 Absatz 1 wird folgender Unterabsatz angefiigt:

»Fahrzeuge, die ab dem ... [24 Monate nach Inkrafttreten dieser Anderungsverordnung] erstmals zugelassen
werden, sind im Einklang mit Artikel 8 Absatz 1 Unterabsatz 1 Spiegelstrich 2 und Artikel 8 Absatz 1
Unterabsatz 2 dieser Verordnung mit einem Fahrtenschreiber auszustatten.“ [Abind. 412]

Ic. Artikel 9 Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

,(2)  Die Mitgliedstaaten statten ihre Kontrollbehorden bis zum ... [ein Jahr nach Inkrafttreten dieser
Verordnung] in angemessenem Umfang mit den Geriten zur Fritherkennung per Fernkommunikation aus, die fir die
Datenkommunikation gemdfl dem vorliegenden Artikel benétigt werden; dabei sind ihre besonderen Durchsetzungs-
anforderungen und -strategien zu beriicksichtigen. Bis zu diesem Zeitpunkt steht es den Mitgliedstaaten frei, ihre
Kontrollbehérden mit den Fernkommunikationsgeriten fiir die Fritherkennung auszustatten.“ [Abind. 413/rev]

1d. Artikel 9 Absatz 3 erhilt folgende Fassung:

,3.  Die Kommunikation mit dem Fahrtenschreiber gemaff Absatz 1 darf nur auf Veranlassung des Priifgerdts der
Kontrollbehérden aufgenommen werden. Sie muss gesichert erfolgen, um die Datenintegritit und die Authentifizie-
rung des Kontrollgerdts und des Priifgerits sicherzustellen. Der Zugang zu den tbertragenen Daten ist auf die
Uberwachungsbehorden besehrinkt, die erméchtigt sind, VerstoRe gegen die Rechtsakte der Union nach Artikel 7
Absatz 1 und gegen die vorliegende Verordnung zu iiberpriifen, und auf Werkstitten beschrinkt, soweit ein Zugang
fiir die Uberpriifung des ordnungsgemifen Funktionierens des Fahrtenschreibers erforderlich ist.“ [Abdnd. 414]

le. Artikel 11 Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

,Um sicherzustellen, dass der intelligente Fahrtenschreiber den Grundsitzen und Anforderungen dieser Verordnung
entspricht, erldsst die Kommission die fiir die einheitliche Anwendung der Artikel 8, 9 und 10 erforderlichen
Einzelvorschriften unter Ausschluss von Bestimmungen, in denen die Aufzeichnung zusitzlicher Daten durch den
Fahrtenschreiber vorgesehen wiirde.

Die Kommission erlisst bis zum ... [zwdlf Monate nach Inkrafttreten dieser Anderungsverordnung]
Durchfiihrungsrechtsakte mit ausfiihrlichen Vorschriften fiir die Aufzeichnung der Grenziiberquerungen des
Fahrzeugs gemdfS Artikel 8 Absatz 1 Unterabsatz 1 Spiegelstrich 2 und Artikel 8 Absatz 1 Unterabsatz 2.

Diese Durchfithrungsrechtsakte werden gemidf dem in Artikel 42 Absatz 3 genannten Priifverfahren erlassen.”
[Abind. 415]
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1f.  Artikel 34 Absatz 5 Buchstabe b Ziffer iv erhilt folgende Fassung:

,(iv) unter dem Zeichen@: Fahrtunterbrechungen, Ruhezeiten, Jahresurlaub oder krankheitsbedingte Fehl-

zeiten, unter dem Zeichen ,Fihre/Zug’, zusitzlich zu dem Zeichen,g.—:—'ﬂ : die Ruhezeiten an Bord eines
Fihrschiffs oder Zuges gemifS Artikel 9 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006.“ [Abind. 416]

2. Artikel 34 Absatz 7 Unterabsatz 1 erhilt folgende Fassung:

,(7)  DerFahrer Kann der Fahrtenschreiber Grenziibertritte nicht automatisch aufzeichnen, gibt der Fahrer bei
Erreichen des geeignetenHalteplatzes-in-den-digitalenFahrtenschreiber erstmoglichen verfugbaren Halteplatzes das
Symbol des Landes, in dem er seine tdgliche Arbeitszeit beginnt, und das Symbol des Landes, in dem er seine tagliche
Arbeitszeit beendet, ein; aullerdem gibt er ein, wo und wann er in eine Grenze iiberquert hat. Die Linderkennzahl
wird nach dem FahrzeugeineGrenzeitbersehritten—hat Grenziibertritt in ein neues Land unter der Uberschrift
BEGIN in den Fahrtenschreiber eingegeben. Die Mitgliedstaaten konnen jedoch den Fahrern von Fahrzeugen, die
einen innerstaatlichen Transport in ihrem Hoheitsgebiet durchfiihren, vorschreiben, dem Symbol des Landes genauere
geografische Angaben hinzuzufigen, sofern die Mitgliedstaaten diese genaueren geografischen Angaben der
Kommission vor dem 1. April 1998 mitgeteilt hatten.“ [Abdnd. 417]

2a. In Artikel 34 wird folgender Absatz angefiigt:

»(7a)  Die Fahrer miissen in der ordnungsgemifSen Verwendung des Fahrtenschreibers geschult werden, um die
Funktionen des Gerites vollstindig nutzen zu konnen. Die Kosten der Schulung, die vom Arbeitgeber bereitgestellt
werden sollte, sind nicht vom Fahrer zu tragen.“ [Abind. 418]

2b. In Artikel 34 wird folgender Absatz angefiigt:

»(7b).  Moglichst viele Kontrollbehorden sollten eine Schulung dazu erhalten, wie die Fahrtenschreiber
ordnungsgemdfS zu lesen und zu iiberwachen sind.” [Abind. 419]

2c.  Artikel 36 Absatz 1 Ziffer i erhlt folgende Fassung:

,i) die Schaublitter fiir den laufenden Tag und die vom Fahrer an den vorherigen 28 56 Tagen verwendeten
Schaublitter,“ [Abénd. 420]

2d. Artikel 36 Absatz 1 Ziffer iii erhilt folgende Fassung:

,ii) alle am laufenden Tag und an den vorherigen 28 56 Tagen erstellten handschriftlichen Aufzeichnungen und
Ausdrucke, die gemifl der vorliegenden Verordnung und der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 vorgeschrieben
sind.“ [Abind. 421]

2e. Artikel 36 Absatz 2 Ziffer ii erhilt folgende Fassung:

,(i) alle am laufenden Tag und an den vorherigen 28 56 Tagen erstellten handschriftlichen Aufzeichnungen und
Ausdrucke, die gemidf der vorliegenden Verordnung und der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 vorgeschrieben
sind,*.
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Artikel 3

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.
Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.
Geschehen zu ... am

Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates

Der Prisident Der Président
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P8 TA(2019)0341
Anpassung an die Entwicklungen im Kraftverkehrssektor ***I

Legislative Entschlieffung des Europiischen Parlaments vom 4. April 2019 zu dem Vorschlag fiir eine Verordnung

des Europiischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 und der

Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 im Hinblick auf ihre Anpassung an die Entwicklungen im Kraftverkehrssektor
(COM(2017)0281 — C8-0169/2017 — 2017/0123(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

(2021/C 116/13)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europiische Parlament und den Rat (COM(2017)0281),

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 91 Absatz 1 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,
auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C8-0169/2017),

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 18. Januar 2018 (%),
— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Ausschusses der Regionen vom 1. Februar 2018 (3,

— gestiitzt auf Artikel 59 seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir Verkehr und Tourismus und die Stellungnahme des Ausschusses fiir
Beschaftigung und soziale Angelegenheiten (A8-0204/2018),

1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, entscheidend dndert oder
beabsichtigt, ihn entscheidend zu dndern;

3. beauftragt seinen Prisidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu iibermitteln.

P8_TC1-COD(2017)0123

Standpunkt des Europiischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass

der Verordnung (EU) ...|... des Europdischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Verordnung (EG)

Nr. 1071/2009 und der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 im Hinblick auf jhre Anpassung an die Entwicklungen im
Kraftverkehrssektor

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europaischen Union, insbesondere auf Artikel 91 Absatz 1,

() ABL C 197 vom 8.6.2018, S. 38.
() ABL C 176 vom 23.5.2018, S. 57.
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auf Vorschlag der Europidischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,
nach Stellungnahme des Europaischen Wirtschafts- und Sozialausschusses ('),
nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen (%),

gemifl dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (%),

in Erwidgung nachstehender Griinde:

(1) Die Erfahrung mit der Umsetzung der Verordnungen (EG) Nr. 1071/2009 (*) und (EG) Nr. 1072/2009 (*) hat gezeigt,
dass hinsichtlich der Bestimmungen dieser Verordnungen in einigen Punkten noch Spielraum fiir Verbesserungen
besteht.

(2)  Bislang gelten, sofern in den nationalen Rechtsvorschriften nichts anderes vorgesehen ist, die Vorschriften fiir die
Zulassung zum Beruf des Kraftverkehrsunternehmers nicht fir Unternehmen, die den Beruf des Giiterkraftver-
kehrsunternehmers ausschhef%hch mit Kraftfahrzeugen ausuben deren zula551ge Gesamtmasse 3;5—t—nieht

: : : : se—Gesa a welle einschliefSlich der
Gesamtmasse der Anhanger 3 5 t r11cht uberschre1tet—aﬂsubeﬂ Dle Zahl solcher Unternehmen;—die-sewehl-m

hat zugenommen. Infolgedessen haben

mehrere Mitgliedstaaten beschlossen, die in der Verordnung (EG) Nr. 1071/ 2009 niedergelegten Vorschriften fiir die

Zulassung zum Beruf des Kraftverkehrsunternehmers auf diese Unternehmen anzuwenden. Um mogliche

Schlupflocher zu schliefen und ein Mindestniveau an Professionalisierung des Sektors, in dem Fahrzeuge

Kraftfahrzeuge fiir den grenziiberschreitenden Verkehr verwendet werden, deren zulissige Gesamtmasse,

einschlieflich der Gesamtmasse der Anhinger, zwischen 2,4 und 3,5 t liegt nicht-ibersehreitet, durch gemeinsame

Vorschriften zu gewdahrleisten und damit die Wettbewerbsbedingungen zwischen allen Unternehmern einander

anzunihern, sellte—dieseBestimmunggestrichen sollten die Anforderungen fiir die Ausiibung des Berufs des

Kraftverkehrsunternehmers glewhermaﬁen gelten zugletch ;edoch ein unverhaltmsmaﬁtg hoher Verwaltungs-

aufwand verhmdert werden, wi i ¢

die vorltegemie Verordnung nur fur Unternehmen gtlt dte gewerbltchen Guterkraftverkehr betretben, fallen
Unternehmen, die eigene Giiter befordern, nicht unter diese Bestimmung. [Abind. 110]

(2a)  In ihrer Folgenabschitzung geht die Kommission von Einsparungen fiir Unternehmen in einer Groflenordnung
von 2,7 bis 5,2 Mrd. EUR im Zeitraum 2020-2035 aus. [Abind. 111]

(3)  Derzeit diirfen die Mitgliedstaaten fiir die Zulassung zum Beruf des Kraftverkehrsunternehmers zusitzliche, tiber die
Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 hinausgehende Anforderungen vorschreiben. Diese Moglichkeit ist erwiesener-
mafden nicht erforderlich, um zwingenden Erfordernissen gerecht zu werden, und hat zu Unterschieden bei der
Zulassung gefiihrt. Sie sollte daher abgeschafft werden.

4) shrleistet Um dem Phinomen der ,Briefkastenfirmen* beizukommen und im Binnenmarkt lauteren
Wettbewerb und gleiche Wettbewerbsbedingungen zu gewihrleisten, miissen eindeutigere Kriterien fiir die
Niederlassung festgelegt und die Uberwachung und Durchsetzung verstirkt werden, dass und die Zusammen-
arbeit zwischen den Mitgliedstaaten muss verbessert werden. die Die in einem Mitgliedstaat niedergelassenen
Kraftverkehrsunternehmer sollten sich tatsichlich und dauerhaft in diesem Mitgliedstaat aufhalten und ihre
Gesehiftstitigkeit Verkehrstitigkeit sowie wesentliche Titigkeiten in der Tat von dort aus ausiiben. Daher ist es
unter Beriicksichtigung der gewonnenen Erfahrungen erforderlich, die Vorschriften fiir eine tatsichliche und
dauerhafte Niederlassung zu prizisieren und zu stirken, zugleich jedoch einen unverhiltnismiflig hohen
Verwaltungsaufwand zu verhindern. [Abind. 112]

ABL. C 197 vom 8.6.2018, S. 38.

ABL. C 176 vom 23.5.2018, S. 57.

Standpunkt des Europdischen Parlaments vom 4. April 2019.

Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 zur Festlegung gemeinsamer
Regeln fiir die Zulassung zum Beruf des Kraftverkehrsunternehmers und zur Aufhebung der Richtlinie 96/26/EG des Rates
(ABL L 300 vom 14.11.2009, S. 51).

9 Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 iiber gemeinsame Regeln fiir
den Zugang zum Markt des grenziiberschreitenden Giiterkraftverkehrs (ABL L 300 vom 14.11.2009, S. 72).

S

o~ o~ —
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(5 Da die Zulassung zum Beruf von der Zuverlissigkeit des betreffenden Unternehmens abhingt, besteht
Klarungsbedarf hinsichtlich der Personen, deren Verhalten beriicksichtigt werden muss, der einzuhaltenden
Verwaltungsverfahren und der Wartezeiten in Bezug auf die Rehabilitierung eines Verkehrsleiters, dem die
Zuverlissigkeit aberkannt wurde.

(6)  Da sich schwerwiegende Verstofle gegen nationale Steuervorschriften betrichtlich auf die Bedingungen fiir einen
fairen Wettbewerb im Strafengiiterverkehrsmarkt auswirken konnen, sollten sie zu den fir die Bewertung der
Zuverlassigkeit relevanten Aspekten hinzugefiigt werden.

(7)  Dasich schwerwiegende Verstof3e gegen Unionsvorschriften iiber die Entsendung von Arbeitnehmern, die Kabotage
und das auf vertragliche Schuldverhiltnisse anzuwendende Recht betrachtlich auf den Strafengiiterverkehrsmarkt
sowie auf den Sozialschutz von Arbeitnehmern auswirken konnen, sollten sie zu den fiir die Bewertung der
Zuverlassigkeit relevanten Aspekten hinzugefiigt werden. [Abédnd. 113]

(8)  Angesichts der Bedeutung des fairen Wettbewerbs fiir den Markt sollten einschligige Verstofie gegen die
Unionsvorschriften bei der Bewertung der Zuverldssigkeit von Verkehrsleitern und Verkehrsunternehmen
beriicksichtigt werden. Die Erméchtigung der Kommission zur Bestimmung der Schwere der betreffenden Verstofle
sollte daher entsprechend prazisiert werden.

(9)  Die zustindigen nationalen Behorden hatten Schwierigkeiten, die Dokumente zu bestimmen, die von Verkehrs-
unternehmen zum Nachweis ihrer finanziellen Leistungsfihigkeit, insbesondere in Ermangelung gepriifter
Jahresabschliisse, vorgelegt werden konnen. Die Vorschriften iiber die erforderlichen Nachweise der finanziellen
Leistungsfahigkeit sollten prazisiert werden.

(10)  Unternehmen, die den Beruf des Kraftverkehrsunternehmers ausschhe@hch mit Kraftfahrzeugen deren zulasmge
Gesamtmasse e e ere o A
Sehwe}}e—meht—&befsehfeﬁet—&uwbeﬁ emschlwﬁhch der Gesamtmasse der Anhanger zmschen 2 4 und 3 5t lwgt
ausiiben und im grenziiberschreitenden Verkehr titig sind, sollten iiber ein Mindestmafl an finanzieller
Leistungsfihigkeit verfiigen, damit sichergestellt ist, dass sie iiber die erforderlichen Mittel verfiigen, um ihre Tétigkeit
dauerhaft und langfristig ausiiben zu konnen. Da jedoch die betreffendenTFitigkeiten mit diesen Fahrzeugen
durchgefiihrten Beforderungen im Allgemeinen einen begrenzten Umfang haben, sollten die entsprechenden
Anforderungen weniger streng sein als jene fur die Unternchmer, die Fahrzeuge oder Fahrzeugkombinationen
verwenden, deren zulissige Gesamtmasse diese-Sehwelle diesen Schwellenwert iiberschreitet. [Abdnd. 114]

(11)  Die in den einzelstaatlichen elektronischen Registern enthaltenen Informationen iiber die Verkehrsunternehmer
sollten se vollstindig wie—méglich und auf dem neuesten Stand sein, damit die fiir die Durchsetzung der
einschligigen Vorschriften zustindigen nationalen Behérden einen ausreichenden Uberblick iiber die Unternehmer
haben, die Gegenstand von Ermittlungen sind. Vor allem die Angaben zum amtlichen Kennzeichen der Fahrzeuge,
iiber die die Unternehmer verfiigen, zur Zahl ihrer Beschiftigten, und zu ihrer Risikoeinstufung wnd—ihren

diirften eine bessere nationale und grenzuberschreltende Durchsetzung der Vorschriften
der Verordnungen (EG) Nr. 1071/2009 und (EG) Nr. 1072/2009 sowie sonstiger einschligiger Umonsvorschrtften
ermoglichen. Um den Vollzugsbeamten, einschlieflich denjenigen, die Strafenkontrollen durchfiihren, einen
klaren und vollstindigen Uberblick iiber die uberpruften Verkehrsunternehmer zu bieten, sollten ihnen ferner alle
sachdienlichen Informationen direkt und in Echtzeit zuginglich sein. Die einzelstaatlichen elektronischen
Register sollten deshalb wirklich interoperabel und die darin enthaltenen Daten allen befugten Vollzugsbeamten
aller Mitgliedstaaten direkt und in Echtzeit zuginglich sein. Die Vorschriften fiir das einzelstaatliche elektronische
Register sollten daher entsprechend geindert werden. [Abind. 115]

(12)  Die Begriffsbestimmung des schwersten VerstoRes betreffend die Uberschreitung der tiglichen Lenkzeit im Sinne von
Anhang IV der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 stimmt nicht mit der geltenden einschligigen Bestimmung in der
Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Européischen Parlaments und des Rates (°) iiberein. Dieser Widerspruch fiihrt zu
Unsicherheit und unterschiedlichen Vorgehensweisen der nationalen Behorden und damit verbundenen
Schwierigkeiten bei der Durchsetzung der betreffenden Vorschriften. Diese Begriffsbestimmung sollte daher
prazisiert werden, um die Kohédrenz zwischen den beiden Verordnungen zu gewéhrleisten.

(©) Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Européischen Parlaments und des Rates vom 15. Mérz 2006 zur Harmonisierung bestimmter
Sozialvorschriften im StraSenverkehr und zur Anderung der Verordnungen (EWG) Nr. 3821/85 und (EG) Nr. 2135/98 des Rates
sowie zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 des Rates (ABL. L 102 vom 11.4.2006, S. 1).
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(13)  Die Vorschriften fur innerstaatlichen Verkehr, der von einem gebietsfremden Verkehrsunternehmer in einem
Aufnahmemitgliedstaat zeitweilig durchgefithrt wird (,Kabotage®), sollten klar, einfach und leicht durchsetzbar sein
adoletchzeits pheserraichre > bromderHbeatdore o Cenund-Ganzen—wahren. [Abind. 116]

(14 Um Leerfahrten zu vermeiden, sollten vorbehaltlich bestimmter Einschrinkungen Kabotagebeforderungen im
Aufnahmemitgliedstaat durchgefiihrt werden diirfen. Zu diesem Zweck und um Kontrollen zu erleichtern und
Unklarheiten zu beseitigen, sollte die Begrenzung der Zahl der Kabotagebeforderungen im Anschluss an eine
grenziiberschreitende Beforderung abgeschaftt, die Zahl der fiir solche Beforderungen zur Verfiigung stehenden Tage
dagegen verringert werden. [Abénd. 117]

(14a) Um zu verhindern, dass systematisch Kabotagebeforderungen durchgefiihrt werden, wodurch eine dauerhafte
oder durchgehende Tiitigkeit entstehen konnte, die zu Wettbewerbsverzerrungen auf dem nationalen Markt fiihrt,
sollte der fiir Kabotagebeforderungen in einem Aufnahmemitgliedstaat zur Verfiigung stehende Zeitraum
verringert werden. Dariiber hinaus sollten Giiterkraftverkehrsunternehmer erst berechtigt sein, neue Kabotage-
beforderungen in demselben Aufnahmemitgliedstaat durchzufiihren, nachdem eine bestimmte Frist verstrichen
ist und sie ausgehend von dem Mitgliedstaat, in dem das Unternehmen niedergelassen ist, eine neue
grenziiberschreitende Beforderung durchgefiihrt haben. Diese Bestimmung gilt unbeschadet der Durchfiihrung
grenziiberschreitender Beforderungen. [Abind. 118]

(15)  Fiir einen lauteren Wettbewerb im Binnenmarkt ist es unerlisslich, die Vorschriften wirksam und effizient
durchzusetzen. Um Durchsetzungskapazititen freizusetzen und den unnétigen Verwaltungsaufwand fiir
Unternehmer, die im grenziiberschreitenden Verkehr titig sind, und insbesondere fiir KMU zu verringern und
um Hochrisikoverkehrsunternehmern gezielter zu Leibe zu riicken und betriigerische Praktiken aufzudecken,
miissen die Durchsetzungsinstrumente unbedingt weiter digitalisiert werden. Damit Beforderungsdokumente in
Zukunft ohne Papier auskommen, sollten kiinftig vorwiegend elektronische Dokumente verwendet werden,
insbesondere der elektronische Frachtbrief gemifS dem Ubereinkommen iiber den Befdrderungsvertrag im
internationalen StrafSengiiterverkehr (¢CMR). Die Mittel, mit denen die Kraftverkehrsunternehmer die Einhaltung
der Vorschriften fiir die Kabotage nachweisen kénnen, sollten prizisiert werden. Die Nutzung und Ubertragung
elektronischer Verkehrsinformationen sollten als solche Mittel anerkannt werden; dadurch wiirden die Bereitstellung
relevanter Nachweise und deren Bearbeitung durch die zustdndigen Behorden vereinfacht. Das zu diesem Zweck
verwendete Format sollte Zuverldssigkeit und Authentizitit gewihrleisten. Angesichts der zunehmenden
Verwendung des effizienten elektronischen Informationsaustauschs im Verkehrs- und Logistikbereich ist es wichtig,
fir einen einheitlichen Regelungsrahmen und die Vereinfachung der Verwaltungsverfahren zu sorgen. [Abédnd. 119]

(15a) Die rasche Einfilhrung des intelligenten Fahrtenschreibers ist von grofSter Wichtigkeit, da sie es den
Vollzugsbehirden, die Straflenkontrollen durchfiihren, erméglichen diirfte, Verstoffe und Abweichungen schneller
und effizienter festzustellen, was zu einer besseren Durchsetzung der vorliegenden Verordnung fiihren wiirde.
[Abéind. 120]

(16)  Als Adressaten der Vorschriften fiir die grenziiberschreitende Beforderung miissen die Verkehrsunternehmen die
Konsequenzen der von ihnen begangenen Verstofe tragen. Um jedoch Missbrauch durch Unternehmen, die mit
Kraftverkehrsunternehmern Vertrige iiber die Erbringung von Verkehrsdienstleistungen schlieBen, zu verhindern,
sollten die Mitgliedstaaten auch Sanktionen fiir Versender, Verlader, und Spediteure, Auftragnehmer und
Unterauftragnehmer vorsehen, wenn sie-wissentlich ihnen bekannt ist, dass die Verkehrsdienste, die sie in Auftrag
geben, die gegen die Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 verstolen. Wenn Unternehmen, die
Verkehrsdienste in Auftrag geben, diese von Verkehrsunternehmen mit niedriger Risikoeinstufung ausfiihren
lassen, sollten sie nur beschrinkt haftbar sein. [Abind. 121]

(16a) Durch die vorgeschlagene Europdische Arbeitsbehorde [...] sollen die Zusammenarbeit und der Austausch von
Informationen zwischen den zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten unterstiitzt und erleichtert werden, damit
die einschligigen Rechtsvorschriften der Union wirksam durchgesetzt werden konnen. Indem die Durchsetzung
der vorliegenden Verordnung durch sie unterstiitzt und erleichtert wird, kann die Behorde mafSgeblich dazu
beitragen, den Austausch von Informationen zwischen den zustindigen Behorden zu fordern und den
Mitgliedstaaten dabei behilflich zu sein, durch den Austausch und die Schulung von Bediensteten Kapazititen
auf- bzw. auszubauen und miteinander abgestimmte Kontrollen durchzufiihren. Dadurch wiirde das gegenseitige
Vertrauen der Mitgliedstaaten gestirkt, die wirksame Zusammenarbeit zwischen den zustindigen Behorden
verbessert und dazu beigetragen, Betrug und dem Missbrauch der Vorschriften Einhalt zu gebieten. [Abind. 122]

(16b) Die Rechtsvorschriften zum Kraftverkehr sollten gestirkt werden, damit insofern fiir die ordnungsgemiife
Anwendung und die Durchsetzung der Rom-I-Verordnung gesorgt wird, als in Arbeitsvertrigen der gewohnliche
Arbeitsort der Arbeitnehmer angegeben wird. Die Rom-I-Verordnung wird durch die grundlegenden
Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009, mit der gegen Briefkastenfirmen vorgegangen werden
soll und ordnungsgemiifle Kriterien fiir die Niederlassung von Unternehmen sichergestellt werden sollen, erginzt
und steht mit ihr in direktem Zusammenhang. Diese Bestimmungen miissen gestirkt werden, um die Rechte der
Arbeitnehmer sicherzustellen, die voriibergehend auflerhalb des Landes ihres gewéhnlichen Arbeitsortes arbeiten,
und um fiir den lauteren Wettbewerb zwischen Verkehrsunternehmen zu sorgen. [Abiand. 123]
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(17)  Da durch diese Verordnung ein gewisses Maf$ an Harmonisierung in bestimmten Bereichen erreicht wird, die bisher
noch nicht durch das Unionsrecht harmonisiert waren, insbesondere in Bezug auf den Verkehr mit leichten
Nutzfahrzeugen und die Durchsetzungspraxis, konnen ihre Ziele, d. h. die Anndherung der Wettbewerbs-
bedingungen und die verbesserte Durchsetzung, auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht
werden, sondern angesichts der Art der verfolgten Ziele in Verbindung mit dem grenziiberschreitenden Charakter
des Kraftverkehrs besser auf Unionsebene erreicht werden. Die Union kann daher im Einklang mit dem in Artikel 5
des Vertrags iiber die Europdische Union niedergelegten Subsidiaritdtsprinzip titig werden. Entsprechend dem in
demselben Artikel genannten Grundsatz der Verhidltnismafigkeit geht diese Verordnung nicht iiber das fir die
Erreichung der verfolgten Ziele erforderliche Maf hinaus.

(18)  Um den Marktentwicklungen und dem technischen Fortschritt Rechnung zu tragen, sollte der Kommission die
Befugnis iibertragen werden, gemifl Artikel 290 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union
Rechtsakte zu erlassen, um die Anhdnge I, I und III der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 zu dndern, die Verordnung
durch eine Liste der Kategorien, Arten und Schweregrade der gegen die Unionsvorschriften begangenen
schwerwiegenden VerstofSe, die zusitzlich zu den in Anhang IV der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 aufgefithrten
Verstoflen zur Aberkennung der Zuverldssigkeit fithren konnen, zu erginzen und die Anhdnge I, II und III der
Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 zu dndern. Es ist von besonderer Bedeutung, dass die Kommission im Zuge ihrer
Vorbereitungsarbeit angemessene Konsultationen, auch auf der Ebene von Sachverstindigen, durchfithrt und dass
diese Konsultationen mit den Grundsitzen in Einklang stehen, die in der Interinstitutionellen Vereinbarung iiber
bessere Rechtsetzung vom 13. April 2016 () niedergelegt wurden. Um fiir eine gleichberechtigte Beteiligung an der
Vorbereitung delegierter Rechtsakte zu sorgen, sollten das Europiische Parlament und der Rat alle Dokumente zur
gleichen Zeit wie die Sachverstindigen der Mitgliedstaaten erhalten, und ihre Sachverstiandigen sollten systematisch
Zugang zu den Sitzungen der Sachverstindigengruppen der Kommission haben, die mit der Vorbereitung der
delegierten Rechtsakte befasst sind.

(19)  Die Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 und die Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 sollten daher entsprechend gedndert
werden —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Die Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 wird wie folgt gedndert:

(1)  Artikel 1 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 4 wird wie folgt gedndert:

i) Buchstabe a wird-gestrichen: erhdlt folgende Fassung:

»a) Unternehmen, die den Beruf des Giiterkraftverkehrsunternehmers ausschliefSlich mit Kraftfahrzeugen
ausiiben, deren zulissige Gesamtmasse, einschliefSlich der Gesamtmasse der Anhinger, unter 2,4 t

liegt;

aa) Unternehmen, die den Beruf des Giiterkraftverkehrsunternehmers ausschliefSlich mit Kraftfahrzeugen
ausiiben, deren zulissige Gesamtmasse, einschliefSlich der Gesamtmasse der Anhinger, unter 3,5 t
liegt und die ausschlieflich im innerstaatlichen Verkehr titig sind;“ [Abind. 124]

ii) Buchstabe b erhilt folgende Fassung:

,b) Unternehmen, die Beférderungen von Reisenden mit Kraftfahrzeugen ausschlieflich zu nichtgewerblichen
Zwecken durchfithren oder deren Haupttitigkeit nicht die Ausiibung des Berufs des Personenkraftver-
kehrsunternehmers ist.

Jede Beforderung auf der Strafe, die nicht entlehnt-wird-und-dureh-die keinEinkommen-erziel-wird dem
Zweck dient, dem Fahrer oder einer anderen Person einen Gewinn zu bringen, z. B. die Beférderung-von
Personen eine ehrenamtlich oder fiir wohltitige Zwecke ederfiir—rein—privateZweeke durchgefiihrte
Befirderung, gilt als Beforderung ausschlieflich zu nichtgewerblichen Zwecken;*; [Abdnd. 125]

() ABLL 123 vom 12.5.2016, S. 1.
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e [Abind. 126]

(2)  Artikel 3 Absatz 2 wird gestrichen.
(3)  Artikel 5 wird wie folgt gedndert:
a) Buchstabe a erhilt folgende Fassung:

,a) iiber geeignete Riumlichkeiten verfiigen, in die den Titigkeiten des Unternehmens angemessen sind und
von denen seirte aus es auf die Originale seiner wichtigsten Unternchmensunterlagen aufbewahrt-werden
entweder in elektronischer oder sonstiger Form zugreifen kann, insbesondere seine Geschiftsvertrige,
Buchfiithrungsunterlagen, Personalverwaltungsunterlagen, Arbeitsvertrige, Sozialversicherungsunterlagen,
Dokumente mit den Daten iiber die Kabotage, die entsandten Arbeitnehmer und die Lenk- und Ruhezeiten
sowie alle sonstigen Unterlagen, zu denen die zustindige Behorde Zugang haben muss, um die Erfiillung der
in dieser Verordnung festgelegten Voraussetzungen iiberpriifen zu konnen;* [Abédnd. 127]

aa) Folgender Buchstabe wird eingefiigt:

»aa) mit den Fahrzeugen nach Buchstabe b im Rahmen eines Beforderungsvertrags alle vier Wochen im
Mitgliedstaat der Niederlassung mindestens eine Be- oder Entladung von Giitern vornehmen;*
[Abind. 128]

b) Buchstabe ¢ erhilt folgende Fassung:

,€) seine administrativen und gewerblichen Titigkeiten tatsichlich und dauerhaft mittels der angemessenen
verwaltungstechnisehen Ausstattung und Einrichtung in Rdumlichkeiten nach Buchstabe a ausiiben, die in
diesem Mitgliedstaat gelegen sind; [Abind. 129]

¢) folgender Buchstabe d wird angefuigt:

,d) die mit den Fahrzeugen nach Buchstabe b durchgefithrte Verkehrstitigkeit tatsichlich und dauerhaft
mittels der in diesem Mitgliedstaat gelegenen angemessenen technischen Ausstattung leiten;* [Abind. 130]

d) folgender Buchstabe e wird angefiigt:

,€) in einem im Verhiltnis zur Grofe und Tatigkeit der Niederlassung angemessenen Umfang Vermogenswerte
halten und Mitarbeiter beschiftigen.
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da) folgender Buchstabe f wird angefiigt:

.f) eine klare Verbindung zwischen der durchgefiihrten Verkehrstitigkeit und dem Mitgliedstaat der
Niederlassung aufweisen, iiber eine Betriebsstitte verfiigen und Zugang zu einer regelmifSig
ausreichenden Zahl von Abstellplitzen fiir die in Buchstabe b genannten Fahrzeuge haben;“
[Abind. 131]

db) folgender Buchstabe g wird angefiigt:

»g) Fahrer gemif dem fiir Arbeitsvertrige geltenden Recht dieses Mitgliedstaats einstellen und
beschiftigen;“ [Abind. 132]

dc) folgender Buchstabe h wird angefiigt:

,h) sicherstellen, dass die Niederlassung dem Ort entspricht, an dem oder von dem aus der Arbeitnehmer
seine Tatigkeit im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 593/2008 des Europdischen Parlaments und des
Rates (*) und/oder des Ubereinkommens von Rom iiblicherweise ausiibt.*

() Verordnung (EG) Nr. 593/2008 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 17. Juni 2008 iiber das auf
vertragliche Schuldverhiiltnisse anzuwendende Recht (Rom I) (ABL L 177 vom 4.7.2008, S. 6). [Abind. 133]

(4)  Artikel 6 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
i) Unterabsatz 2 erhilt folgende Fassung:

,Bei der Entscheidung dariiber, ob ein Unternehmen diese Anforderung erfillt hat, beriicksichtigen die
Mitgliedstaaten das Verhalten des Unternehmens, seiner Verkehrsleiter, geschiftsfithrenden Direktoren,
Gesellschafter im Fall von Offenen Handelsgesellschaften, anderen rechtlichen Vertreter und gegebenenfalls
anderer vom jeweiligen Mitgliedstaat bestimmter mafgeblicher Personen. Jede Bezugnahme in diesem Artikel
auf verhdngte Urteile und Sanktionen oder begangene Verstofle schliefSt die gegen das Unternehmen selbst,
seine Verkehrsleiter, geschaftsfiihrenden Direktoren, Gesellschafter im Fall von Offenen Handelsgesellschaften,
anderen rechtlichen Vertreter und gegebenenfalls andere vom jeweiligen Mitgliedstaat bestimmte mafigebliche
Personen verhdngten Urteile und Sanktionen bzw. die von diesen begangenen Verstofe ein.”

ii) in Unterabsatz 3 Buchstabe a wird folgende Ziffer vii angefiigt:
,vii) Steuerrecht;*
iii) in Unterabsatz 3 Buchstabe b werden folgende Ziffern xi und xii angefiigt:
,xi) Entsendung von Arbeitnehmern,
xii) auf vertragliche Schuldverhiltnisse anzuwendendes Recht.”
xiii) Kabotage.” [Abind. 134]
b) Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

,(2)  Fir die Zwecke von Absatz 1 Unterabsatz 3 Buchstabe b gilt Folgendes: Wurde gegen den Verkehrsleiter
oder das Verkehrsunternehmen in einem oder mehreren Mitgliedstaaten ein Urteil wegen einer schwerwiegenden
Straftat oder eine Sanktion wegen schwerster Verstofie gegen Unionsvorschriften gemaff Anhang IV in einem
oder mehreren Mitgliedstaaten verhingt, so fithrt die zustindige Behorde des Niederlassungsmitgliedstaats
rechtzeitig auf geeignete Art und Weise ein Verwaltungsverfahren, gegebenenfalls einschlieflich einer Kontrolle
vor Ort in den Raumlichkeiten des betreffenden Unternehmens, durch und schlieflt dieses ab.
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Im Rahmen des Verwaltungsverfahrens erhalten der Verkehrsleiter oder andere rechtliche Vertreter des
Verkehrsunternehmens das Recht, ihre Sichtweise und Erlduterungen darzulegen.

Im Rahmen des Verwaltungsverfahrens bewertet die zustindige Behorde, ob in Anbetracht der speziellen
Gegebenheiten die Aberkennung der Zuverldssigkeit im konkreten Fall eine unverhdltnismiflige Reaktion
darstellen wiirde. Bei dieser Bewertung beriicksichtigt die zustindige Behorde die Anzahl schwerwiegender
Verstofle gegen die nationalen und Unionsvorschriften gemifl Absatz 1 Unterabsatz 3 sowie die Zahl der
schwersten Verstofe gegen die Unionsvorschriften gemifl Anhang IV, derentwegen gegen den Verkehrsleiter oder
das Verkehrsunternehmen ein Urteil oder Sanktionen verhingt worden sind. Alle Feststellungen sind gebiihrend
zu begriinden und zu rechtfertigen.

Ist die Aberkennung der Zuverldssigkeit nach Auffassung der zustindigen Behorde unverhiltnismifig, so
entscheidet sie, dass das betreffende Unternechmen die Anforderung der Zuverldssigkeit weiterhin erfillt. Die
Begriindung fur diese Entscheidung wird in das einzelstaatliche Register aufgenommen. Die Zahl solcher
Entscheidungen wird in dem in Artikel 26 Absatz 1 genannten Bericht aufgefihrt.

Ist die Aberkennung der Zuverldssigkeit nach Auffassung der zustindigen Behorde nicht unverhiltnismafig, so
fithrt die Verurteilung oder Sanktion zur Aberkennung der Zuverldssigkeit.”

c) Folgender Absatz 2a wird eingefiigt:

»(2a)  Der Kommission wird die Befugnis tibertragen, gemafd Artikel 24 delegierte Rechtsakte zur Erstellung
einer Liste der Kategorien, Arten und Schweregrade der gegen die Unionsvorschriften begangenen schwer-
wiegenden Verstoffe nach Absatz 1 Unterabsatz 3 Buchstabe b, die neben den in Anhang IV aufgefithrten
Verstoflen zur Aberkennung der Zuverlassigkeit fithren konnen, zu erlassen. Die Mitgliedstaaten tragen den
Informationen iiber solche VerstofSe, auch den von anderen Mitgliedstaaten erhaltenen Informationen, Rechnung,
wenn sie die Prioritdten fiir die Kontrollen nach Artikel 12 Absatz 1 festlegen.

Zu diesem Zweck handelt die Kommission wie folgt:
a) Sie legt die Kategorien und Arten von Verstofen fest, die am haufigsten festgestellt werden;

b) sie definiert die Schwere der Verstofe nach der von ihnen ausgehenden Gefahr von tédlichen oder schweren
Verletzungen oder Wettbewerbsverfilschungen im Giiterkraftverkehr, auch durch Beeintrichtigung der
Arbeitsbedingungen der Beschiftigten im Verkehrssektor;

c) sie setzt die Zahl der VerstoRe fest, bei deren Uberschreiten wiederholte Verstofe als schwerwiegendere
VerstofSe eingestuft werden, und zwar unter Beriicksichtigung der Zahl der Fahrer, die vom Verkehrsleiter fur
die Verkehrstatigkeit eingesetzt werden.”

(5)  Artikel 7 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 Unterabsatz 1 erhilt folgende Fassung:

,Um die Anforderung nach Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe ¢ zu erfiillen, muss ein Unternehmen dauerhaft in der
Lage sein, im Verlauf des Geschiftsjahres seinen finanziellen Verpflichtungen nachzukommen. Das Unternehmen
weist anhand der von einem Rechnungspriifer oder einer ordnungsgemdfl akkreditierten Person gepriiften
Jahresabschliisse nach, dass es jedes Jahr tiber ein Eigenkapital in Hohe von mindestens 9666 9 000 EUR fiir nur
ein genutztes Fahrzeug und von mindestens 5606 5000 EUR fiir jedes weitere genutzte Fahrzeug mit einer
zulissigen Gesamtmasse, einschliefllich der Gesamtmasse der Anhinger, von mehr als 3,5 t und von
mindestens 900 EUR fiir jedes weitere Fahrzeug mit einer zulissigen Gesamtmasse, einschliefSlich der
Gesamtmasse der Anhinger, zwischen 24 t und 3,5 t verfiigt. Unternehmen, die den Beruf des
Guterkraftverkehrsunternehmers ausschl1ef§hch mit Kraftfahrzeugen ausuben deren zuldssige Gesamtmasse

: asse einschliefSlich der
Gesamtmasse der Anhanger zw15chen 2 A4 und 3, 5 t meht—ubefsehfeﬁet—&usﬂbeﬁ ltegt weisen anhand der von
einem Rechnungspriifer oder einer ordnungsgemifs akkreditierten Person gepriiften Jahresabschliisse nach, dass
sie jedes Jahr iiber ein Eigenkapital in Hohe von mindestens 1800 EUR fiir nur ein genutztes Fahrzeug und von
mindestens 900 EUR fiir jedes weitere genutzte Fahrzeug verfiigen.“ [Abédnd. 136]
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b) Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

,2.  Abweichend von Absatz 1 kann die zustindige Behorde in Ermangelung gepriifter Jahresabschliisse als
Nachweis der fmanz1ellen Le1stungsfah1gke1t eines Unternehmens eine Bescheinigung wie etwa eine Bankburg—
schaft eIN—vOn—eir 3 0 ar

oder einen Nachwets uber eine Ver51cherung auch uber eine Berufshaftpﬂtchtverswherung
einer oder mehrerer Banken oder anderer Finanzinstitute, einschlieflich von Versicherungsunternehmen, oder
ein anderes rechtlich bindendes Dokument, mit—dem—nachgewiesen—wird;—dass das als selbstschuldnerische
Biirgschaft fiir das Unternehmen tiber die in Absatz 1 Unterabsatz 1 genannten Betrige verfitgt dient, gelten
lassen.“ [Abind. 137]

(5a) Artikel 8 Absatz 5 erhilt folgende Fassung:

,Die Mitgliedstaaten konnen eine in dreijihrigen Abstinden erfolgende regelmdfSige Weiterbildung in den in
Anhang 1 aufgelisteten Sachgebieten fordern, um sicherzustellen, dass die in Absatz 1 genannten Personen
hinreichend iiber die Entwicklungen auf dem Sektor auf dem Laufenden sind.“ [Abind. 138]

(6)  Artikel 8 Absatz 9 erhilt folgende Fassung:

,(9)  Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemaR Artikel 24 delegierte Rechtsakte zur Anderung der
Anhinge I, 1T und III zu erlassen, um sie an die Marktentwicklung und den technischen Fortschritt anzupassen.”

(7)  Artikel 11 Absatz 4 Unterabsatz 3 wird gestrichen.
(8)  Artikel 12 Absatz 2 Unterabsatz 2 wird-gestrichen: erhilt folgende Fassung:

,Die Mitgliedstaaten fiihren die Kontrollen mindestens alle drei Jahre durch, um sich zu vergewissern, dass die
Unternehmen alle Anforderungen nach Artikel 3 erfiillen.“ [Aband. 139]

(9)  Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe c erhalt folgende Fassung:

,¢) hochstens sechs Monate, falls die Anforderung der finanziellen Leistungsfihigkeit nicht erfullt ist, um
nachzuweisen, dass diese Anforderung erneut dauerhaft erfullt ist.”

(10) Dem Artikel 14 Absatz 1 wird folgender Unterabsatz 2 angefiigt:

,Die zustindige Behorde rehabilitiert den Verkehrsleiter frithestens ein Jahr ab dem Datum der Aberkennung der
Zuverlassigkeit.”;

(10a) Artikel 14 Absatz 2 erhdlt folgende Fassung:

»2.  Sofern und solange keine RehabilitierungsmafSnahme nach MafSgabe der einschligigen einzelstaatlichen
Vorschriften erfolgt ist, ist die in Artikel 8 Absatz 8 genannte Bescheinigung der fachlichen Eignung des
Verkehrsleiters, der fiir ungeeignet erklirt wurde, in keinem Mitgliedstaat mehr giiltig. Die Kommission erstellt
eine Liste von RehabilitierungsmafSnahmen, die zur Wiedererlangung der Zuverlissigkeit fiihren.” [Abind. 140]

(11)  Artikel 16 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
-ia) Buchstabe c erhilt folgende Fassung:

»(c) Namen der Verkehrsleiter, die zur Erfiillung der Anforderungen nach Artikel 3 hinsichtlich
Zuverlissigkeit und fachlicher Eignung benannt wurden, oder gegebenenfalls Name eines
rechtlichen Vertreters; [Abind. 141]
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ba)

i) Folgende Buchstaben g, h, i und j werden angefiigt:

,g) amtliche Kennzeichen der Fahrzeuge, tiber die das Unternehmen gemif Artikel 5 Buchstabe b verfugt;

h) Zahl der Beschiftigten im Unternehmen wdihrend des letzten Kalenderjahrs; [Abind. 142]

i) Vermdogenswerte, Verbindlichkeiten, Eigenkapital und Umsatz insgesamt in den vorangehenden zwei
Jahren;

j) Risikoeinstufung des Unternehmens nach Artikel 9 der Richtlinie 2006/22/EG.”

ia) Der folgende Buchstabe ja wird angefiigt:

»ja) Arbeitsvertrige der in den vergangenen sechs Monaten im grenziiberschreitenden Verkehr
eingesetzten Fahrer; [Abind. 143]

ii

=

Die Unterabsitze 2, 3 und 4 erhalten folgende Fassung:

Anerhalb-von Arbeitstagen-nach-Lingang-der-Anfrage Forhrettes .ImE1nklangm1tden
emschlaglgen Datenschutzbestlmmungen smd d1e Daten, auf die in Unterabsatz 1 Buchstaben a bis d
Bezug genommen wird, 6ffentlich zuginglich. [Abind. 144]

ie Die in Unterabsatz 1 Buchstaben e bis j genannten Daten sind anderen Behorden als
den zustindigen Behorden nur zugidnglich, wenn diese ordnungsgemif$ zu Kontrollen und zur Verhdngung
von Buflgeldern im Strafenverkehr bevollmichtigt und ihre Beamten vereidigt sind oder einer formlichen
Geheimhaltungspflicht unterliegen. [Abind. 145]

Fiir die Zwecke von Artikel 14a der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 sind die in Buchstabe j genannten
Daten Versendern, Spediteuren, Auftragnehmern und Unterauftragnehmern auf Anfrage zuginglich.“
[Abind. 146]

Absatz 4 erhilt folgende Fassung:

,(4)  Die Mitgliedstaaten stellen durch alle erforderlichen Mafnahmen sicher, dass alle Daten des
einzelstaatlichen elektronischen Registers auf dem aktuellen Stand und sachlich richtig sind.”

Absatz 5 erhilt folgende Fassung:

»(5)  Um die grenziiberschreitende Durchsetzung wirksamer werden zu lassen, stellen die Mitgliedstaaten
sicher, dass die einzelstaatlichen elektronischen Register mithilfe des Europdischen Registers der
Kraftverkehrsunternehmen (ERRU) gemdif der Verordnung (EU) 2016/480 unionsweit vernetzt werden
und interoperabel sind, damit die in Absatz 2 genannten Daten allen zustindigen Vollzugsbehorden und
Kontrollorganen aller Mitgliedstaaten direkt und in Echtzeit zugéinglich sind.“ [Abind. 147]
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bb) Absatz 6 erhilt folgende Fassung:

,(6)  Die Kommission ist befugt, gemifS Artikel 24a delegierte Rechtsakte zu erlassen, die der Festlegung
und Aktualisierung gemeinsamer Regeln dienen, mit denen sichergestellt wird, dass die einzelstaatlichen
elektronischen Register vollstindig vernetzt und interoperabel sind, sodass sie den zustindigen Behirden
und Kontrollorganen der Mitgliedstaaten nach MafSgabe von Absatz 5 direkt und in Echtzeit zuginglich
sind. Diese gemeinsamen Regeln umfassen Regeln fiir das Format der ausgetauschten Daten, die technischen
Verfahren zur elektronischen Abfrage der einzelstaatlichen elektronischen Register der anderen Mit-
gliedstaaten und die Interoperabilitit dieser Register sowie spezifische Regeln fiir den Zugriff auf die Daten,
deren Protokollierung und Uberwachung.” [Abind. 148]

¢) Absatz 7 wird gestrichen.
(12)  Artikel 18 erhilt folgende Fassung:
JArtikel 18

Verwaltungszusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten

1. Bfe Dte zustandtgen Behorden der Mltghedstaaten beﬂeﬂﬂeﬂ—eme—em%els&aaﬂiehe—KeﬂfaktsfeHe—die—E&Féeﬂ

: Hsta e ande o ¢ ¢ unig arbeiten eng zusammen, leisten
emamler zugtg Amtshtlfe und ubermttteln emander alle sonsttgen emschlagtgen lnformatwnen um dte
Durchfuhrung und dte Durchsetzung d1eser Verordnung

it zu erleichtern.

[Abind. 149]

la.  Fiir die Zwecke von Absatz 1 wird die Verwaltungszusammenarbeit nach MafSgabe dieses Artikels mithilfe
des Binnenmarkt-Informationssystems (IMI) umgesetzt, das mit der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 des
Europdischen Parlaments und des Rates (*) errichtet wurde und es allen Unternehmern ermdoglicht, Daten in ihren
jeweiligen Sprachen vorzulegen. [Abind. 150]

2. Ein Mitgliedstaat, der von einem anderen Mitgliedstaat iiber einen schwerwiegenden Verstof§ informiert wird,
der zu einer Verurteilung oder einer Sanktion in den vorangehenden zwei Jahren gefithrt hat, speichert den
mitgeteilten Verstof8 in seinem einzelstaatlichen elektronischen Register.

3. Die Mitgliedstaaten antworten auf Auskunftsersuchen der zustindigen Behorden aus anderen Mitgliedstaaten
und fithren gegebenenfalls Kontrollen und Untersuchungen in Bezug auf die Erfullung der Anforderung nach
Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a durch in ihrem Hoheitsgebiet niedergelassene Kraftverkehrsunternehmen durch.
Auskunftsersuchen der zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten sind gebiihrend zu rechtfertigen und zu
begriinden. Zu diesem Zweck enthalten Auskunftsersuchen glaubhafte Hinweise auf mogliche Verstofie gegen
Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a. [Abidnd. 151]

4. Ist das Ersuchen nach Ansicht des ersuchten Mitgliedstaats unzureichend begriindet, so teilt er dies dem
ersuchenden Mitgliedstaat binnen zeh# fiinf Arbeitstagen mit. Der ersuchende Mitgliedstaat begriindet das Ersuchen
ausfithrlicher. Ist dies nicht moglich, kann der andere Mitgliedstaat das Ersuchen ablehnen. [Abind. 152]

5. Ist es schwierig oder unmdglich, einem Auskunftsersuchen nachzukommen oder Kontrollen und
Untersuchungen durchzufiihren, so teilt der betreffende Mitgliedstaat dies sewie—die—Gritnde—hierfir dem
ersuchenden M1tghedstaat binnen zehn funf Arbeitstagen mit und begriindet dies gebiihrend. Die betreffenden
Mitgliedstaaten arbeiten zusammen, um eine Losung fiir aufgetretene Schw1er1gke1ten zu
finden. Bestehen hinsichtlich des Informationsaustauschs fortdauernd Probleme oder besteht eine dauerhafte
Verweigerung, Informationen zur Verfiigung zu stellen, ohne dass dies gebiihrend begriindet wird, so kann die
Kommission, wenn sie dariiber unterrichtet wird und nachdem sie die betreffenden Mitgliedstaaten gehért hat,
alle erforderlichen Abhilfemafnahmen ergreifen. [Abind. 153]
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6.  Auf Ersuchen nach Absatz 3 iibermitteln die Mitgliedstaaten binnen 25 15 Arbeitstagen ab Eingang des
Ersuchens die angeforderten Informationen und fithren die erforderlichen Kontrollen und Untersuchungen durch, es
sei denn, sie die betreffenden Mitgliedstaaten haben sich gemeinsam auf eine andere Frist geeinigt oder haben dem
ersuchenden Mitgliedstaat gemafs den Absitzen 4 und 5 mitgeteilt, dass der Antrag unzureichend begriindet bzw.
dass es nicht moglich ist, dem Ersuchen nachzukommen und welche Schwierigkeiten aufgetreten sind, sowie dass
sich fiir diese Schwierigkeiten keine Losung gefunden hat. [Abind. 154]

7. Die Mitgliedstaaten gewdhrleisten, dass die Informationen, die ihnen im Einklang mit diesem Artikel
tbermittelt werden, nur im Zusammenhang mit der/den Angelegenheit(en) verwendet werden, fir die sie
angefordert wurden.

8.  Verwaltungszusammenarbeit und gegenseitige Amtshilfe erfolgen unentgeltlich.

9.  Ein Auskunftsersuchen hindert die zustindigen Behorden nicht daran, im Einklang mit dem einschligigen
nationalen Recht und dem Unionsrecht Mafnahmen zu ergreifen, um mutmaflliche Verstole gegen diese
Verordnung zu ermitteln und ihnen vorzubeugen.”

() Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 iiber die
Verwaltungszusammenarbeit mit Hilfe des Binnenmarkt-Informationssystems und zur Aufhebung der Entscheidung
2008/49/EG der Kommission (IMI-Verordnung) (ABL L 316 vom 14.11.2012, S. 1).

(12a) Folgender Artikel 18a wird eingefiigt:
~Artikel 18a
Begleitende MafSnahmen

(1)  Die Mitgliedstaaten ergreifen begleitende MafSnahmen zur Entwicklung, Erleichterung und Forderung des
Austauschs zwischen den Beamten, die mit der Verwaltungszusammenarbeit und der gegenseitigen Amtshilfe
zwischen den Mitgliedstaaten beziehungsweise mit der Uberwachung der Einhaltung und Durchsetzung der
anzuwendenden Rechtsvorschriften dieser Verordnung befasst sind.

(2) Die Kommission leistet technische und sonstige Unterstiitzung, um die Verwaltungszusammenarbeit
weiter zu verbessern und das gegenseitige Vertrauen zwischen den Mitgliedstaaten zu erhohen, etwa durch die
Forderung des Austauschs von Bediensteten und die Forderung gemeinsamer Schulungsprogramme sowie durch
die Entwicklung, Erleichterung und Forderung von Initiativen fiir bewihrte Verfahren. Die Kommission kann
unbeschadet der Befugnisse des Europdischen Parlaments und des Rates im Haushaltsverfahren bestehende
Finanzierungsinstrumente zur weiteren Stirkung des Aufbaus von Kapazititen und der Verwaltungs-
zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten nutzen.

(3)  Die Mitgliedstaaten arbeiten ein Programm der gegenseitigen Begutachtung aus, an dem sich alle
zustdndigen Vollzugsbehirden beteiligen und bei dem sich sowohl die begutachtenden als auch die begutachteten
zustdndigen Vollzugsbehorden in angemessener Weise abwechseln. Die Mitgliedstaaten unterrichten die
Kommission alle zwei Jahre im Rahmen des in Artikel 26 genannten Berichts iiber die Titigkeit der zustindigen
Behorden iiber diese Programme.“ [Abind. 155]

13)  Artikel 24 wird gestrichen.

14)  Folgender Artikel 24a wird eingefiigt:
,Artikel 24a
Ausiibung der Befugnisiibertragung

1. Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in diesem Artikel festgelegten
Bedingungen iibertragen.
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2. Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemafl Artikel 6 Absatz 2 und Artikel 8 Absatz 9 wird der
Kommission auf unbestimmte Zeit ab [dem Datum des Inkrafttretens dieser (Anderungs)Verordnung] iibertragen.

3. Die Befugnisiibertragung gemaf$ Artikel 6 Absatz 2 und Artikel 8 Absatz 9 kann vom Europdischen Parlament
oder vom Rat jederzeit widerrufen werden. Der Beschluss iiber den Widerruf beendet die Ubertragung der in diesem
Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird am Tag nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europaischen Union
oder zu einem im Beschluss iiber den Widerruf angegebenen spiteren Zeitpunkt wirksam. Die Giiltigkeit von
delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss iiber den Widerruf nicht beriihrt.

4. Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kommission die von den einzelnen Mitgliedstaaten
benannten Sachverstindigen im Einklang mit den in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 iber
bessere Rechtsetzung (*) enthaltenen Grundsitzen.

5. Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erldsst, iibermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europdischen
Parlament und dem Rat.

6.  Ein delegierter Rechtsakt, der gemdfl Artikel 6 Absatz 2 und Artikel 8 Absatz 9 erlassen wurde, tritt nur in
Kraft, wenn weder das Europdische Parlament noch der Rat innerhalb von zwei Monaten nach Ubermittlung dieses
Rechtsakts an das Europdische Parlament und den Rat Einwinde erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist
das Europiische Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwinde erheben
werden. Auf Initiative des Europaischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei Monate verlidngert.

(*)  ABLL 123 vom 12.5.2016, S. 1.

(15)  Artikel 25 Absatz 3 wird gestrichen.
(16) In Artikel 26 werden die folgenden Absdtze 3, 4 und 5 angefiigt:

,(3) Dle M1tgl1edstaaten erstellen Jedes ]ahr einen Ber1cht tiber die Verwendung von

4ssie a : - ationen im grenzuberschrettenden
Verkehr genutzten und in 1hrem Hohettsgebtet zugelassenen Kraftfahrzeugen deren zuldssige Gesamtmasse
einschlieflich der Gesamtmasse der Anhinger zwischen 24 t und 3,5 t 6
liegt, und tibermitteln diesen der Kommission bis spitestens 30. Juni des Jahres nach Ablauf des Berichtszeitraums.
Dieser Bericht enthilt folgende Angaben: [Abdnd. 156]

a) die Zahl der Zulassungen, die Unternehmen, die den Beruf des Giiterkraftverkehrsunternehmers ausschlielich
mit im grenzuberschreltenden Verkehr genutzten Kraftfahrzeugen deren zuldssige Gesamtmasse 3;5—tnicht

: : asse einschliefSlich der Gesamtmasse

der Anbhinger zwischen 2 A4t und 3, 5 t meht—ubefsehfeﬁef ltegt ausuben erteilt wurden; [Abdnd. 157]

b) die Zahl der in dem Mitgliedstaat in jedem Kalenderjahr zugelassenen Fahezeuge im grenziiberschreitenden
Verkehr genutzten Kraftfahrzeuge, deren zulissige Gesamtmasse einschlieflich der Gesamtmasse der Anhinger
zwischen 2,4 t und 3,5 t nicht-tibersehreitet liegt; [Abind. 158]

¢) die Gesamtzahl der in dem Mitgliedstaat am 31. Dezember jedes Jahres zugelassenen Fahrzeuge im
grenziiberschreitenden Verkehr genutzten Kraftfahrzeuge, deren zulissige Gesamtmasse einschliefSlich der
Gesamtmasse der Anhinger zwischen 2,4 t und 3,5 t nichttibersehreitet liegt; [Abind. 159]

d) den geschatzten Antell der Kraftfahrzeuge deren zuldssige Gesamtmasse 3;5—t—nicht—tibersehreitet—oder—der
emschltejlltch der Gesamtmasse 3,5 t aicht-itbersehreitet
bzw. unter 2,4 t ltegt an der gesamten Beforderungsleistung im Kraftverkehr aller in dem Mitgliedstaat

zugelassenen Fahrzeuge, aufgeschliisselt nach innerstaatlichen, grenziiberschreitenden und Kabotagebeforderun-
gen. [Abind. 160]
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(4)  Auf der Grundlage der von der Kommission gesammelten Informationen nach Absatz 3 und weiterer
Nachweise legt die Kommission bis spatestens 31. Dezember 2024 dem Europaischen Parlament und dem Rat einen
Bericht iiber die Entwicklung der Gesamtzahl der Kraftfahrzeuge, deren zulissige Gesamtmasse 3;5—t—nieht
itbersehreitet—oder einschlieflich der Gesamtmasse der Fahrzeugkombinationen—deren—zuldssige—Gesamtmasse
Anhinger zwischen 2,4 t und 3,5 t nicht—iberschreitet liegt, im i i { i
Kraftverkehr—vor. Auf der Grundlage dieses Berichts wird sie erneut priifen, ob es notwendig ist, zusitzliche
Mafnahmen vorschlagen. [Abidnd. 161]

(5)  Die Mitgliedstaaten erstatten jedes Jahr der Kommission Bericht iiber die Ersuchen, die sie nach Artikel 18
Absétze 3-und—4 gestellt haben, die von anderen Mitgliedstaaten erhaltenen Antworten und die Maflnahmen, die sie
auf der Grundlage der ibermittelten Informationen ergriffen haben.“ [Abdnd. 162]

(16a) Folgender Absatz 5a wird eingefiigt:

»(5a)  Auf der Grundlage der von der Kommission nach Absatz 5 gesammelten Informationen und weiterer
Nachweise legt die Kommission bis spitestens 31. Dezember 2020 dem Europdischen Parlament und dem Rat
einen ausfiihrlichen Bericht iiber das AusmafS der Verwaltungszusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten,
iiber etwaige Miingel in diesem Bereich und iiber Miglichkeiten zur Verbesserung der Zusammenarbeit vor. Auf
der Grundlage dieses Berichts priift sie, ob es notwendig ist, zusdtzliche Mafnahmen vorzuschlagen.“
[Abind. 163]

(17)  Anhang IV Nummer 1 Buchstabe b erhilt folgende Fassung:
,b) Uberschreitung der maximalen Tageslenkzeit um 50 % oder mehr wihrend der tiglichen Arbeitszeit.”

Artikel 2
Die Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 wird wie folgt gedndert:

(1) Dem Artikel 1 Absatz 1 wird folgender Unterabsatz angefiigt:

,Die Beforderung von leeren Containern oder Paletten gilt als gewerblicher Giiterkraftverkehr, sofern sie Gegenstand
eines Beforderungsvertrags ist.”

(1a) Dem Artikel 1 Absatz 1 wird folgender Unterabsatz angefiigt:

,Die Fristen gemifS Artikel 8 Absiitze 2 und 2a dieser Verordnung gelten auch fiir den An- und Abtransport von
Giitern iiber die Strafle entweder als innerstaatliche Zulaufstrecke und/oder als innerstaatliche Ablaufstrecke eines
Transports im kombinierten Verkehr gemifS der Richtlinie 92/106/EWG des Rates.“ [Abind. 164]

(1b) Artikel 1 Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

»2.  Bei Beforderungen aus einem Mitgliedstaat in ein Drittland und umgekehrt gilt diese Verordnung fiir die in
den Mitgliedstaaten, die im Transit durchfahren werden, zuriickgelegte Wegstrecke. Diese Transitwegstrecke ist
jedoch aus dem Geltungsbereich der Richtlinie iiber die Entsendung von Arbeitnehmern ausgenommen. Sie gilt
nicht fiir die im Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats der Be- oder Entladung zuriickgelegte Wegstrecke, solange das
hierfiir erforderliche Abkommen zwischen der Gemeinschaft und dem betreffenden Drittland nicht geschlossen
wurde.” [Abind. 165]

(1c) Absatz 5 Buchstabe c erhiilt folgende Fassung:

»¢) die Beforderung von Giitern mit Kraftfahrzeugen mit einer zulissigen Gesamtmasse, einschlieflich der
Gesamtmasse der Anhdnger, von unter 2,4 t;* [Abind. 166]
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Artikel 2 erhilt folgende Fassung:
a)  Nummer 6 erhilt folgende Fassung:

,6. Kabotage' gewerblichen innerstaatlichen Verkehr, der zeitweilig in einem Aufnahmemitgliedstaat durch-
gefithrt wird und der die Beforderung von der Abholung der Giiter an einer oder mehreren Ladestellen bis zu
ihrer Auslieferung an einer oder mehreren Entladestellen gemaf$ Frachtbrief umfasst;”

aa) Folgende Nummer wird angefiigt:

»7a. ,Transit* eine beladen zuriickgelegte Fahrt eines Fahrzeugs durch einen oder mehrere Mitgliedstaaten
oder ein oder mehrere Drittlinder, bei der sich der Ausgangspunkt und der Bestimmungsort nicht in
diesen Mitgliedstaaten oder Drittlindern befinden;“ [Abind. 167]

Artikel 4 wird wie folgt gedndert:
-a) In Absatz 1 wird der folgende Buchstabe hinzugefiigt:

»ba) grenziiberschreitende Beforderungen mit Fahrzeugen durchfiihrt, die mit einem intelligenten Fahrt-
enschreiber nach Artikel 3 und Kapitel II der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 des Europiischen
Parlaments und des Rates (*) ausgestattet sind.“

(*)  Verordnung (EU) Nr. 165/2014 des Europdiischen Parlaments und des Rates vom 4. Februar 2014 iiber
Fahrtenschreiber im StrafSenverkehr, zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 des Rates iiber das
Kontrollgerit im StrafSenverkehr und zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Europdischen Parlaments
und des Rates zur Harmonisierung bestimmter Sozialvorschriften im Straflenverkehr (ABL L 60 vom 28.2.2014,
S. 1).“ [Abind. 168]

a) Absatz 2 Unterabsatz 3 erhilt folgende Fassung:

,Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemif Artikel 14b delegierte Rechtsakte zur Anderung dieser
Verordnung zu erlassen, um die maximale Giiltigkeitsdauer der Gemeinschaftslizenz an die Marktentwicklung
anzupassen.”

b) Absatz 4 Unterabsatz 2 erhilt folgende Fassung:

,Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemif Artikel 14b delegierte Rechtsakte zur Anderung der
Anhinge I und II zu erlassen, um sie an den technischen Fortschritt anzupassen.”

Artikel 5 Absatz 4 erhilt folgende Fassung:

,(4)  ,Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemif Artikel 14b delegierte Rechtsakte zur Anderung der
Anhinge I und II zu erlassen, um sie an den technischen Fortschritt anzupassen.”

Artikel 8 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

,(2) Die in Absatz 1 genannten Giiterkraftverkehrsunternehmer sind berechtigt, im Anschluss an eine
grenziiberschreitende Beforderung aus einem anderen Mitgliedstaat oder aus einem Drittstaat in einen
Aufnahmenmitgliedstaat nach Auslieferung der Giiter Kabotagebeforderungen mit demselben Fahrzeug oder im
Fall von Fahrzeugkombmatlonen mit dem Kraftfahrzeug desselben Fahrzeugs im Aufnahmemitgliedstaat ederin

durchzufthren. Bei Kabotagebeforderungen erfolgt die letzte Entladung innerhalb
von 5 Tagen nach der letzten Entladung der in den Aufnahmemitgliedstaat eingefiithrten Lieferung im Rahmen
der grenziiberschreitenden Beforderung, sofern diese Lieferung Gegenstand eines Beforderungsvertrags ist.
[Abind. 169]
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aa) Folgender Absatz wird eingefiigt:

»2a.  Nach dem Ablauf der in Absatz 2 genannten Frist von 3 Tagen sind Giiterkraftverkehrsunternehmer
erst 60 Stunden nach der Riickkehr in den Mitgliedstaat, in dem der Giiterkraftverkehrsunternehmer
niedergelassen ist, und nachdem ausgehend von dem Mitgliedstaat, in dem das Unternehmen niedergelassen
ist, eine neue grenziiberschreitende Beforderung durchgefiihrt wurde, wieder berechtigt, mit demselben
Fahrzeug oder, im Fall von Fahrzeugkombinationen, mit dem Kraftfahrzeug derselben Fahrzeugkombination
im selben Aufnahmemitgliedstaat Kabotagebeforderungen durchzufiihren.“ [Abind. 170]

b) Absatz 3 Unterabsatz 1 erhilt folgende Fassung:

Jnnerstaatliche Giiterkraftverkehrsdienste, die im Aufnahmemitgliedstaat von gebietsfremden Verkehrsunter-
nehmern durchgefithrt werden, sind nur dann mit dieser Verordnung vereinbar, wenn der Verkehrsunternehmer
eindeutige Belege fur die vorhergehende grenziiberschreitende Beforderung vorweisen kann.

¢) Folgender Absatz 4a wird eingefiigt:

,(4a)  Die Belege nach Absatz 3 werden dem Kontrollberechtigten des Aufnahmemitgliedstaats auf Verlangen
und Wahrend der Dauer der Stralenkontrolle vorgezeigt oder ihm dbermittelt. Sie—kénnen—elektroniseh

i Die Mitgliedstaaten akzeptieren, dass die Belege unter Verwendung eines
revidierbaren strukturierten Formats, das direkt fiir die Speicherung und die Verarbeitung durch Computer
genutzt werden kann, beispielsweise des eines elektronischen Frachtbriefs nach dem Ubereinkommen iiber den
Beforderungsvertrag im internationalen Strafengiiterverkehr (eCMR), elektronisch vorgezeigt oder iiber-
mittelt werden (*). Der Fahrer ist berechtigt, wihrend der Strafenkontrolle die Hauptverwaltung, den
Verkehrsleiter oder jede andere Person oder Stelle zu kontaktieren, die den in Absatz 3 genannten Nachweis
erbringen kann. [Abdnd. 171]

(5a) In Artikel 9 Absatz 1 wird folgender Buchstabe angefiigt:

»ea) Entlohnung und bezahlter Jahresurlaub gemifS Artikel 3 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstaben b und c der
Richtlinie 96/71/EG des Europdischen Parlaments und des Rates (*).

() Richtlinie 96/71/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 1996 iiber die Entsendung von
Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen (ABL. L 18 vom 21.1.1997, S. 1).“ [Abind. 172]

Artikel 10 Absatz 3 Unterabsatz 1 erhilt folgende Fassung:

,Die Kommission priift den Fall insbesondere anhand der einschligigen Daten und entscheidet nach Anhorung des
gemifl Artikel 42 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 des Europiischen Parlaments und des Rates (¥)
eingesetzten Ausschusses innerhalb eines Monats nach Eingang des Antrags des Mitgliedstaats, ob Schutzmafinahmen
erforderlich sind, und ordnet diese gegebenenfalls an.

(*)  Verordnung (EU) Nr. 165/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 4. Februar 2014 iiber Fahrtenschreiber im
Strafienverkehr, zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 des Rates iiber das Kontrollgerit im StrafSenverkehr und
zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Europdischen Parlaments und des Rates zur Harmonisierung
bestimmter Sozialvorschriften im Strafenverkehr (ABL L 60 vom 28.2.2014, S. 1).“
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(7)  Folgender Artikel 10a wird eingefiigt:
JArtikel 10a
Kentrellen Intelligente Durchsetzung [Abind. 173]

1. JederMitghiedstaattithrt Um dic Ken 3 :
mindestens—2-%-aller Verpflichtungen aus dtesem Kapttel auch kunfttg durchzusetzen stellen dte Mttghedstaaten
sicher, dass in seinem 1hrem jeweiligen Hoheltsgeblet d d

eine schliissige nattonale Durchsetzungsstmtegte angewandt wmi Dtese
Strategte muss besonders auf mméesteﬂs%%—efheht— Die

Arttkel 9 der thhtlmte 2006/22/EG des Europmschen Parlaments und des Rates ( 8) genannten Unternehmen mit
hoher Risikoeinstufung ausgerichtet sein. [Abind. 174]

la.  Jeder Mitgliedstaat stellt sicher, dass die in Artikel 2 der Richtlinie 2006/22/EG vorgesehenen Kontrollen
gegebenenfalls Kontrollen von Kabotagebeforderungen umfassen. [Abind. 175]

2. Die Mitgliedstaaten kontrollieren gezielt Unternehmen, die als Unternechmen mit erhéhtem Risiko eines
VerstofSes gegen die fiir sie geltenden Bestimmungen dieses Kapitels eingestuft wurden. Hierzu behandeln die
Mitgliedstaaten im Rahmen des nach Artikel 9 der Richtlinie 2006/22/EG des Europiischen Parlaments und des
Rates (*) errichteten und nach Artikel 12 der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 des Europdischen Parlaments und des
Rates (**) erweiterten Risikoeinstufungssystems diese Verstofe als eigenstindiges Risiko.

2a.  Fiir die Zwecke von Absatz 2 haben die Mitgliedstaaten Zugang zu einschligigen Informationen und
Daten, die von den in Kapitel II der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 genannten intelligenten Fahrtenschreibern
oder in elektronischen Beforderungsdokumenten wie etwa elektronischen Frachtbriefen nach dem Ubereinkommen
iiber den Beforderungsvertrag im internationalen Straflengiiterverkehr (eCMR) aufgezeichnet, verarbeitet oder
gespeichert sind. [Abind. 176]

2b.  Die Mitgliedstaaten gewdihren nur den zustindigen Behorden, die befugt sind, Verstifle gegen die in dieser
Verordnung festgelegten Rechtsakte zu priifen, Zugang zu diesen Daten. Die Mitgliedstaaten iibermitteln der
Kommission die Kontaktinformationen aller zustindigen Behorden in ihrem Hoheitsgebiet, die sie fiir den Zugang
zu diesen Daten ernannt haben. Die Kommission erstellt bis zum ... [...] ein Verzeichnis aller zustindigen
Behirden und iibermittelt es den Mitgliedstaaten. Die Mitgliedstaaten teilen etwaige spitere Anderungen
unverziiglich mit. [Abind. 177]

2c.  Die Kommission ist befugt, im Einklang mit Artikel 14b delegierte Rechtsakte zu erlassen, um die
Merkmale der Daten, zu denen die Mitgliedstaaten Zugang haben, die Bedingungen fiir ihre Nutzung und die
technischen Spezifikationen fiir die Ubertragung der Daten und den Zugang dazu festzulegen, wobei sie
insbesondere Folgendes vorlegt:

a) eine ausfiihrliche Liste der Informationen und Daten, zu denen die zustindigen nationalen Behorden Zugang
haben, die mindestens den Zeitpunkt und Ort des Grenziibertritts sowie des Be- und Entladens, das amtliche
Kennzeichen des Fahrzeugs und Angaben zum Fahrer enthilt;

b) die Zugangsrechte der zustindigen Behorden, gegebenenfalls unterschieden nach der Art der zustindigen
Behirden, der Art des Zugangs und dem Zweck der Datennutzung;

c) die technischen Spezifikationen fiir die Ubertragung der in Buchstabe a genannten Daten und den Zugang
dazu, gegebenenfalls einschlieflich der Hochstdauer der Datenspeicherung, gegebenenfalls unterschieden nach
der Art der Daten. [Abind. 178]

2d.  Der Zugang zu allen in diesem Artikel genannten personenbezogenen Daten und deren Speicherung sind
nur so lange gestattet, wie es fiir den Zweck, fiir den sie erhoben wurden oder weiterverarbeitet werden, unbedingt
erforderlich ist. Sobald die Daten nicht mehr fiir diese Zwecke benitigt werden, werden sie vernichtet.
[Abind. 179]

(])  Richtlinie 2006/22/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 15. Mirz 2006 iiber Mindestbedingungen fiir die
Durchfiihrung der Verordnungen (EWG) Nr. 3820/85 und (EWG) Nr. 3821/85 des Rates iiber Sozialvorschriften fiir
Titigkeiten im Kraftverkehr (ABL L 102 vom 11.4.2006, S. 35).
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3. Die Mitgliedstaaten fithren mindestens drei Mal jdhrlich miteinander abgestimmte Straffenkontrollen in Bezug
auf Kabotagebeforderungen durch, die gemeinsam mit den gemdfl Artikel 5 der Richtlinie 2006/22/EG
vorzunehmenden Kontrollen durchgefiihrt werden konnen. Diese Kontrollen werden gleichzeitig von den nationalen
Behorden von zwei oder mehr Mitgliedstaaten, die fiir die Durchsetzung der Vorschriften im Straenverkehr zustidndig
smd in 1hrer1 ]ewe1hgen Hoheltsgebleten durchgefuhrt Die ﬂﬂ-ﬁﬁﬂﬂ-leﬂ—K@ﬂGakE&EeHeﬁlﬂeh%Pﬁkel—l—gﬂ*bSﬁti—l—def
, : e es™™ Mitgliedstaaten tauschen nach der
Durchfuhrung der abgestlmmten Stra@enkontrollen Informatlonen uber Anzahl und Art der festgestellten Verstof3e
aus. [Abind. 180]

(*)  Richtlinie 2006/22/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom 15. Mérz 2006 iiber Mindestbedingungen fiir die
Durchfiihrung der Verordnungen (EWG) Nr. 3820/85 und (EWG) Nr. 3821/85 des Rates iiber Sozialvorschriften fiir
Tdtigkeiten im Kraftverkehr sowie zur Aufhebung der Richtlinie 88/599/EWG des Rates (ABI. L 102 vom 11.4.2006,
S. 35).

(**)  Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 zur Festlegung
gemeinsamer Regeln fir die Zulassung zum Beruf des Kraftverkehrsunternehmers und zur Aufhebung der Richtlinie
96/26[EG des Rates (ABL. L 300 vom 14.11.2009, S. 51).

(8) Folgende Artikel 14a und 14b werden eingefuigt:
LJArtikel 14a
Haftung

Die Mitgliedstaaten sehen wirksame, verhiltnismifSige und abschreckende Sanktionen gegen Versender, Spediteure,
Auftragnehmer und Unterauftragnehmer wegen Verstofles gegen die Kapitel Il und III vor, wenn ihnen bekannt ist

oder sic wissentlich-Verkehrsdienste hdtten wissen miissen, dass mit den Verkehrsdiensten, die sie in Auftrag geben,

die gegen diese Verordnung verstofSen wird.

Wenn Versender, Spediteure, Auftragnehmer und Unterauftragnehmer Verkehrsdienste bei Verkehrsunternehmen
mit niedriger Risikoeinstufung gemifS Artikel 9 der Richtlinie 2006/22/EG in Auftrag geben, haften sie nicht fiir
Sanktionen aufgrund von VerstifSen, es sei denn, es ist nachgewiesen, dass ihnen diese VerstifSe tatsichlich
bekannt waren. [Abind. 181]

Artikel 14b
Ausiibung der Befugnisiibertragung

1. Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in diesem Artikel festgelegten
Bedingungen tibertragen.

2. Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemafl Artikel 4 Absitze 2 und 4 und Artikel 5 Absatz 4 wird
der Kommission auf unbestimmte Zeit ab dem [Datum des Inkrafttretens dieser (Anderungs)Verordnung] tibertragen.

3. Die Befugnisiibertragung gemaf$ Artikel 4 Absitze 2 und 4 und Artikel 5 Absatz 4 kann vom Europiischen
Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen werden. Der Beschluss iiber den Widerruf beendet die Ubertragung der
in diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird am Tag nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen
Union oder zu einem im Beschluss iiber den Widerruf angegebenen spiteren Zeitpunkt wirksam. Die Giiltigkeit von
delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss iiber den Widerruf nicht beriihrt.

4. Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kommission die von den einzelnen Mitgliedstaaten
benannten Sachverstindigen im Einklang mit den in der Interinstitutionellen Vereinbarung tiber bessere Rechtsetzung
vom 13. April 2016 (*) enthaltenen Grundsitzen.

5. Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erldsst, iibermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europiischen
Parlament und dem Rat.
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6.  Ein delegierter Rechtsakt, der nach Artikel 4 Absitze 2 und 4 und Artikel 5 Absatz 4 erlassen wurde, tritt nur in
Kraft, wenn weder das Europdische Parlament noch der Rat innerhalb von zwei Monaten nach Ubermittlung dieses
Rechtsakts an das Europdische Parlament und den Rat Einwinde erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das
Europdische Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwinde erheben werden.
Auf Initiative des Europdischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei Monate verlangert.”

(*)  ABL L 123 vom 12.5.2016, S. 1.

(9)  Artikel 15 wird gestrichen.

(10) Artikel 17 erhalt folgende Fassung:
JArtikel 17
Berichterstattung

1. Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission spitestens am 31. Januar jedes Jahres von der Anzahl der
Verkehrsunternehmer, die am 31. Dezember des vorangegangenen Jahres Inhaber einer Gemeinschaftslizenz waren,
und von der Anzahl der beglaubigten Kopien fir die zu diesem Zeitpunkt zugelassenen Fahrzeuge.

2. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission spitestens am 31. Januar jedes Jahres die Anzahl der im
vorangegangen Kalenderjahr ausgestellten Fahrerbescheinigungen mit sowie die Anzahl der Fahrerbescheinigungen,
die sich am 31. Dezember des vorangegangen Kalenderjahres insgesamt im Umlauf befanden.

3.  Die Mitgliedstaaten iibermitteln der Kommission spitestens am ... [zwei Jahre nach dem Datum des
Inkrafttretens dieser Verordnung] ihre jeweilige gemdfS Artikel 10a angenommene nationale Durchsetzungs-
strategie. Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission spdtestens am 31. Januar jedes Jahres von der—Aﬂ-zahl—def
den im vorangegangenen Kalenderjahr gemifS Artikel 10a durchgefiihrten

DurchsetzungsmafSnahmen, einschliefSlich der Anzahl der entsprechend durchgefiihrten Kontrollen. Diese Angaben
umfassen die Anzahl der iiberpriiften Fahrzeuge und die Anzahl der tiberpriiften Tonnenkilometer.; [Abdnd. 182]

(3a)  Die Kommission erstellt bis Ende 2022 einen Bericht iiber den Stand des Kraftverkehrsmarkts der Union.
Der Bericht umfasst eine Analyse der Marktlage einschliefSlich einer Bewertung der Wirksamkeit der Kontrollen
und der Entwicklung der Beschiiftigungsbedingungen in der Branche. [Abind. 183]

Artikel 3
Uberpriifung

1.  Die Kommission iiberpriift die Umsetzung dieser Verordnung und insbesondere des Artikels 2 zur Anderung des
Artikels 8 der Verordnung (EG) Nr. 10722009 bis zum [drei Jahre nach dem Datum des Inkrafttretens dieser Verordnung]
und erstattet dem Europdischen Parlament und dem Rat Bericht tiber die Anwendung dieser Verordnung. Dem Bericht der
Kommission ist gegebenenfalls ein Legislativvorschlag beigefiigt.

2. Nach Vorlage des Berichts nach Absatz 1 iiberpriift die Kommission diese Verordnung regelmifig und legt die
Ergebnisse ihrer Uberpriifung dem Europdischen Parlament und dem Rat vor.

3. Den in den Absitzen 1 und 2 genannten Berichten werden gegebenenfalls geeignete Vorschlige beigefiigt.

Artikel 4

Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Sie gilt ab dem [xx].
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.
Geschehen zu ... am

Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates

Der Prisident Der Président
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P8 TA(2019)0342
Gemeinsame Vorschriften fiir den Erdgasbinnenmarkt ***I

Legislative Entschliefung des Européischen Parlaments vom 4. April 2019 zu dem Vorschlag fiir eine Richtlinie
des Europidischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Richtlinie 2009/73/EG iiber gemeinsame
Vorschriften fiir den Erdgasbinnenmarkt (COM(2017)0660 — C8-0394/2017 — 2017/0294(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

(2021/C 116/14)
Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europiische Parlament und den Rat (COM(2017)0660),

— gestitzt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 194 Absatz 2 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,
auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C8-0394/2017),

— gestitzt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

— unter Hinweis auf die vom franzosischen Senat im Rahmen des Protokolls Nr. 2 tiber die Anwendung der Grundsitze
der Subsidiaritdt und der Verhaltnismafigkeit vorgelegte begriindete Stellungnahme, in der geltend gemacht wird, dass
der Entwurf eines Gesetzgebungsakts nicht mit dem Subsidiaritétsprinzip vereinbar ist,

— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 19. April 2018 (!),
— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Ausschusses der Regionen vom 16. Mai 2018 (3,

— unter Hinweis auf die vorldufige Einigung, die gemif Artikel 69f Absatz 4 seiner Geschiftsordnung vom zustindigen
Ausschuss angenommen wurde, und auf die vom Vertreter des Rates mit Schreiben vom 20. Februar 2019 gemachte
Zusage, den Standpunkt des Parlaments gemdfl Artikel 294 Absatz 4 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der
Europdischen Union zu billigen,

— gestiitzt auf Artikel 59 seiner Geschiftsordnung,
— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fuir Industrie, Forschung und Energie (A8-0143/2018),
1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, entscheidend dndert oder
beabsichtigt, ihn entscheidend zu dndern;

3. beauftragt seinen Prisidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu iibermitteln.

() ABL C 262 vom 25.7.2018, S. 64.
() ABL C 361 vom 5.10.2018, S. 72.
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P8_TC1-COD(2017)0294

Standpunkt des Européischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass
der Richtlinie (EU) 2019/... des Europiischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Richtlinie 2009/73/EG
iiber gemeinsame Vorschriften fiir den Erdgasbinnenmarkt

(Da Parlament und Rat eine Einigung erzielt haben, entspricht der Standpunkt des Parlaments dem endgiiltigen Rechtsakt, Richtlinie
(EU) 2019/692.)
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P8 TA(2019)0343

Europdischer Meeres- und Fischereifonds ***I

Legislative Entschlieffung des Europiischen Parlaments vom 4. April 2019 zu dem Vorschlag fiir eine Verordnung

des Europiischen Parlaments und des Rates iiber den Europiischen Meeres- und Fischereifonds und zur

Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 508/2014 des Europiischen Parlaments und des Rates (COM(2018)0390 —
€8-0270/2018 — 2018/0210(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

(2021/C 116/15)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europdische Parlament und den Rat (COM(2018)0390),

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 2 und die Artikel 42, Artikel 43 Absatz 2, Artikel 91 Absatz 1, Artikel 100 Absatz 2,
Artikel 173 Absatz 3, Artikel 175, Artikel 188, Artikel 192 Absatz 1, Artikel 194 Absatz 2, Artikel 195 Absatz 2 und
Artikel 349 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europaischen Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der
Kommission unterbreitet wurde (C8-0270/2018),

— gestitzt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europaischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 12. Dezember 2018 ('),
— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Ausschusses der Regionen vom 16. Mai 2018 (%),

— gestitzt auf Artikel 59 seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf den Bericht des Fischereiausschusses sowie die Stellungnahmen des Haushaltsausschusses, des
Ausschusses fur Umweltfragen, offentliche Gesundheit und Lebensmittelsicherheit und des Ausschusses fiir regionale
Entwicklung (A8-0176/2019),

1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, entscheidend dndert oder
beabsichtigt, ihn entscheidend zu dndern;

3. beauftragt seinen Prisidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu iibermitteln.

P8_TC1-COD(2018)0210

Standpunkt des Europiischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass

der Verordnung (EU) 2019|... des Europiischen Parlaments und des Rates iiber den Europdischen Meeres- und

Fischereifonds, Fischerei- und Aquakulturfonds zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 508/2014 des
Europiischen Parlaments und des Rates [Abind. 1. Dieser Anderungsantrag betrifft den gesamten Text.]

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION,

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 42, Artikel 43 Absatz 2,
Artikel 91 Absatz 1, Artikel 100 Absatz 2, Artikel 173 Absatz 3, Artikel 175, Artikel 188, Artikel 192 Absatz 1,
Artikel 194 Absatz 2, Artikel 195 Absatz 2 und Artikel 349,

() ABL C 110 vom 22.3.2019, S. 104.
() ABL C 361 vom 5.10.2018, S. 9.
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auf Vorschlag der Europidischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,
nach Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses ('),
nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen (%),

gemdfs dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (%),

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1) Es ist notwendig, fir den Zeitraum 2021-2027 einen Europiischen Meeres- und Fischereifonds (EMFE EMFAF)
einzurichten. Dieser Fonds sollte darauf abzielen, die Gemeinsame Umsetzung der Gemeinsamen Fischereipolitik
(GFP), die der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie, der Meerespolitik der Union und die Erfiillung der internationalen
Verpflichtungen der Union im Bereich der Meerespolitik gezielt aus dem Unionshaushalt zu unterstiitzen. Eine
solche Unterstiitzung ist ein Schliisselelement fiir nachhaltige Fischereien und-die, einschlieflich der Erhaltung der
biologischen Meeresressourcen und Lebensridume, fiir eine nachhaltige Aquakultur, fir die Ernidhrungssicherheit
durch die Bereitstellung von Meereserzeugnissen, fiir das Wachstum einer nachhaltigen blauen Wirtschaft, fiir
Wohlstand und wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt in von Fischfang und Aquakultur lebenden
Gemeinschaften und fiir gesunde, sichere, geschiitzte, saubere und nachhaltig bewirtschaftete Meere und Ozeane.
Die Unterstiitzung im Rahmen des EMFAF sollte dazu beitragen, dass sowohl den Bediirfnissen der Erzeuger als
auch denen der Verbraucher entsprochen wird. [Abind. 276]

(1a)  Das Europdische Parlament unterstreicht seinen Standpunkt, wonach die bereichsiibergreifenden Ausgaben fiir
den Klimaschutz aufgrund des Ubereinkommens von Paris gegeniiber dem aktuellen MFR drastisch erhoht
werden und maglichst bald, spitestens jedoch 2027, 30 % betragen sollten. [Abénd. 4]

(1b)  Das Europdische Parlament hob in seinen Entschlieffungen vom 14. Mdrz 2018 und vom 30. Mai 2018 zum
Mehrjihrigen Finanzrahmen (MFR) 2021-2027 die grofle Bedeutung der bereichsiibergreifenden Grundsitze
hervor, die dem MFR 2021-2027 und allen damit verbundenen Politikbereichen der Union zugrunde liegen
sollten. In diesem Zusammenhang bekriftigte das Europdische Parlament seinen Standpunkt, dass die Union
ihrer Zusage, bei der Umsetzung der Ziele fiir nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen mit gutem
Beispiel voranzugehen, Taten folgen lassen muss, und bedauerte, dass es in den Vorschligen zum MFR
diesbeziiglich an klarem und erkennbarem Engagement mangelt. Das Parlament forderte deshalb, dass die Ziele
fiir nachhaltige Entwicklung in alle Politikbereiche der Union und alle Initiativen des kommenden MFR
eingebunden werden. Zudem wies es erneut darauf hin, dass nur mit einer Aufstockung der finanziellen Mittel
ein stirkeres und ehrgeizigeres Europa erreicht werden kann, und fordert daher, dass die bestehenden
Mafnahmen, insbesondere die bewihrten Maffnahmen der EU, die in den Vertrigen verankert sind, darunter die
Gemeinsame Agrar- und Fischereipolitik und die Kohdsionspolitik, weiterhin unterstiitzt werden, zumal sie den
Biirgern der EU einen erkennbaren Nutzen bieten. [Abind. 5]

(Ic)  In seiner Entschlieffung vom 14. Mirz 2018 unterstrich das Parlament im Zusammenhang mit der Sicherstellung
der Nachhaltigkeit der Aquakultur und der Fischerei in Europa und der Abfederung der Auswirkungen auf die
Umwelt die soziookonomische und okologische Bedeutung des Fischereisektors, der Meeresumwelt und der
,blauen Wirtschaft“ sowie ihren Beitrag zur dauerhaften Unabhingigkeit der Union von Nahrungsmittelein-
fuhren. Dariiber hinaus forderte das Parlament, dass die spezifischen Betrige, die im aktuellen MFR fiir die
Fischerei vorgesehen sind, beibehalten werden, damit neue Interventionsziele im Bereich der blauen Wirtschaft
geplant werden konnen, und dass die Finanzmittel fiir maritime Angelegenheiten aufgestockt werden. [Abind. 6]

(1d)  Dariiber hinaus hob das Europiische Parlament in seinen EntschliefSungen vom 14. Mérz und 30. Mai 2018 zum
MFR 2021-2027 hervor, dass der Kampf gegen Diskriminierung von entscheidender Bedeutung ist, damit die
Union ihre Zusagen im Hinblick auf ein inklusives Europa erfiillen kann; deshalb sollten in alle Politikbereiche
der Union und alle Initiativen des kommenden MFR spezifische finanzielle Verpflichtungen im Hinblick auf das
Gender-Mainstreaming und die Gleichstellung der Geschlechter aufgenommen werden. [Abind. 7]

") ABL C 110 vom 22.3.2019, S. 104.
ABIL. C 361 vom 5.10.2018, S. 9.
%) Standpunkt des Europdischen Parlaments vom 4. April 2019.
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(le) Im Rahmen des EMFAF sollte der Unterstiitzung der kleinen Fischerei Vorrang eingeriumt werden, damit die
spezifischen Probleme dieses Bereichs bewiltigt werden konnen; auflerdem sollten die lokale, nachhaltige
Verwaltung der betroffenen Fischerei und die Entwicklung von Kiistengemeinschaften gefordert werden.
[Abind. 8]

2)  Als globaler Akteur mit dem weltweit gréfSten Meeresgebiet — wenn man die Gebiete in duflerster Randlage und
die iiberseeischen Linder und Gebiete einbezieht — ist die Union zum weltweit finftgréfiter fiinftgrofSten
Erzeuger von Meereserzeugnissen hat-die-Union geworden und hat eine grofSe Verantwortung fiir den Schutz, die
Erhaltung und die nachhaltige Nutzung der Ozeane und ihrer Ressourcen. Der Schutz der Meere und Ozeane ist fiir
eine schnell wachsende Weltbevolkerung von grundlegender Bedeutung. Er ist fiir die Union auch von
soziobkonomischem Interesse: Eine sich innerhalb okologischer Grenzen entwickelnde nachhaltige blaue Wirtschaft
fordert Investitionen, Arbeitsplitze und Wachstum, unterstiitzt Forschung und Innovation und tragt mittels der
Meeresenergie zur Energiesicherheit bei. Dariiber hinaus sind sichere und geschiitzte Meere und Ozeane unerldsslich
fir wirksame Grenzkontrollen und fiir die weltweite Bekimpfung maritimer Kriminalitdt, sodass auch die Sicherheit
der Biirger betroffen ist. [Abind. 277]

(2a)  Eine nachhaltige Fischerei und Meeres- und Siifwasseraquakultur trigt in erheblichem MafS zur Ernihrungs-
sicherheit in der Union, zur Erhaltung und Schaffung von Arbeitsplitzen im lindlichen Raum und zur Erhaltung
der natiirlichen Umwelt und insbesondere der biologischen Vielfalt bei. Daher sollten die Unterstiitzung und
Entwicklung des Fischerei- und Aquakultursektors bei der nichsten EU-Fischereipolitik im Mittelpunkt stehen.
[Abind. 10]

(3)  Die Verordnung (EU) xx/xx des Europdischen Parlaments und des Rates [Verordnung mit gemeinsamen
Bestimmungen] (im Folgenden ,Dachverordnung®) (*) wurde angenommen, um die Koordinierung und Harmoni-
sierung der Durchfihrung der im Rahmen der Fonds unter geteilter Mittelverwaltung (im Folgenden die ,Fonds®)
geleisteten Unterstiitzung zu verbessern, wobei das Hauptziel darin besteht, die Umsetzung der Politik in koharenter
Weise zu vereinfachen. Die Bestimmungen der Dachverordnung gelten fir den Teil des EMEE EMFAF, der im
Rahmen der geteilten Mittelverwaltung verwaltet wird. Die Fonds verfolgen ergianzende Ziele und teilen dieselbe Art
der Mittelverwaltung. Daher enthilt die Verordnung (EU) Nr. [Dachverordnung] eine Reihe gemeinsamer allgemeiner
Ziele und allgemeiner Grundsitze wie Partnerschaft und Mehrebenen-Governance. Sie enthdlt auch die
gemeinsamen Elemente der strategischen Planung und Programmplanung, einschlieflich der Bestimmungen iiber
die mit den einzelnen Mitgliedstaaten zu schlieBenden Partnerschaftsabkommen, und legt einen gemeinsamen
Ansatz fir die Leistungsorientierung der Fonds fest. Dazu gehoren grundlegende Voraussetzungen, eine
Leistungsiiberpriifung und die Modalititen fiir die Uberwachung, Berichterstattung und Evaluierung. AuRerdem
werden gemeinsame Bestimmungen betreffend die Regeln fiir die Forderfahigkeit sowie besondere Modalititen fiir
Finanzierungsinstrumente, die Nutzung von ,InvestEU“, die von der ortlichen Bevolkerung betriebene lokale
Entwicklung und die finanzielle Abwicklung festgelegt. Einige Verwaltungs- und Kontrollregelungen sind ebenfalls
fur alle Fonds gleich. Komplementarititen zwischen den Fonds, einschliefSlich des EMEE EMFAF, und anderen
Programmen der Union sollten in Ubereinstimmung mit der Verordnung (EU) Nr. [Dachverordnung] in der
Partnerschaftsvereinbarung beschrieben werden.

(4)  Diese Verordnung unterliegt den vom Europdischen Parlament und dem Rat gemaf$ Artikel 322 des Vertrags iiber die
Arbeitsweise der Europdischen Union erlassenen horizontalen Haushaltvorschriften. Diese Vorschriften sind in der
Verordnung (EU) xx/xx des Europdischen Parlaments und des Rates [Haushaltsordnung] (im Folgenden
,Haushaltsordnung®) (°) festgelegt und regeln insbesondere das Verfahren fiir die Aufstellung und den Vollzug des
Haushaltsplans durch Finanzhilfen, Auftragsvergabe, Preisgelder, indirekten Haushaltsvollzug sowie die Kontrolle der
Verantwortung der Finanzakteure. Die auf der Grundlage des Artikels 322 AEUV erlassenen Vorschriften betreffen
auch den Schutz der finanziellen Interessen der Union bei generellen Mingeln in Bezug auf das Rechtsstaatsprinzip
in den Mitgliedstaaten, da die Achtung der Rechtsstaatlichkeit eine unverzichtbare Voraussetzung fur die
Wirtschaftlichkeit der Haushaltsfithrung und eine wirksame Unionsfinanzierung ist.

(5)  Im Rahmen der direkten Mittelverwaltung sollte der EMEE EMFAF Synergien und Komplementarititen mit anderen
relevanten Unionsfonds und -programmen sowie Synergien zwischen den Mitgliedstaaten und Regionen entwik-
keln. Er sollte auch die Finanzierung in Form von Finanzierungsinstrumenten im Zuge von Mischfinanzierungs-
mafinahmen ermdglichen, die im Einklang mit der Verordnung (EU) xx/xx des Europdischen Parlaments und des
Rates [InvestEU-Verordnung] () durchgefiihrt werden. [Abind. 11]
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(6)  Die Unterstiitzung im Rahmen des EMEE EMFAF sollte genutzt werden, um Marktversagen oder suboptimale

Invesutlonsbedmgungen auf verhaltmsma@lge Welse auszuglelchen webei—die—kkﬁﬂahmeﬂ—pfwafe—Fmﬁmefuﬁg

A h-denW : Afen 4 3 et indem ein Beitrag

dazu geletstet w1rd dass Ftscherettattgketten grojfere Ertrage abwerfen dass mit Rechten verbundene

Arbeitsplitze gefordert und faire Preise fiir Die die Unterstistzung—seolite—einen—klaren—européischen Erzeuger

garantiert werden, dass der mit der Fischerei geschaffene Mehrwert aufweisen steigt und die Entwicklung von
damit verbundenen, dem Fang vor- und nachgelagerten Tdtigkeiten unterstiitzt wird. [Abind. 12]

(7  Die Arten der Finanzierung und die Durchfithrungsmodalititen im Rahmen dieser Verordnung sollten auf der
Grundlage ihrer Eignung ausgewihlt werden, die fiir die Manahmen festgelegten Priorititen zu verwirklichen und
Ergebnisse zu erzielen, wobei insbesondere die Kontrollkosten, der Verwaltungsaufwand und das zu—erwartende
Risiko der Nichteinhaltung der Vorschriften zu berticksichtigen sind. Dabei sollte auch die Verwendung von
Pauschalbetrigen, Pauschalfinanzierungen und Kosten je Einheit sowie von nicht mit Kosten verkniipften
Finanzierungen gemif$ Artikel 125 Absatz 1 der Verordnung (EU) [Haushaltsordnung] gepriift werden. [Abind. 13]

(8)  Der in der Verordnung (EU) xx/xx () festgelegte MehrjahrigeFinanzrahmen MFR sieht vor, dass die Fischerei- und
Meerespolmk weiterhin aus dem Haushalt der Umon unterstiitzt werden muss. Die EMFF EMFAF-Haushaltsmittel
sollten sieh : fge ¢ Mitte gegenuber dem EMFF 2014-2020
um mmdestens 10 % aufgestockt werden Dte Mtttel des Fonds sollten in geteilte, direkte und indirekte
Mittelverwaltung aufgeteilt werden. 5-311-006-8660-EUR 87 % sollten fiir die Unterstiitzung im Rahmen der geteilten
Mittelverwaltung und 829-800-660-EUR 13 % fur die Unterstiitzung im Rahmen der direkten und der indirekten
Mittelverwaltung bereitgestellt werden. Um Stabilitdt insbesondere im Hinblick auf die Erreichung der Ziele der GFP
zu gewdhrleisten, sollte die Festlegung der nationalen Zuweisungen im Rahmen der geteilten Mittelverwaltung fiir
den Programmplanungszeitraum 2021-2027 auf den Anteilen des EMFF 2014-2020 beruhen. Besondere Betrige
sollten fur die Gebiete in dufSerster Randlage, die Kontrolle und Durchsetzung sowie die Erhebung und Verarbeitung
von Daten fiir die Fischereibewirtschaftung und wissenschaftliche Zwecke, den Schutz und die Wiederherstellung
der biologischen Vielfalt und der Okosysteme in Kiistengebieten sowie fiir das Wissen iiber die Meere vorbehalten
sein, wihrend die Betrige fiir die endgiiltige und die auRerordentliche voriibergehende Einstellung der Fangtitigkeit
und fiir Investitionen in Boote begrenzt werden sollten. [Abind. 14]

(8a) Was die Bedeutung des Aquakultursektors betrifft, sollte die Hohe der EU-Mittel fiir diesen Sektor und
insbesondere fiir die Siifwasseraquakultur auf dem fiir den aktuellen Haushaltszeitraum festgelegten Niveau
beibehalten werden. [Abind. 15]

(9 Europas maritimer Sektor zdhlt mehr als 5 Millionen Beschiftigte mit einer Leistung von fast 500 Milliarden Euro im
Jahr und dem Potenzial, viel mehr neue Arbeitsplitze zu schaffen. Der Output der globalen Meereswirtschaft wird
heute auf 1,3 Billionen EUR geschéitzt was sich bis 2030 mehr als verdoppeln konnte. Bie-Netwendigkeit; Da die
CO,-Emissionszicle zu—erreichen; im Sinne des Pariser Klimaschutziibereinkommens erreicht werden miissen,
sollten wenigstens 30 % des Unionshaushalts fiir Klimaschutzmafnahmen aufgewendet werden. AufSerdem
miissen die Ressourceneffizienz zu-steigern gesteigert und den-6kelogisehen der Gkologische FuRabdruck der blauen
Wirtschaft zu—verringern verringert werden, die sich innerhalb Gkologischer Grenzen entwickelt und die, ist ein
wichtiger Motor fiir Innovationen in anderen Sekteren Branchen wie Schiffsausriistung, Schiffbau, Meeres-
beobachtung, Baggerarbeiten, Kiistenschutz und Meeres- und Kiistenbau ist und auch weiterhin sein muss.
Investitionen in die Meereswirtschaft wurden aus den Strukturfonds der Union getitigt, insbesondere aus dem
Europdischen Fonds fiir regionale Entwicklung (EFRE) und dem EMFF. Zur Deckung des Wachstumspotenzials des
Sektors miisser kdnnten neue Anlageinstrumente wie InvestEU eingesetzt werden. [Abind. 16]

(9a) Investitionen in die blaue Wirtschaft sollten auf den besten verfiigbaren wissenschaftlichen Empfehlungen
beruhen, damit schidlichen Auswirkungen auf die Umwelt vorgebeugt werden kann, die die langfristige
Nachhaltigkeit gefihrden. Sind keine geeigneten Informationen oder technischen Erkenntnisse zur Bewertung der
Umweltauswirkungen der jeweiligen Investitionen verfiigbar, ist sowohl im iffentlichen Sektor als auch in der
Privatwirtschaft nach dem Vorsorgeprinzip zu verfahren, da die durchgefiihrten Titigkeiten moglicherweise
schidliche Auswirkungen haben konnten. [Abind. 17]
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(10)  Der EMEE EMFAF sollte auf et fiinf Priorititen beruhen: Férderung nachhaltiger Fischereien und, einschliefSlich
der Erhaltung der biologischen Meeresressourcen, Forderung einer nachhaltigen Aquakultur, Beitrag zur
Erndhrungssicherheit in der Union durch wettbewerbsfihige und nachhaltige Agquakuleur Fischerei- und Markee;
Aquakulturmiirkte und Verarbeitungsbranchen, Ermoglichung des Wachstums einer nachhaltigen blauen
Wirtschaft und unter Beriicksichtigung der dkologischen Belastbarkeit sowie Forderung ﬂeﬁefeﬂdeﬁ}’cuﬁeage-
metnsehaften: des Wohlstands und des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts in Kiisten- und
Binnengemeinschaften, Stirkung der internationalen Meerespolitik und Schaffung sicherer, geschiitzter, sauberer

und nachhaltig bewirtschafteter Meere und Ozeane. BiesePriorititen—sollten—durch-geteilte—direkteund-indirekte
Mittelverwaltung-umeesetzt-werden: [Abdnd. 18]

(10a) Die Priorititen kénnten in Verbindung mit spezifischen EU-Zielen angegeben werden, um grifSere Klarheit
dariiber zu schaffen, wofiir der Fonds verwendet werden kann, und um seine Effizienz zu steigern. [Abind. 19]

(11)  Der EMEE EMFAF fiir die Zeit nach 2020 sollte sich auf eine vereinfachte Struktur stiitzen, ohne Malinahmen und
detaillierte Forderfahigkeitsbestimmungen auf Unionsebene im Vorfeld tibermafig praskriptiv festzulegen.
Stattdessen sollten fiir jede Prioritdt umfassende Unterstiitzungsbereiche beschrieben werden. Die Mitgliedstaaten
sollten daher ihr Programm aufstellen, in dem sie die am besten geeigneten Mittel zur Erreichung der Prioritdten
angeben. Eine Vielzahl von Mafinahmen, die von den Mitgliedstaaten in diesen Programmen genannt werden,
konnten im Rahmen der Regeln dieser Verordnung und der Verordnung (EU) Nr. [Dachverordnung] unterstiitzt
werden, sofern sie unter die in dieser Verordnung festgelegten Ynterstittzungsbereiehe Prioritdten fallen. Es sollte
jedoch eine Liste nicht forderfiahiger Vorhaben erstellt werden, um schidliche Auswirkungen auf die Bestands-
erhaltung zu vermeiden, beispielsweise ein generelles Verbot von Investitionen zur Erhéhung der Fangkapazitit mit
bestimmten hinreichend begriindeten Ausnahmen. Dariiber hinaus sollten Investitionen und Ausgleichszahlungen
fur die Flotte streng an die Einhaltung der Erhaltungsziele der GFP gebunden sein. [Abédnd. 20]

(12) In der Agenda 2030 der Vereinten Nationen fiir nachhaltige Entwicklung wurde die Erhaltung und nachhaltige
Nutzung der Ozeane als eines der 17 Ziele fiir eine nachhaltige Entwicklung hervorgehoben (SDG 14). Die Union
setzt sich uneingeschrankt fir dieses Ziel und seine Umsetzung ein. In diesem Zusammenhang hat sie sich
verpflichtet, eine nachhaltige blaue Wirtschaft zu fordern, die sich innerhalb 6kologischer Grenzen entwickelt und
mit einem oOkosystembasierten Ansatz im Hinblick auf die maritime Raumplanung — unter besonderer
Beriicksichtigung der maritimenRaumplenung—der Empfindlichkeit von Arten und Lebensriumen gegeniiber
menschlichen Titigkeiten im Meer —, die Erhaltung der biologischen Ressourcen und der die Erreichung eines guten
Umweltzustands im Einklang steht, bestimmte Formen von Fischereisubventionen zu verbieten, die zu
Uberkapazititen und Uberfischung beitragen, Subventionen zu beseitigen, die einen Beitrag zur illegalen,
ungemeldeten und unregulierten Fischerei (IUUF) leisten, und keine neuen Subventionen einzufithren. Dieses
Ergebnis sollte sich aus den Verhandlungen der Welthandelsorganisation iiber Fischereisubventionen ergeben.
Dartiber hinaus hat sich die Union im Rahmen der Verhandlungen der Welthandelsorganisation auf dem Weltgipfel
fur nachhaltige Entwicklung im Jahr 2002 und der Konferenz der Vereinten Nationen iiber nachhaltige Entwicklung
(Rio+20) im Jahr 2012 verpflichtet, Subventionen, die zu Uberkapazititenin-derFischerei Flotteniiberkapazititen
und zu Uberfischung beitragen, abzuschaffen. Der nachhaltige Fischerei- und Meeres- und Siiffwasser-
aquakultursektor der EU leistet einen erheblichen Beitrag zur Verwirklichung der Ziele der Vereinten Nationen
fiir nachhaltige Entwicklung. [Abind. 21]

(12a) Der EMFAF sollte auch einen Beitrag zur Verwirklichung der iibrigen Ziele der Vereinten Nationen fiir
nachhaltige Entwicklung (SDG) leisten. Insbesondere werden in dieser Verordnung folgende Ziele beriicksichtigt:

— SDG 1 — Armut beenden: Der EMFAF triigt dazu bei, die Lebensbedmgungen der am stirksten gefihrdeten
Kiistengemeinschaften zu verbessern, insbesondere derjenigen, die von einer einzigen Fischereiressource
abhiingig sind, die durch Uberfischung, globale Verinderungen und Umweltprobleme gefihrdet ist.

— SDG 3 — Gesundheit und Wohlergehen: Der EMFAF trigt dazu bei, gegen die Verschmutzung der
Kiistengewiisser vorzugehen, die fiir endemische Erkrankungen verantwortlich ist, und eine hohe Qualitit der
aus Fischerei und Aquakultur stammenden Lebensmittel sicherzustellen.

— SDG 7 — Saubere Energie: Mittels Finanzierung der blauen Wirtschaft trigt der EMFAF zusammen mit den
Haushaltsmitteln fiir das Programm Horizont Europa zur Forderung der Entwicklung von Meeresenergie aus
erneuerbaren Quellen bei und stellt sicher, dass diese Entwicklung mit dem Schutz der Meeresumwelt und der
Erhaltung der Fischbestinde vereinbar ist.
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— SDG 8 — Menschenwiirdige Arbeit und Wirtschaftswachstum: Der EMFAF trigt zusammen mit dem ESF
zur Entwicklung der blauen Wirtschaft als Faktor fiir das Wirtschaftswachstum bei. AufSerdem wird damit
sichergestellt, dass dieses Wirtschaftswachstum in angemessener Weise zur Schaffung von Arbeitsplitzen in
Kiistengemeinschaften beitrigt. Ferner trigt der EMFAF zu einer Verbesserung der Arbeitsbedingungen von
Fischern bei.

— SDG 12 — Verantwortungsvoller Konsum und verantwortungsvolle Produktion: Der EMFAF trigt zu der
Entwicklung hin zu einer verantwortungsvollen Nutzung natiirlicher Ressourcen und zur Einschrinkung der
Verschwendung von natiirlichen Ressourcen und Energieressourcen bei.

— SDG 13 — Klimaschutz: Im Rahmen des EMFAF werden Leitlinien festgelegt, wonach die Mittel des Fonds
auch dem Klimaschutz dienen sollen. [Abind. 22]

(13)  Angesichts der Notwendigkeit, den Folgen des Klimawandels entgegenzuwirken und im Einklang mit den Zusagen
der Union, das Klimaschutziibereinkommen von Paris und die YN-Ziele Ziele fiir nachhaltige Entwicklung der
Vereinten Nationen umzusetzen, sollte diese Verordnung zu den Maflnahmen zur Bekdmpfung des Klimawandels
und zum Erreichen des allgemeinen Ziels beitragen, 25 30 % der Ausgaben der Union zur Verwirklichung von
Klimazielen zu verwenden. Die Mafinahmen im Rahmen dieser Verordnung sollen sit36-% ermaglichen, dass der

EMFAF zur Verw1rkl1chung der Klimaschutzziele beitragen beitrigt, jedoch nicht
zulasten der Finanzierung der GFP, wofiir es einer positiven Neubewertung der Finanzierung bedarf.
Entsprechende Mafinahmen, darunter Vorhaben zum Schutz und zur Wiederherstellung von Seegraswiesen und
Kiistenfeuchtgebieten, die wichtige CO,-Senken sind, werden bei der Vorbereitung und Durchfithrung des EMFF
EMFAF ermittelt und im Zuge der Evalulerungen und der Uberpriifungsverfahren erneut bewertet. [Abdnd. 23]

(14  Der EMEE EMFAF sollte auch zur Erreichung der Umweltziele der Union beitragen — wobei der soziale
Zusammenhalt im Rahmen der GFP und der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie angemessen beriicksichtigt
werden sollte — und im Einklang mit der europdischen Umweltpolitik stehen, einschlieflich der Normen fiir die
Wasserqualitit, mit denen eine fiir die Verbesserung der Bedingungen der Fischerei angemessene Qualitit der
Meeresumwelt sichergestellt wird. Dieser Beitrag sollte durch die Anwendung von Umwelt-Markern der Union
verfolgt und regelmiflig im Rahmen von Evaluierungen und jihrlichen Leistungsberichten gemeldet werden.
[Abind. 24]

(150 Gemif$ Artikel 42 der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates (im Folgenden
,GFP-Verordnung®) (°) ist die finanzielle Unterstiitzung der Union im Rahmen des EMEE EMFAF von der
vollstindigen Einhaltung der Vorschriften der GFP und der einschligigen Vorschriften des einschligigen
Umweltrechts der Union abhingig zu machen. Die finanzielle Unterstiitzung der Union sollte nur den Betreibern
und Mitgliedstaaten gewihrt werden, die ihren einschligigen rechtlichen Verpflichtungen uneingeschrinkt
nachkommen. Antrige von Begiinstigten, die die geltenden GFP-Vorschriften nicht einhalten, sollten nicht zulissig
sein. [Abind. 25]

(16)  Um den in der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 dargelegten spezifischen Bedingungen der GFP zu geniigen und zur
uneingeschrinkten Einhaltung der GFP-Vorschriften beizutragen, sind zusitzlich zu den Regeln iiber die
Zahlungsunterbrechung und -aussetzung und Finanzkorrekturen gemif der Verordnung (EU) ... [Dachverordnung]
weitere Bestimmungen vorzusehen. Kommt ein Mitgliedstaat oder ein Begiinstigter seinen Verpflichtungen im
Rahmen der GFP nicht nach oder liegen der Kommission Erkenntnisse vor, die eine solche Nichteinhaltung
nahelegen belegen, sollte die Kommission ermichtigt werden, Zahlungsfristen verserglieh voriibergehend zu
unterbrechen. Zusitzlich zu der Mdoglichkeit der Unterbrechung der Zahlungsfrist und zur Vermeidung des
offensichtlichen Risikos unberechtigter Ausgaben sollte die Kommission die Moglichkeit haben, im Fall einer
schwerwiegenden Nichteinhaltung von GFP-Vorschriften durch einen Mitgliedstaat Zahlungen auszusetzen und
Finanzkorrekturen durchzufithren. [Aband. 26]

(17)  In den letzten Jahren wwrde-durch-die- GEP-vielerreicht wurden Schritte unternommen, um die Fischbestinde wieder
auf ein gesundes Niveau zu bringen, die Rentabilitit der Fischereiwirtschaft der Union zu steigern und die
Meeresokosysteme zu erhalten. Es besteht jedoch noch erheblicher Handlungsbedarf, um die soziookonomischen
und umweltpolitischen Ziele der GFP vollstindig zu erreichen, darunter die rechtliche Verpflichtung, die
Populationen sdamtlicher Fischbestinde wieder iiber die Biomassewerte zu heben, bei welchen sich der
hochstmaigliche Dauerertrag erzielen lisst, und auf diesem Niveau zu halten. Dies erfordert eine weitere
Unterstiitzung iiber das Jahr 2020 hinaus, vor allem in Meeresbecken, in denen die Fortschritte langsamer verlaufen
sind, insbesondere in den am stirksten isolierten, z. B. bei Gebieten in dufSerster Randlage. [Abind. 27]

(®) Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2013 iiber die Gemeinsame
Fischereipolitik und zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 1954/2003 und (EG) Nr. 1224/2009 des Rates sowie zur Aufhebung
der Verordnungen (EG) Nr. 2371/2002 und (EG) Nr. 639/2004 des Rates und des Beschlusses 2004/585/EG des Rates (ABL. L 354
vom 28.12.2013, S. 22).
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(17a) Artikel 13 AEUV sieht vor, dass die Union und die Mitgliedstaaten bei der Festlegung und Durchfiihrung unter
anderem der Politik der Union im Bereich Fischerei den Erfordernissen des Wohlergehens der Tiere als fiihlende
Wesen in vollem Umfang Rechnung tragen; sie beriicksichtigen hierbei die Rechts- und Verwaltungsvorschriften
und die Gepflogenheiten der Mitgliedstaaten insbesondere in Bezug auf religiose Riten, kulturelle Traditionen
und das regionale Erbe. [Abind. 2]

(18)  Die Fischerei ist fiir den Lebensunterhalt und das kulturelle Erbe vieler Kiistengemeinschaften Kiisten- und
Inselgemeinschaften in der Union von entscheidender Bedeutung, vor allem, wenn die kleine Kiistenfischerei eine
wichtige Rolle spielt, etwa in Gebieten in dufSerster Randlage. Da das Durchschnittsalter in vielen Fischereigemein-
schaften tiber 50 liegt, bleiben der Generationswechsel und die Diversifizierung der Tatigkeiten im Fischereisektor
eine Herausforderung. Daher ist es entscheidend, dass im Rahmen des EMFAF die Attraktivitit des
Fischereisektors gefordert wird, indem fiir Berufsausbildungen gesorgt und sichergestellt wird, dass junge
Menschen Zugang zu Fischereiberufen haben. [Abind. 28]

(18a) Die Einfiihrung von Modellen fiir die gemeinsame Bewirtschaftung in der Berufs- und Freizeitfischerei sowie der
Aquakultur unter direkter Beteiligung der betroffenen Interessentriger wie etwa der Verwaltung, des Fischerei-
und Aquakultursektors, wissenschaftlicher Fachkreise und der Zivilgesellschaft auf der Grundlage einer
ausgewogenen Aufteilung der Entscheidungsbefugnisse und eines adaptiven Managements, das sich auf Wissen,
Informationen und den Grundsatz der Unmittelbarkeit stiitzt, trigt zur Verwirklichung der Ziele der GFP bei.
Der EMFAF sollte die Einfiihrung solcher Modelle auf lokaler Ebene unterstiitzen. [Abind. 29]

(19)  Der EMEE EMFAF sollte auf-die zur Verwirklichung der umwelt-, wirtschafts-, sozial- und beschiftigungspolitischen
Ziele der GFP gemif Artikel 2 der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 abzieler beitragen. Durch diese Unterstiitzung
sollte sichergestellt werden, dass Fischereititigkeiten langfristig umweltvertraglich sind und auf eine Art und Weise
durchgefiihrt werden, die mit den Zielen von Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 vereinbar
ist, die zur Erreichung eines wirtschaftlichen, sozialen und beschaftigungspolitischen Nutzens und eines—Beitrags

zur Verfiigbarkeit gesunder Nahrungsmittel beitragen und gleichzeitig
faire Arbeitsbedingungen sicherstellen. In diesem Zusammenhang sollte insbesondere kleine vorgelagerte Inseln,
die von der Fischerei abhingen, anerkannt und unterstiitzt werden, damit sie iiberleben und florieren kénnen.
[Abind. 30]

(20)  Die Unterstiitzung aus dem EMEE EMFAF sollte zur rechtzeitigen Erfiillung der rechtlichen Verpflichtung, die
Populationen simtlicher Fischbestinde wieder iiber die Biomassewerte zu heben, bei welchen sich der
hochstmogltche Dauerertrag erzielen lisst, darauf—abzielen—einenachhaltige Fischereiaufder—Grundlage—des

und auf diesem Niveau zu erreichen halten und—aufrecht—zu—erhalten,

beitragen sowie die negativen Ausw1rkungen der nicht nachhaltiger und schédlicher Fischereititigkeiten auf das

Meeresokosystem zuinimieren minimieren und, falls méglich, beseitigen. Diese Unterstiitzung sollte Innovation

und Investitionen in schonende, klimaresiliente und CO,-arme Fangmethoden und -techniken sowie Techniken

umfassen, die auf einen selektiven Fang abzielen. [Abind. 31]

(21)  Die Pflicht zur Anlandung ist eine rechtliche Verpflichtung und gehort zu den wichtigsten Herausforderungen der
GFP. Sie hat das Ende der aus okologischer Sicht inakzeptablen Riickwurfpraxis sowie erhebliche und bedeutende
Anderungen der Fangmethoden fiir den Sektor mit sich gebracht, die teilweise mit hohen finanziellen Kosten
verbunden sind. Es-sollte-dahermoglichseinaus-demEMEF Die Mitgliedstaaten sollten daher den EMFAF dazu
nutzen, Innovationen und Investitionen, die zur uneingeschrinkten und rechtzeitigen Umsetzung der Anland-
everpflichtung beitragen, wie Investitionen in selektive Fanggerite und die Anwendung von befristeten und
riumlich begrenzten Selektivititsmafnahmen, die Verbesserung der Hafeninfrastrukturen und die Vermarktung
unerwiinschter Finge, mit einer hoheren Beihilfeintensitit als andere Vorhaben zu unterstiitzen. Ebenfalls mit einer
Beihilfeintensitit von bis zu 100 % unterstiitzt werden sollte die Gestaltung, Entwicklung, Uberwachung, Bewertung
und Verwaltung transparenter Systeme fiir den Austausch von Fangmoglichkeiten zwischen den Mitgliedstaaten (im
Folgenden ,Quotentausch), um die durch die Anlandeverpflichtung verursachte Wirkung limitierender Arten
(,choke species®) zu mindern. [Abdnd. 279]

(21a) Die Pflicht zur Anlandung sollte in allen EU-Mitgliedstaaten im gesamten Spektrum, vom kleinen bis zum
grofSen Fischereifahrzeug, gleichermafSen iiberwacht werden. [Abind. 33]

(22)  Der EMEE EMFAF sollte Innovation und Investitionen an Bord von Fischereifahrzeugen unterstiitzen kénnen, um die
Gesundheit, die Sicherheit und die Arbeitsbedingungen, den Umweltschutz, die Energieeffizienz, den Tierschutz und
die Qualitdt der Finge zu verbessern sowie Unterstiitzung in bestimmten Fragen der Gesundheitsversorgung zu
leisten. Diese Unterstiitzung sollte jedoch nicht zu einem Risiko einer Erhohung der Fangkapazitit oder der
Fahigkeit zum Aufspiiren von Fisch fithren, und nicht nur fiir die Erfilllung von Anforderungen gewéhrt werden, die
nach Unionsrecht oder nationalem Recht verpflichtend sind. Im Rahmen der Struktur ohne priskriptive
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Mafinahmen sollte es Sache der Mitgliedstaaten sein, die genauen Regeln fiir die Forderfahigkeit dieser Investitionen
und Unterstiitzung festzulegen. In den Bereichen Gesundheit, Sicherheit und Arbeitsbedingungen an Bord von
Fischereifahrzeugen sollte eine hohere Beihilfeintensitit als fiir andere Vorhaben gestattet sein. [Abind. 34]

(23)  Die Fischereikontrolle ist fiir die Durchfithrung der GFP von grofiter Bedeutung. Aus diesem Grund sollte im
Rahmen der geteilten Mittelverwaltung die Entwicklung und Durchfihrung eines Fischereikontrollsystems der Union
gemafl der Verordnung (EG) Nr. 12242009 des Rates (im Folgenden ,Kontrollverordnung®) (°) aus dem EMEF
EMFAF unterstiitzt werden. Bestimmte Verpflichtungen, die in der Uberarbeitung der Kontrollverordnung
vorgesehen sind, rechtfertigen eine spezifische Unterstiitzung aus dem EMEE EMFAF, z. B. verpflichtende
elektronische Schiffsverfolgungs- und -meldesysteme bei Fischereifahrzeugen der kleinen Kiistenfischerei, ver-
pflichtende elektronische Ferniiberwachungssysteme und die verpflichtende kontinuierliche Messung und
Aufzeichnung der Leistung von Antriebsmaschinen. Dariiber hinaus konnten Investitionen der Mitgliedstaaten in
Kontrollmittel auch fur die Meeresiiberwachung und die Zusammenarbeit bei Kiistenwachfunktionen genutzt
werden.

(24)  Der Erfolg der GFP hingt von der Verfiigbarkeit wissenschaftlicher Gutachten fiir die Bewirtschaftung der Fischereien
und somit von der Verfiigbarkeit von Fischereidaten ab. Angesichts der Herausforderungen und Kosten, die mit der
Beschaffung zuverldssiger und vollstindiger Daten verbunden sind, miissen Mafnahmen der Mitgliedstaaten zur
Erhebung und Verarbeitung und zum Austausch von Daten im Einklang mit der Verordnung (EU) 2017/1004 des
Europdischen Parlaments und des Rates (im Folgenden ,Rahmenregelung fiir die Datenerhebung®) (1%) unterstiitzt
und Beitrdge zu den besten verfiigbaren wissenschaftlichen Gutachten geleistet werden. Diese Unterstiitzung sollte
Synergien mit der Erhebung und Verarbeitung und dem Austausch anderer Arten von Meeresdaten, einschliefSlich
Daten in Bezug auf die Freizeitfischerei, ermoglichen. [Abind. 35]

(25)  Der EMEE EMFAF sollte eine wirksame wissensbasierte Durchfithrung und Steuerung der GFP im Rahmen der
direkten und der indirekten Mittelverwaltung durch die Bereitstellung wissenschaftlicher Gutachten, die Entwicklung
und Umsetzung eines Fischereikontrollsystems der Union, die Arbeit der Beirite und freiwillige Beitrige zu
internationalen Organisationen unterstiitzen sowie ein grofSeres Engagement der EU in der internationalen
Meerespolitik. [Abind. 36]

(26)  Angesichts der Herausforderungen im Hinblick die Erreichung der Erhaltungsziele der GFP sollte der EMEE EMFAF
Mafnahmen zur Bewirtschaftung der Fischereien und Verwaltung der Fischereiflotten unterstiitzen kénnen. In
diesem Zusammenhang ist die Unterstiitzung der Flottenanpassung im Hinblick auf bestimmte Flottensegmente und
Meeresbecken manchmal weiterhin erforderlich. Diese Unterstiitzung sollte streng auf die Erhaltung und nachhaltige
Nutzung biologischer Meeresressourcen ausgerichtet sein und auf die Herstellung eines Gleichgewichts zwischen der
Fangkapazitit und den verfiigbaren Fangmoglichkeiten abzielen. Aus diesem Grund sollte die endgiiltige Einstellung
der Fangtitigkeit in Flottensegmenten, in denen die Fangkapazitit nicht mit den verfiigbaren Fangmoglichkeiten in
Einklang steht, aus dem EMEE EMFAF unterstiitzt werden konnen. Diese Unterstiitzung sollte ein Instrument der
Aktionsplidne zur Anpassung der Flottensegmente mit festgestellten strukturellen Uberkapazititen gemif Artikel 22
Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 sein, und entweder durch Abwracken des Fischereifahrzeugs oder
durch seine Stilllegung und Umriistung fiir andere Aktivititen umgesetzt werden. Fithrt die Umriistung zu einem
erhohten Druck der Freizeitfischerei auf das Meeresokosystem, so sollte die Unterstiitzung nur gewihrt werden,
wenn sie im Emklang mit der GFP und den Zlelen der emschlaglgen Mehr)ahresplane steht Gm—d-xe—Kehafeﬂ-z—éef

) Verordnung (EG) Nr. 1224/2009 des Rates vom 20. November 2009 zur Einfithrung einer Kontrollregelung der Union zur
Sicherstellung der Einhaltung der Vorschriften der gemeinsamen Fischereipolitik und zur Anderung der Verordnungen (EG)
Nr. 847/96, (EG) Nr. 2371/2002, (EG) Nr. 811/2004, (EG) Nr. 768/2005, (EG) Nr. 2115/2005, (EG) Nr. 2166/2005, (EG)
Nr. 388/2006, (EG) Nr. 509/2007, (EG) Nr. 676/2007, (EG) Nr. 1098/2007, (EG) Nr. 1300/2008, (EG) Nr. 1342/2008 sowie zur
Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 2847/93, (EG) Nr. 1627/94 und (EG) Nr. 1966/2006 (ABL. L 343 vom 22.12.2009, S. 1).

(") Verordnung (EU) 2017/1004 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 17. Mai 2017 zur Einfithrung einer Rahmenregelung
der Union fiir die Erhebung, Verwaltung und Nutzung von Daten im Fischereisektor und Unterstiitzung wissenschaftlicher Beratung
zur Durchfithrung der Gemeinsamen Fischereipolitik und zur Authebung der Verordnung (EG) Nr. 199/2008 des Rates (ABL L 157
vom 20.6.2017, S. 1).
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(26a) Um eine nachhaltige und umweltbewusste Fischerei zu schaffen, die weniger Druck auf die Fischbestinde ausiibt,
sollte im Rahmen des EMFAF entweder durch Finanzhilfen oder mittels Finanzinstrumenten die Modernisierung
von Fischereifahrzeugen hin zu Modellen, die weniger Energie verbrauchen, unterstiitzt werden, auch fiir
unausgeglichene Segmente. Dariiber sollte es im Rahmen des EMFAF maglich sein, junge Fischer beim Erwerb
ihres Arbeitsgerits, auch von Fischereifahrzeugen mit einer Linge von iiber zwolf Metern, zu unterstiitzen, aufSer
in unausgeglichenen Segmenten. [Abind. 38]

(26b) Da Fischereihifen, Anlandestellen, Schutzeinrichtungen und Auktionshallen fiir die Qualitit der angelandeten
Erzeugnisse sowie fiir die Sicherheits- und Arbeitsbedingungen von entscheidender Bedeutung sind, sollte der
EMFAF vorrangig die Modernisierung von Hafeninfrastrukturen, insbesondere im Zusammenhang mit der
Vermarktung der Fischereierzeugnisse, unterstiitzen, um den Mehrwert der angelandeten Erzeugnisse zu
optimieren. [Abind. 39]

(27)  Angesichts der hohen Unvorhersehbarkeit von Fangtitigkeiten kénnen—aufiergewohnliche Umstinde kann eine
voriibergehende Einstellung zu erheblichen wirtschaftlichen Verlusten fiir die Fischer fithren. Um diese Folgen
abzumildern, sollte es moglich sein, aus dem EMFE EMFAF cinen Ausgleich fur die aufersewohnliche
voriibergehende Einstellung der Fangtitigkeit aufgrund der Durchfithrung bestimmter Erhaltungsmafinahmen —
z. B. Mehrjahrespldne, Zielwerte fiir die Erhaltung und nachhaltige Nutzung von Bestinden, Mafnahmen zur
Anpassung der Fangkapazitit von Fischereifahrzeugen an die verfiigbaren Fangmoglichkeiten und technische
Mafnahmen -, aufgrund der Durchfithrung von Sofortmafinahmen, aufgrund einer Unterbrechung der Anwendung
bzw. einer Nichterneuerung cines partnerschaftlichen Abkommens iiber nachhaltige Fischerei wegen hoherer
Gewalt, aufgrund einer Naturkatastrophe oder aufgrund eines Umweltvorfalls, darunter erkrankte Fischbestinde
oder eine anormal hohe Sterblichkeit der Fischbestinde, Unfille auf See wihrend der Fangtitigkeit und widrige
Witterungsverhiltnisse, zu unterstiitzen. Eine Unterstiitzung sollte nur dann gewihrt werden, wenn die
Auswirkungen solcher Umstinde fiir dle Fischer erheblich smd d. h wenn d1e gewerbhchen Tatigkeiten des
betreffenden Schlffs rrindesten eintande ge A e W ich-ay wahrend
der Einstell

hre e e e es—bestimmten—Zeitraums—ausmachen letztenzwa
}ahre mmdestens 120 aufemanderfolgende Tage unterbrochen waren. Die Besonderhelten der Aalﬁscherel sollten
in den Bedingungen fiir die Gewihrung einer solchen Unterstiitzung beriicksichtigt werden. [Abind. 40]

(27a) Fischern und Erzeugern der Meeres- und SiifSwasseraquakultur sollte es maglich sein, im Falle einer Krise des
Fischerei- und Aquakulturmarkts, einer Naturkatastrophe oder bei Umweltvorfillen Unterstiitzung aus dem
EMFAF zu erhalten. [Abind. 41]

(27b) Um einen Beitrag zu einer giinstigen Entwicklung der Bestinde und zur Aufrechterhaltung der Fangtitigkeit
auflerhalb der Schonzeiten zu leisten, sollte der EMFAF die Einhaltung biologischer Schonzeiten immer
unterstiitzen konnen, wenn diese sich bei einer Einhaltung in bestimmten kritischen Phasen des Lebenszyklus der
Arten fiir eine nachhaltige Nutzung der Fischereiressourcen als erforderlich erweisen. [Abind. 306]

(27c) Das Europdische Parlament betont, dass die Einrichtung eines Lohnausgleichsfonds dringend unterstiitzt werden
muss, um die Zeitriume abzudecken, in denen kein Fischfang erlaubt ist, und dass diese Zeitrdume bei der Rente
und anderen Sozialversicherungsanspriichen als tatsichlich abgeleistete Dienstzeit angerechnet werden.
Auflerdem befiirwortet das Europdische Parlament die Einfiihrung eines Mindestlohns, der entsprechend den
lokalen Gegebenheiten und in Tarifverhandlungen und vertrigen festgesetzt wird. [Abind. 307]

(28)  Die kleine Kiistenfischerei wird von Fischereifahrzeugen mit einer Linge von weniger als 12 Metern betrieben, die
kein gezogenes Fanggerdt einsetzen. Auf diesen Sektor entfallen fast 75% aller in der Union registrierten
Fischereifahrzeuge und fast die Halfte aller Beschaftigten im Fischereisektor. Betreiber der kleinen Kiistenfischerei
sind in besonderem Mafle abhidngig von gesunden Fischbestinden als Haupteinkommensquelle. Mit dem Ziel,
nachhaltige Fangmethoden im Einklang mit den Zielen der GFP zu fordern, sollte diesen Begiinstigten daher aus
dem EMEE EMFAF cine Vorzugsbehandlung mittels einer Beihilfeintensitdt von 100 %, auch fiir Vorhaben im
Zusammenhang mit Kontrolle und Durchsetzung, gewidhrt werden. Dariiber hinaus sollten bestimmte Unter-
stiitzungsbereiche der kleineren Kiistenfischerei inFlottensegntenter vorbehalten sein, in denen die zwischen der
Fangkapazitit it und den verfiigbaren Fangmoglichkeiten s ein Gleichgewicht steht gewahrt werden soll, z. B. die
Unterstiitzung fiir den Erwerb, die Erneuerung und die Sanierung eines gebrauehten-Sehiffes Schiffs und fir den
Austausch oder die Modernisierung einer Schiffsmaschine sowie fiir junge Fischer. Auferdem sollten die
Mitgliedstaaten in ihr Programm einen Aktionsplan fiir die kleine Kiistenfischerei aufnehmen, der anhand von
Indikatoren begleitet werden sollte, fiir die Etappenziele und Zielwerte festzulegen sind. [Abind. 42 und 308]
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(29)

Randlage—der EU+Y) aufgefithet—sind; stehen vor besonderen Herausforderungen im Zusammenhang mit ihrer
Abgelegenheit, ihrer Topografie und dem Klima im Sinne des von Artikel 349 des Vertrags, und verfiigen ebentalls
auch iiber spezifische Grundlagen zur Entwicklung einer nachhaltigen blauen Wirtschaft. Daher sollte dem
Programm der betreffenden Mitgliedstaaten fiir jedes Gebiet in duflerster Randlage ein Aktionsplan fur die
Entwicklung nachhaltiger Sektoren der blauen Wirtschaft, einschlieflich der nachhaltigen Nutzung von Fischereien
und Aquakultur, beigefiigt werden, und eine Mittelzuweisung fiir die Unterstiitzung der Durchfithrung dieser
Aktionspline vorbehalten sein. Eix Um die Wettbewerbsfihigkeit bestimmter Fischerei- und Aquakulturerzeug-
nisse aus den Gebieten in duflerster Randlage gegeniiber dhnlichen Erzeugnissen aus anderen Regionen der
Union zu bewahren, hat die Union 1992 Mafnahmen zum Ausgleich fir—die der damit zusammenhingenden
zusdtzlichen Kosten im Fischereisektor eingefiihrt. Die MafSnahmen, die im Zeitraum 2014-2020 Anwendung
finden, sind in der Verordnung (EU) Nr. 508/2014 des Europdischen Parlaments (') festgelegt. Es ist notwendig,
diese Unterstiitzung weiter zu gewdhren, um die Mehrkosten fiir den Fischfang, die Fischzucht, die Verarbeitung
und die Vermarktung bestimmter Fischerei- und Aquakulturerzeugnisse aus, die den Gebieten in duferster
Randlage aufgrund-ihrer-Standort-auszugleichen, so dass dieser Ausgleich zur Aufrechterhaltung der wirtschaft-
lichen Lebensfihigkeit der Betreiber aus diesen Gebieten beitrigt. Angesichts der unterschiedlichen Markt-
bedingungen in den Gebieten in dufSerster Randlage sowie der Schwankungen bei den Fingen und Insellage

aus demEMPF-unterstiitzt Bestinden und der Marktnachfrage sollte es den betreffenden
Mttgltedstaaten iiberlassen bleiben, die fiir den Ausgleu:h in Frage kommenden Fischereierzeugnisse, deren
jeweilige Hochstmengen und die Ausgleichsbetrige im Rahmen der fiir jeden Mitgliedstaat vorgesehenen
Gesamtmittelausstattung festzulegen. Die Mitgliedstaaten sollten ermichtigt werden, das Verzeichnis der
forderfihigen Fischereierzeugnisse und deren Mengen sowie die entsprechenden Ausgleichsbetrige im Rahmen
der fiir jeden Mitgliedstaat vorgesehenen Gesamtmittelausstattung unterschiedlich festzulegen. Sie sollten auch
ermdchtigt sein, ihre Ausgleichspline anzupassen, wenn dies aufgrund verinderter Bedingungen gerechtfertigt
ist. Die Mitgliedstaaten sollten den Ausgleichsbetrag so festsetzen, dass die Mehrkosten, die aus den besonderen
Merkmalen der Gebiete in auﬁerster Randlage entstehen, in angemessener Weise ausgeglichen werden konnen.
Diese—Unterstiitzung Um _einen Uberausgletch zu vermeiden, sollte

die Hohe des Betrags im Verhiltnis zu den auszugleichenden Mehrkosten stehen. Zu
diesem Zweck sollten auch andere Formen offentlicher Interventionen mit Wirkung auf die Mehrkosten
beriicksichtigt werden. Dartiber hinaus sollte in den Gebieten in dufSerster Randlage eine hohere Beihilfeintensitit als
bei anderen Vorhaben angewandt werden. [Abénd. 43]

(29a) Zur Sicherung des Uberlebens der kleinen Kiistenfischerei in den Gebieten in duferster Randlage und gemiifS den
Grundsitzen der Sonderbehandlung kleiner Inseln und Gebiete im Sinne des Ziels fiir nachhaltige Entwicklung
Nr. 14 sollten mit dem EMFAF auf der Grundlage von Artikel 349 AEUV auch der Erwerb und die Erneuerung
von Fahrzeugen kleiner Kiistenfischereien in den Gebieten in dufSerster Randlage, die ihre Finge ausnahmslos in
Hiifen in den Gebieten in duflerster Randlage anlanden und zur nachhaltigen Entwicklung vor Ort beitragen,
unterstiitzt werden konnen, um fiir mehr Sicherheit fiir die Menschen und die Einhaltung der Hygienenormen der
EU zu sorgen, gegen IUU-Fischerei vorzugehen und fiir mehr Umweltschutz zu sorgen. Die Erneuerung der
Fischereiflotte sollte sich im Rahmen der zulissigen Kapazititsobergrenzen bewegen und im Einklang mit den
Zielen der GFP stehen. Mit dem EMFAF sollten flankierende MafSnahmen unterstiitzt werden konnen, etwa der
Bau oder die Modernisierung von Werften, in denen Fischereifahrzeuge fiir die kleine Kiistenfischerei in den
Gebieten in duflerster Randlage hergestellt werden, der Erwerb oder die Erneuerung von Infrastrukturen und
Geriten oder Studien. [Abind. 44]

(29b) Wie in der Entschlieffung des Europdischen Parlaments zu der besonderen Situation von Inseln
(2015/3014(RSP)) und der Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses mit dem Titel
.Besondere Probleme der Inselgebiete” (1229/2011) dargelegt wurde, sind Landwirtschaft, Tierzucht und
Fischerei wichtige Elemente der ortlichen Inselwirtschaft. Die europdischen Inselregionen leiden aufgrund
schlechter Zuginglichkeit, insbesondere fiir KMU, an geringer Produktdifferenzierung und bendtigen eine
Strategie, damit alle moglichen Synergien zwischen den europdischen Struktur- und Investitionsfonds und
anderen Instrumenten der Union genutzt werden kénnen, um den Problemen von Inseln entgegenzuwirken und
ihr Wirtschaftswachstum, die Schaffung von Arbeitsplitzen und ihre nachhaltige Entwicklung zu steigern. In

COM20170623-
(?)  Verordnung (EU) Nr. 508/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 iiber den Europdischen Meeres-
und Fischereifonds und zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 2328/2003, (EG) Nr. 861/2006, (EG) Nr. 1198/2006 und
(EG) Nr. 791/2007 des Rates und der Verordnung (EU) Nr. 1255/2011 des Europdischen Parlaments und des Rates (ABL. L 149
vom 20.5.2014, S. 1).
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Artikel 174 AEUV werden zwar die dauerhaften natiirlichen oder demografischen Nachteile anerkannt, die
spezifisch fiir die Insellage sind, doch die Kommission muss einen ,Strategischen Rahmen der EU fiir Inseln“
schaffen, damit Instrumente verkniipft werden, die erhebliche territoriale Auswirkungen haben konnen.
[Abind. 45]

(30)  Im Rahmen der geteilten Mittelverwaltung sollte der EMEF EMFAF den Schutz und die Wiederherstellung der
Biodiversitit und der Okosysteme in Meeres- und Kiistengebieten unterstiitzen kénnen. In diesem Zusammenhang
sollten die Fischer dafiir entschidigt werden konnen, dass sie verlorene Fanggerite und Abfille, insbesondere
Kunststoffabfille, aus dem Meer einsammeln, sowie Investitionen in den Hifen unterstiitzt werden, um geeignete
Sammelstellen und Lagerungseinrichtungen fiir eingesammelte verlorene Fanggerite und Abfille einzurichten.
Ferner sollten Mafnahmen zur Erreichung oder Erhaltung eines guten Umweltzustands in der Meeresumwelt geméf
der Richtlinie 2008/56/EG des Europdischen Parlaments und des Rates (im Folgenden ,Meeresstrategie-Rahmen-
richtlinie®) (*%), die Umsetzung raumlicher Schutzmaffnahmen gemafd derselben Richtlinie sowie im Einklang mit den
gemdll der Richtlinie 92/43/EWG des Rates (im Folgenden ,Habitat-Richtlinie®) (%) festgelegten prioritiren
Aktionsrahmen die Bewirtschaftung, Wiederherstellung und Uberwachung von NATURA-2000-Gebieten und der
Artenschutz gemif§ den Richtlinien 92/43/EWG und 2009/147/EG des Europiischen Parlaments und des Rates (im
Folgenden ,Vogelschutzrichtlinie) (**) und der Richtlinie 2000/60/EG des Europdischen Parlaments und des
Rates (%), einschlieflich der Normen der EU fiir kommunale Abwisser und auch fiir die Konstruktion,
Installation, Modernisierung und wissenschaftliche Vorbereitung und Bewertung fester oder beweglicher
Einrichtungen zum Schutz und Aufbau der marinen Tier- und Pflanzenwelt in den Gebieten in dufSerster
Randlage, unterstiitzt werden. Unter direkter Mittelverwaltung sollte der EMEE EMFAF die Forderung sauberer und
gesunder Meere und die Durchfithrung der Europiischen Strategie fiir Kunststoffe in einer Kreislaufwirtschaft
unterstiitzen, die in der Mitteilung der Kommission an das Europdische Parlament, den Rat, den Europaischen
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen vom 16. Januar 2016 (V) entwickelt wurde, in
Ubereinstimmung mit dem Ziel, einen guten Umweltzustand in der Meeresumwelt zu erreichen oder
aufrechtzuerhalten. [Abind. 46]

(31)  Inder Agenda 2030 der Vereinten Nationen fiir nachhaltige Entwicklung wurde die Beseitigung des Hungers und
die Verwirklichung der Ernihrungssicherheit und einer besseren Ernihrung als eines der 17 Ziele fiir nachhaltige
Entwicklung hervorgehoben (Ziel Nr. 2). Die Union setzt sich uneingeschrinkt fiir dieses Ziel Fischerei—nd
Aquakultur und seine Umsetzung ein. In diesem Zusammenhang tragen Fischerei und nachhaltige Aquakultur zur
Erndhrungssicherheit und zur Erndhrung bei. Die Union fithrt derzeit jedoch mehr als 60 % ihrer Fischereierzeug-
nisse ein und ist daher in hohem MafSe von Drittlindern abhingig. Eine grofie Herausforderung besteht darin, den
Verzehr von in der Union erzeugtem Fisehprotein Fischereierzeugnissen zu fordern, das die hohen Qualitits-
standards entspricht entsprechen und den—Verbrauehern zu erschwinglichen Preisen zur Verfiigung steht stehen,
indem offentliche Einrichtungen wie Krankenhiuser und Schulen mit Erzeugnissen lokaler kleiner Fischereien
versorgt und in Bildungseinrichtungen Schulungs- und Sensibilisierungsprogramme zur Bedeutung des Verzehrs
lokalen Fischs eingerichtet werden. [Abind. 47]

(32)  Es sollte moglich sein, die Forderung und nachhaltige Entwicklung der Aquakultur, einschliefSlich der StiBwasser-
aquakultur, fiir die Zucht von Wassertieren und Pflanzen zur Herstellung von Lebensmitteln und anderen
Rohstoffen, aus dem EMEE EMFAF zu unterstiitzen. In einigen Mitgliedstaaten bestehen nach wie vor komplexe
Verwaltungsverfahren, wie der schwierige Zugang zu Flachen und aufwendige Genehmigungsverfahren, die es dem
Sektor erschweren, das Image und die Wettbewerbsfahigkeit von Zuchtprodukten zu verbessern. Die Unterstiitzung
sollte mit den auf der Grundlage der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 entwickelten mehrjdhrigen nationalen
Strategieplinen fur die Aquakultur im Einklang stehen. Insbesondere forderfihig sein sollten die Unterstiitzung der
okologischen Nachhaltigkeit, produktive Investitionen, Innovation, der Erwerb von beruflichen Fahigkeiten, die
Verbesserung der Arbeitsbedingungen und Ausgleichsmaffnahmen, die wichtige Dienstleistungen im Bereich Land-
und Naturschutz vorsehen. Mafnahmen im Bereich der offentlichen Gesundheit, Versicherungsregelungen fiir
Aquakulturbestinde und Mafinahmen im Bereich Tiergesundheit und Tierschutz sollten ebenfalls fiir eine Forderung

infrage kommen. ImFalle-produktiver Investitioren Die Unterstiitzung sollte eine Unterstittzungjedochnauriiber

() Richtlinie 2008/56/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 17. Juni 2008 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens fiir
Mafnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Meeresumwelt (ABI. L 164 vom 25.6.2008, S. 19).

(™) Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natiirlichen Lebensraume sowie der wildlebenden Tiere und
Pflanzen (ABL L 206 vom 22.7.1992, S. 7).

() Richtlinie 2009/147/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 30. November 2009 iiber die Erhaltung der wildlebenden
Vogelarten (ABL. L 20 vom 26.1.2010, S. 7).

(%) Richtlinie 2000/60/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines
Ordnungsrahmens fiir MafSnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik (ABL. L 327 vom 22.12.2000, S. 1).

() COM(2018)0028.
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vorzugsweise durch Finanzierungsinstrumente &

haben iiber InvestEU und deshalb—besser—als durch Fmanzhllfen geeigﬂet—ﬂﬁd—um—éeﬂ—ﬁﬂ-&ﬁﬂeﬁeﬂ—l%f&&s-
forderungen—des-Sektors—zu-begegnen gewihrt werden. [Abind. 48]

(33)  Die Erndhrungssicherheit stiitzt sich auf den Schutz der Meeresumwelt, die nachhaltige Bewirtschaftung der
Fischbestinde und effiziente und gut organisierte Mérkte, die die Transparenz, Stabilitit, Qualitit und Vielfalt der
Lieferkette sowie die Verbraucherinformation verbessern. Zu diesem Zweck sollte es maoglich sein, die Vermarktung
von Fischerei- und Aquakulturerzeugnissen im Einklang mit den Zielen der Verordnung (EU) Nr. 1379/2013 des
Europiischen Parlaments und des Rates (im Folgenden ,GMO-Verordnung®) (**) aus dem EMEE EMFAF zu
unterstiitzen. Insbesondere sollten unter anderem die Griindung von Erzeugerorganisationen, einschlieflich
Fischereigenossenschaften, kleine Erzeuger, die Umsetzung von Erzeugungs- und Vermarktungsplinen, Beihilfen
fiir Werbe- und Kommunikationskampagnen, die Forderung neuer Absatzmoglichkeiten, die Durchfiihrung von
Marktstudien, die Erhaltung und Stirkung der Europdischen Marktbeobachtungsstelle fiir Fischerei und
Aquakultur (EUMOFA) und die Entwicklung und Verbreitung von Marktinformationen unterstiitzt werden.
[Abind. 49 und 280]

(33a) Die Qualitit und Vielfalt der Meereserzeugnisse der Europdischen Union sind fiir die Erzeuger ein
Wettbewerbsvorteil, der einen wichtigen Beitrag zum kulturellen und gastronomischen Erbe leistet, indem die
Erhaltung kultureller Traditionen und die Entwicklung und Anwendung neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse
miteinander vereint werden. Die Nachfrage der Biirger und Verbraucher nach hochwertigen Erzeugnissen mit
spezifischen Differenzierungsmerkmalen in Bezug auf den jeweiligen geografischen Ursprung steigt immer
weiter an. Zu diesem Zweck kinnen mit dem EMFAF Meereserzeugnisse im Sinne der Verordnung (EU)
Nr. 1151/2012 des Europiischen Parlaments und des Rates ('°) unterstiitzt werden. Insbesondere konnen mit dem
EMFAF die Anerkennung und Registrierung hochwertiger geschiitzter geografischer Angaben im Sinne dieser
Verordnung unterstiitzt werden. Ferner konnen die fiir geschiitzte Ursprungsbezeichnungen (g.U.) und geschiitzte
geografische Angaben (g.g.A.) zustindigen Verwaltungsstellen sowie die von ihnen ausgearbeiteten Programme
zur Verbesserung der Qualitit Unterstiitzung aus dem EMFAF erhalten. Gleichermaflen konnen von diesen
Verwaltungsstellen durchgefiihrte Untersuchungen, mit denen das Bewusstsein fiir die Produktionsanlagen,
Verfahren und Produkte geschirft werden soll, aus dem EMFAF unterstiitzt werden. [Abind. 50]

(33b) Im Sinne der Entschlieffung des Europiischen Parlaments vom 4. Dezember 2008 zur Erstellung eines
Europiischen Kormoran-Managementplans und der Entschlieffung vom 17. Juni 2010 zum Thema ,Ein neuer
Schwunyg fiir die Strategie fiir die nachhaltige Entwicklung der europdischen Aquakultur” sollte der EMFAF die
wissenschaftliche Forschung und die Datenerhebung zu den Auswirkungen von Zugvigeln auf die Aquakultur
und die einschligigen Fischbestinde der EU fordern. [Abind. 51]

(33c) Da die Aquakultur wachsen muss und durch Zugvigel erhebliche Verluste bei den Fischbestinden zu verzeichnen
sind, sollte der EMFAF bestimmte Entschidigungsleistungen fiir diese Verluste umfassen, bis ein europdischer
Managementplan eingefiihrt wurde. [Abind. 52]

(34)  Die Verarbeitungsindustrie spielt bei der Verfugbarkeit und Qualitit von Fischerei- und Aquakulturerzeugnissen eine
Rolle. Der EMEE EMFAF sollte gezielte Investitionen in diesem Wirtschaftszweig unterstiitzen kénnen, sofern diese
zur Verwirklichung der Ziele der GMO beitragen. Diese Unterstiitzung selite-nur—dureh kann durch Finanzhilfen,
Finanzierungsinstrumente und iiber InvestEU-nicht-aber-durch-Finanzhilfen gewidhrt werden sellte. [Abédnd. 53]

(34a) Neben den bereits erwihnten forderfihigen MafSnahmen sollte es moglich sein, aus dem EMFAF andere Bereiche
im Zusammenhang mit der Fischerei und Aquakultur zu unterstiitzen, einschlieflich der Unterstiitzung der
Schutzjagd oder der Bewirtschaftung schidlicher wildlebender Arten, die nachhaltige Fischbestinde gefihrden,
insbesondere von Robben und Kormoranen. [Abind. 54]

(34b) Neben den bereits erwihnten forderfihigen MafSnahmen sollte es moglich sein, aus dem EMFAF andere Bereiche
im Zusammenhang mit der Fischerei und Aquakultur zu unterstiitzen, einschliefSlich der Ausgleichs fiir Schiden
am Fang, die von im Rahmen des Unionsrechts geschiitzten Siugetieren und Végeln verursacht wurden,
insbesondere von Robben und Kormoranen. [Abind. 55]

(") Verordnung (EU) Nr. 1379/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2013 iiber die gemeinsame
Marktorganisation fiir Erzeugnisse der Fischerei und der Aquakultur und zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 1184/2006 und
(EG) Nr. 1224/2009 des Rates und zur Authebung der Verordnung (EG) Nr. 104/2000 des Rates (ABL. L 354 vom 28.12.2013,
S. 1).

() Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 21. November 2012 iiber Qualititsrege-
lungen fiir Agrarerzeugnisse und Lebensmittel (ABL L 343 vom 14.12.2012, S. 1).
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(35)  Die Schaffung von Arbeitsplatzen in Kiistenregionen stiitzt sich auf die lokale Entwicklung einer nachhaltigen blauen
Wirtschaft, die sich innerhalb o6kologischer Grenzen entwickelt und das soziale Gefiige dieser Regionen,
einschlieflich der Inseln und Gebiete in dufSerster Randlage, wiederbelebt. Meeresbezogene Industrien und
Dienstleistungen diirften das Wachstum der Weltwirtschaft tibertreffen und bis 2030 einen wichtigen Beitrag zu
Beschiftigung und Wachstum leisten. Um nachhaltig zu sein, hingt das blaue Wachstum von Innovation und
Investitionen in neue maritime Unternehmen #rd in die Bio-Wirtschaft und Biotechnologie ab, einschlieflich
nachhaltiger Tourismusmodelle, erneuerbarer—eozeanischer—Energien; Meeresenergie aus erneuerbaren Quellen
innovativer Hochqualitits-Schiffbau-Werften und neuer Hafendienste und der nachhaltigen Entwicklung des
Fischerei- und Aquakultursektors, die Arbeitsplitze schaffen und gleichzeitig die lokale Entwicklung sowie die
Entwicklung auf Biologie beruhender Meereserzeugnisse verbessern konnen. Wihrend offentliche Investitionen in
die nachhaltige blaue Wirtschaft im gesamten Unionshaushalt berﬁcksichtigt werden sollten, sollte sich der EMEE
EMFAF insbesondere auf die grundlegenden Voraussetzungen fiir eine nachhaltige blaue Wirtschaft, die
EntwicklungeinernachhaltigenblavenWirtsehaft sich innerhalb okologischer Grenzen entwickelt, und auf die
Beseitigung von Engpissen konzentrieren, um Investitionen und die Entwicklung neuer Markte und Technologien
oder Dienste zu erleichtern. Die Unterstiitzung der Entwicklung einer nachhaltigen blauen Wirtschaft sollte in
gemeinsamer, direkter und indirekter Mittelverwaltung durchgefiihrt werden. [Abind. 56]

(35a) GemifS Erwigungsgrund 3 der GFP-Verordnung kann die Freizeitfischerei ,,wesentliche Auswirkungen auf die
Fischereiressourcen haben, weshalb die Mitgliedstaaten gewdhrleisten sollten, dass sie in einer Weise betrieben
wird, die mit den Zielen der GFP vereinbar ist“. Ein ordnungsgemdfSes Management der Freizeitfischerei bedarf
jedoch der zuverlissigen und regelmifSigen Erhebung von Daten iiber die Freizeitfischerei, wie in der
Entschlieffung des Europdischen Parlaments zum Sachstand der Freizeitfischerei in der Europdischen Union
(2017/2120(INI)) betont wird. [Abind. 57]

(35b) Das Ziel einer nachhaltigen blauen Wirtschaft besteht darin, neben dem Schutz und dem Erhalt der Vielfalt, der
Produktivitit, der Widerstandsfihigkeit und der wichtigsten Funktionen sowie der intrinsischen Werte von
Meeresikosysteme eine nachhaltige Erzeugung und einen nachhaltigen Verbrauch sowie eine effiziente Nutzung
von Ressourcen sicherzustellen. Sie stiitzt sich auf eine Bewertung des langfristigen Bedarfs der gegenwirtigen
und zukiinftigen Generationen. Das bedeutet auch, dass angemessene Preise fiir Waren und Dienstleistungen
festgelegt werden. [Abind. 58]

(35c) Unterstiitzende MafSnahmen sind notwendig, um den sozialen Dialog zu fordern und den EMFAF zur Ausbildung
von kompetenten Arbeitskriften fiir die Meeres- und Fischereiwirtschaft heranziehen zu konnen. Da der Meeres-
und der Fischereisektor modernisiert werden miissen und Innovation hierbei eine wichtige Rolle spielt, miissen die
Mittelzuweisungen fiir die Berufsausbildung im EMFAF neu bewertet werden. [Abind. 59]

(35d) Auch Investitionen in Humankapital sind fiir die Verbesserung der Wettbewerbsfihigkeit und der Wirtschafts-
leistung der Fischerei und Meereswirtschaft von grofler Bedeutung. Daher sollten aus dem EMFAF auch
Beratungsdienste, die Zusammenarbeit zwischen Wissenschaftlern und Fischern, berufliche Fortbildung sowie
lebenslanges Lernen gefordert sowie zur Verbreitung von Wissen und zur Verbesserung der allgemeinen Leistung
und Wettbewerbsfihigkeit der Betreiber beigetragen und der soziale Dialog gefordert werden. In Anerkennung
ihrer Rolle in von der Fischerei geprigten Gemeinschaften sollten Ehepartner und Lebenspartner selbststindiger
Fischer unter bestimmten Bedingungen ebenfalls Forderung fiir berufliche Bildung, lebenslanges Lernen und die
Verbreitung von Wissen sowie fiir Networking, das einen Beitrag zu ihrer beruflichen Entwicklung leistet,
erhalten. [Abidnd. 60]

(36)  Die Entwicklung einer nachhaltigen blauen Wirtschaft beruht in hohem Mafe auf Partnerschaften zwischen lokalen
Akteuren, die zur Lebensfihigkeit und Nachhaltigkeit der Bevilkerung von Kiisten-, Insel- und Binnengemein-
schaften und -wirtschaften beitragen. Der EMEE EMFAF sollte Instrumente zur Forderung solcher Partnerschaften
bereitstellen. Zu diesem Zweck sollte im Rahmen der geteilten Mittelverwaltung die von der ortlichen Bevolkerung
betriebene lokale Entwicklung (CLLD) unterstiitzt werden. Dieses Konzept sollte die wirtschaftliche Diversifizierung
in einem lokalen Kontext durch die Entwicklung der Kiisten- und Binnenfischerei, der Aquakultur und einer
nachhaltigen blauen Wirtschaft steigern. CLLD-Strategien sollten sicherstellen, dass die lokalen Gemeinschaften die
Chancen, die die nachhaltige blaue Wirtschaft bietet, besser nutzen und ausschopfen, indem sie sich die Ressourcen
in den Bereichen Umwelt, Kultur, Soziales und Humanressourcen zunutze machen und stirken. Jede lokale
Partnerschaft sollte daher den Hauptschwerpunkt ihrer Strategie widerspiegeln, indem sie eine ausgewogene
Beteiligung und Vertretung aller relevanten Akteure aus der lokalen nachhaltigen blauen Wirtschaft gewahrleistet.
[Abind. 61]
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(37)  Der EMEE EMFAF sollte im Rahmen der geteilten Mittelverwaltung die—nachhaltigeblaneWirtsehaft durch die
Erhebung, Verwaltung und Nutzung von Daten zur Verbesserung der Kenntnisse tiber den Zustand der
Meeresumwelt Meeres- und der SiifSwasserumwelt und der jeweiligen Ressourcen eine sich innerhalb okologischer
Grenzen entwickelnde nachhaltige blaue Wirtschaft unterstiitzen konnen. Diese Unterstiitzung sollte darauf
abzielen, die Anforderungen der Richtlinie 92/43/EWG und der Richtlinie 2009/147[EG zu erfiillen, die maritime
Raumplanung und die Nachhaltigkeit des Fischerei- und Aquakultursektors zu unterstiitzen uad sowie die Qualitit
und gemeinsame Nutzung von Daten iiber das Europiische Meeresbeobachtungs- und Datennetzwerk zu verbessern.
[Abind. 62]

(38) Im Rahmen der direkten und indirekten Mittelverwaltung sollte der Schwerpunkt des EMEF EMFAF auf die
grundlegendenVoraussetzungenfisr Schaffung einer sich innerhalb 6kologischer Grenzen entwickelnden und eine
nachhaltige blave gesunde Meeresumwelt fordernden nachhaltigen blauen Wirtschaft gelegt werden, indem eine
integrierte Governance und Verwaltung der Meerespolitik gefordert, die Ubertragung und Ubernahme von
Forschung, Innovation und Technologie in die nachhaltige blaue Wirtschaft ausgebaut, maritime Kompetenzen und
das Wissen iiber die Meere und Ozeane sowie das Teilen okologischer und soziookonomischer Daten iiber die
nachhaltige blaue Wirtschaft verbessert und eine CO,-arme und klimaresiliente nachhaltige blaue Wirtschaft sowie
die Entwicklung von Projektbestinden und innovativen Finanzierungsinstrumenten geférdert werden. Die besondere
Situation der Gebiete in dufSerster Randlage und der Inselregionen im Sinne von Artikel 174 AEUV sollte in Bezug
auf die genannten Bereiche gebiihrend beriicksichtigt werden. [Abédnd. 63]

(39)  60% der Ozeane liegen auferhalb nationaler Gerichtsbarkeit. Dies bedeutet eine gemeinsame, internationale
Verantwortung. Die meisten Probleme, mit denen die Ozeane konfrontiert sind, sind grenziiberschreitender Natur,
z. B. Uberfischung, Klimawandel, Versauerung, Verschmutzung und, Olforderung oder Bergbau unter Wasser, die
zu einer Abnahme der biologischen Vielfalt fiihren, und erfordern daher eine gemeinsame Reaktion. Im Rahmen des
Seerechtsiibereinkommens der Vereinten Nationen, bei dem die Union Vertragspartei ist (Beschluss 98/392/EG des
Rates (%), wurden zahlreiche Hoheitsbefugnisse, Institutionen und spezifische Rahmenbedingungen festgelegt, um
die menschliche Titigkeit in den Ozeanen zu regeln und zu steuern. In den letzten Jahren hat sich ein globaler
Konsens dariiber ergeben, dass die Meeresumwelt und die menschlichen maritimen Tétigkeiten effizienter verwaltet
werden sollten, um dem zunehmenden Druck auf die Ozeane und Meere zu begegnen. [Abind. 64]

(40)  Als globaler Akteur setzt sich die Union im Einklang mit der Gemeinsamen Mitteilung an den Rat, das Europaische
Parlament, den Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen vom 10. November
2016 mit dem Titel ,Internationale Meerespolitik: Eine Agenda fiir die Zukunft unserer Weltmeere* (*') entschieden
fiir die Forderung einer internationalen Meerespolitik ein. Die internationale Meerespolitik der Union ist eine neue
Politik, die die Ozeane in integrierter Weise abdeckt. Die internationale Meerespolitik ist nicht nur von zentraler
Bedeutung fiir die Verwirklichung der Agenda 2030 fiir nachhaltige Entwicklung, insbesondere des Nachhaltig-
keitsziels 14 (,Erhaltung und nachhaltige Nutzung der Ozeane, Meere und Meeresressourcen fiir eine nachhaltige
Entwicklung®), sondern auch fiir die Gewéhrleistung sicherer, geschiitzter, sauberer und nachhaltig bewirtschafteter
Meere und Ozeane fir kiinftige Generationen. Die Union muss diese internationalen Verpflichtungen erfiillen und
als treibende und fiihrende Kraft fiir eine bessere internationale Meerespolitik auf bilateraler, regionaler und
multllateraler Ebene wirken, um u. a. zur Verhinderung, Bekimpfung und Unterbindung der ;

i [IUU-Fischerei und der Minimierung ihrer Auswirkungen auf die Meeresumwelt, der
Verbesserung des Rahmens fir die internationale Meerespolitik, der Verringerung des Drucks auf Ozeane und Meere,
der Schaffung der Voraussetzungen fiir eine sich innerhalb okologischer Grenzen entwickelnde nachhaltige blaue
Wirtschaft und der Stirkung der internationalen Meeresforschung und -daten beizutragen. [Abdnd. 65]

(41)  Mafnahmen zur Forderung der internationalen Meerespolitik im Rahmen des EMEE EMFAF sollen den
iibergreifenden Rahmen internationaler und regionaler Prozesse, Ubereinkommen, Regeln und Einrichtungen zur
Regulierung und Steuerung menschlicher Tatigkeiten in den Ozeanen verbessern. Aus dem EMEE EMFAF sollten
internationale Vereinbarungen finanziert werden, die die Union in Bereichen geschlossen hat, die nicht unter die mit
verschiedenen Drittlindern geschlossenen partnerschaftlichen Abkommen iiber nachhaltige Fischerei (SFPAs) fallen,
sowie der Beitrag der Union fiir ihre Mitgliedschaft in regionalen Fischereiorganisationen (RFO). SFPAs und RFO
werden weiterhin aus verschiedenen Teilen des Unionshaushalts finanziert.

(*)  Beschluss 98/392/EG des Rates vom 23. Mirz 1998 iiber den Abschluss des Seerechtsiibereinkommens der Vereinten Nationen
vom 10. Dezember 1982 und des Ubereinkommens vom 28. Juli 1994 zur Durchfithrung des Teils XI des Seerechtsiiberein-
kommens durch die Europiische Gemeinschaft (ABL. L 179 vom 23.6.1998, S. 1).

()  JOIN(2016)0049.
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(42)  Im Hinblick auf Sicherheit und Verteidigung sind ein verbesserter Schutz der Grenzen und eine erhéhte maritime
Sicherheit von wesentlicher Bedeutung. Im Rahmen der vom Rat der Europdischen Union am 24. Juni 2014
verabschiedeten Strategie der Europdischen Union fiir maritime Sicherheit und des am 16. Dezember 2014
angenommenen zugehorigen Aktionsplans sind der Informationsaustausch und die Zusammenarbeit bei der
Europidischen Grenz- und Kistenwache zwischen der Europiischen Fischereiaufsichtsagentur, der Europiischen
Agentur fur die Sicherheit des Seeverkehrs und der Europidischen Agentur fiir die Grenz- und Kiistenwache fiir die
Erreichung dieser Ziele von entscheidender Bedeutung. Die Meeresiiberwachung und die Zusammenarbeit der
Kiistenwachen sollten daher sowohl im Rahmen der geteilten als auch der direkten Mittelverwaltung aus dem EMEE
EMFAF unterstiitzt werden, auch durch den Erwerb von Giitern fiir maritime Mehrzweckeinsitze. Auferdem sollten
die zustandigen Agenturen in die Lage versetzt werden, die Unterstiitzung im Bereich der Meeresiiberwachung und
-sicherheit im Rahmen der indirekten Mittelverwaltung durchzufiihren.

(43)  Im Rahmen der geteilten Mittelverwaltung sollte jeder Mitgledstaaten Mitgliedstaat in Zusammenarbeit mit allen
Regionen cin einziges Programm ausarbeiten, das von der Kommission zu genehmigen ist. Vor dem Hintergrund der
Regionalisierung und mit dem Ziel, die Mitgliedstaaten bei der Ausarbeitung von Programmen zu einem
strategischeren Ansatz zu bewegen, sollte die Kommission fiir jedes Meeresbecken eine Analyse ausarbeiten, in der
die gemeinsamen Starken und Schwichen hinsichtlich der Verwirklichung der Ziele der GFP aufgezeigt werden. Die
Analyse sollte sowohl den Mitgliedstaaten als auch der Kommission als Richtschnur bei der Aushandlung jedes
Programms dienen, wobei die regionalen Herausforderungen und Bediirfnisse zu beriicksichtigen sind. Bei der
Bewertung der Programme sollte die Kommission die 6kologischen und soziodkonomischen Herausforderungen der
GFP, die soziodkonomische Leistung der einer sich innerhalb okologischer Grenzen entwickelnden nachhaltigen
blauen Wirtschaft — vor allem mit Blick auf die kleine Kiistenfischerei —, die Herausforderungen auf Ebene des
Meeresbeckens, die Erhaltung und Wiederherstellung mariner Okosysteme, die Verringerung und das Sammeln von
Abfillen im Meer und den—Klimasehutz die Bekimpfung des Klimawandels sowie die Anpassung an den
Klimawandel beriicksichtigen. [Abdnd. 66]

(43a) Um eine wirksame Umsetzung der BewirtschaftungsmafSnahmen auf regionaler Ebene zu gewihrleisten, sollten
die Mitgliedstaaten eine Regelung fiir die gemeinsame Bewirtschaftung einfiihren, an der die Beirite, die
Zusammenschliisse von Fischern und die zustindigen Einrichtungen oder Behirden beteiligt sind, damit der
Dialog und das Engagement der Beteiligten gestirkt werden. [Abind. 67]

(44)  Die Ergebnisse der EMFF EMFAF-Unterstiitzung in den Mitgliedstaaten sollte auf der Grundlage von Indikatoren
bewertet werden Die Mitgliedstaaten sollten tiber die Fortschritte bei der Erreichung der Etappenziele und Zielwerte
Bericht erstatten, und die Kommission sollte ausgehend von jihrlichen Leistungsberichten, die von den
Mitgliedstaaten erstellt werden, eine Leistungsiiberpriifung vornehmen, und dabei potenzielle Durchfithrungspro-
bleme frithzeitig erkennen und Korrekturmafnahmen ergreifen. Zu diesem Zweck sollte ein Uberwachungs- und
Evaluierungsrahmen eingerichtet werden.

(44a) Das Zahlungsverfahren im Rahmen des derzeitigen EMFAF ist Berichten zufolge mangelhaft, da nach vier Jahren
der Anwendung nur 11 % in Anspruch genommen wurden. Dieses Verfahren sollte verbessert werden, damit die
Zahlungen an die Begiinstigten insbesondere in den Fillen, in denen es sich um Einzelpersonen oder Familien
handelt, beschleunigt werden. [Abind. 68]

(45)  Gemifs den Nummern 22 und 23 der Interinstitutionellen Vereinbarung zwischen dem Europdischen Parlament,
dem Rat der Europdischen Union und der Europiischen Kommission iiber bessere Rechtsetzung vom 13. April
2016 (*2) ist es erforderlich, den EMEF EMFAF auf der Grundlage von Daten zu evaluieren, die aufgrund spezifischer
Uberwachungsanforderungen erhoben werden, wobei gleichzeitig aber Uberregulierung und Verwaltungsaufwand
insbesondere fiir die Mitgliedstaaten zu vermeiden sind. Diese Anforderungen konnen bei Bedarf messbare
Indikatoren als Grundlage fur die Evaluierung der Auswirkungen des EMEE EMFAF vor Ort umfassen.

(46) Die Kommission sollte Maflnahmen zur Information und Kommunikation iiber den EMEE EMFAF, die
Programmmafinahmen und die Ergebnisse durchfithren. Mit den dem EMFE EMFAF zugewiesenen Mitteln sollte
auch die institutionelle Kommunikation tiber die politischen Priorititen der Union gefordert werden, insofern sie die
Priorititen des EMEE EMFAF betreffen.

(46a) Die Kommission sollte auch geeignete Instrumente bereitstellen, um die Gesellschaft iiber die Fischerei- und
Aquakulturtitigkeit und die Vorteile der Diversifizierung des Fisch- und Meeresfriichteverzehrs zu informieren.
[Abind. 69]

(*®  Interinstitutionelle Vereinbarung zwischen dem Europdischen Parlament, dem Rat der Europdischen Union und der Europdischen
Kommission vom 13. April 2016 iiber bessere Rechtsetzung (ABL L 123 vom 12.5.2016, S. 1).
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(47)  Gemaf$ der Verordnung (EU) ... [Haushaltsordnung], der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europdischen
Parlaments und des Rates (**), der Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2988/95 des Rates (**), der Verordnung (Euratom,
EG), Nr. 2185/96 des Rates (**) und der Verordnung (EU) 2017/1939 des Rates (*) sollen die finanziellen Interessen
der Union geschiitzt werden, indem verhiltnismiafSige Malnahmen unter anderem zur Privention, Aufdeckung,
Behebung und Untersuchung von UnregelmafSigkeiten, einschlieBlich Betrug, zur Einziehung entgangener,
rechtsgrundlos gezahlter oder nicht widmungsgemafd verwendeter Mittel und gegebenenfalls verwaltungsrechtliche
Sanktionen ergriffen werden. Insbesondere kénsnte sollte das Europdische Amt fiir Betrugsbekimpfung (OLAF)
gemdfl der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 sowie der Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96
Untersuchungen, einschlieRlich Kontrollen und Uberpriifungen vor Ort, durchfithren, um festzustellen, ob ein
Betrugs- oder Korruptionsdelikt oder eine sonstige rechtswidrige Handlung zum Nachteil der finanziellen Interessen
der Union vorliegt. Wie in der Richtlinie (EU) 2017/1371 des Européischen Parlaments und des Rates (¥’) vorgesehen
ist, kénnte sollte die Europiische Staatsanwaltschaft (im Folgenden ,EUStA“) gemidf der Verordnung (EU)
2017/1939 des Rates Betrugsfille und sonstige gegen die finanziellen Interessen der Union gerichtete strafbare
Handlungen untersuchen und ahnden. Nach der Verordnung EU Nr. [Haushaltsordnung] ist jede Person oder Stelle,
die Unionsmittel erhalt, verpflichtet, uneingeschriankt am Schutz der finanziellen Interessen der Union mitzuwirken,
der Kommission, dem OLAF, der EUStA und dem Europiischen Rechnungshof (im Folgenden ,EuRH®) die
erforderlichen Rechte und den Zugang zu gewahren und sicherzustellen, dass an der Ausfithrung von Unionsmitteln
beteiligte Dritte gleichwertige Rechte gewahren. Die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass bei der Verwaltung und
Durchfithrung des EMEE EMFAF die finanziellen Interessen der Union gemdf der Verordnung (EU) Nr.
[Haushaltsordnung] und der Verordnung (EU) Nr. [Dachverordnung] geschiitzt werden. [Abind. 70]

(48)  Um die Verwendung von Unionsmitteln und die Wirtschaftlichkeit der Haushaltsfithrung transparenter zu machen
und insbesondere die 6ffentliche Kontrolle der verwendeten Gelder zu verstirken, sollten bestimmte Informationen
tiber die im Rahmen des EMFF EMFAF finanzierten Vorhaben auf einer Website der jeweiligen Mitgliedstaaten
gemidfl der Verordnung (EU) Nr. [Dachverordnung] veroffentlicht werden. Veroffentlicht ein Mitgliedstaat
Informationen iiber im Rahmen des EMEE EMFAF unterstiitzte Vorhaben, so sind die Vorschriften fiir den Schutz
personenbezogener Daten gemafl der Verordnung (EU) 2016/679 des Europiischen Parlaments und des Rates (**)
einzuhalten. [Abidnd. 71]

(49)  Zur Ergdnzung und Anderung bestimmter, nicht wesentlicher Vorschriften dieser Verordnung sollte der Kommission
die Befugnis iibertragen werden, gemifs Artikel 290 AEUV delegierte Rechtsakte zu erlassen, um die Ausloseschwelle
und die Dauer der Unzuldssigkeit in Bezug auf die Zulassigkeitskriterien fir die Antrige, die Bedingungen fiir die
Durchfithrung von Erhaltungsmafnahmen, die nicht mit den Kosten fiir die endgiiltige Einstellung der
Fangtitigkeiten in Zusammenhang stehen, die Kriterien fiir die Berechnung der zusitzlichen Kosten aufgrund der
besonderen Nachteile der Gebiete in duferster Randlage, die Kriterien fiir Verstofle der Mitgliedstaaten, die zu einer
Unterbrechung der Zahlungsfrist fithren konnen, die Kriterien fiir ernsthafte Verstofe der Mitgliedstaaten, die zu
einer Aussetzung der Zahlungen fithren konnen, die Kriterien fiir die Festlegung der Hohe der vorzunehmenden
Finanzkorrekturen und die Kriterien fir die Anwendung von Pauschalsitzen oder extrapolierten Finanzkorrekturen,
die Anderung von Anhang I sowie den Aufbau eines gemeinsamen Uberwachungs- und Evaluierungsrahmens
festzulegen. Um einen reibungslosen Ubergang von der mit der Verordnung (EU) Nr. 508/2014 festgelegten
Regelung zu der mit der vorliegenden Verordnung eingefithrten Regelung zu erleichtern, sollte die Kommission auch
befugt sein, gemdfl Artikel 290 des Vertrags delegierte Rechtsakte im Hinblick auf die Festlegung von
Ubergangsbedingungen zu erlassen.

(¥)  Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. September 2013 iber die
Untersuchungen des Europaischen Amtes fiir Betrugsbekdmpfung (OLAF) und zur Authebung der Verordnung (EG) Nr. 1073/1999
des Europdischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (Euratom) Nr. 1074/1999 des Rates (ABI. L 248 vom 18.9.2013,
s. 1).

(*)  Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 des Rates vom 18. Dezember 1995 iiber den Schutz der finanziellen Interessen der
Europdischen Gemeinschaften (ABL L 312 vom 23.12.1995, S. 1).

(*)  Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 des Rates vom 11. November 1996 betreffend die Kontrollen und Uberpriifungen vor Ort
durch die Kommission zum Schutz der finanziellen Interessen der Europiischen Gemeinschaften vor Betrug und anderen
UnregelmifRigkeiten (ABL. L 292 vom 15.11.1996, S. 2).

(%) Verordnung (EU) 2017/1939 des Rates vom 12. Oktober 2017 zur Durchfithrung einer Verstirkten Zusammenarbeit zur
Errichtung der Européischen Staatsanwaltschaft (ABL. L 283 vom 31.10.2017, S. 1).

() Richtlinie (EU) 2017/1371 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2017 iiber die strafrechtliche Bekimpfung von
gegen die finanziellen Interessen der Union gerichtetem Betrug (ABL L 198 vom 28.7.2017, S. 29).

(*)  Verordnung (EU) 2016679 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natiirlicher Personen bei
der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Authebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung) (ABL. L 119 vom 4.5.2016, S. 1).
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(50)  Zur Gewihrleistung einheitlicher Bedingungen fiir die Durchfithrung dieser Verordnung sollten der Kommission
Durchfithrungsbefugnisse im Hinblick auf die Annahme und Anderung der operationellen Programme, die
Annahme und Anderung der nationalen Arbeitspline fiir die Datenerhebung, die Zahlungsaussetzung und
Finanzkorrekturen iibertragen werden.

(51)  Zur Gewihrleistung einheitlicher Bedingungen fiir die Durchfithrung dieser Verordnung sollten der Kommission
Durchfithrungsbefugnisse im Hinblick auf Verfahren, Format und Zeitpline fiir die Einreichung der nationalen
Arbeitsplane fiir die Datenerhebung und die Vorlage der jdhrlichen Leistungsberichte iibertragen werden -

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

TITEL I
ALLGEMEINER RAHMEN

KAPITEL 1

Allgemeine Bestimmungen

Artikel 1

Gegenstand

Mit dieser Verordnung wird der Europiische Meeres-, Fischerei- und Fischereifonds Aquakulturfonds (EMEE EMFAR
eingerichtet. Sie legt die Priorititen des EMEE EMFAF, die Haushaltsmittel fiir den Zeitraum 2021-2027, die Arten der
Unionsfinanzierung und die spezifischen Regeln fiir die Bereitstellung dieser Mittel fest und erginzt die allgemeinen
Bestimmungen fiir den EMEE EMFAF gemif$ der Verordnung (EU) Nr. [Dachverordnung].

Artikel 2

Geografischer Anwendungsbereich

Diese Verordnung gilt, sofern in ihren Bestimmungen nicht ausdriicklich etwas anderes festgelegt ist, fir Vorhaben, die im
Gebiet der Union durchgefiihrt werden.

Artikel 3

Begriffsbestimmungen

1. Im Sinne dieser Verordnung und unbeschadet des Absatzes 2 dieses Artikels gelten die Begriffsbestimmungen des
Artikels 4 der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013, des Artikels 5 der Verordnung (EU) Nr. 1379/2013, des Artikels 4 der
Verordnung (EG) Nr. 1224/2009 und des Artikels 2 der Verordnung (EU) Nr. [Dachverordnung].

2. Fir die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

(1)  ,Mischfinanzierungsmafinahme® eine aus dem Unionshaushalt unterstiitzte Mafnahme, einschlieSlich der Misch-
finanzierungsfazilititen nach Artikel 2 Nummer 6 der Verordnung (EU) Nr. [Haushaltsordnung], die nicht
riickzahlbare Formen der Unterstittzung undfoder Finanzierungsinstrumente aus dem Unionshaushalt mit
riickzahlbaren Formen der Unterstiitzung von Entwicklungsfinanzierungs- oder anderen offentlichen Finanzierungs-
institutionen sowie von kommerziellen Finanzinstituten und Investoren kombiniert;

(2)  ,gemeinsamer Informationsraum* (CISE) ein Umfeld von Systemen, die entwickelt wurden, um den Informations-
austausch zwischen den an der Meeresiiberwachung beteiligten Behorden iiber Sektoren und Grenzen hinweg zu
fordern, um ihr Bewusstsein fiir die Fatigkeiter auf See ausgefiihrten Titigkeiten zu schirfen; [Abind. 72]

(3) JKiistenwache“ nationale Behorden, die Aufgaben der Kiistenwache wahrnehmen, welche die Sicherheit im
Seeverkehr, die maritime Sicherheit, Seezolltitigkeiten, die Verhtitung und Bekdmpfung von illegalem Handel und
Schmuggel, die damit zusammenhingende Durchsetzung des Meeresrechts, die Kontrolle der Seegrenzen, die
Meeresiiberwachung, den Schutz der Meeresumwelt, Such- und Rettungsdienste, Unfall- und Katastrophenschutz,
Fischereikontrolle, Inspektionen und andere Titigkeiten im Zusammenhang mit diesen Aufgaben umfassen;
[Abind. 73]
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(4)  ,Europdisches Meeresbeobachtungs- und Meeresdatennetzwerk (EMODnet) eine Partnerschaft, die Meeresdaten und
Metadaten zusammenfasst, um diese fragmentierten Ressourcen fur o6ffentliche und private Nutzer besser verfugbar
und nutzbar zu machen, indem qualitdtsgesicherte, interoperable und harmonisierte Meeresdaten angeboten werden;

(5)  ,Versuchsfischerei“ die Fischerei auf Bestinde, die in den vorangegangenen zehn Jahren nicht befischt wurden oder
nicht mit einem bestimmten Fanggerit oder einer bestimmten Fangtechnik befischt wurden;

(6)  ,Fischer” natiirliche Personen, die vom Mitgliedstaat anerkannte kommerzielle Fangtitigkeiten ausiiben;

(6a) ,Freizeitfischerei“ nichtgewerbliche Fischerei, bei der lebende biologische Meeresressourcen im Rahmen der
Freizeitgestaltung, des Fremdenverkehrs oder des Sports gefangen werden; [Abind. 74]

(6b) ,Freizeitfischereisektor alle Bereiche der Freizeitfischerei sowie alle Unternehmen und Arbeitsplitze, die davon
abhingig sind bzw. durch diese Art der Fischerei geschaffen werden; [Abind. 75]

(7)  ,Binnenfischerei“ in Binnengewassern kommerziell betriebene Fangtitigkeiten mit Booten oder anderem Gerit, auch
mit Gerit, das fiir die Eisfischerei eingesetzt wird;

(7a) ,,ohne Boot titige Fischer” natiirliche Personen, die vom Mitgliedstaat anerkannte kommerzielle Fischereititig-
keiten ohne Boot ausiiben; [Abind. 76]

(8) ,internationale Meerespolitik® eine Initiative der Union zur Verbesserung des iibergeordneten Rahmens
internationaler und regionaler Prozesse, Ubereinkommen, Vereinbarungen, Regeln und Einrichtungen durch einen
kohirenten sektoriibergreifenden und regelbasierten Ansatz, um sicherzustellen, dass die Ozeane gesund, geschiitzt,
sicher, sauber und nachhaltig bewirtschaftet sind;

(9)  ,Meerespolitik* die Unionspolitik mit dem Ziel, iiber abgestimmte meeresbezogene politische Maffnahmen und
einschlagige Formen internationaler Zusammenarbeit eine koordinierte, schliissige Entscheidungsfindung zu
fordern, um die nachhaltige Entwicklung, das Wirtschaftswachstum und den sozialen Zusammenhalt in der Union,
insbesondere in den Kiisten- und Inselregionen und den Gebieten in duflerster Randlage, sowie in den Sektoren der
nachhaltigen blauen Wirtschaft zu maximieren;

(10) ,maritime Sicherheit und Meeresiiberwachung” die Tatigkeiten, mit denen alle Ereignisse und Mafnahmen im
Zusammenhang mit dem maritimen Bereich, die sich auf die Sicherheit im Seeverkehr und die maritime Sicherheit,
die Rechtsdurchsetzung, die Verteidigung, die Grenzkontrollen, den Schutz der Meeresumwelt, die Fischereikon-
trolle, den Handel und das wirtschaftliche Interesse der Union auswirken konnten, umfassend verstanden,
gegebenenfalls verhindert und gesteuert werden;

(11) ,maritime Raumplanung” einen Prozess, bei dem die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten zur Verwirklichung
okologischer, wirtschaftlicher und sozialer Ziele menschliche Tatigkeiten in Meeresgebieten analysieren und
organisieren;

onen a D a A a Maodea

771

Ausstattung-von-Aquakulturaniagen: [Abdnd.
(13) ,Meeresbeckenstrategie einen integrierten Rahmen zur Bewiltigung gemeinsamer meerespolitischer und maritimer
Herausforderungen, mit denen die Mitgliedstaaten und gegebenenfalls Drittstaaten in einem spezifischen
Meeresbecken oder in einem oder mehreren Teilen davon konfrontiert sind, sowie die Forderung der
Zusammenarbeit und Koordinierung zur Erreichung einer wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Kohésion;
sie wird von der Kommission in Zusammenarbeit mit den betreffenden Eéndern Mitgliedstaaten und Drittlindern,
ihren Regionen und sonstigen relevanten Akteuren entwickelt; [Abind. 78]

(14) ,kleine Kiistenfischerei“ den Fischfang mit Fischereifahrzeugen mit einer Lange iiber alles von weniger als 12 Metern
und ohne Schleppgerit gemif Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1967/2006 des Rates (*’), ohne Boot
ausgefiihrte Fischeitdtigkeiten und das Sammeln von Schalentieren; [Abind. 79]

(*)  Verordnung (EG) Nr. 1967/2006 des Rates vom 21. Dezember 2006 betreffend die Mafnahmen fir die nachhaltige
Bewirtschaftung der Fischereiressourcen im Mittelmeer und zur Anderung der Verordnung (EWG) Nr. 2847/93 sowie zur
Authebung der Verordnung (EG) Nr. 1626/94 (ABL. L 409 vom 30.12.2006, S. 11).



31.3.2021 Amtsblatt der Europdischen Union C116/99

Donnerstag, 4. April 2019

(14a) ,kleine Flotte der Gebiete in iuflerster Randlage“ alle kleinen Flotten, die in den Gebieten in dufSerster Randlage
wie in den einzelnen nationalen operativen Programmen festgelegt titig sind; [Abind. 80]

(15) ,nachhaltige blaue Wirtschaft” alle sektoralen und sektoriibergreifenden wirtschaftlichen Tatigkeiten im gesamten
Binnenmarkt in den Inselregionen, Bezug auf Ozeane, Meere, Kiisten und Binnengewisser, auch in Gebieten in
duferster Randlage und Binnenstaaten der Union, einschlieflich neu entstehender Sektoren und nichtmarkt-
bestimmter Waren und Dienstleistungen, mit denen das okologische, soziale und w1rtschaftltche Wohl der
gegenwirtigen und zukiinftigen Generationen sichergestellt und gleichzeitig gesunde marine Okosysteme
erhalten und wiederhergestellt und schutzbediirftige natiirliche Ressourcen geschiitzt werden und die mit den
Umweltvorschriften der Union im Einklang stehen; [Abind. 81]

(15a) ,gemeinsame Bewirtschaftung* eine Partnerschaftsvereinbarung zwischen staatlichen Stellen, der Gemeinschaft
der Nutzer der Ressourcen vor Ort (Fischern), externen Akteuren (nichtstaatlichen Organisationen, Forschungs-
einrichtungen) sowie mitunter anderen Interessentrigern in den Bereichen Fischerei und Kiistenressourcen
(Bootseigner, Fischhindler, Kreditagenturen oder Geldgeber, Tourismusbranche usw.), die sich gemeinsam die
Verantwortung und Entscheidungskompetenz fiir die Bewirtschaftung einer Fischerei teilen; [Abind. 82]

(15b) ,,Umweltvorfall“ einen durch die Natur oder vom Menschen verursachten Unfall, der Umweltschiden zur Folge
hat. [Abind. 83]

Artikel 4

Prioritaten

Der EMEE EMFAF trigt zur Durchfithrung der GFP und der Meerespolitik bei. Er verfolgt die folgenden Priorititen:

(1) Forderung nachhaltiger Fischereien und des Schutzes, der Wiederherstellung und der Erhaltung der biologischen
Meeresressourcen; [Abidnd. 291/rev]

(1a) Forderung einer nachhaltigen Aquakultur; [Abind. 85]

(2) Beitrag zur Erndhrungssicherheit in der Union durch wettbewerbsfihige nachhaltige und nachhaltige sozialver-
trigliche Aquakultur, Fischerei und Mirkte; [Abdnd. 291/rev]

(3) Ermoglichung des Wachstums einer nachhaltigen blauen Wirtschaft unter Beriicksichtigung der okologischen
Belastbarkeit sowie Forderung des Wohlstands und FérderungflorierenderKiistengemeinschaften des wirtschaft-
lichen und sozialen Zusammenhalts in Kiisten-, Insel- und Binnengemeinschaften; [Abind. 87]

(4) Stirkung der internationalen Meerespolitik und Schaffung sicherer, geschiitzter, sauberer und nachhaltig
bewirtschafteter Meere und Ozeane.

Die Unterstiitzung im Rahmen des EMEE EMFAF trigt auch zur Verwirklichung der Ziele der Union beim Umwelt- und
Klimaschutz und der Anpassung an den Klimawandel bei. Dieser Beitrag wird nach dem in Anhang IV dargelegten
Verfahren verfolgt. [Abind. 88]

Die Verfolgung dieser Ziele darf nicht zu einer Erhohung der Fangkapazitit fiihren. [Abind. 281]

Artikel 4a
Gebiete in duflerster Randlage

Bei allen Bestimmungen der vorliegenden Verordnung miissen die in Artikel 349 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der
Europiischen Union anerkannten besonderen Zwinge dieser Gebiete beriicksichtigt werden. [Abind. 89]
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KAPITEL II

Finanzrahmen

Artikel 5

Mittelausstattung

1. Die Finanzausstattung fiir die Durchfithrung des EMEE EMFAF wird fiir den Zeitraum 2021-2027 auf 6-146-666-066
EUR 6 867 000 000 EUR zu konstanten Preisen von 2018 (d. h. 7739 000 000 EUR zu jeweiligen Preisen festgesetzt)
aufgestockt. [Abind. 90]

2. Der Teil der Finanzausstattung, der dem EMEE EMFAF im Rahmen von Titel II zugewiesen wird, wird im Wege der
geteilten Mittelverwaltung gemdfl der Verordnung (EU) ... [Dachverordnung] und Artikel 63 der Verordnung (EU) Nr.
[Haushaltsordnung] verwaltet.

3. Der Teil der Finanzausstattung, der dem EMEE EMFAF im Rahmen von Titel Il zugewiesen wird, wird entweder direkt
durch die Kommission gemafs Artikel 62 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. [Haushaltsordnung] oder im
Rahmen der indirekten Mittelverwaltung gemaf$ Artikel 62 Absatz 1 Buchstabe ¢ der genannten Verordnung verwaltet.

Artikel 6

Haushaltsmittel in geteilter Mittelverwaltung

1. Der Teil der Finanzausstattung im Rahmen der geteilten Mittelverwaltung gemifl Titel I belduft sich auf
5311-000-000-EUR 87 % der Finanzausstattung des EMFAF [xxx EUR] zu jeweiligen Preisen im Einklang mit der
jahrlichen Aufschliisselung gemifl Anhang V. [Abdnd. 91]

in: [Abind. 92]

3. DerAusgleich gemiRA
{ iten: [Abidnd. 93]

............................

4. Mindestens 15 % der je Mitgliedstaat zugewiesenen finanziellen Unterstiitzung der Union werden fur die in den
Artikeln 19 und 20 genannten Unterstiitzungsbereiche bereitgestellt. Mitgliedstaaten, die keinen Zugang zu Unionsge-
wissern haben, konnen angesichts des Umfangs ihrer Kontroll- und Datenerhebungsaufgaben einen niedrigeren Prozentsatz
anwenden. Werden fiir die Kontrolle und Datenerhebung gemifS den Artikeln 19 und 20 der vorliegenden Verordnung
zugewiesene Mittel nicht verwendet, kann der betreffende Mitgliedstaat entsprechende Betrige iibertragen, die im
Rahmen der direkten Mittelverwaltung fiir die die Entwicklung und Durchfiihrung einer Fischereikontrollregelung der
Union gemifS Artikel 40 Buchstabe b der vorliegenden Verordnung durch die Europdische Fischereiaufsichtsagentur
verwendet werden. [Abind. 94]

4a.  Mindestens 25 % der je Mitgliedstaat zugewiesenen finanziellen Unterstiitzung der Union werden fiir den Schutz
und die Wiederherstellung der biologischen Vielfalt und von Okosystemen in Meeres- und Kiistengebieten und fiir das
Wissen iiber die Meere (Artikel 22 und 27) bereitgestellt. [Abind. 283 und 315]

4b.  Mindestens 10 % der je Mitgliedstaat zugewiesenen finanziellen Unterstiitzung der Union werden fiir die
Verbesserung der Sicherheit, der Lebens- und Arbeitsbedingungen der Besatzung, Ausbildung, sozialen Dialog,
Fihigkeiten und Beschiftigung bereitgestellt. Die finanzielle Unterstiitzung der Union aus dem EMFAF, die den
einzelnen Mitgliedstaaten fiir alle Investitionen an Bord von Fischereifahrzeugen gewihrt wird, sollte nicht mehr
als 60 % der dem jeweiligen Mitgliedstaat insgesamt gewdihrten Unterstiitzung ausmachen. [Abind. 96]
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5. Die finanzielle Unterstiitzung der Union aus dem EMEE EMFAF, die den ecinzelnen Mitgliedstaaten fiir die
Unterstiitzungsbereiche gemdfl Artikel 17 Absatz 2 und Artikel 18 gewihrt wird, darf den hoheren der beiden folgenden
Schwellenwerte nicht iiberschreiten:

a) 6000000 EUR oder
b) +6 15 % der je Mitgliedstaat zugewiesenen finanziellen Unterstiitzung der Union. [Abédnd. 97]

6.  In Ubereinstimmung mit den Artikeln 30 bis 32 der Verordnung (EU) Nr. [Dachverordnung] kann der EMEF EMFAF
auf Initiative eines Mitgliedstaats technische Hilfe fir die wirksame Verwaltung und den wirksamen Einsatz dieses Fonds
unterstiitzen.

Artikel 7

Aufteilung der Mittel bei geteilter Mittelverwaltung

Die Mittel fiir Verpflichtungen der Mitgliedstaaten gemifS Artikel 6 Absatz 1 fir den Zeitraum 2021-2027 sind in der
Tabelle in Anhang V festgelegt.

Artikel 8

Haushaltsmittel in direkter und indirekter Mittelverwaltung

1. Der Teil der Finanzausstattung im Rahmen der direkten und indirekten Mittelverwaltung gemaf Titel III belduft sich
auf 829-006-000-EUR 13 % der Finanzausstattung des EMFAF [xxx EUR] zu jeweiligen Preisen. [Abind. 98]

2. Der in Absatz 1 genannte Betrag darf fiir technische und administrative Hilfe bei der Durchfiihrung des EMFE EMFAF
eingesetzt werden, darunter fir die Vorbereitung, Uberwachung, Kontrolle, Priifung und Evaluierung, einschlieflich fiir
betriebliche IT-Systeme.

Eine Unterstiitzung aus dem EMEE EMFAF kann auf Initiative der Kommission bis zu einem Hochstbetrag von 1,7 % der
Finanzausstattung gemafd Artikel 5 Absatz 1 insbesondere fiir folgende Maffnahmen gewahrt werden:

a) technische Hilfe fiir die Durchfithrung dieser Verordnung gemaf Artikel 29 der Verordnung (EU) Nr. [Dachverordnung];

b) die Vorbereitung, Uberwachung und Bewertung partnerschaftlicher Abkommen iiber nachhaltige Fischerei und die
Mitwirkung der Union in regionalen Fischereiorganisationen;

¢) die Schaffung eines europiischen Netzwerks lokaler Aktionsgruppen.
3. Informations- und Kommunikationsmaffnahmen in Zusammenhang mit der Durchfithrung dieser Verordnung

werden aus dem EMEE EMFAF unterstiitzt.

KAPITEL III

Programmplanung

Artikel 9

Programmplanung fiir die Unterstiitzung im Wege der geteilten Mittelverwaltung

1. GemdR Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. [Dachverordnung] erstellt jeder Mitgliedstaat ein einziges nationales
Programm oder regionale operative Programme zur Umsetzung der in Artikel 4 genannten Priorititen. [Abind. 99]

2. Die Unterstiitzung gemafs Titel II wird in den in Anhang II aufgefithrten Unterstiitzungsbereichen geleistet.
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3. Zusidtzlich zu den in Artikel 17 der Verordnung (EU) Nr. [Dachverordnung] genannten Punkten umfasst das
Programm Folgendes:

a) eine Analyse der Stirken, Schwichen, Chancen und Gefahren der Situation und die Feststellung des Bedarfs des
betreffenden geografischen Gebiets, gegebenenfalls einschlieflich der unter das Programm fallenden Meeresbecken;

b) den Aktionsplan fiir die kleine Kiistenfischerei gemafs Artikel 15;

¢) gegebenenfalls die Aktionspline fiir die in Absatz—4 Artikel 29c genannten Gebiete in dufSerster Randlage.
[Abind. 100]

ca) gegebenenfalls die Aktionspline fiir Meeresbecken der fiir Fischerei, Muschelfischerei und maritime Angelegen-
heiten zustindigen subnationalen oder regionalen Behérden. [Abind. 101]

[Abind. 102]

5.  DieKommission Nachdem sie die Stellungnahmen der einschligigen Beirite eingeholt hat, erstellt die Kommission
fur jedes Meeresbecken eine Analyse, in der die gemeinsamen Stirken und Schwichen des Meeresbeckens im Hinblick auf
die Verwirklichung der Ziele der GFP gemif8 Artikel 2 der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 und die Erreichung eines guten
Umweltzustands nach der Richtlinie 2008/56/EG aufgezeigt werden. Gegebenenfalls—beriieksichtigt diese Analyse
beriicksichtigt das bestchende Meeresbecken und makroregionale Strategien. [Abind. 103]

6. Die Kommission bewertet das Programm gemafd Artikel 18 der Verordnung (EU) Nr. [Dachverordnung]. Bei ihrer
Bewertung beriicksichtigt sie insbesondere

a) den moglichst hohen Beitrag des Programms zu den Prioritdten gemafl Artikel 4;

b) das Gleichgewicht zwischen der Fangkapazitit der Flotten und den verfiigbaren Fangmaglichkeiten, die jéhrlich von
den Mitgliedstaaten gemifd Artikel 22 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 gemeldet werden;

ba) gegebenenfalls die Notwendigkeit, die Flotten zu modernisieren oder zu erneuern; [Abind. 104]

¢) gegebenenfalls die mehrjahrigen Bewirtschaftungspline gemif den Artikeln 9 und 10 der Verordnung (EU)
Nr. 1380/2013, die gemafl Artikel 19 der Verordnung (EG) Nr. 1967/2006 des Rates angenommenen
Bewirtschaftungspline und die Empfehlungen regionaler Fischereiorganisationen, soweit diese fiir die Union gelten;

d) die Umsetzung der Pflicht zur Anlandung gemaf8 Artikel 15 der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013;
da) die Kontrolle invasiver Arten, die der Produktivitit der Fischerei erheblichen Schaden zufiigen; [Abdnd. 105]

db) die Unterstiitzung der Erforschung und des Einsatzes innovativer selektiver Fanggerite in der gesamten Union,
auch — jedoch nicht nur — gemdfS Artikel 27 der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013; [Abind. 106]
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) die jingsten Erkenntnisse tiber die-seziobkenomische den Ausgleich zwischen den okologischen Priorititen und der
soziookonomischen Leistung der nachhaltigen blauen Wirtschaft, insbesondere des Fischerei- und Aquakultursektors;
[Abind. 107]

f)  gegebenenfalls die in Absatz 5 genannten Analysen;

den Beitrag des Programms zur E¢h

1t den gam S Aetileal @ Al 4 der Richtlinie-02 /4
o

toritd i Herstllung eines ausgewogenen Verhiltnisses zwischen witschaft—
lichen und sozialen Erwigungen und der Erhaltung und Wiederherstellung mariner Okosysteme und von
Siiffwasserdkosystemen; [Abiand. 108]

h) den Beitrag des Programms zur Sammlung und Verringerung der Abfille im Meer im Einklang mit der Richtlinie xx/xx
des Europdischen Parlaments und des Rates [Richtlinie iiber die Verringerung der Auswirkungen bestimmter
Kunststoffprodukte auf die Umwelt] (*%); [Abédnd. 109]

i) den Beitrag des Programms zum—Klimasehutz zur Bekimpfung des Klimawandels und zur Anpassung an den
Klimawandel, einschlieflich der Verringerung des CO,-AusstofSes durch Kraftstoffeinsparungen; [Aband. 110]

ia) den Beitrag des Programms zur Bekimpfung der IUU-Fischerei. [Abind. 111]

7. Vorbehaltlich des Artikels 18 der Verordnung (EU) Nr. [Dachverordnung] erldsst die Kommission Durchfihrungs-
rechtsakte zur Genehmigung des Programms. Die Kommission genehmigt das vorgeschlagene Programm, sofern die
erforderlichen Informationen vorgelegt wurden

8. Vorbehaltlich des Artikels 19 der Verordnung (EU) Nr. [Dachverordnung] erldsst die Kommission Durchfithrungs-
rechtsakte zur Genehmigung von Anderungen eines Programms.

Artikel 10

Programmplanung fiir die Unterstiitzung im Wege der direkten und indirekten Mittelverwaltung

Titel III wird im Rahmen von Arbeitsprogrammen gemafs Artikel 110 der Verordnung (EU) [Haushaltsordnung]
durchgefiihrt. Gegebenenfalls wird der insgesamt fiir die Mischfinanzierungsmafinahmen gemaif$ Artikel 47 vorbehaltene
Betrag in den Arbeitsprogrammen ausgewiesen.

TITEL II
UNTERSTUTZUNG IM WEGE DER GETEILTEN MITTELVERWALTUNG

KAPITEL 1

Allgemeine Grundsitze der Unterstiitzung

Artikel 11
Staatliche Beihilfen

1. Unbeschadet von Absatz 2 gelten die Artikel 107, 108 und 109 AEUV fiir Beihilfen der Mitgliedstaaten an
Unternehmen des Fischerei- und Aquakultursektors.

2. Die Artikel 107, 108 und 109 AEUV gelten im Rahmen des Artikels 42 AEUV jedoch nicht fiir Zahlungen, die von
den Mitgliedstaaten gemifl dieser Verordnung getitigt werden.

3. Nationale Vorschriften, die eine offentliche Finanzierung iiber die in dieser Verordnung festgelegten Zahlungen nach
Absatz 2 hinaus vorsehen, unterliegen insgesamt den Bestimmungen des Absatzes 1.

()  ABLC[.]vom[...], S.[...]
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Artikel 12
Zulissigkeit der Antrige

1. Ein von einem Begiinstigten Antragsteller gestellter Antrag auf Unterstiitzung aus dem EMEE EMFAF kommt fiir
einen bestimmten, gemifl Absatz 4 festgelegten Zeitraum nicht fiir eine Unterstiitzung in Betracht, wenn die zustindige

Behorde festgestellt hat, dass der betreffende Begtinstigte Antragsteller [Abiand. 112]

a) einen schweren Verstof$ gemdfl Artikel 42 der Verordnung (EG) Nr. 1005/2008 des Rates (*') oder Artikel 90 der
Verordnung (EG) Nr. 12242009 des Rates oder in Bezug auf andere vom Europdischen Parlament und vom Rat im
Rahmen der GFP und des Umweltrechts der Union erlassene Rechtsvorschriften begangen hat; [Abidnd. 317]

b) am Betrieb, am Management oder am Besitz von Fischereifahrzeugen beteiligt ist, die auf der Unionsliste von
[UU-Schiffen gemaf Artikel 40 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1005/2008 gefiihrt werden, oder am Betrieb, am
Management oder am Besitz eines Schiffs, das unter der Flagge eines Landes fahrt, das nach Artikel 33 der genannten
Verordnung als nichtkooperierendes Drittland eingestuft wurde oder

¢) eine der in Artikel 3 und 4 der Rlchthme 2008/99/EG des Europalschen Parlaments und des Rates () genannten
Straftaten begangen hat, w ¢ ¢ 2 , wird. [Abdnd. 114]

2. Der Begiinstigte hat die Voraussetzungen gemafl Absatz 1 nach Einreichung des Antrags wihrend der gesamten Dauer
der Durchfiihrung des Vorhabens sowie wihrend eines Zeitraums von fiaf zwei Jahren nach Vornahme der letzten Zahlung
an diesen Begiinstigten zu erfiillen. [Abédnd. 115]

3. Unbeschadet strengerer nationaler Vorschriften, die in der Partnerschaftsvereinbarung mit dem betreffenden
Mitgliedstaat vereinbart wurden, ist ein von einem Begiinstigten eingereichter Antrag fiir einen bestimmten, gemif§
Absatz 4 festgelegten Zeitraum unzuldssig, wenn die zustindige Behorde festgestellt hat, dass der Begiinstigte einen Betrug
im Sinne von Artikel 3 der Richtlinie (EU) 2017/1371 des Europdischen Parlaments und des Rates (**) begangen hat.

4. Der Kommission wird die Befugnis tibertragen, gemafs Artikel 52 delegierte Rechtsakte zu erlassen, um

a) die Ausloseschwelle und den in den Absitzen 1 und 3 genannten Zeitraum der Unzuldssigkeit in angemessenem
Verhiltnis zu der Art, Schwere, Dauer und Wiederholung der schwerwiegenden Verstofle, der Straftaten oder des
Betrugs festzulegen, der jedoch mindestens ein Jahr betragen muss;

aa) jegliche Voraussetzungen, unter denen die Dauer der Unzulissigkeit verkiirzt wird, festzulegen; [Abind. 116]

ab) die Voraussetzungen, die nach der Einreichung des Antrags gemif Absatz 2 erfiillt werden miissen, und die
Modalititen fiir die Einziehung der Beitrige festzulegen, die bei Nichterfiillung entsprechend der Schwere des
begangenen VerstofSes gewihrt werden; [Abind. 117]

b) Beginn und Ende des in den Absitzen 1 und 3 genannten Zeitraums festzulegen.

5. Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass die Begtinstigten, die einen Antrag im Rahmen des EMEF EMFAF einreichen,
der Verwaltungsbehorde eine unterzeichnete Erklarung vorlegen, in der sie bestitigen, dass sie die in den Absdtzen 1 und 3
genannten Kriterien einhalten. Die Mitgliedstaaten tiberpriifen die Richtigkeit dieser Erklirung vor der Genehmigung des
Vorhabens anhand der Informationen, die in den nationalen Verstoflkarteien nach Artikel 93 der Verordnung (EG)
Nr. 12242009 eingetragen sind, oder anderer verfiigbarer Daten.

Fiir die Zwecke der Uberpriifung gemi® Unterabsatz 1 stellt ein Mitgliedstaat auf Antrag eines anderen Mitgliedstaats die
Informationen aus seiner nationalen VerstofSkartei nach Artikel 93 der Verordnung (EG) Nr. 1224/2009 zur Verfiigung.

(") Verordnung (EG) Nr. 1005/2008 des Rates vom 29. September 2008 iiber ein Gemeinschaftssystem zur Verhinderung,
Bekdmpfung und Unterbindung der illegalen, nicht gemeldeten und unregulierten Fischerei, zur Anderung der Verordnungen (EWG)
Nr. 2847/93, (EG) Nr. 1936/2001 und (EG) Nr. 601/2004 und zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 1093/94 und (EG)
Nr. 1447/1999 (ABL L 286 vom 29.10.2008, S. 1).

(¥  Richtlinie 2008/99/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 19. November 2008 iiber den strafrechtlichen Schutz der
Umwelt (ABL L 328 vom 6.12.2008, S. 28).

(*¥)  Richtlinie (EU) 2017/1371 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2017 tiber die strafrechtliche Bekimpfung von
gegen die finanziellen Interessen der Union gerichtetem Betrug (ABL L 198 vom 28.7.2017, S. 29).
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5a. Die Mitgliedstaaten konnen den Zeitraum der Unzulissigkeit auch auf Antrige von Binnenfischern anwenden,
die nach nationalen Vorschriften schwerwiegende VerstifSe begangen haben. [Abind. 118]

Artikel 12a
Forderfihige Vorhaben

Mit dem EMFAF konnen viele verschiedene Vorhaben unterstiitzt werden, die die Mitgliedstaaten in ihren Programmen
nennen, sofern diese Vorhaben zu einer oder mehreren in dieser Verordnung festgelegten Priorititen passen.
[Abind. 119]

Artikel 13
Nicht forderfahige Vorhaben

Nicht forderfahig im Rahmen des EMEE EMFAF sind folgende Vorhaben:

a) Vorhaben, die die Fangkapazitit eines Fischereifahrzeugs erhohen, oder die Anschaffung von Ausriistungen
unterstiitzen, die die Fihigkeit eines Fischereifahrzeugs zum Aufspiiren von Fischen verbessern, es sei denn, es geht um
die Verbesserung der Sicherheit oder der Arbeits- oder Lebensbedingungen der Besatzung, was auch Verbesserungen
der Stabilitit des Schiffs oder auch die Qualitit des Erzeugnisses einschliefst, sofern die Erhéhung innerhalb der
dem betreffenden Mitgliedstaat zugewiesenen Obergrenze liegt, ohne das Gleichgewicht zwischen Fangkapazitit
und verfiigbaren Fangmoglichkeiten zu gefihrden und ohne die Fihigkeit des betreffenden Fischereifahrzeugs zum
Fischfang zu erhéhen; [Abind. 120]

b) der Bau und der Erwerb von Fischereifahrzeugen oder die Einfuhr von Fischereifahrzeugen, sofern in dieser
Verordnung nichts anderes vorgesehen ist;

¢) der Transfer oder die Umflaggung von Fischereifahrzeugen in Drittlander, unter anderem durch Griindung von Joint
Ventures mit Partnern aus diesen Lindern;

d) die voriibergehende oder dauerhafte Einstellung von Fangtitigkeiten, sofern in dieser Verordnung nichts anderes
vorgesehen ist;

e) Versuchsfischerei;

f)  die Ubertragung von Eigentum an einem Unternehmen, mit Ausnahme der Ubertragung eines Unternehmens an
junge Fischer oder junge Aquakulturerzeuger; [Abind. 121]

g) direkte Besatzmafnahmen, es sei denn, ein Unionsrechtsakt sieht solchen Besatz ausdriicklich als Erhaltungs-
mafinahme vor, oder es handelt sich um Versuchsbesatzmafinahmen oder Besatzmafinahmen im Zusammenhang mit
Verfahren zur Verbesserung der Umwelt- und Produktionsbedingungen der natiirlichen Umwelt; [Abind. 122]

h) der Bau neuer Hifen, oder neuer Anlandestellen eder—neuerAuktionshaller mit Ausnahme von kleinen Hifen und
Anlandestellen in abgelegenen Gebieten, insbesondere in den Gebieten in dufSerster Randlage, auf abgelegenen
Inseln sowie in peripheren und nicht stidtischen Kiistengebieten; [Abind. 123]

i)  Marktinterventionsmechanismen, die darauf abzielen, Fischerei- oder Aquakulturerzeugnisse voriibergehend oder
endgiiltig vom Markt zu nehmen, um dle Versorgung zu Verrlngern und so einen Pre1sruckgang zu Verhmdern oder die
Preise in d1e Hohe zu tre1ben die ngerte-Lagertung : , h-ode

unabsichtlich-die-gleichen- Wirkungen hervorruft: [Abdnd. 124]

j)  sofern in dieser Verordnung nichts anderes vorgesehen ist, Investitionen an Bord von Fischereifahrzeugen, die zur
Erfillung der Anforderungen des Unionsrechts oder des nationalen Rechts, einschlieflich der Anforderungen im
Hinblick auf Verpflichtungen der Union im Rahmen regionaler Fischereiorganisationen, erforderlich sind, es sei denn,
diese Investitionen fiihren zu unverhiltnismdfSigen Kosten fiir die Betreiber; [Abind. 125]
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+ [Abind. 126]

ka) der Austausch oder die Modernisierung der Haupt- oder Hilfsmaschine des Fischereifahrzeugs, wenn dies zu einer
Steigerung der Leistung in kW fiihrt; [Abidnd. 127]

kb) die Erzeugung von genetisch verinderten Organismen, wenn durch diese Erzeugung die natiirliche Umwelt negativ
beeinflusst werden kann. [Abind. 128]

Artikel 13a
Unterstiitzung fiir MafSnahmen zur Bewirtschaftung von Fischereien und Verwaltung der Fischereiflotten

Aus dem EMFAF konnen MafSnahmen zur Bewirtschaftung von Fischereien und Verwaltung der Fischereiflotten im
Einklang mit der Zugangs-/Abgangsregelung gemdfS Artikel 23 der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 und den
Kapazititsobergrenzen gemdfS Anhang Il dieser Verordnung unterstiitzt werden. Insbesondere bemiihen sich die
Mitgliedstaaten darum, die Zuteilung ihrer verfiigbaren Fangkapazitit zu optimieren, wobei sie den Bediirfnissen ihrer
Flotte Rechnung tragen, ohne ihre Gesamtfangkapazitit zu erhéhen. [Abind. 323]

KAPITEL 11

Prioritdt 1: Férderung nachhaltiger Fischereien wnd, der Erhaltung der biologischen Meeresressourcen und der
soziokonomischen Stabilitit [Abind. 129]

ABSCHNITT 1
ALLGEMEINE BEDINGUNGEN

Artikel 14
Allgemeiner Umfang der Unterstiitzung
1. Die Unterstiitzung im Rahmen dieses Kapitels sollte zur Verwirklichung der umwelt-, wirtschafts-, sozial- und

beschiftigungspolitischen Ziele der GFP gemdf$ Artikel 2 der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 beitragen, und wird den
sozialen Dialog zwischen den Parteien fordern. [Abidnd. 130]

2. Wird die Unterstiitzung im Rahmen dieses Kapitels fir ein Schiff gewihrt, so darf dieses Schiff innerhalb von
mindestens finf Jahren nach der Abschlusszahlung fiir das unterstiitzte Vorhaben nicht in ein Land auferhalb der Union
transferiert oder umgeflaggt werden.

3. Die Unterstiitzung im Rahmen dieses Kapitels gilt mit Ausnahme der Artikel 15 und 17 auch fir die Binnenfischerei.

ABSCHNITT 2
KLEINE KUSTENFISCHEREI

Artikel 15
Aktionsplan fiir die kleine Kiistenfischerei
1. Die Mitgliedstaaten bereiten im Rahmen ihres Programms und in gebiihrender Zusammenarbeit mit den
einschligigen Branchen cinen konkreten Aktionsplan fiir die kleine Kiistenfischerei vor, der eine Strategie fiir die

Entwicklung einer rentablen und nachhaltigen kleinen Kiistenfischerei festlegt. Diese Strategie umfasst soweit zutreffend die
folgenden Bereiche: [Abind. 131]

a) Anpassung und Verwaltung der Fangkapazititen;
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b) Forderung schonender, klimaresilienter und CO,-armer Fangmethoden, die die Schiddigung der Meeresumwelt so gering
wie moglich halten;

¢) Stirkung der Wertschopfungskette des Sektors und Forderung von Vermarktungsstrategien und Férderung von
Mechanismen, mit denen der Erstverkaufspreis verbessert wird, damit dies den Fischern in Form einer besseren
Vergiitung ihrer Arbeit zugutekommt, und mit denen eine gerechte und angemessene Verteilung der Wertschopfung
in der Wertschopfungskette der Branche gefordert wird, indem die Zwischenhandelsmargen verringert, die
Erzeugerpreise aufgewertet und die Endverbraucherpreise gesenkt werden; [Abind. 311]

&

Forderung von Qualifikationen, Wissen, Innovation und Kapazititsaufbau, insbesondere fiir junge Fischer;
[Abind. 132]

e) Verbesserung der Gesundheits-, Sicherheits- und Arbeitsbedingungen an Bord von Fischereifahrzeugen, beim Fischen
ohne Boot und beim Sammeln von Schalentieren sowie an Land bei direkten fischereibezogenen Titigkeiten;
[Abind. 133]

f) verstirkte Einhaltung der Anforderungen an die Datenerhebung, Riickverfolgbarkeit, Begleitung, Kontrolle und
Uberwachung;

Beteiligung an der partizipativen Bewirtschaftung des Meeresraums, einschlieflich der Meeresschutzgebiete und der
Natura-2000-Gebiete;

©

h) Diversifizierung der Titigkeiten in der umfassenderen nachhaltigen blauen Wirtschaft;
i) kollektive Organisation von und Beteiligung an Entscheidungsfindungs- und Beratungsprozessen.

2. Der Aktionsplan trigt den freiwilligen Leitlinien der FAO fiir die Sicherung nachhaltiger handwerklicher Fischereien
und gegebenenfalls dem regionalen Aktionsplan fiir kleine Fischereien der Allgemeinen Kommission fiir die Fischerei im
Mittelmeer Rechnung.

3. Zur Uberwachung der Umsetzung der in Absatz 1 genannten Strategie setzt der Aktionsplan spezifische Etappenziele
und Zielwerte im Zusammenhang mit relevanten Indikatoren fest, die im Zuge des Uberwachungs- und Evaluierungsrah-
mens gemif Artikel 37 eingefithrt werden.

3a. Um den Verwaltungsaufwand fiir die Betreiber, die eine Beihilfe beantragen, zu verringern, bemiihen sich die
Mitgliedstaaten, ein einheitliches vereinfachtes Antragsformular der Union fiir Mafnahmen im Rahmen des EMFAF
einzufiihren. [Abind. 134]

Artikel 16

Investitionen in Fischereifahrzeuge der kleinen Kiistenfischerei

1. Aus dem EMEE EMFAF konnen folgende Investitionen im Hinblick auf Fischereifahrzeuge der kleinen Kiistenfischerei
unterstiitzt werden, die zu einem Flottensegment gehéren, das nach dem letzten Bericht iiber die Fangkapazitit gemif
Artikel 22 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 in einem ausgewogenen Verhdltnis zu den verfiigbaren
Fangmoglichkeiten dieses Segments steht:

a) der erste Erwerb eines Fischereifahrzeugs durch einen jungen Fischer, der zum Zeitpunkt der Antragstellung jiinger als
40 Jahre ist und mindestens funf Jahre lang als Fischer titig war oder eine angemessene berufliche Qualifikation
erworben hat;

aa) Sanierung, Grofeninderung und Erneuerung von Schiffen in Fillen offensichtlicher Veralterung, um die
Bedingungen der Fischerei zu verbessern und den Aufenthalt auf See zu verlingern. [Abind. 312]

b) der Austausch oder die Modernisierung einer Haupt- oder Hilfsmaschine.

ba) die Erleichterung des Zugangs zu Krediten, Versicherungs- und Finanzierungsinstrumenten. [Abind. 136]
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s Diein
[Abind. 137]

3. Die in Absatz 1 Buchstabe b genannte Unterstiitzung ist nur unter folgenden Bedingungen maglich:
a) die neue oder modernisierte Maschine hat keine hohere in kW ausgedriickte Leistung als die derzeitige Maschine;

b) jede Verringerung der Fangkapazitit in kW, die durch den Austausch oder die Modernisierung einer Haupt- oder
Hilfsmaschine verursacht wird, wird dauerhaft aus dem Flottenregister der Union entfernt;

¢) die Maschinenleistung des Fischereifahrzeugs ist vom Mitgliedstaat physisch gepriift worden, um sicherzustellen, dass sie
die in der Fanglizenz angegebene Maschinenleistung nicht tibersteigt.

4. Eine Unterstiitzung nach diesem Artikel wird nicht gewihrt, wenn die Bewertung des Gleichgewichts zwischen
Fangkapazitit und Fangmoglichkeiten in dem letzten Bericht gemdfl Artikel 22 Absatz 2 der Verordnung (EU)
Nr. 1380/2013 fur das Flottensegment, dem die betreffenden Schiffe angehoren, nicht auf der Grundlage der biologischen
und wirtschaftlichen Indikatoren und der Schiffsnutzungsindikatoren gemifl den gemeinsamen Leitlinien erfolgt ist, auf die
in der genannten Verordnung verwiesen wird.

ABSCHNITT 3
BESONDERE UNTERSTUTZUNGSBEREICHE

Artikel 17

Bewirtschaftung von Fischereien und Verwaltung der Fischereiflotten

1. Mafinahmen zur Bewirtschaftung von Fischereien und Verwaltung der Fischereiflotten konnen aus dem EMEF EMFAF
unterstiitzt werden.

2. Wird-die Unterstittzunggemall Die in Absatz 1 dureh-den genannte Unterstiitzung kann als Ausgleich fiir die
endgiiltige Einstellung der Fangtitigkeit gewihrt, sindfolgende werden, sofern die folgenden Bedingungen zu—erfillen
erfiillt sind: [Abind. 139]

a) die Einstellung der Fangtatigkeit ist vorgesehen als Instrument eines Aktionsplans gemafl Artikel 22 Absatz 4 der
Verordnung (EU) Nr. 1380/2013;

aa) die Einstellung der Fangtitigkeit fiihrt zu einer dauerhaften Verringerung der Fangkapazitit, da die erhaltene
Unterstiitzung nicht wieder in die Flotte investiert wird; [Abind. 140]

b) die Einstellung der Fangtatigkeit wird durch das Abwracken des Fischereifahrzeugs oder durch dessen Stilllegung und
Umriistung auf andere Titigkeiten als die kommerzielle Fischerei erreicht, wobei die Ziele der GFP und die
Mehrjahresplane eingehalten werden;

¢) das Fischereifahrzeug ist als aktives Schiff registriert und hat in den drei beiden letzten Kalenderjahren vor dem Jahr der
Einreichung des Unterstiitzungsantrags jeweils an mindestens 20 90 Tagen Fangtitigkeiten auf See ausgeiibt;
[Abind. 141]

d) die entsprechende Fangkapazitit wird dauerhaft aus dem Fischereiflottenregister der Union gestrichen und die
Fanglizenzen und Fangerlaubnisse werden gemaf8 Artikel 22 Absitze 5 und 6 der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013
endgiiltig entzogen und

e) der Begiinstigte darf nach Erhalt dieser Unterstiitzung fiinf Jahre lang kein neues Fischereifahrzeug in das Register
eintragen lassen.

Fischer, einschliefllich Eigner von Fischereifahrzeugen und Besatzungsmitglieder, die in den beiden letzten
Kalenderjahren vor der Beantragung der Unterstiitzung mindestens 90 Tage pro Jahr auf See an Bord eines von der
endgiiltigen Einstellung betroffenen Fischereifahrzeugs der Union gearbeitet haben, konnen ebenfalls die in Absatz 1
genannte Unterstiitzung erhalten. Die betreffenden Fischer stellen samtliche Fischereititigkeiten vollstindig ein. Der
Begiinstigte reicht bei der zustindigen Behorde einen Nachweis iiber die vollstindige Einstellung der Fischereititigkeiten
ein. Nehmen die Fischer vor Ablauf von zwei Jahren nach der Beantragung der Unterstiitzung ihre Fischereititigkeit
wieder auf, so sind die Ausgleichszahlungen von den Fischern zeitanteilig zuriickzuzahlen. [Abind. 143]
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3. Die Unterstiitzung fiir die endgiltige Einstellung der Fangtitigkeit gemafl Absatz 2 wird gemafl Artikel 46
Buchstabe a und Artikel 89 der Verordnung (EU) ...[Dachverordnung] durch nicht mit Kosten verkniipfte Finanzierung
durchgefiihrt, und stiitzt sich auf die Erfiillung der in Absatz 2 des vorliegenden Artikels genannten Bedingungen.
[Abind. 144]

Buchstabe-a-gen Fechae ' c-erlassen-die .[511,147] Ly

4. Eine Unterstiitzung nach Absatz 2 wird nicht gewahrt, wenn die Bewertung des Gleichgewichts zwischen
Fangkapazitit und Fangmoglichkeiten in dem letzten Bericht gemdf Artikel 22 Absatz 2 der Verordnung (EU)
Nr. 1380/2013 fiir das Flottensegment, dem die betreffenden Schiffe angehoren, nicht auf der Grundlage der biologischen
und wirtschaftlichen Indikatoren und der Schiffsnutzungsindikatoren gemaf$ den gemeinsamen Leitlinien erfolgt ist, auf die
in der genannten Verordnung verwiesen wird.

Artikel 18
Auflerordentliche Voriibergehende Einstellung der Fangtitigkeit [Abdnd. 148]

1. Aus dem EMFF EMFAF kann ein Ausgleich fiir die aufergewéhnliche voriibergehende Einstellung von Fangtitigkeiten
unterstiitzt werden, die verursacht wurde durch [Abédnd. 149]

a) Bestandserhaltungsmafsnahmen gemif$ Artikel 7 Absatz 1 Buchstaben a, b, ¢ und j der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013,
einschliefllich der Schonzeiten und ausschlieflich TAC und Fangquoten, oder gleichwertige Bestandserhaltungs-
mafnahmen regionaler Fischereiorganisationen, wenn sie fiir die Union gelten; [Abdnd. 150]

b) Maknahmen Sofortmafnahmen der Kommission oder der Mitgliedstaaten im Falle einer ernsten Bedrohung
biologischer Meeresressourcen gemifl Artikel den Artikeln 12 und 13 der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013;
[Abénd. 151]

o) die dureh—héhere—Gewaltbedingte Unterbrechung der Anwendung oder das Auslaufen eines partnerschaftlichen
Abkommens iiber nachhaltige Fischerei oder eines dazugehorigen Protokolls aufgrund hoherer Gewalt oder
[Abind. 152]

d) Naturkatastrophen oder Umweltvorfille, einschlieflich erkrankte Fischbestinde oder iiberhihte Sterblichkeit der
Fischereiressourcen, Unfille auf See wihrend der Fangtitigkeit und widrige Witterungsverhiltnisse, darunter
anhaltende unsichere Witterungsbedingungen auf See, die sich auf eine bestimmte Fischerei auswirken, die von den
zustindigen Behorden des betreffenden Mitgliedstaats formlich anerkannt wurden. [Abind. 153]

Die wiederkehrenden saisonalen Unterbrechungen der Fangtitigkeit werden bei der Gewihrung von Ausgleichs-
zahlungen oder Zahlungen gemifS diesem Artikel nicht beriicksichtigt. [Abind. 154]

2. Die Unterstiitzung nach Absatz 1 darf nur gewihrt werden, wenn

a) die gewerblichenTatigkeiten Fangtitigkeiten des betreffenden Schiffes mindestens 99 30 aufeinanderfolgende Tage
unterbrochen werden wnd. [Abdnd. 155]

b) wenn der Schaden aufgrund der Einstellung der Fangtitigkeit mehr als 30 % des Jahresumsatzes des betreffenden
Unternehmens ausmacht, berechnet auf der Basis des durchschnittlichen Umsatzes des Unternehmens in den
vorangegangenen drei Kalenderjahren.

3. Die Unterstiitzung nach Absatz 1 wird ausschliefSlich folgendem Personenkreis gewahrt:

a) Eignern von Fischereifahrzeugen oder ohne Boot titigen Fischern, deren Schiffe als aktive Schiffe registriert sind, und die
in den letzten drei beiden Kalenderjahren vor dem Jahr der Einreichung des Unterstiitzungsantrags jeweils an mindestens
120 Tagen Fangtitigkeiten auf See ausgeiibt haben oder [Abind. 157]
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b) Fischern, die in den letzten drei beiden Kalenderjahren vor dem Jahr der Einreichung des Unterstiitzungsantrags jeweils
mindestens 120 Tage auf See an Bord eines von der auferordentlichen voriibergehenden Einstellung betroffenen
Fischereifahrzeugs der Union gearbeitet haben. [Abédnd. 158]

Die Bezugnahme auf die Anzahl der Tage auf See in diesem Absatz gilt nicht fiir die Aalfischerei.

Fisehefefﬁa%%eﬂg—gew&hﬂ—wefdeﬁ [Gesonderte Abstlmmung]

5. Samtliche Fangtitigkeiten der betreffenden Schiffe und Fischer werden in dem von der Einstellung betroffenen
Zeitraum effektiv ausgesetzt. Die zustindige Behorde vergewissert sich, dass das betreffende Schiff wihrend des von der
aulerordentlichen voriibergehenden Einstellung betroffenen Zeitraums alle Fangtitigkeiten eingestellt hat und jede
Uberkompensation, die sich aus der Nutzung des Schiffes fiir andere Zwecke ergibt, vermieden wird. [Abédnd. 159]

Artikel 19

Kontrolle und Durchsetzung

1. Aus dem EMFF EMFAF kann die Entwicklung und Durchfithrung einer Fischereikontrollregelung der Union gemaf3
Artikel 36 der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013, weiter ausgefithrt in der Verordnung (EG) Nr. 1224/2009 des Rates,
unterstiitzt werden.

2. Abweichend von Artikel 13 Buchstabe j gilt die Unterstiitzung nach Absatz 1 auch fur

a) den Erwerb, die Ausriistung und den Betrieb und die Ausriistung von Schiffen mit den erforderlichen Komponenten fiir
vorgeschriebene Schiffsverfolgungssysteme und elektronische Meldesysteme, die fiir Kentrollzweeke Kontroll- und
Uberwachungszwecke genutzt werden, nur im Falle von Fischereifahrzeugen derkleinenKiistenfischerei mit einer
Liinge iiber alles von weniger als 12 Metern; [Aband. 160]

b) den Erwerb und die Ausriistung von Schiffen mit den erforderlichen Komponenten fiir vorgesehriebene elektronische
Ferniiberwachungssysteme, die zur Kontrolle der Umsetzung der Anlandeverpflichtung gemaf Artikel 15 der
Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 eingesetzt werden; [Abdnd. 161]

¢) den Erwerb und die Ausriistung von Schiffen mit Gerdten zur vergeschrieberen kontinuierlichen Messung und
Aufzeichnung der Leistung von Antriebsmaschinen. [Abdnd. 162]

3. Die Unterstiitzung gemdfl Absatz 1 kann auch einen Beitrag zur Meeresiiberwachung gemdfl Artikel 28 und zur
europdischen Zusammenarbeit bei der Kiistenwache gemif Artikel 29 leisten.

4. Abweichend von Artikel 2 kann die Unterstiitzung gemafl Absatz 1 auch fiir Vorhaben gewihrt werden, die aufSerhalb
des Gebiets der Union durchgefiihrt werden.

Artikel 20

Erhebung wrd, Verarbeitung und Verbreitung von Daten fiir die Fischereibewirtsehaftung Fischerei- und Aquakultur-
bewirtschaftung und fiir wissenschaftliche Zwecke [Abind. 163]

1. Der EMFF EMFAF kann gemaf$ Artikel 25 Absitze 1 und 2 sowie Artikel 27 der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013,
weiter ausgefiihrt in der Verordnung (EU) 2017/1004, auf der Grundlage der nationalen Arbeitspliane gemif$ Artikel 6 der
Verordnung (EU) 2017/1004 Unterstiitzung fiir die Erhebung, Verwaltung wnd, Verarbeitung, Nutzung und Verbreitung
von Daten fiir die Fischeretbewirtschaftung Fischerei- und Aquakulturbewirtschaftung und fiir wissenschaftliche Zwecke,
einschliefllich Daten iiber Freizeitfischerei, leisten. [Abdnd. 164]

2. Abweichend von Artikel 2 kann die Unterstiitzung geméfl Absatz 1 auch fir Vorhaben gewahrt werden, die aufSerhalb
des Gebiets der Union durchgefiihrt werden.

3. Die Kommission kann Durchfithrungsrechtsakte erlassen, in denen Vorschriften fiir Verfahren, Format und Zeitpline
fir die Vorlage der nationalen Arbeitspline gemdfl Absatz 1 festgelegt werden. Diese Durchfithrungsrechtsakte werden
gemdfd dem in Artikel 53 Absatz 2 genannten Beratungsverfahren erlassen.

4. Die Kommission erldsst bis zum 31. Dezember des Jahres, das dem Jahr vorausgeht, ab dem der Arbeitsplan
Anwendung finden soll, Durchfithrungsrechtsakte zur Genehmigung oder Anderung der nationalen Arbeitspline nach
Absatz 1.
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Artikel 22

Schutz und Wiederherstellung von Biodiversitit und Okosystemen in Meeres-, Kiisten- und Kiistengebieten SiifSwasser-
gebieten [Abind. 166]

1. Aus dem EMEE EMFAF konnen Mafnahmen zum Schutz und zur Wiederherstellung von Biodiversitit und
Okosystemen in Meeres-, Kiisten- und Kiistengebieten Siiffwassergebieten, auch in Binnengewdssern, unterstiitzt werden.
Zu diesem Zweck sollte die Zusammenarbeit mit der Europiischen Weltraumorganisation und den europdischen
Satellitennavigationsprogrammen gefordert werden, um mehr Daten zur Meeresverschmutzung und vor allem zur
Menge an Kunststoffabfillen in den Gewissern zu sammeln. [Abind. 167]

2. Die Unterstiitzung gemafd Absatz 1 kann Folgendes abdecken:

a) die Entschidigung der Fischer fiir das Einsammeln von verlorenen Fanggeriten und das passive Einsammeln von
Abfillen aus dem Meer, einschliefSlich das Einsammeln von Golftange in den betroffenen Gebieten in dufSerster
Randlage; [Abind. 168]

b) Investitionen in Hifen, um geeignete Sammelstellen Sammel-, Lager- und Recyclingstellen fir eingesammelte
verlorene Fanggerite und Abfille aus dem Meer sowie fiir unerwiinschte Finge gemdf Artikel 15 der
Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 cinzurichten; [Abédnd. 169]

ba) Schutz der Fanggerite und der Finge von Siugetieren und Vogeln, die unter dem Schutz der Richtlinie 92/43/EWG
oder der Richtlinie 2009/147/EG stehen, sofern sie nicht die Selektivitit der Fanggerite beeintrichtigen;
[Abind. 170]

bb) die Entschidigung fiir die Verwendung von nachhaltigen Fanggeriten fiir die Fischerei und nachhaltiger
Ausriistung fiir das Einsammeln von Schalentieren; [Abidnd. 171]

¢) Mafnahmen zur Erreichung oder Erhaltung eines guten Umweltzustands in der Meeresumwelt gemdfl Artikel 1
Absatz 1 der Richtlinie 2008/56/EG;

ca) MafSnahmen zur Erreichung und Erhaltung eines guten Umweltzustands in der SiifSwasserumwelt; [Abind. 172]

cb) Mafnahmen zur Beseitigung von Abfillen, vor allem Kunststoff, in Kiisten-, Hafen- und Fischfanggebieten der
Union; [Abénd. 173]

d) die Umsetzung raumlicher Schutzmafinahmen gemaf Artikel 13 Absatz 4 der Richtlinie 2008/56/EG;

e) die Bewirtschaftung, Wiederherstellung und Uberwachung von NATURA-2000-Gebieten, in Ubereinstimmung mit
den gemafl Artikel 8 der Richtlinie 92/43/EWG aufgestellten prioritiren Aktionsrahmen;

f)  den Artenschutz im Rahmen der Richtlinie 92/43/EWG wré der Richtlinie 2009/147/EG, in Ubereinstimmung mit den
gemifS Artikel 8 der Richtlinie 92/43/EWG aufgestellten prioritiren Aktionsrahmen und den Schutz aller im Rahmen
des Ubereinkommens iiber den internationalen Handel mit gefihrdeten Arten freilebender Tiere und Pflanzen
(CITES) geschiitzten bzw. auf der roten Liste der Weltnaturschutzunion (IUCN) aufgefiihrten Arten. [Abind. 174]

fa) die Konstruktion, Aufstellung oder Modernisierung von stationdren oder beweglichen Anlagen zum Schutz und
Aufbau der marinen Tier- und Pflanzenwelt, einschliefSlich der wissenschaftlichen Vorarbeiten und Bewertung,
und, im Falle der Gebiete in dufSerster Randlage, verankerte Fischsammelvorrichtungen, die zu einer nachhaltigen
und selektiven Fischerei beitragen; [Abind. 175]

fb) Regelungen fiir den Ausgleich von Schiden an Fingen, die von Siugetieren und Vigeln verursacht werden, die nach
der Richtlinie 92/43/EWG und nach der Richtlinie 2009/147/EG geschiitzt sind; [Abind. 176]

fc) Beitriige zu einer besseren Bewirtschaftung oder Erhaltung der biologischen Meeresressourcen; [Abind. 177]
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fd) Unterstiitzung fiir die Schutzjagd oder die Wildbewirtschaftung storender Arten, die ein nachhaltiges Niveau der
Fischbestinde gefihrden; [Abind. 178]

fe) direkte BesatzmafSnahmen als Erhaltungsmafinahme in einem Unionsrechtsakt; [Abind. 179]

ff) Unterstiitzung bei der Erhebung und Verwaltung von Daten iiber das Auftreten gebietsfremder Arten, die
katastrophale Auswirkungen auf die biologische Vielfalt haben kénnen; [Abind. 180]

fg) Schulungen fiir Fischer, um sie fiir die Auswirkungen der Fischerei auf die Meeresumwelt zu sensibilisieren und
diese zu verringern; dies betrifft insbesondere die Verwendung von selektiveren Fanggeriten und -ausriistungen.
[Abind. 181]

2a.  Im Rahmen des EMFAF kinnen unter Bezugnahme auf Artikel 22 Absatz 2 Buchstaben a und b zu 100 % Mittel
fiir Schéden und Investitionen bereitgestellt werden. [Abiand. 182]

2b.  Absatz 2 Buchstaben e und f enthalten entsprechende MafSnahmen von Fischzuchtanlage und Fischziichter.
[Abind. 183]

Artikel 22a
Wissenschaftliche Studien und Datenerhebung zu den Auswirkungen von Zugvigeln

1. Mit dem EMFAF kann auf der Grundlage mehrjihriger nationaler Strategiepline die Einrichtung nationaler oder
linderiibergreifender wissenschaftlicher Forschungs- und Datenerhebungsprojekte gefordert werden, deren Ziel darin
besteht, die Auswirkungen von Zugvigeln auf die Aquakultur und andere einschligige Fischbestinde der Union zu
beleuchten. Die Ergebnisse dieser Projekte sollten friihzeitig verdffentlicht werden, und es sollten Empfehlungen fiir eine
bessere Bewirtschaftung daraus hervorgehen.

2. Damit ein nationales wissenschaftliches Forschungs- und Datenerhebungsprojekt forderfihig ist, muss
mindestens ein nationales oder von der Union anerkanntes Institut beteiligt sein.

3. Damit ein linderiibergreifendes wissenschaftliches Forschungs- und Datenerhebungsprojekt forderfihig ist, muss
mindestens ein Institut aus mindestens zwei verschiedenen Mitgliedstaaten beteiligt sein. [Abind. 184]

Artikel 22b

Innovationen

1.  Um die Innovation in der Fischerei zu fordern, konnen im Rahmen des EMFAF Projekte unterstiitzt werden, die auf
die Entwicklung oder Einfiihrung neuer oder wesentlich verbesserter Produkte und Ausriistungen, neuer oder
verbesserter Verfahren und Techniken, neuer oder verbesserter Management- und Organisationssysteme, einschliefSlich
auf der Ebene der Verarbeitung und Vermarktung, der schrittweisen Beseitigung von Riickwiirfen und Beifingen, der
Einfiihrung neuer technischer oder organisatorischer Kenntnisse, der Verringerung der Umweltauswirkungen von
Fischereititigkeiten, einschlieflich verbesserter Fangtechniken und der Selektivitit von Fanggeriten, oder der
Erreichung einer nachhaltigeren Nutzung lebender Meeresressourcen und der Koexistenz mit geschiitzten Raubtieren
abzielen.

2. Die nach diesem Artikel finanzierten Vorhaben werden von einzelnen Unternehmern oder Erzeugerorganisationen
und ihren Vereinigungen eingeleitet.

3.  Die Ergebnisse der nach diesem Artikel finanzierten Vorhaben werden von den Mitgliedstaaten ffentlich gemacht.
[Abind. 185]

KAPITEL Ila
Prioritit 1 a: Forderung einer nachhaltigen Aquakultur [Abind. 186]

Artikel 23
Aquakultur
1. Aus dem EMEE EMFAF kann die Forderung einer nachhaltigen Aquakultur — Meer- und SiifSwasser, einschliefSlich

Aquakultur mit geschlossenen Riickhalte- und Wasserkreislaufsystemen — gemifd Artikel 34 Absatz 1 der Verordnung
(EU) Nr. 1380/2013 und einer zunehmenden Aquakulturproduktion unter Beriicksichtigung der Gkologischen
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Belastbarkeit unterstiitzt werden. Er kann auch die Tiergesundheit und den Tierschutz in der Aquakultur gemifS der
Verordnung (EU) 2016/429 des Europdischen Parlaments und des Rates (*) und der Verordnung (EU) Nr. 652/2014 des
Europdischen Parlaments und des Rates (*) unterstiitzen. [Abdnd. 187]

2. Die Unterstiitzung nach Absatz 1 muss mit den mehrjihrigen nationalen Strategiepldnen fur die Entwicklung der
Aquakultur gemdf Artikel 34 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 im Einklang stehen.

3. Preduktive Investitionen in der Aquakultur kénnen nach diesem Artikel st durch Finanzhilfen gemdfS Artikel 48
Absatz 1 der Verordnung (EU) ... [Dachverordnung] und vorzugsweise durch die Finanzierungsinstrumente geméfs
Artikel 52 der Verordnung (EU) Nr. [Dachverordnung] und durch InvestEU gemidf Artikel 10 der genannten Verordnung
unterstiitzt werden. [Abdnd. 188]

Artikel 23a

Netzwerk fiir statistische Daten zu Aquakulturen

1. Der EMFAF kann dafiir eingesetzt werden, die Erhebung, Verwaltung und Verwendung von Daten fiir die
Aquakulturbewirtschaftung gemdfS Artikel 34 Absatz 1 Buchstaben a und e, Artikel 34 Absatz 5 und Artikel 35
Absatz 1 Buchstabe d der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 mit dem Ziel zu fordern, ein Netzwerk fiir statistische Daten
zu Aquakulturen (ASIN-RISA) aufzubauen und fiir die Umsetzung nationale Arbeitspline aufzustellen.

2. Abweichend von Artikel 2 kann die Unterstiitzung gemdfS Absatz 1 dieses Artikels auch fiir Vorhaben gewihrt
werden, die auflerhalb des Gebiets der Union durchgefiihrt werden.

3. Die Kommission kann Durchfiihrungsrechtsakte erlassen, in denen Vorschriften fiir Verfahren, Format und
Zeitpline fiir den Aufbau des ASIN-RISA gemiifS Absatz 1 festgelegt werden. Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden
gemdfS dem in Artikel 53 Absatz 2 genannten Beratungsverfahren erlassen.

4. Die Kommission kann bis zum 31. Dezember des Jahres, das dem Jahr vorausgeht, ab dem der Arbeitsplan
Anwendung finden soll, Durchfiihrungsrechtsakte zur Genehmigung oder Anderung der nationalen Arbeitspline nach
Absatz 1 erlassen. Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden gemifl dem in Artikel 53 Absatz 2 genannten
Beratungsverfahren erlassen. [Abind. 189]

KAPITEL III

Prioritit 2: Beitrag Forderung wettbewerbsfihiger und nachhaltiger Fischerei- und Aquakulturmdrkten und Verarbei-
tungssektoren, die zur Ernihrungssicherheit in der Union ithi i
Mirkte beitragen; [Abdnd. 190]

Artikel 24

Vermarktung von Fischerei- und Aquakulturerzeugnissen

1. Fir MaRnahmen zur Verwirklichung der Ziele der gemeinsamen Marktorganisation fiir Fischerei- und Aquakulturer-
zeugnisse gemdfl Artikel 35 der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013, weiter ausgefithrt in der Verordnung (EU)
Nr. 1379/2013, kann eine Unterstiitzung aus dem EMFF EMFAF gewahrt werden. Ebenfalls unterstiitzt werden konnen
materielle Investitionen und Mafnahmen zur Forderung der Vermarktung, der Qualitit und des Mehrwerts von Fischerei-
und nachhaltigen Aquakulturerzeugnissen. [Abidnd. 191]

()  Verordnung (EU) 2016/429 des Européischen Parlaments und des Rates vom 9. Marz 2016 zu Tierseuchen und zur Anderung und
Aufhebung einiger Rechtsakte im Bereich der Tiergesundheit (,Tiergesundheitsrecht“) (ABL. L 84 vom 31.3.2016, S. 1).

(*)  Verordnung (EU) Nr. 652/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 mit Bestimmungen fiir die
Verwaltung der Ausgaben in den Bereichen Lebensmittelkette, Tiergesundheit und Tierschutz sowie Pflanzengesundheit und
Pflanzenvermehrungsmaterial, zur Anderung der Richtlinien des Rates 98/56/EG, 2000/29/EG und 2008/90[EG, der
Verordnungen (EG) Nr. 178/2002, (EG) Nr. 882/2004 und (EG) Nr. 396/2005 des Europdischen Parlaments und des Rates, der
Richtlinie 2009/128/EG des Europdischen Parlaments und des Rates sowie der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europaischen
Parlaments und des Rates und zur Aufthebung der Entscheidungen des Rates 66/399/EWG, 76/894/EWG und 2009/470/EG
(ABL L 189 vom 27.6.2014, S. 1).
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la.  Fiir die Ausarbeitung und Durchfithrung von Produktions- und Vermarktungsplinen gemdifS Artikel 28 der
Verordnung (EU) Nr. 1379/2013 kann der betreffende Mitgliedstaat nach der Genehmigung des Produktions- und
Vermarktungsplans gemiifS Artikel 28 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1379/2013 einen Vorschuss in Hohe von 50 %
der finanziellen Unterstiitzung gewihren. [Abind. 192]

1b.  Die jihrliche Unterstiitzung je Erzeugerorganisation nach diesem Artikel darf 3 % des jahrlichen Durchschnitts-
werts der Produktion, die von dieser Erzeugerorganisation oder von den Mitgliedern dieser Organisation in den
vorausgehenden drei Kalenderjahren in Verkehr gebracht wurde, nicht iiberschreiten. Bei neu anerkannten
Erzeugerorganisationen darf diese Unterstiitzung 3 % des jihrlichen Durchschnittswerts der Produktion, die von den
Mitgliedern dieser Organisation in den vorausgehenden drei Kalenderjahren in Verkehr gebracht wurde, nicht
iiberschreiten. [Abind. 193]

Ic. Die Unterstiitzung nach Absatz 1a wird ausschlieflich Erzeugerorganisationen und Vereinigungen von
Erzeugerorganisationen gewdhrt. [Abind. 194]

Artikel 25

Verarbeitung und Lagerung von Fischerei- und Aquakulturerzeugnissen [Abédnd. 195]

1. Investitionen in die Verarbeitung und Lagerung von Fischerei- und Aquakulturerzeugnissen konnen aus dem EMEE
EMFAF unterstiitzt werden. Diese Unterstiitzung trigt zur Verwirklichung der Ziele der gemeinsamen Marktorganisation
fiir Fischerei- und Aquakulturerzeugnisse gemaf$ Artikel 35 der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013, weiter ausgefiihrt in der
Verordnung (EU) Nr. 1379/2013, bei. [Abidnd. 196]

la.  Mit dem EMFAF konnen auch Investitionen zugunsten von Innovationen in der Verarbeitung von Fischerei- und
Aquakulturerzeugnissen sowie der Forderung von Partnerschaften zwischen Erzeugerorganisationen und wissenschaft-
lichen Einrichtungen unterstiitzt werden. [Abind. 197]

2. Unterstiitzung im Rahmen dieses Artikels kann aur—dureh durch Finanzhilfen und die Finanzierungsinstrumente
gemifl Artikel 52 der Verordnung (EU) ... [Dachverordnung] und durch InvestEU gemdff Artikel 10 der genannten
Verordnung gewihrt werden. [Abdnd. 198]

2a.  Die Mitgliedstaaten konnen die Entwicklung von Verarbeitungsbetrieben fiir Fischerei und Aquakultur durch die
Einbeziehung von Mitteln aus anderen Strukturfonds unterstiitzen. [Abind. 199]

Artikel 25a
Lagerhaltungsbeihilfe

1.  Fiir Ausgleichszahlungen an anerkannte Erzeugerorganisationen oder Vereinigungen von Erzeugerorganisationen,
die in Anhang II der Verordnung (EU) Nr. 1379/2013 genannte Fischereierzeugnisse lagern, kann eine Unterstiitzung
aus dem EMFAF gewdihrt werden, sofern die Lagerung dieser Erzeugnisse gemdfS den Artikeln 30 und 31 jener
Verordnung und unter den folgenden Bedingungen erfolgt:

a) Die Hohe der Lagerhaltungsbeihilfe iibersteigt nicht die technischen und finanziellen Kosten der notwendigen
Mafnahmen zur Haltbarmachung und Lagerung der betreffenden Erzeugnisse.

b) Die fiir die Lagerhaltungsbeihilfe forderfihigen Mengen iibersteigen nicht 15 % der von der Erzeugerorganisation
zum Verkauf angebotenen Jahresmengen der betreffenden Erzeugnisse.

¢) Die jihrliche finanzielle Unterstiitzung iibersteigt nicht 2 % des jiahrlichen Durchschnittswerts der Produktion, die
von den Mitgliedern der Erzeugerorganisation im Zeitraum 2016-2018 in Verkehr gebracht wurde. Fiir die Zwecke
dieses Punktes gilt, dass, wenn ein Mitglied der Erzeugerorganisation im Zeitraum 20162018 keine Produktion in
Verkehr gebracht hat, der jihrliche Durchschnittswert der in Verkehr gebrachten Produktion in den ersten drei Jahren
der Produktion dieses Mitglieds beriicksichtigt wird.
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2. Die Unterstiitzung nach Absatz 1 wird erst gewihrt, nachdem die Erzeugnisse wieder zum menschlichen Verzehr
auf den Markt gebracht wurden.

3.  Die Mitgliedstaaten setzen die Hohe der in ihrem Hoheitsgebiet geltenden technischen und finanziellen Kosten wie
folgt fest:

a) Die technischen Kosten werden jihrlich auf der Grundlage der direkten Kosten fiir MafSnahmen zur
Haltbarmachung und Lagerhaltung der betreffenden Erzeugnisse berechnet.

b) Die finanziellen Kosten werden jihrlich anhand des in jedem Mitgliedstaat jihrlich festgesetzten Zinssatzes
berechnet. Diese technischen und finanziellen Kosten werden offentlich bekanntgemacht.

4. Die Mitgliedstaaten fiihren Kontrollen durch, um sicherzustellen, dass die Erzeugnisse, fiir die eine
Lagerhaltungsbeihilfe gewihrt wird, die in diesem Artikel genannten Voraussetzungen erfiillen. Fiir die Zwecke solcher
Kontrollen fiihren die Begiinstigten der Lagerhaltungsbeihilfe Bestandsbiicher fiir jede Kategorie von Erzeugnissen, die
eingelagert und spiter wieder fiir den menschlichen Verzehr auf den Markt gebracht werden. [Abénd. 200]

KAPITEL IV

Prioritit 3: Ermoglichung des-Waehstums einer nachhaltigen blauen Wirtschaft innerhalb kologischer Grenzen und
Forderung florierender Kiistengemeinschafter Kiisten-, Insel- und Ufergemeinschaften [Abiand. 201]

Artikel 26

Von der ortlichen Bevolkerung betriebene Malnahmen zur lokalen Entwicklung

1.  Dienachhaltige Entwicklung-derlokalen Giinstige Bedingungen, die fiir eine nachhaltige blaue Wirtschaft und das
Wohlergehen lokaler Gemeinschaften notwendig sind, konnen iiber dic von der ortlichen Bevolkerung betriebene lokale
Entwicklung im Sinne von Artikel 25 der Verordnung (EU) Nr. [Dachverordnung] kaas aus dem EMEE EMFAF unterstiitzt
werden. [Abidnd. 202]

2. Fir die Zwecke der EMEE EMFAF-Unterstiitzung stellen die in Artikel 26 der Verordnung (EU) Nr. [Dachverordnung]
genannten Strategien fur die von der ortlichen Bevolkerung betriebene lokale Entwicklung sicher, dass die lokalen
Gemeinschaften die Moglichkeiten, die die eine nachhaltige blaue Wirtschaft innerhalb 6kologischer Grenzen bietet, besser

ausschopfen und nutzen, indem sie sich die Umwelt-, Kultur-, Sozial- und Humanressourcen zunutze machen und diese
stirken. [Abind. 203]

2a. Die Strategien sind auf den festgestellten Bedarf und die Moglichkeiten des einschligigen Gebiets und auf die
Priorititen der Union gemdfS Artikel 4 abzustimmen. Die Strategien konnen von gezielten Mafnahmen fiir
Fischereien bis hin zu umfassenden Ansitzen zur Diversifizierung der Fischwirtschaftsgebiete reichen. Die Strategien
sind mehr als eine reine Zusammenstellung von Vorhaben oder Aufzihlung einzelner SektormafSnahmen. [Abind. 204]

2b.  Die in diesem Bereich getroffenen MafSnahmen sollten mit den regionalen Entwicklungsstrategien im Einklang
stehen, damit eine nachhaltige blaue Wirtschaft wachsen kann und die Kiistengebiete einen Mehrwert haben konnen.
[Abind. 205]

2c.  Die Mitgliedstaaten setzen Regelungen der gemeinsamen Bewirtschaftung um, damit die Ziele dieser Verordnung
unter Beriicksichtigung der Gegebenheiten der Fischerei vor Ort verwirklicht werden. [Abind. 206]
Artikel 27
Wissen iiber die Meere und SiifSwassergewidsser [Abind. 207]
Der EMEE EMFAF kann auch die Erhebung, Verwaltung, Analyse, Verarbeitung und Nutzung von Daten zur Verbesserung

der Kenntnisse tiber den Zustand der Meeresumwelt Meeres- und SiifSwasserumwelt, der Freizeitfischerei und des Bereichs
der Freizeitfischerei unterstiitzen, um [Abidnd. 208]

a) die Anforderungen der Richtlinie 92/43/EWG und der Richtlinie 2009/147/EG hinsichtlich der Uberwachung,
Ausweisung und Verwaltung der Gebiete zu erfullen;
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aa) die Anforderungen an die Datenerhebung gemdfS der Verordnung (EG) Nr. 665/2008 (*) der Kommission, des
Beschlusses 2010/93/EU (*’) der Kommission, des Durchfiihrungsbeschlusses (EU) 2016/1251 (**) der Kommission
und der Rahmenregelung fiir die Datenerhebung zu erfiillen; [Abind. 209]

b) die maritime Raumplanung gemifl der Richtlinie 2014/89/EU des Europdischen Parlaments und des Rates (**) zu
fordern;

ba) die Anforderungen an die Datenerhebung gemif der GFP-Verordnung zu erfiillen; [Abind. 210]

¢) die Datenqualitit und die gemeinsame Nutzung von Daten iiber das europdische Meeresbeobachtungs- und
Meeresdatennetzwerk (EMODnet) sowie iiber andere Datennetzwerke, die SiifSwassergewdsser abdecken, zu
verbessern.; [Abidnd. 211]

ca) mehr zuverlissige Daten zu Fingen in der Freizeitfischerei bereitzustellen; [Abind. 212]

cb) Investitionen in die Analyse und Beobachtung der Meeresverschmutzung, vor allem durch Kunststoffabfille, um
den Bestand entsprechender Daten zu erweitern; [Abind. 213]

cc) die Kenntnisse iiber die Menge und Ansammlung von Kunststoffabfillen im Meer zu verbessern. [Abind. 214]

KAPITEL V

Prioritdt 4: Starkung der internationalen Meerespolitik und Schaffung sicherer, geschiitzter, sauberer und nachhaltig
bewirtschafteter Meere und Ozeane

Artikel 28

Meeresiiberwachung

1. Aus dem EMEE EMFAF konnen Maflnahmen unterstiitzt werden, die zur Verwirklichung der Ziele des gemeinsamen
Informationsraums beitragen.

2. Abweichend von Artikel 2 kann die Unterstiitzung gemifl Absatz 1 dieses Artikels auch fiir Vorhaben gewihrt
werden, die aulerhalb des Gebiets der Union durchgefithrt werden.

2a.  Im Einklang mit dem Ziel, sichere, geschiitzte, saubere und nachhaltig bewirtschaftete Meere und Ozeane zu
erreichen, trigt der EMFAF dazu bei, das Ziel fiir nachhaltige Entwicklung Nr. 14 der von den Vereinten Nationen
beschlossenen Agenda 2030 fiir nachhaltige Entwicklung zu verwirklichen. [Abind. 215]

Artikel 29

Zusammenarbeit der Kiistenwachen

1. Aus dem EMFE EMFAF konnen von nationalen Behorden durchgefithrte Malnahmen unterstiitzt werden, die zu der
in Artikel 53 der Verordnung (EU) 2016/1624 des Europiischen Parlaments und des Rates (*), in Artikel 2b der
Verordnung (EU) 2016/1625 des Europdischen Parlaments und des Rates (*) und in Artikel 7a der Verordnung (EU)
2016/1626 des Europdischen Parlaments und des Rates (*) genannten europdischen Zusammenarbeit im Bereich der
Kiistenwache beitragen.

(*)  Verordnung (EG) Nr. 665/2008 der Kommission vom 14. Juli 2008 mit Durchfiihrungsbestimmungen zu der Verordnung (EG)
Nr. 199/2008 des Rates zur Einfiihrung einer gemeinschaftlichen Rahmenregelung fiir die Erhebung, Verwaltung und Nutzung
von Daten im Fischereisektor und Unterstiitzung wissenschaftlicher Beratung zur Durchfiilhrung der gemeinsamen
Fischereipolitik (ABL. L 186 vom 15.7.2008, S. 3).

(*’)  Beschluss 2010/93/EU der Kommission vom 18. Dezember 2009 iiber ein mehrjihriges Gemeinschaftsprogramm fiir die
Erhebung, Verwaltung und Nutzung von Daten im Fischereisektor fiir den Zeitraum 2011-2013 (Bekannt gegeben unter
Aktenzeichen K(2009)10121) (ABL L 41 vom 16.2.2010, S. 8).

(**)  Durchfiihrungsbeschluss (EU) 2016/1251 der Kommission vom 12. Juli 2016 zur Annahme eines mehrjihrigen
Unionsprogramms fiir die Erhebung, Verwaltung und Nutzung von Daten im Fischerei- und Aquakultursektor fiir den
Zeitraum 2017-2019 (ABL L 207 vom 1.8.2016, S. 113).

(*)  Richtlinie 2014/89/EU des Europiischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 zur Schaffung eines Rahmens fiir die
maritime Raumplanung (ABL L 257 vom 28.8.2014, S. 135).

(*9  Verordnung (EU) 2016/1624 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 14. September 2016 iiber die Europdische Grenz-
und Kiistenwache und zur Anderung der Verordnung (EU) 2016/399 des Europiischen Parlaments und des Rates und zur
Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 863/2007 des Europdischen Parlaments und des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 2007/2004
des Rates und der Entscheidung 2005/267[EG des Rates (ABL. L 251 vom 16.9.2016, S. 1).

(*)  Verordnung (EU) 2016/1625 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 14. September 2016 zur Anderung der Verordnung
(EG) Nr. 1406/2002 zur Errichtung einer Europdischen Agentur fiir die Sicherheit des Seeverkehrs (ABL L 251 vom 16.9.2016,
S. 77).

() Verordnung (EU) 2016/1626 des Européischen Parlaments und des Rates vom 14. September 2016 zur Anderung der Verordnung
(EG) Nr. 768/2005 des Rates zur Errichtung einer Europdischen Fischereiaufsichtsagentur (ABL L 251 vom 16.9.2016, S. 80).



31.3.2021 Amtsblatt der Europdischen Union C116/117

Donnerstag, 4. April 2019

2. Die Unterstiitzung fiir Mafnahmen gemdf Absatz 1 kann auch zur Entwicklung und Umsetzung eines
Fischereikontrollsystems Fischereikontroll- und Uberpriifungssystems der Union unter den in Artikel 19 genannten
Bedingungen beitragen. [Abdnd. 216]

3. Abweichend von Artikel 2 kann die Unterstiitzung gemaf$ Absatz 1 auch fur Vorhaben gewdhrt werden, die aufferhalb
des Gebiets der Union durchgefiihrt werden.
Artikel 29a
Natur- und Artenschutz

Mit dem EMFAF wird die Durchfiihrung von Naturschutzmafnahmen im Rahmen der Weltcharta der Natur der
Vereinten Nationen und insbesondere der Artikel 21, 22, 23 und 24 unterstiitzt.

Im Rahmen des EMFAF wird auch die freiwillige Zusammenarbeit und Koordinierung mit und zwischen den
internationalen Foren, Organisationen, Einrichtungen und Institutionen unterstiitzt, um die Mittel zur Bekimpfung der
IUU-Fischerei, der Wilderei bei Meeresarten und der Abschlachtung von als Raubfischarten fiir Fischbestinde geltenden
Arten zu biindeln. [Abind. 217 und 301]

KAPITEL Va
Gebiete in dufSerster Randlage [Abind. 218]

Artikel 29b
Haushaltsmittel in geteilter Mittelverwaltung

1. Bei Vorhaben in Gebieten in dufSerster Randlage weist jeder betroffene Mitgliedstaat im Rahmen seiner
finanziellen Unterstiitzung durch die Union gemdfS Anhang V mindestens folgende Mittel zu (+*):

a) 114 000000 EUR zu konstanten Preisen von 2018 (d. h. 128 566 000 EUR zu jeweiligen Preisen) fiir die Azoren
und Madeira;

b) 91 700 000 EUR zu konstanten Preisen von 2018 (d. h. 103 357 000 EUR zu jeweiligen Preisen) fiir die Kanarischen
Inseln;

c) 146 500 000 EUR zu konstanten Preisen von 2018 (d. h. 165 119 000 EUR zu jeweiligen Preisen) fiir Guadeloupe,
Franzésisch-Guayana, Martinique, Mayotte, Réunion und Saint-Martin.

2. Jeder Mitgliedstaat bestimmt, welcher Anteil der Finanzausstattung nach Absatz 1 fiir Ausgleichszahlungen nach
Artikel 29d zweckgebunden wird, und darf 50 % jeder in Absatz 1 genannten Zuweisung nicht iiberschreiten.

3.  Abweichend von Artikel 9 Absatz 8 dieser Verordnung und Artikel 19 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. ...
[Dachverordnung] kinnen die Mitgliedstaaten die Liste und die Mengen der forderfihigen Fischereierzeugnisse und die
Haohe des Ausgleichs nach Artikel 29d jedes Jahr an etwaige Verinderungen der Bedingungen anpassen, wobei die in den
Absiitzen 1 und 2 des vorliegenden Artikels genannten Betrige beachtet werden miissen. Diese Anpassungen sind nur
maoglich, sofern die Ausgleichspline eines anderen Gebiets desselben Mitgliedstaats entsprechend erhoht oder verringert
werden. Der Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission vorab iiber die Anpassungen. [Abind. 321]

Artikel 29c
Aktionsplan

Die betreffenden Mitgliedstaaten erstellen im Rahmen ihres Programms fiir jedes ihrer in Artikel 6 Absatz 2 genannten
Gebiete in duflerster Randlage einen Aktionsplan, in dem Folgendes festgelegt ist:

a) eine Strategie fiir die nachhaltige Nutzung der Fischereien und die Entwicklung von nachhaltigen Sektoren in der
blauen Wirtschaft;

(¥)  Diese Zahlen miissen entsprechend den in Artikel 5 Absatz 1 vereinbarten Zahlen angepasst werden.
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b) eine Beschreibung der wichtigsten geplanten MafSnahmen und der entsprechenden Finanzmittel, einschliefSlich
i) der strukturellen Unterstiitzung fiir den Fischerei- und Aquakultursektor gemdfS Titel II;

ii) des Ausgleichs fiir Mehrkosten gemdfS Artikel 29d, einschliefSlich der Liste und die Menge der Fischerei- und
Aquakulturerzeugnisse sowie der Hohe des Ausgleichs;

iii) sonstiger Investitionen in die nachhaltige blaue Wirtschaft, die fiir eine nachhaltige Entwicklung der
Kiistengebiete erforderlich sind. [Abind. 220]

Artikel 294
Erneuerung der Flotten der kleinen Kiistenfischerei und damit verbundene Mafinahmen

Abweichend von Artikel 13 Buchstaben a und b und von Artikel 16 kann der EMFAF in den Gebieten in dufSerster
Randlage Folgendes unterstiitzen:

a) die Erneuerung der Flotten der kleinen Kiistenfischerei, einschliefSlich des Baus und des Erwerbs neuer Schiffe, fiir
Antragsteller, deren Hauptregistrierungsort fiinf Jahre vor dem Zeitpunkt der Beantragung der Beihilfe in dem
Gebiet in duflerster Randlage liegt, in dem das neue Schiff registriert wird, und die ihre Finge ausnahmslos in Hiifen
in den Gebieten in duferster Randlage anlanden, um die Sicherheit der Menschen zu verbessern und die nationalen
und EU-Vorschriften zu Hygiene, Gesundheit und Arbeitsbedingungen an Bord einzuhalten, gegen IUU-Fischerei
vorzugehen und einen effizienteren Umweltschutz zu bewirken. Das mit Beihilfe erworbene Schiff muss ab dem
Datum der Gewdihrung der Beihilfe fiir mindestens 15 Jahre in dem Gebiet in dufSerster Randlage registriert bleiben.
Wird diese Bedingung nicht erfiillt, so muss ein der Art, Schwere, Dauer und Wiederholung des Verstofles
angemessener Betrag der Beihilfe zuriickgezahlt werden. Die Erneuerung der Fischereiflotte muss sich im Rahmen
der zulissigen Kapazititsobergrenzen bewegen und im Einklang mit den Zielen der GFP stehen;

b) den Austausch oder die Modernisierung einer Haupt- oder Hilfsmaschine. Die Leistung der neuen oder
modernisierten Maschine kann die Leistung der derzeitigen Maschine iibersteigen, wenn aus Griinden der Sicherheit
auf See ein hinreichend begriindeter Bedarf an mehr Leistung besteht, ohne dass die Fihigkeit des betreffenden
Fischereifahrzeugs zum Fangen von Fisch erhoht wird;

c) die teilweise Erneuerung des hilzernen Bootskorpers eines Fischereifahrzeugs, wenn dies nach objektiven
schiffbaulichen Kriterien zur Erhohung der Sicherheit im Seeverkehr erforderlich ist;

d) den Bau und die Modernisierung von Hiifen, Hafeninfrastrukturen, Anlandestellen, Auktionshallen, Werften und
Schiffbau- und -reparaturwerkstitten, wenn die Infrastruktur zur nachhaltigen Fischerei beitrigt. [Abidnd. 287]

Artikel 23 29e

Ausgleich derMehekesten fiir F age Mehrkosten

1. Aus dem EMEF EMFAF kann ein Ausgleich fiir die Mehrkosten gewdhrt werden, die Begiinstigten im Fischfang, in der
Fischzucht und in der Verarbeitung und Vermarktung von bestimmten Fischerei- und Aquakulturerzeugnissen aus den
Gebieten in dufSerster Randlage gemidfl Artikel 6 29b Absatz 2 1 entstehen.

la.  Der Ausgleich steht in einem angemessenen Verhiltnis zu den zusdtzlichen Kosten, die verrechnet werden sollen.
Die Hihe des Ausgleichs fiir die Mehrkosten ist in dem Ausgleichsplan gebiihrend zu rechtfertigen. Der Ausgleich darf
jedoch auf keinen Fall 100 % der entstandenen Ausgaben iibersteigen.

2. Jeder betroffene Mitgliedstaat legt in Ubereinstimmung mit den gemd Absatz 7 festgelegten Kriterien fiir die in
Absatz 1 genannten Gebiete das Verzeichnis der fiir einen Ausgleich in Betracht kommenden Fischerei- und
Aquakulturerzeugnisse und deren Mengen fest.

3. Bei der Festlegung des Verzeichnisses und der Mengen gemif§ Absatz 2 tragen die Mitgliedstaaten allen einschldgigen
Faktoren Rechnung, insbesondere der Notwendigkeit sicherzustellen, dass der Ausgleich mit den Vorschriften der GFP
vereinbar ist.
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4. Kein Ausgleich wird fur Fischerei- und Aquakulturerzeugnisse gewéhrt, die

a)  von Drittlandschiffen gefangen wurden, mit Ausnahme der Fischereifahrzeuge, die die Flagge Venezuelas fithren und in
Ubereinstimmung mit dem Beschluss (EU) 2015/1565 des Rates (*) in Unionsgewdssern fischen;

b) von Fischereifahrzeugen der Union gefangen wurden, die nicht in einem Hafen eines der in Absatz 1 genannten Gebiete
registriert sind;

ba) von Fischereifahrzeugen der Union gefangen wurden, die in dem Hafen eines der in Absatz 1 genannten Gebiete
registriert sind, aber ihre Tdtigkeit nicht in diesem Gebiet ausiiben bzw. dort nicht beteiligt sind;

¢) aus Drittlindern eingefiihrt wurden.

5. Absatz 4 Buchstabe b findet keine Anwendung, wenn die fir das betreffende Gebiet in duferster Randlage gelieferten
Rohwaren nicht ausreichen, um die vorhandene Kapazitit der Verarbeitungsindustrie in dem betreffenden Gebiet
auszulasten.

6.  Die Ausgleichszahlungen an die Begiinstigten, die die in Absatz 1 genannten Tatigkeiten in den Gebieten in dufSerster
Randlage durchfithren oder ein in einem Hafen dieser Gebiete registriertes Schiff besitzen und dort ihren Titigkeiten
nachgehen, beriicksichtigen zur Vermeidung einer Uberkompensation

a) fur jedes Erzeugnis oder jede Kategorie von Erzeugnissen der Fischerei oder Aquakultur die Mehrkosten, die aufgrund der
besonderen Nachteile der betreffenden Gebiete entstehen, sowie

b) jede sonstige Form von offentlicher Intervention, die sich auf die Hohe der Mehrkosten auswirkt.

7. Der Kommission wird die Befugnis tibertragen, gemafl Artikel 52 delegierte Rechtsakte zu erlassen, in denen die
Kriterien fiir die Berechnung der Mehrkosten aufgrund der besonderen Nachteile der betreffenden Gebiete festgelegt werden,
und den methodischen Rahmen fiir die Zahlung der Ausgleichsbeihilfe zu genehmigen. [Abind. 165]

Artikel 29f
Staatliche Beihilfen

1. In Bezug auf die in Anhang I des AEUV aufgefiihrten Fischerei- und Aquakulturerzeugnisse, auf die die
Artikel 107, 108 und 109 des Vertrags anwendbar sind, kann die Kommission gemdifS Artikel 108 AEUV
Betriebsbeihilfen in den Gebieten in dufSerster Randlage nach Artikel 349 AEUV innerhalb der Sektoren genehmigen,
die Fischerei- und Aquakulturerzeugnisse herstellen, verarbeiten und vermarkten, und zwar im Hinblick auf den
Ausgleich der durch die Abgelegenheit, die Insellage und die duflerste Randlage bedingten spezifischen Zwinge in diesen
Regionen.

2. Die Mitgliedstaaten konnen zusitzliche Finanzmittel fiir die Umsetzung der in Artikel 29d genannten
Ausgleichspline gewihren. In diesem Fall miissen die Mitgliedstaaten der Kommission die staatliche Beihilfe mitteilen,
und die Kommission kann diese im Einklang mit der vorliegenden Verordnung als Bestandteil dieser Pline genehmigen.
Auf diese Weise mitgeteilte staatliche Beihilfen werden im Sinne von Artikel 108 Absatz 3 erster Satz AEUV als
notifiziert betrachtet. [Abind. 222]

Artikel 29 g
Uberpriifung — POSEI

Die Kommission legt bis zum 31. Dezember 2023 einen Bericht iiber die Anwendung der Bestimmungen dieses Kapitels
vor und nimmt bei Bedarf geeignete Vorschlige an. Die Kommission bewertet die Moglichkeit, ein Programm zur
Léosung der spezifisch auf Abgelegenheit und Insellage zuriickzufiihrenden Probleme (POSEI) im Zusammenhang mit
Meeres- und Fischereiangelegenheiten aufzulegen. [Abind. 223]

(*)  Beschluss (EU) 2015/1565 des Rates vom 14. September 2015 zur Genehmigung — im Namen der Europiischen Union — der
Erklarung iiber die Gewihrung von Fangmoglichkeiten in EU-Gewdssern fiir Fischereifahrzeuge, die die Flagge der Bolivarischen
Republik Venezuela fithren, in der ausschlieSlichen Wirtschaftszone vor der Kiiste von Franzosisch-Guayana (ABL L 244 vom
14.9.2015, S. 55).
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KAPITEL VI

Vorschriften fur in geteilter Mittelverwaltung finanzierte Malnahmen

ABSCHNITT 1
UNTERSTUTZUNG AUS DEM EMEE EMFAF

Artikel 30

Berechnung von Mehrkosten oder Einkommensverlusten

Die auf der Grundlage zusitzlicher Kosten oder Einkommensverluste gewahrte Unterstiitzung wird in einer der in
Artikel 46 Buchstaben a, ¢, d und e der Verordnung (EU) ... [Dachverordnung] genannten Formen gewdhrt.

Artikel 31

Festlegung der Kofinanzierungssitze

Der Hochstsatz der Kofinanzierung aus dem EMFF EMFAF fir die einzelnen Unterstiitzungsbereiche ist in Anhang 1I
festgelegt.

Artikel 32

Intensitit der offentlichen Beihilfen

1. Die Mitgliedstaaten wenden eine Beihilfehochstintensitit von 50% der gesamten forderfihigen Ausgaben des
Vorhabens an.

2. Abweichend von Absatz 1 sind in Anhang III spezifische Beihilfehochstsitze fiir bestimmte Unterstiitzungsbereiche
und bestimmte Arten von Vorhaben festgelegt.

3. Fillt ein Vorhaben unter mehrere der Zeilen 2 bis 16 des Anhangs III, so gilt der Beihilfehochstsatz.

4. Fallt ein Vorhaben unter eine oder mehrere der Zeilen 2 bis 16 des Anhangs III und gleichzeitig unter Zeile 1 des
genannten Anhangs, so gilt der Beihilfehochstsatz gemaf§ Zeile 1.
Artikel 32a
Meerespolitik und Entwicklung einer nachhaltigen blauen Wirtschaft

Mit dem EMFAF wird die Umsetzung der integrierten Meerespolitik und das Wachstum der blauen Wirtschaft durch die
Entwicklung regionaler Plattformen zur Finanzierung von innovativen Projekten unterstiitzt. [Abidnd. 224]

ABSCHNITT 2
FINANZIELLE ABWICKLUNG

Artikel 33

Unterbrechung der Zahlungsfrist

1. Im Einklang mit Artikel 90 Absatz 4 der Verordnung (EU) ... [Dachverordnung] kann die Kommission die
Zahlungsfrist fiir den gesamten Zahlungsantrag oder einen Teil davon unterbrechen, wenn Beweise dafiir vorliegen, dass
ein Mitgliedstaat erwiesenermafen gegen die Vorschriften im Rahmen der GFP oder gegen das einschligige Umweltrecht
der Union verstofen hat und der VerstoR sich auf die Ausgaben im Rahmen eines Zahlungsantrags auswirken konnte, fiir
den die Zwischenzahlung beantragt wurde. [Abidnd. 225]

2. Vor der Unterbrechung gemiff Absatz 1 unterrichtet die Kommission den betreffenden Mitgliedstaat iiber den
Nachweis des Verstofes und gibt ihm Gelegenheit, innerhalb einer angemessenen Frist Stellung zu nehmen.
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3. Die Unterbrechung nach Absatz 1 muss in angemessenem Verhaltnis zu der Art, Schwere, Dauer und Wiederholung
des Verstofles stehen.

4. Die Kommission wird ermdchtigt, delegierte Rechtsakte gemifl Artikel 52 zur Festlegung der Fille von Verstoffen
gemifl Absatz 1 zu erlassen.

Artikel 34

Aussetzung von Zahlungen

1. Im Einklang mit Artikel 91 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. [Dachverordnung] kann die Kommission
Durchfithrungsrechtsakte erlassen, mit denen die Zwischenzahlungen fiir das Programm ganz oder teilweise ausgesetzt
werden, wenn ein Mitgliedstaat in schwerwiegender Weise gegen die Vorschriften im Rahmen der GFP oder gegen das
einschligige Umweltrecht der Union verstofen hat. und der schwerwiegende Verstof sich auf die Ausgaben im Rahmen
eines Zahlungsantrags auswirken konnte, fir den die Zwischenzahlung beantragt wurde. [Abdnd. 226]

2. Vor der Aussetzung gemafd Absatz 1 teilt die Kommission dem Mitgliedstaat mit, dass nach ihrer Auffassung ein
schwerwiegender Verstof8 gegen die GFP-Vorschriften vorliegt, und gibt ihm Gelegenheit, innerhalb einer angemessenen
Frist Stellung zu nehmen.

3. Die Aussetzung nach Absatz 1 muss in angemessenem Verhaltnis zu der Art, Schwere, Dauer und Wiederholung des
schwerwiegenden Verstof3es stehen.

4. Die Kommission wird ermichtigt, delegierte Rechtsakte gemafd Artikel 52 zur Festlegung der Fille schwerwiegender
Verstofle gemifd Absatz 1 zu erlassen.

Artikel 35

Finanzkorrekturen durch die Mitgliedstaaten

1. Im Einklang mit Artikel 97 Absatz 4 der Verordnung (EU) [Dachverordnung] wenden die Mitgliedstaaten im Falle der
Nichteinhaltung der in Artikel 12 Absatz 2 dieser Verordnung genannten Verpflichtungen Finanzkorrekturen an.

2. Fir die Finanzkorrekturen nach Absatz 1 legen die Mitgliedstaaten den Betrag der Finanzkorrektur fest, der in
angemessenem Verhaltnis zu der Art, Schwere, Dauer und Wiederholung des Verstoles oder der Straftat durch den
Begiinstigten und dem Umfang des EMEF EMFAF-Beitrags zu der Wirtschaftstitigkeit des Begiinstigten stehen muss.

Artikel 36

Finanzkorrekturen durch die Kommission

1. Im Einklang mit Artikel 98 Absatz 5 der Verordnung (EU) ... [Dachverordnung] erlisst die Kommission
Durchfithrungsrechtsakte zur Vornahme von Finanzkorrekturen, indem sie den Unionsbeitrag zu einem Programm ganz
oder teilweise streicht, wenn sie nach der erforderlichen Priiffung zu dem Schluss gelangt, dass

a) bei den in einem Zahlungsantrag geltend gemachten Ausgaben Fille der Nichteinhaltung der Verpflichtungen gemif§
Artikel 12 Absatz 2 durch den Begiinstigten vorliegen, die vom Mitgliedstaat nicht vor Einleitung des Finanz-
korrekturverfahrens nach diesem Absatz berichtigt wurden;

b) in einem Zahlungsantrag geltend gemachte Ausgaben von Fillen schwerwiegender Verstéfen VerstofSe gegen
GFP-Vorschriften oder gegen das einschligige Umweltrecht der Union durch den Mitgliedstaat betroffen sind, die eine
Aussetzung der Zahlung nach Artikel 34 zur Folge hatten, wobei der betroffene Mitgliedstaat nach wie vor nicht
nachweisen kann, dass er die erforderlichen Abhilfemafnahmen getroffen hat, um kiinftig die Einhaltung der geltenden
Vorschriften und deren Durchsetzung zu gewihrleisten. [Abind. 227]
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2. Die Kommission legt die Hohe der Finanzkorrektur unter Beriicksichtigung der Art, Schwere, Dauer und
Wiederholung des schwerwiegenden VerstofSes gegen die GFP-Vorschriften oder gegen das einschligige Umweltrecht der
Union durch den Mitgliedstaat oder den Begiinstigten und des Umfangs der EMEE EMFAF-Beteiligung an der
Wirtschaftstitigkeit des betreffenden Begiinstigten fest. [Abdnd. 228]

3. Ist der Betrag der mit dem Verstof§ gegen die GFP-Vorschriften oder gegen das einschligige Umweltrecht der Union
durch den Mitgliedstaat behafteten Ausgaben nicht genau zu quantifizieren, so kann die Kommission einen Pauschalsatz
festlegen oder eine extrapolierte Finanzkorrektur gemifl Absatz 4 vornehmen. [Abdnd. 229]

4. Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemaf$ Artikel 52 delegierte Rechtsakte zu erlassen, um die Kriterien
zur Festsetzung der Hohe der vorzunehmenden Finanzkorrektur und die Kriterien fur die Anwendung eines Pauschalsatzes
oder einer extrapolierten Finanzkorrektur festzulegen.

ABSCHNITT 3
UBERWACHUNG UND BERICHTERSTATTUNG

Artikel 37

Uberwachungs- und Evaluierungsrahmen

1. In Anhang I sind die Indikatoren fiir die Berichterstattung iiber den Fortschritt des EMEF EMFAF im Hinblick auf die
in Artikel 4 genannten Priorititen aufgeftihrt.

2. Um die Fortschritte bei der Erreichung der Priorititen des EMEE EMFAF wirksam bewerten zu konnen, ist die
Kommission befugt, im Einklang mit Artikel 52 delegierte Rechtsakte zu erlassen, um Anhang I erforderlichenfalls zur
Uberarbeitung und/oder Erginzung der Indikatoren zu dndern, und um diese Verordnung durch Bestimmungen {iber die
Einrichtung eines Uberwachungs- und Evaluierungsrahmens zu erginzen.

Artikel 38

Jahrlicher Leistungsbericht

1. Im Einklang mit Artikel 36 Absatz 6 der Verordnung (EU) ... [Dachverordnung] iibermittelt jeder Mitgliedstaat der
Kommission spatestens einen Monat vor der jdhrlichen Uberpriffungssitzung einen jahrlichen Leistungsbericht. Der erste
Bericht ist 2023 und der letzte Bericht 2029 vorzulegen.

2. In dem Bericht nach Absatz 1 werden die Fortschritte bei der Programmdurchfithrung und der Erreichung der in
Artikel 12 der Verordnung (EU) ... [Dachverordnung] genannten Etappenziele und Zielwerte beschrieben. Er beschreibt
auflerdem alle Aspekte, die die Leistung des Programms beeinflussen, und alle Mainahmen, die in dieser Hinsicht ergriffen
werden.

3. Der Bericht gemif Absatz 1 wird wihrend der jéhrlichen Uberpriifungssitzung gemaf Artikel 36 der Verordnung
(EU) Nr. [Dachverordnung] gepriift.

3a.  Jeder Mitgliedstaat veriffentlicht den in Absatz 1 genannten Bericht sowohl in der Originalsprache als auch in
einer der Arbeitssprachen der Europdischen Kommission. [Abind. 230]

3b.  Der in Absatz 1 genannte Bericht wird regelmifSig auf der Website der Europiischen Kommission verdffentlicht.
[Abind. 231]

3c.  Jeder Mitgliedstaat und die Kommission veroffentlichen Berichte iiber bewihrte Verfahren auf ihren jeweiligen
Websites. [Abind. 232]
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4. Die Kommission erldsst Durchfithrungsrechtsakte zur Festlegung von Vorschriften fur die Aufmachung des in
Absatz 1 genannten Berichts. Diese Durchfithrungsrechtsakte werden gemaff dem in Artikel 53 Absatz 2 genannten
Beratungsverfahren erlassen.

4a.  Die Kommission veroffentlicht alle einschligigen Dokumente im Zusammenhang mit dem Erlass der in Absatz 7
genannten Durchfiihrungsrechtsakte. [Abind. 233]

TITEL III
UNTERSTUTZUNG IM RAHMEN DIREKTER UND INDIREKTER MITTELVERWALTUNG

Artikel 39

Geografischer Anwendungsbereich

Abweichend von Artikel 2 gilt dieser Titel auch fur Vorhaben, die aulerhalb des Gebiets der Union durchgefiihrt werden,
ausgenommen der technischen Hilfe.

KAPITEL I

Prioritdt 1: Forderung nachhaltiger Fischereien und der Erhaltung der biologischen Meeresressourcen

Artikel 40
Durchfithrung der GFP

Der EMFE EMFAF unterstiitzt die Durchfithrung der GFP durch

a) wissenschaftliche Beratung und Bereitstellung von Kenntnissen zur Forderung fundierter und effizienter
Entscheidungen im Bereich der Fischereibewirtschaftung im Rahmen der GFP, unter anderem durch die Beteiligung
von Sachverstindigen an wissenschaftlichen Gremien;

aa) die Einbeziehung der Mittel des Forschungs- und Entwicklungsprogramms Horizont Europa so weit wie moglich,
um Forschungs-, Entwicklungs- und Innovationstitigkeiten im Fischerei- und Aquakultursektor zu unterstiitzen
und zu fordern; [Abind. 234]

b) die Entwicklung und Durchfithrung einer Fischereikontrollregelung der Union gemaf8 Artikel 36 der Verordnung (EU)
Nr. 1380/2013, weiter ausgefiihrt in der Verordnung (EG) Nr. 1224/2009;

¢) die Organisation von Beirdten gemif$ Artikel 43 der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 mit dem Ziel der Beteiligung an
der GFP sowie deren Unterstiitzung;

d) freiwillige Beitrige zu den Aktivititen internationaler Organisationen im Fischereibereich, in Ubereinstimmung mit den
Artikeln 29 und 30 der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013.

Artikel 41

Férderung sauberer und gesunder Meere

1. Der EMFE EMFAF unterstiitzt die Forderung sauberer und gesunder Meere, auch durch Mafinahmen zur
Unterstiitzung der Durchfithrung der Richtlinie 2008/56/EG und Mafnahmen zur Gewdhrleistung der Kohédrenz mit der
Erreichung eines guten Umweltzustands geméfl Artikel 2 Absatz 5 Buchstabe j der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 und
der Umsetzung der europdischen Strategie fiir Kunststoffe in einer Kreislaufwirtschaft.

2. Die Unterstiitzung nach Absatz 1 wird im Einklang mit den Rechtsvorschriften der Union im Umweltbereich,
insbesondere mit dem Ziel der Erreichung oder Erhaltung eines guten Umweltzustands im Sinne von Artikel 1 Absatz 1 der
Richtlinie 2008/56/EG, gewihrt.
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KAPITEL II

Prioritit 2: Beitrag zur Erndhrungssicherheit in der Union durch wettbewerbsfihige und nachhaltige Fischerei, Aquakultur
und Mirkte [Abind. 235]

Artikel 42

Marktinformationen

Fiir die Gewinnung und Verbreitung von Kenntnissen und Informationen iiber den Markt fiir Erzeugnisse der Fischerei und
der Aquakultur durch die Kommission gemaf Artikel 42 der Verordnung (EU) Nr. 1379/2013 kann eine Unterstiitzung aus
dem EMEF EMFAF gewihrt werden, und zwar durch den Aufbau eines Netzwerks fiir statistische Daten zu Aquakulturen
(ASIN-RISA). [Aband. 236]

KAPITEL 1II
Prioritit 3: Ermoglichung des-Waehstums-einernachhaltigen-blauen angemessener Bedingungen fiir eine nachhaltige

blaue Wirtschaft und Forderung flerierender einer gesunden Meeresumwelt fiir florierende Kiistengemeinschaften
[Abind. 237]

Artikel 43

Meerespolitik und Entwicklung einer sich innerhalb dkologischer Grenzen entwickelnden nachhaltigen blauen Wirtschaft
auf See und in SiifSgewdissern [Abind. 238]

Der EMEE EMFAF unterstiitzt die Durchfithrung der Meerespolitik und die Entwicklung einer nachhaltigen blauen
Wirtschaft durch [Abind. 239]

a) die Forderung einer nachhaltigen, CO,-armen und klimaresilienten blauen Wirtschaft, die das Wohlergehen der
Menschen und der Umwelt sicherstellt und sich innerhalb der dkologischen Grenzen auf See und in Siiffgewissern
entwickelt; [Abind. 240]

aa) die Wiederherstellung, den Schutz und die Erhaltung der Vielfalt, Produktivitit, Widerstandsfihigkeit und des
inneren Werts der Meeressysteme; [Abind. 241]

b) die Forderung einer integrierten Meerespolitik und Meeresgovernance, unter anderem durch maritime Raumplanung,
Meeresbeckenstrategien w#é regionale maritime Zusammenarbeit, makroregionale Strategien der Union und
grenziiberschreitende Zusammenarbeit; [Abind. 242]

ba) die Forderung einer nachhaltigen Produktion und eines nachhaltigen Konsums, sauberer Technologien,
erneuerbarer Energien und eines Materialkreislaufs; [Abind. 243]

¢) die Verbesserung der Ubertragung und Nutzung von Forschung, Innovation und Technologie in der nachhaltigen
blauen Wirtschaft, einschlieflich des europiischen Meeresbeobachtungs- und Meeresdatennetzwerkes (EMODnet)
sowie in andere Datennetzwerke, die SiifSwassergewdisser abdecken, um sicherzustellen, dass Technologie und
Effizienzgewinne nicht vom Wachstum iiberholt werden, dass der Schwerpunkt auf nachhaltige Wirtschafts-
titigkeiten gelegt wird, die den Bediirfnissen der derzeitigen und zukiinftigen Generationen entsprechen, und dass
die notwendigen Instrumente und Kapazititen fiir den Ubergang zu einer Kreislaufwirtschaft im Einklang mit der
Strategie der Union fiir Kunststoffe in einer Kreislaufwirtschaft entwickelt werden; [Abind. 244]

d) die Verbesserung der maritimen Fihigkeiten, des Wissens iiber die Meere und SiifSwassergewdsser und des Austauschs
soziodkonomischer Daten und Umweltdaten iiber die nachhaltige blaue Wirtschaft; [Abidnd. 245]

e) die Entwicklung von Projektbestinden und innovativen Finanzierungsinstrumenten;

ea) die Forderung von MafSnahmen zum Schutz und Wiederaufbau der Artenvielfalt und Okosysteme im Meer und an
der Kiiste, indem Fischer eine Entschidigung fiir das Einsammeln von verlorenem Fanggerit und Abfillen aus dem
Meer erhalten. [Abind. 246]
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Artikel 43a

Investitionsentscheidungen in der blauen Wirtschaft

Investitionsentscheidungen im Rahmen der nachhaltigen blauen Wirtschaft werden durch die besten verfiigbaren
wissenschaftlichen Empfehlungen untermauert, damit schidliche Auswirkungen auf die Umwelt verhindert werden, die
die langfristige Nachhaltigkeit gefihrden konnten. Liegen keine ausreichenden Kenntnisse oder Informationen vor, so
wird das Vorsorgekonzept sowohl im dffentlichen als auch im privaten Sektor angewandt, da Mafnahmen mit
maoglicherweise schidlichen Auswirkungen ergriffen werden konnten. [Abind. 247]

KAPITEL IV

Prioritdt 4: Starkung der internationalen Meerespolitik und Schaffung sicherer, geschiitzter, sauberer und nachhaltig
bewirtschafteter Meere und Ozeane

Artikel 44

Maritime Sicherheit und Meeresiiberwachung

Der EMEFEMFAF unterstiitzt die Forderung der maritimen Sicherheit und der Meerestiberwachung, u. a. durch den
Austausch von Daten, die Zusammenarbeit der Kiistenwachen und der Agenturen sowie die Bekimpfung krimineller und
illegaler Tatigkeiten auf See.

Artikel 45

Internationale Meerespolitik
Der EMEE EMFAF unterstiitzt die Durchfithrung der internationalen Meerespolitik durch
a) freiwillige Beitrdge zu internationalen Organisationen, die im Bereich der Meerespolitik titig sind;

b) freiwillige Zusammenarbeit mit und Koordinierung zwischen internationalen Foren, Organisationen, Einrichtungen und
Institutionen im Rahmen des Seerechtsiibereinkommens der Vereinten Nationen, der Agenda 2030 fiir nachhaltige
Entwicklung und anderer einschldgiger internationaler Ubereinkiinfte, Vereinbarungen und Partnerschaften;

¢) die Umsetzung von Meerespartnerschaften zwischen der Union und einschligigen Akteuren der Meere;

d) die Umsetzung der einschligigen internationalen Ubereinkiinfte, Vereinbarungen und Instrumente, die darauf abzielen,
eine bessere Meerespolitik zu fordern, sowie die Entwicklung von Maffnahmen, Programmen, Instrumenten und
Kenntnissen, die sichere, gesicherte, saubere und nachhaltig bewirtschaftete Ozeane ermoglichen;

e) die Durchfithrung der einschligigen internationalen Ubereinkiinfte, MaBnahmen und Instrumente zur Verhlnderung,
Bekdmpfung und Unterbindung der illegalen—ungemeldeten—und—unregulierten—Fischerei IUU-Fischerei sowie von
Mafnahmen und Instrumenten zur Minimierung der Auswirkungen auf die Meeresumwelt, insbesondere Beifinge
von Seevigeln, Meeressiugern und Meeresschildkroten; [Abind. 248]

f) internationale Zusammenarbeit bei der Entwicklung der Meeresforschung und -daten.

Artikel 45a
Beseitigung von Abfall aus den Ozeanen

Mit dem EMFAF wird die Umsetzung von Mafnahmen zur Beseitigung von Abfillen aller Art — in erster Linie
Kunststoff, sogenannten Plastikkontinenten und gefihrlichen oder radioaktiven Abfillen — aus den Meeren und
Ozeanen unterstiitzt. [Abind. 249 und 300]
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KAPITEL V

Vorschriften fiir im Wege direkter und indirekter Mittelverwaltung finanzierte Mafsnahmen

Artikel 46

Formen der Finanzierung durch die Union

1. Aus dem EMFF EMFAF konnen Mittel in einer der in der Verordnung (EU) Nr. [Haushaltsordnung] festgelegten
Formen bereitgestellt werden, insbesondere iiber die Auftragsvergabe nach Titel VII und Finanzhilfen nach Titel VIII der
genannten Verordnung. Ferner sind Finanzierungen in Form von Finanzierungsinstrumenten mit Mischfinanzierungs-
mafinahmen gemafd Artikel 47 moglich.

2. Die Evaluierung der Vorschldge fur Finanzhilfen kann von unabhingigen Sachverstandigen durchgefithrt werden.

2a. Die mit dieser Verordnung im Zusammenhang stehenden Zahlungsverfahren werden beschleunigt, damit die
wirtschaftliche Belastung der Fischer verringert wird. Die Kommission evaluiert die derzeitige Funktionsweise, um die
Zahlungsprozesse zu verbessern und zu beschleunigen. [Abind. 250]

Artikel 47

Mischfinanzierungsmaffnahmen

Mischfinanzierungsmaffnahmen im Rahmen des EMEF EMFAF werden im Einklang mit der Verordnung (EU) [Verordnung
iiber InvestEU] und Titel X der Verordnung (EU) [Haushaltsordnung] durchgefithrt. In den vier Monaten nach der
Veroffentlichung dieser Verordnung im Amtsblatt legt die Kommission den Mitgliedstaaten eine Reihe detaillierter
Leitlinien fiir die Durchfiihrung von MischfinanzierungsmafSnahme in nationalen operationellen Programmen im
Einklang mit dem EMFAF vor, wobei den von den lokalen Akteuren durchgefiihrten MischfinanzierungsmafSnahmen in
der lokalen Entwicklung besondere Aufmerksamkeit zu widmen ist. [Abind. 251]

Artikel 48

Evaluierung
1. Evaluierungen werden rechtzeitig durchgefiihrt, damit die Ergebnisse in die Entscheidungsfindung einfliefen konnen.

2. Die Zwischenevaluierung der Unterstiitzung nach Titel III erfolgt, sobald ausreichend Informationen iiber die
Durchfithrung vorliegen, spitestens aber vier Jahre nach Beginn der Unterstiitzungsdurchfithrung. Diese Evaluierung
erfolgt in Form eines Berichtes der Kommission und bietet eine detaillierte Bewertung aller spezifischen Aspekte der
Durchfiihrung. [Abind. 252]

3. Am Ende des Durchfithrungszeitraums, spitestens aber vier Jahre nach dessen Ablauf, erstellt die Kommission einen
abschlieSenden Evaluierungsbericht iiber die Unterstiitzung nach Titel IIL

4. Die Kommission iibermittelt dem Europdischen Parlament, dem Rat, dem Europiischen Wirtschafts- und
Sozialausschuss und dem Ausschuss der Regionen die i i e
Annterkungen in den Absitzen 2 und 3 genannten Bewertungsberichte. [Abind. 253]

4a.  Gegebenenfalls kann die Kommission auf der Grundlage des in Absatz 2 genannten Berichts Anderungen an
dieser Verordnung vorschlagen. [Abind. 254]

Artikel 49

Priifungen

Die Ergebnisse der Priifung der Verwendung des Unionsbeitrags, die von Personen oder Stellen — was auch solche
einschliefSt, die nicht im Auftrag von Organen oder Einrichtungen der Union titig sind — durchgefiihrt werden, bilden die
Grundlage fiir die Feststellung der allgemeinen Zuverldssigkeit gemdf Artikel 127 der Verordnung (EU) Nr. Nr.
[Haushaltsordnung].



31.3.2021 Amtsblatt der Europdischen Union C116/127

Donnerstag, 4. April 2019

Artikel 50

Information, Kommunikation und Offentlichkeitsarbeit

1. Die Empfinger von Unionsmitteln machen deren Herkunft durch kohirente, wirksame und verhaltnismafige gezielte
Information verschiedener Zielgruppen, darunter die Medien und die Offentlichkeit, bekannt und stellen sicher, dass die
Unionsforderung insbesondere im Rahmen von Informationskampagnen zu den Maffnahmen und deren Ergebnissen
Sichtbarkeit erhalt.

2. Die Kommission fithrt Informations- und Kommunikationsmaffnahmen in Bezug auf den EMEE EMFAF, die
Programmmafinahmen und die Ergebnisse durch. Mit den dem EMEF EMFAF zugewiesenen Mitteln wird auch die
institutionelle Kommunikation tiber die politischen Priorititen der Union gefordert, insofern sie die in Artikel 4 genannten
Prioritdten betreffen.

Artikel 51
Forderfahige Stellen

1. Die Fordervoraussetzungen der Absitze 2 und 3 gelten zusdtzlich zu den in Artikel 197 der Verordnung (EU) Nr.
[Haushaltsordnung] aufgefithrten Kriterien.

2. Forderfahig sind:

a) Rechtstriger mit Sitz in einem Mitgliedstaat, den iiberseeischen Lindern oder Gebieten oder in einem Drittland, die im
Arbeitsprogramm unter den in den Absitzen 3 und 4 dargelegten Bedingungen aufgefithrt sind; [Abadnd. 255]

b) nach Unionsrecht geschaffene Rechtstriger, einschlieflich Berufsverbinde und internationale Organisationen.
[Abind. 256]

3. Rechtstrager mit Sitz in einem Drittland diirfen ausnahmsweise teilnehmen, wenn dies zur Erreichung der Ziele einer
bestimmten Maffnahme erforderlich ist.

4. Rechtstrager mit Sitz in einem Drittland, das nicht mit dem Programm assoziiert ist, tragen die Kosten ihrer
Teilnahme im Prinzip selbst.

TITEL IV
VERFAHRENSVORSCHRIFTEN

Artikel 52

Ausiibung der Befugnisiibertragung

1. Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in diesem Artikel festgelegten
Bedingungen iibertragen.

2. Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemafl den Artikeln 12, 17, 21, 33, 34, 36, 37 und 55 wird der
Kommission bis zum 31. Dezember 2027 iibertragen.

3. Die in den Artikeln 12, 17, 21, 33, 34, 36, 37 und 55 genannte Befugnisiibertragung kann vom Europiischen
Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen werden. Der Beschluss iiber den Widerruf beendet die Ubertragung der in
diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird am Tag nach seiner Verdffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union
oder zu einem im Beschluss tiber den Widerruf angegebenen spiteren Zeitpunkt wirksam. Er berithrt nicht die Giiltigkeit
von bereits in Kraft getretenen delegierten Rechtsakten.

4. Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erldsst, ibermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europiischen
Parlament und dem Rat.

5. Ein delegierter Rechtsakt, der gemifS den Artikeln 12, 17, 21, 33, 34, 36, 37 oder 55 erlassen wurde, tritt nur in Kraft,
wenn weder das Europdische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Ubermittlung des
Rechtsakts an das Europdische Parlament und den Rat Einwinde erhoben hat oder wenn vor Ablauf dieser Frist das
Europdische Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwinde erheben werden. Auf
Initiative des Europaischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei Monate verldngert.
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Artikel 53
Ausschussverfahren

1. Die Kommission wird von einem Ausschuss fiir den Europiischen Meeres-, Fischerei- und Fischereifonds
Aquakulturfonds unterstiitzt. Dabei handelt es sich um einen Ausschuss im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 182/2011
des Europdischen Parlaments und des Rates (**).

2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 4 5 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011. [Abind. 257]

TITEL V
SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 54
Aufhebung
1. Die Verordnung (EU) Nr. 508/2014 wird mit Wirkung vom 1. Januar 2021 aufgehoben.
2. Bezugnahmen auf die aufgehobene Verordnung gelten als Bezugnahmen auf die vorliegende Verordnung.
Artikel 55
Ubergangsbestimmungen

1. Um den Ubergang von der mit der Verordnung (EU) Nr. 508/2014 festgelegten Stiitzungsregelung auf die mit der
vorliegenden Verordnung festgelegte Regelung zu erleichtern, wird die Kommission erméchtigt, gemaf§ Artikel 52 delegierte
Rechtsakte zur Festlegung der Bedingungen zu erlassen, unter denen die von der Kommission nach der Verordnung (EU)
Nr. 508/2014 genehmigte Unterstiitzung in die nach der vorliegenden Verordnung gewiahrte Unterstiitzung einbezogen
werden kann.

2. Die vorliegende Verordnung lisst die Weiterfithrung oder Anderung der betreffenden Mafnahmen, die gemif der
Verordnung (EU) Nr. 508/2014 durchgefiihrt werden, bis zu deren Abschluss unberiihrt; letztere Verordnung ist auf die
Mafinahmen bis zu deren Abschluss anwendbar.

3. Antrige, die gemif§ der Verordnung (EU) Nr. 508/2014 gestellt wurden, bleiben giiltig.
Artikel 56
Inkrafttreten und Geltungsbeginn
Diese Verordnung tritt zwanzig Tage nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung gilt ab dem 1. Januar 2021.
Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.
Geschehen zu ... am ...

Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates

Der Président Der Prisident

(¥)  Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen
Regeln und Grundsitze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchfithrungsbefugnisse durch die Kommission
kontrollieren (ABI. L 55 vom 28.2.2011, S. 13).
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ANHANG 1

GEMEINSAME INDIKATOREN

PRIORITAT INDIKATOR

Forderung nachhaltiger Fischereien und der Erhal- | Entwicklung der Anlandungen aus auf MSY-Niveau bewerteten
tung der biologischen Meeresressourcen Bestinden

Entwicklung der Rentabilitit der Fischereiflotte der Union und der
Beschiiftigung [Abind. 260]

Maf der Verwirklichung der im Rahmen des
Aktionsplans fiir die Meeresumwelt gemdfS der Meeresstrategie-
Rahmenrichtlinie festgelegten Umweltziele oder, falls nicht zu-
treffend, erheblich positive Ergebnisse in Natura-2000-Gebiete
-Gebieten und anderer gesehtitzter Meeresgebiete anderen geschiitz-
ten Meeresgebieten im Rahmen der Meeresstrategie-Rahmenrich-
tlinie, fur die Schutz-, Erhaltungs- und
Wiederherstellungsmaffnahmen gelten [Abdnd. 261]

Anteil der Fischereifahrzeuge, die mit einem elektronischen Positions-
und Fangmeldesystem ausgeriistet sind

Beitrag zur Erndhrungssicherheit in der Union |Entwicklung von Wert und Umfang der Aquakulturproduktion in der
durch wettbewerbsfahige und nachhaltige Fischerei, | Union
Aquakultur und Mirkte [Abind. 258]

Entwicklung der Rentabilitit der Fischereiflotten der Union und
der Beschiiftigung [Abind. 262]

Entwicklung von Wert und Umfang der Anlandungen

Ermoglichung des Wachstums einer nachhaltigen | Entwicklung des BIP in den marinen NUTS-3-Regionen
blauen Wirtschaft und Forderung florierender

Kiistengemeinsehaften Kiisten- und Inselgemein- Entwicklung der Anzahl der Beschiftigten (in VZA) in der
schaften [Abind. 259] nachhaltigen blauen Wirtschaft

Stairkung der internationalen Meerespolitik und | Anzahl gemeinsamer Vorhaben, die zur europiischen Zusammen-
Schaffung sicherer, geschiitzter, sauberer und nach- | arbeit im Bereich der Kiistenwache beitragen
haltig bewirtschafteter Meere und Ozeane
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ANHANG 11
UNTERSTUTZUNG IM RAHMEN DER GETEILTEN MITTELVERWALTUNG
ART DES
UNTERSTUTZUNGSBE- MAXIMALER
PRIORITAT UNTERSTUTZUNGSBEREICH - REICHS KOFINANZIERUNGSSATZ
(im Finanzierungsplan (% der forderfahigen
zu verwendende offentlichen Ausgaben)
Nomenklatur)

1 Artikel 14 Absatz 1 1.1 75 %

Verwirklichung der umwelt-, wirtschafts-, sozial- und beschiftigungs-

politischen Ziele der GFP
1 Artikel 16 1.1 75% 85 % [Abind. 263]

Investitionen in Fischereifahrzeuge der leinen Kiistenfischerei
1 Artikel 17 Absatz 1 1.1 75 %

Bewirtschaftung von Fischereien und Verwaltung der Fischereiflotten
1 Artikel 17 Absatz 2 1.2 50 %

Endgiiltige Einstellung der Fangtdtigkeit
1 Artikel 18 1.2 50 %

Auferordentliche Einstellung der Fangtdtigkeit
1 Artikel 19 1.3 85%

Kontrolle und Durchsetzung
1 Artikel 20 1.3 85%

Erhebung und Verarbeitung von Daten fiir die Fischereibewirtschaftung

und fiir wissenschaftliche Zwecke
1 Artikel 21 1.4 100 %

Ausgleich fiir Mehrkosten fiir Fischerei- und Aquakulturerzeugnisse in den

Gebieten in duferster Randlage
1 Artikel 22 1.5 85%

Schutz und Wiederherstellung der marinen Biodiversitit und der

Meeresikosystemme
2 Artikel 23 2.1 5% 85 %

Aquakultur
2 Fischerei 2.1 75 % [Abind. 264]
2 Artikel 23a X 75 % [Abind. 265]

Netzwerk fiir statistische Daten zu Aquakulturen
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ART DES
UNTERSTUTZUNGSBE- MAXIMALER
PRIORITAT UNTERSTUTZUNGSBEREICH R— REI.CHS KOFINANZ}ERUNG.SSATZ
(im Finanzierungsplan (% der forderfahigen
zu verwendende offentlichen Ausgaben)
Nomenklatur)
23 Artikel 24 21 3.1 75 % [Abind. 266]
Vermarktung von Fischerei- und Aquakulturerzeugnissen
23 Artikel 25 21 3.1 75 % [Abind. 267]
Verarbeitung von Fischerei- und Aquakulturerzeugnissen
3 Artikel 26 3.1 75 %
Von der ortlichen Bevilkerung betriebene lokale Entwicklung
3 Artikel 27 3.1 75 %
Wissen iiber die Meere
4 Artikel 28 4.1 75 %
Meeresiiberwachung
4 Artikel 29 4.1 75 %
Zusammenarbeit der Kiistenwachen
Technische Hilfe 5.1 75 %
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ANHANG 1II
SPEZIFISCHE BEIHILFEHOCHSTSATZE IM RAHMEN DER GETEILTEN MITTELVERWALTUNG
#g&ﬁzﬁ UNTERSTUTZUNGSBEREICH ODER ART DES VORHABENS BEIHILFEHOCHSTSATZ

1 Artikel 16 36-% 55 % [Abind. 268]
Investitionen in Fischereifahrzeuge der kleinen Kiistenfischerei

2 Vorhaben zur Umsetzung der Pflicht zur Anlandung gemidf Artikel 15 der|75%
Verordnung (EU) Nr. 1380/2013;

— Vorhaben zur Verbesserung der Grofen- oder Artenselektivitit von
Fanggeraten;

— Vorhaben zur Verbesserung der Infrastruktur von Fischereihifen, Auk-
tionshallen, Anlandestellen und Schutzeinrichtungen zur Erleichterung der
Anlandung und Lagerung unerwiinschter Fange;

— Vorhaben zur Vereinfachung der Vermarktung von angelandeten uner-
wiinschten Fingen aus kommerziell genutzten Bestdnden im Einklang mit
Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 1379/2013.

3 Vorhaben zur Verbesserung der Gesundheits-, Sicherheits- und Arbeits- | 75 %
bedingungen an Bord von Fischereifahrzeugen

4 Vorhaben in Gebieten in dufferster Randlage 85 %

5 Vorhaben auf irischen Inseln griechischen—tnseln in Randlage, griechischen |85 %
Inseln und auf den kroatischen Inseln Dugi Otok, Vis, Mljet und Lastovo
[Abind. 269]

6 Artikel 19 85%
Kontrolle und Durchsetzung

7 Vorhaben in Bezug auf die kleine Kiistenfischerei (einschlieflich Kontrolle und | 100 %
Durchsetzung)

8 Wenn der Begiinstigte eine Einrichtung des offentlichen Rechts oder ein | 100 %
Unternechmen ist, das gemdf Artikel 106 Absatz 2 des Vertrags mit
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse betraut ist, sofern
die Unterstiitzung fur die Erbringung solcher Dienstleistungen gewahrt wird

9 Artikel 17 Absatz 2 100 %
Endgiiltige Einstellung der Fangtitigkeit

10 Artikel 18 100 %

AufSerordentliche Einstellung der Fangtatigkeit
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A UNTERSTUTZUNGSBEREICH ODER ART DES VORHABENS BEIHILFEHOCHSTSATZ
11 Artikel 20 100 %
Erhebung und Verarbeitung von Daten fiir die Fischereibewirtschaftung und fiir
wissenschaftliche Zwecke
12 Artikel 21 100 %
Ausgleich fir Mehrkosten fiir Fischerei- und Aquakulturerzeugnisse in den
Gebieten in dufSerster Randlage
13 Artikel 27 100 %
Wissen iiber die Meere
14 Artikel 28 100 %
Meeresiiberwachung
15 Artikel 29 100 %
Zusammenarbeit der Kiistenwachen
16 Vorhaben in Zusammenhang mit der Gestaltung, Entwicklung, Uberwachung, | 100 %
Bewertung und Verwaltung transparenter Systeme fir den Austausch von
Fangmoglichkeiten zwischen den Mitgliedstaaten gemafs Artikel 16 Absatz 8
der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013.
16a Vorhaben von kollektiven Begiinstigten 60 % [Abind. 270]
16b Vorhaben von Branchenverbinden, Erzeugerorganisationen und Vereini- | 75 % [Abind. 271]

gungen von Erzeugerorganisationen
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ANHANG 1V

KOEFFIZIENTEN FUR DIE BERECHNUNG DER BETRAGE FUR DIE UNTERSTUZUNG VON UMWELT- UND
KLIMASCHUTZZIELEN

UNTERSTUTZUNGSBEREICH

IM PROGRAMM ZU
VERWENDENDE
NOMENKLATUR

Koeffizient fiir die
Berechnung der
Unterstiitzung der
Klimaschutzziele

Koeffizient fur die Berechnung der
Unterstiitzung der umweltbezogenen Ziele

Ausgaben im Rahmen der Prioritat 1: Forderung nachhaltiger Fischereien und der Erhaltung der
biologischen Meeresressourcen

Artikel 14 Absatz 1 1.1 40 % 100 % fur Ausgaben in Zusammenhang
it Itb Ziel
Verwirklichung ~ der umwelt-, wirtschafts-, it ummwvelibezogenen £icten
sozial- und beschdftigungspolitischen  Ziele 0 % fiir andere Ziele
der GFP
Artikel 16 1.1 0% (* 0 % fir Ausgaben im Zusammenhang mit
y n Fischereifah der Klei dem Erwerb eines ersten Fischereifahr-
Investitionen in Fisc ereifahrzeuge der kleinen zeugs durch einen jungen Fischer
Kiistenfischerei
40 % fur Ausgaben im Zusammenhang mit
der Ersetzung oder Modernisierung einer
Haupt- oder Hilfsmaschine
Artikel 17 Absatz 1 1.1 0% 0%
Bewirtschaftung von Fischereien und Verwal-
tung der Fischereiflotten
Artikel 17 Absatz 2 1.2 100 % wenn die Unter- |0 % (¥)
O i stittzung durch Abwrak-
Endgiiltige Einstellung der Fangtatigkeit ken des
Fischereifahrzeugs erre-
icht wird
0% (*) wenn die Unter-
stitzung durch Umrii-
stung des
Fischereifahrzeugs  fiir
andere Tatigkeiten als
die kommerzielle Fische-
rei erreicht wird
Artikel 18 1.2 40 % 40 %
Auferordentliche Einstellung der Fangtdtigkeit
Artikel 19 1.3 0% 40 %
Kontrolle und Durchsetzung
Artikel 20 1.3 0% 40 %

Erhebung und Verarbeitung von Daten fiir die
Fischereibewirtschaftung und fiir wissenschaft-
liche Zwecke
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IM PROGRAMM ZU

Koeffizient fiir die
Berechnung der

Koeffizient fiir die Berechnung der

UNTERSTUTZUNGSBEREICH xg%ENT(?E"}I[DJ}E Unterstiitzung der Unterstiitzung der umweltbezogenen Ziele
Klimaschutzziele
Artikel 21 1.4 0% 0%
Ausgleich fiir Mehrkosten fiir Fischerei- und
Aquakulturerzeugnisse in Gebieten in duferster
Randlage
Artikel 22 1.5 40 % 100 %
Schutz und Wiederherstellung der marinen
Biodiversitdt und der Meeresokosysteme
Artikel 22a 2.1 0% 100 % [Abind. 273]

— Wissenschaftliche Studien und Daten-
erhebung zu den Auswirkungen von
Zugvigeln auf die Aquakultur

Ausgaben im Rahmen der Prioritit 2: Beitrag zur Erndhrungssicherheit in der Union durch
wettbewerbsfihige und nachhaltige Aquakultur und Markte

Artikel 23 2.1 0% () 46% 75 % [Aband. 274]
Aquakultur
Artikel 24 2.1 0% 6% 20 % [Abind. 275]
Vermarktung von Fischerei- und Aquakulturer-
zeugnissen
Artikel 25 2.1 0% () 0%
Verarbeitung von Fischerei- und Aquakulturer-
zeugnissen
Ausgaben im Rahmen der Prioritat 3: Ermoglichung des Wachstums einer nachhaltigen blauen
Wirtschaft und Forderung florierender Kiistengemeinschaften
Artikel 26 3.1 0% () 40 %
Von der értlichen Bevilkerung betriebene lokale
Entwicklung
Artikel 27 3.1 40 % 100 %
Wissen iiber die Meere
Ausgaben im Rahmen der Prioritt 4: Starkung der internationalen Meerespolitik und Schaffung
sicherer, geschiitzter, sauberer und nachhaltig bewirtschafteter Meere und Ozeane
Artikel 28 4.1 0% 0%

Meeresiiberwachung
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IM PROGRAMM ZU

Koeffizient fiir die
Berechnung der

Koeffizient fiir die Berechnung der

UNTERSTUTZUNGSBEREICH VERWENDENDE .. . .
NOMENKLATUR Un.terstutzungvder Unterstiitzung der umweltbezogenen Ziele
Klimaschutzziele
Artikel 29 4.1 0% 0%
Zusammenarbeit der Kiistenwachen
Ausgaben im Rahmen der Technischen Hilfe
Technische Hilfe 5.1 0% (*) 0% (*)

(*)  Ein Mitgliedstaat kann in seinem Programm vorschlagen, dass ein Koeffizient von 40 % fir einen in der Tabelle mit * gekennzeichneten
Unterstiitzungsbereich angewendet wird, sofern er die Bedeutung dieses Unterstiitzungsbereichs fiir den Klimaschutz bzw. fiir umweltbezogene Ziele

nachweisen kann.




ANHANG V

GESAMTMITTEL JE MITGLIEDSTAAT IM RAHMEN DES EUROPAISCHEN MEERES-, FISCHEREI- UND HSEHEREIFONDS AQUAKULTURFONDS FUR DEN ZEITRAUM 2021 BIS 2027

2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 INSGESAMT
BE 5420528 5528939 5639520 5752311 5867358 5984701 6072814 40266171
BG 11435037 11663737 11897017 12134959 12377 660 12 625203 12811085 84944698
CcZ 4039229 4120014 4202416 4286465 4372195 4459635 4525295 30005 249
DK 27053971 27595050 28146963 28709906 29284109 29869767 30309 543 200969 309
DE 28513 544 29083814 29665502 30258 817 30863998 31481253 31944754 211811682
EE 13110534 13372744 13 640 205 13913011 14191273 14475087 14 688 206 97391060
IE 19165423 19548 731 19939714 20338511 20745284 21160173 21471716 142369 552
EL 50480983 51490602 52520436 53570852 54642278 55735079 56 555673 374995903
ES 150 831 009 153 847 625 156 924 643 160063 158 163264 447 166 529 604 168 981 438 1120441924
FR 76 346 460 77 873387 79 430 888 81019 517 82639920 84292652 85533702 567136526
HR 32804523 33460613 34129 839 34812 441 35508 695 36218 841 36752095 243 687 047
IT 69761016 71156 235 72579390 74030988 75511619 77021791 78155791 518216830
cY 5156 833 5259970 5365171 5472475 5581926 5693560 5777 387 38307 322
LV 18156754 18519 888 18 890 294 19268103 19653468 20046 521 20341668 134876 696
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2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 INSGESAMT
LT 8236376 8401103 8569129 8740512 8915324 9093623 9227510 61183577
LU — — — — — — — —
HU 5076470 5177999 5281561 5387193 5494938 5604832 5687353 37710 346
MT 2938064 2996 826 3056763 3117899 3180258 3243860 3291620 21825290
NL 13182316 13445962 13714887 13989186 14268972 14554 340 14768 625 97924288
AT 904 373 922460 940910 959728 978923 998 500 1013200 6718094
PL 68976 348 70355873 71763020 73198291 74662268 76155454 77 276 699 512387953
PT 50962 391 51981638 53021293 54081726 55163369 56266592 57095013 378572022
RO 21868723 22306 097 22752228 23207 276 23671425 24144 835 24500321 162450905
SI 3221347 3285774 3351490 3418521 3486 892 3556627 3608990 23929 641
SK 2049608 2090600 2132413 2175061 2218563 2262933 2296250 15225428
H 9659603 9852795 10 049 855 10250 853 10455872 10 664 981 10 822003 71755962
SE 15601 692 15913725 16232007 16 556 649 16 887 785 17225527 17479 140 115896 525
INSGESAMT 714953 155 729252201 743 837 554 758714409 773 888 819 789365971 800987 891 5311000000
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P8 TA(2019)0344

Mehrjahresplan fiir die Fischereien, die Grundfischbestinde im westlichen Mittelmeer
befischen ***]

Legislative Entschlieffung des Europidischen Parlaments vom 4. April 2019 zu dem Vorschlag fiir eine Verordnung
des Europidischen Parlaments und des Rates zur Festlegung eines Mehrjahresplans fiir die Fischereien, die
Grundfischbestinde im westlichen Mittelmeer befischen (COM(2018)0115 — C8-0104/2018 — 2018/0050(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

(2021/C 116/16)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europdische Parlament und den Rat (COM(2018)0115),

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 43 Absatz 2 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,
auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C8-0104/2018),

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,
— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 11. Juli 2018 (1),

— unter Hinweis auf die vorldufige Einigung, die gemif Artikel 69f Absatz 4 seiner Geschiftsordnung vom zustindigen
Ausschuss angenommen wurde, und auf die vom Vertreter des Rates mit Schreiben vom 14. Februar 2019 gemachte
Zusage, den Standpunkt des Europdischen Parlaments gemafd Artikel 294 Absatz 4 des Vertrags tiber die Arbeitsweise
der Europdischen Union zu billigen,

— gestiitzt auf Artikel 59 seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf den Bericht des Fischereiausschusses sowie den Standpunkt in Form von Anderungsantrigen des
Ausschusses fiir Umweltfragen, offentliche Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (A8-0005/2019),

1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2. billigt die dieser EntschlieBung beigefiigte gemeinsame Erklarung des Europdischen Parlaments und des Rates, die
zusammen mit dem endgiiltigen Rechtsakt in der Reihe L des Amtsblatts der Europdischen Union veroffentlicht wird;

3. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, entscheidend dndert oder
beabsichtigt, ihn entscheidend zu dndern;

4. beauftragt seinen Prasidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu iibermitteln.

(") ABL. C 367 vom 10.10.2018, S. 103.
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P8_TC1-COD(2018)0050

Standpunkt des Europiischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass

der Verordnung (EU) 2019|... des Europdischen Parlaments und des Rates zur Festlegung eines Mehrjahresplans

fiir die Fischereien, die Grundfischbestinde im westlichen Mittelmeer befischen, und zur Anderung der
Verordnung (EU) Nr. 508/2014

(Da Parlament und Rat eine Einigung erzielt haben, entspricht der Standpunkt des Parlaments dem endgiiltigen Rechtsakt, Verordnung
(EU) 2019/1022.)



31.3.2021 Amtsblatt der Europdischen Union C116/141

Donnerstag, 4. April 2019
ANHANG ZUR LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG
Gemeinsame Erklarung des Europdischen Parlaments und des Rates
Das Europdische Parlament und der Rat beabsichtigen, die Befugnis zum Erlass technischer Mafnahmen im Wege

delegierter Rechtsakte nach Artikel 13 dieser Verordnung aufler Kraft zu setzen, wenn sie eine neue Verordnung iiber
technische Mafinahmen verabschieden, die auch eine Befugnis zum Erlass derartiger Mafinahmen umfasst.
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P8 TA(2019)0345

Erhohung der Sicherheit der Personalausweise und der Aufenthaltsdokumente, die Unions-
biirgern ausgestellt werden ***I

Legislative Entschlieffung des Europiischen Parlaments vom 4. April 2019 zu dem Vorschlag fiir eine Verordnung
des Europiischen Parlaments und des Rates zur Erhohung der Sicherheit der Personalausweise von

Unionsbiirgern und der Aufenthaltsdokumente, die Unionsbiirgern und ihren Familienangehérigen in Ausiibung
ihres Rechts auf Freiziigigkeit ausgestellt werden (COM(2018)0212 — (8-0153/2018 — 2018/0104(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

(2021/C 116/17)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europiische Parlament und den Rat (COM(2018)0212),

— gestitzt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 21 Absatz 2 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,
auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C8-0153/2018),

— gestitzt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,
— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 11. Juli 2018 (%),

— unter Hinweis auf die vorldufige Einigung, die gemafl Artikel 69f Absatz 4 seiner Geschiftsordnung von dem
zustandigen Ausschuss angenommen wurde, und auf die vom Vertreter des Rates mit Schreiben vom 27. Februar 2019
gemachte Zusage, den Standpunkt des Europiischen Parlaments gemafd Artikel 294 Absatz 4 des Vertrags iiber die
Arbeitsweise der Europdischen Union zu billigen,

— gestiitzt auf Artikel 59 seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir biirgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres und die Stellungnahme in
Form von Anderungsantrigen des Ausschusses fiir die Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter
(A8-0436/2018),

1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, entscheidend dndert oder
beabsichtigt, ihn entscheidend zu dndern;

3. beauftragt seinen Prisidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu iibermitteln.

() ABL C 367 vom 10.10.2018, S. 78.



31.3.2021 Amtsblatt der Europdischen Union C116/143

Donnerstag, 4. April 2019

P8_TC1-COD(2018)0104

Standpunkt des Europiischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass

der Verordnung (EU) 2019|... des Europiischen Parlaments und des Rates zur Erhohung der Sicherheit der

Personalausweise von Unionsbiirgern und der Aufenthaltsdokumente, die Unionsbiirgern und deren Familien-
angehorigen ausgestellt werden, die ihr Recht auf Freiziigigkeit ausiiben

(Da Parlament und Rat eine Einigung erzielt haben, entspricht der Standpunkt des Parlaments dem endgiiltigen Rechtsakt, Verordnung
(EU) 2019/1157.)
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P8 TA(2019)0346
Sicherheitsmanagement fiir die Straleninfrastruktur ***I

Legislative Entschliefung des Européischen Parlaments vom 4. April 2019 zu dem Vorschlag fiir eine Richtlinie
des Europiischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Richtlinie 2008/96/EG iiber ein Sicherheits-
management fiir die StraBenverkehrsinfrastruktur (COM(2018)0274 — C8-0196/2018 — 2018/0129(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

(2021/C 116/18)
Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europiische Parlament und den Rat (COM(2018)0274),

— gestitzt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 91 Absatz 1 Buchstabe ¢ des Vertrags iiber die Arbeitsweise der
Europdischen Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C8-0196/2018),

— gestitzt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

— unter Hinweis auf die vom schwedischen Parlament im Rahmen des Protokolls Nr. 2 iiber die Anwendung der
Grundsitze der Subsidiaritit und der VerhiltnismafSigkeit vorgelegte begriindete Stellungnahme, in der geltend gemacht
wird, dass der Entwurf eines Gesetzgebungsakts nicht mit dem Subsidiaritdtsprinzip vereinbar ist,

— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 17. Oktober 2018 ('),
— nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen vom 6. Februar 2019 (3),

— unter Hinweis auf die vorldufige Einigung, die gemafs Artikel 69f Absatz 4 seiner Geschiftsordnung von dem
zustindigen Ausschuss angenommen wurde, und auf die vom Vertreter des Rates mit Schreiben vom 27. Februar 2019
gemachte Zusage, den Standpunkt des Européischen Parlaments gemafd Artikel 294 Absatz 4 des Vertrags tiber die
Arbeitsweise der Europdischen Union zu billigen,

— gestiitzt auf Artikel 59 seiner Geschiftsordnung,
— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir Verkehr und Tourismus (A8-0008/2019),
1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, entscheidend dndert oder
beabsichtigt, ihn entscheidend zu dndern;

3. beauftragt seinen Prisidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu iibermitteln.

() ABL C 62 vom 15.2.2019, S. 261.
() ABL C 168 vom 16.5.2019, S. 81.
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Donnerstag, 4. April 2019

P8_TC1-COD(2018)0129

Standpunkt des Européischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass
der Richtlinie (EU) 2019/... des Europidischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Richtlinie 2008/96/EG
iiber ein Sicherheitsmanagement fiir die StraBenverkehrsinfrastruktur

(Da Parlament und Rat eine Einigung erzielt haben, entspricht der Standpunkt des Parlaments dem endgiiltigen Rechtsakt, Richtlinie
(EU) 2019/1936.)



C116/146 Amtsblatt der Europdischen Union 31.3.2021

Donnerstag, 4. April 2019

P8 _TA(2019)0347
Europaweites privates Altersvorsorgeprodukt (PEPP) ***]

Legislative EntschlieBung des Europiischen Parlaments vom 4. April 2019 iiber den Vorschlag fiir eine
Verordnung des Europiischen Parlaments und des Rates iiber ein europaweites privates Altersvorsorgeprodukt
(PEPP) (COM(2017)0343 — C8-0219/2017 — 2017/0143(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

(2021/C 116/19)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europiische Parlament und den Rat (COM(2017)0343),

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 114 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europaischen Union, auf
deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C8-0219/2017),

— gestitzt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,
— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 19. Oktober 2017 ('),

— unter Hinweis auf die vorldufige Einigung, die gemif Artikel 69f Absatz 4 seiner Geschiftsordnung vom zustindigen
Ausschuss angenommen wurde, und auf die vom Vertreter des Rates mit Schreiben vom 13. Februar 2019 gemachte
Zusage, den Standpunkt des Parlaments gemdfl Artikel 294 Absatz 4 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der
Europiischen Union zu billigen,

— gestiitzt auf Artikel 59 seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir Wirtschaft und Wahrung sowie die Stellungnahmen des Ausschusses
fir Beschiftigung und soziale Angelegenheiten und des Ausschusses fiir Binnenmarkt und Verbraucherschutz
(A8-0278/2018),

1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, entscheidend dndert oder
beabsichtigt, ihn entscheidend zu dndern;

3. beauftragt seinen Prisidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu iibermitteln.

() ABL C 81 vom 2.3.2018, S. 139.



31.3.2021 Amtsblatt der Europdischen Union C116/147

Donnerstag, 4. April 2019

P8_TC1-COD(2017)0143

Standpunkt des Europiischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass
der Verordnung (EU) 2019|... des Europiischen Parlaments und des Rates iiber ein Paneuropidisches Privates
Pensionsprodukt (PEPP)

(Da Parlament und Rat eine Einigung erzielt haben, entspricht der Standpunkt des Parlaments dem endgiiltigen Rechtsakt, Verordnung
(EU) 2019/1238.)



C116/148 Amtsblatt der Europdischen Union 31.3.2021

Donnerstag, 4. April 2019

P8 TA(2019)0348
Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben fiir Eltern und pflegende Angehorige ***I

Legislative Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 4. April 2019 zu dem Vorschlag fiir eine Richtlinie

des Europiischen Parlaments und des Rates zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben fiir Eltern und pflegende

Angehorige und zur Aufhebung der Richtlinie 2010/18/EU des Rates (COM(2017)0253 — C8-0137/2017 —
2017/0085(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

(2021/C 116/20)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europiische Parlament und den Rat (COM(2017)0253),

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 153 Absatz 1 Buchstabe i sowie Absatz 2 Buchstabe b des Vertrags iiber
die Arbeitsweise der Europaischen Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde
(C8-0137/2017),

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

— unter Hinweis auf die von der niederldndischen Zweiten Kammer, der niederlindischen Ersten Kammer, vom polnischen
Sejm und vom polnischen Senat im Rahmen des Protokolls Nr. 2 iiber die Anwendung der Grundsitze der Subsidiaritat
und der Verhiltnismifigkeit vorgelegten begriindeten Stellungnahmen, in denen geltend gemacht wird, dass der
Entwurf eines Gesetzgebungsakts nicht mit dem Subsidiaritdtsprinzip vereinbar ist,

— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 6. Dezember 2017 ('),
— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Ausschusses der Regionen vom 30. November 2017 (%),

— unter Hinweis auf die vorldufige Einigung, die gemifl Artikel 69f Absatz 4 seiner Geschiftsordnung von dem
zustiandigen Ausschuss angenommen wurde, und auf die vom Vertreter des Rates mit Schreiben vom 18. Februar 2019
gemachte Zusage, den Standpunkt des Europiischen Parlaments gemdfd Artikel 294 Absatz 4 des Vertrags iiber die
Arbeitsweise der Europdischen Union zu billigen,

— gestiitzt auf Artikel 59 seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir Beschiftigung und soziale Angelegenheiten sowie die
Stellungnahmen des Ausschusses fiir die Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter und des
Rechtsausschusses (A8-0270/2018),

1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, entscheidend dndert oder
beabsichtigt, ihn entscheidend zu dndern;

3. beauftragt seinen Prisidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu iibermitteln.

() ABL C 129 vom 11.4.2018, S. 44.
() ABL C 164 vom 8.5.2018, S. 62.



31.3.2021 Amtsblatt der Europdischen Union C116/149

Donnerstag, 4. April 2019

P8_TC1-COD(2017)0085

Standpunkt des Europiischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass
der Richtlinie (EU) 2019/... des Europdischen Parlaments und des Rates zur Vereinbarkeit von Beruf und
Privatleben fiir Eltern und pflegende Angehérige und zur Aufhebung der Richtlinie 2010/18/EU des Rates

(Da Parlament und Rat eine Einigung erzielt haben, entspricht der Standpunkt des Parlaments dem endgiiltigen Rechtsakt, Richtlinie
(EU) 2019/1158.)



C 116/150 Amtsblatt der Europdischen Union 31.3.2021

Donnerstag, 4. April 2019

P8 _TA(2019)0349

Schutz des Haushalts der Union im Falle von generellen Mingeln in Bezug auf das
Rechtsstaatsprinzip in den Mitgliedstaaten ***]

Legislative Entschlieffung des Europiischen Parlaments vom 4. April 2019 zu dem Vorschlag fiir eine Verordnung

des Europiischen Parlaments und des Rates iiber den Schutz des Haushalts der Union im Falle von generellen

Mingeln in Bezug auf das Rechtsstaatsprinzip in den Mitgliedstaaten (COM(2018)0324 — C8-0178/2018 —
2018/0136(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

(2021/C 116/21)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europiische Parlament und den Rat (COM(2018)0324),

— gestitzt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 322 Absatz 1 Buchstabe a des Vertrags iiber die Arbeitsweise der
Europiischen Union sowie auf Artikel 106a des Vertrags zur Griindung der Europdischen Atomgemeinschaft, auf deren
Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C8-0178/2018),

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,
— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Rechnungshofs vom 17. August 2018 ('),
— gestitzt auf Artikel 59 seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf die gemeinsamen Beratungen des Haushaltsausschusses und des Haushaltskontrollausschusses gemaf3
Artikel 55 seiner Geschaftsordnung,

— unter Hinweis auf den Bericht des Haushaltsausschusses und des Haushaltskontrollausschusses sowie die
Stellungnahmen des Ausschusses fiir biirgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres, des Ausschusses fiir regionale
Entwicklung und des Ausschusses fiir konstitutionelle Fragen (A8-0469/2018),

1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest (3);

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, entscheidend dndert oder
beabsichtigt, ihn entscheidend zu dndern;

3. beauftragt seinen Prisidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu iibermitteln.

" ABL C 291 vom 17.8.2018, S. 1.
? Dieser Standpunkt entspricht den am 17. Januar 2019 angenommenen Abdnderungen (Angenommene Texte, P8_TA(2019)0038).
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P8_TC1-COD(2018)0136

Standpunkt des Europiischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass
der Verordnung (EU) .../... des Europidischen Parlaments und des Rates iiber den Schutz des Haushalts der Union
im Falle von generellen Mingeln in Bezug auf das Rechtsstaatsprinzip in den Mitgliedstaaten

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION -

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union, insbesondere auf Artikel 322 Absatz 1 Buchstabe a,
gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen Atomgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 106 a,

auf Vorschlag der Europidischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

nach Stellungnahme des Rechnungshofs (),

gemifl dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (),

in Erwiagung nachstehender Griinde:

(1) Die Union griindet sich auf die in Artikel 2 des Vertrags iiber die Europdische Union (EUV) verankerten Werte,
nimlich die Achtung der Menschenwiirde, Freiheit, Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit ist—einer—der
wesentlichenWerteauf-diesich-die und die Wahrung der Menschenrechte emschltej!ltch der Rechte der Personen,
die Minderheiten angehoren, die auch Teil der Kriterien fiir die Mitgliedschaft in der Union griindet sind. In
Artikel 2 des-Vertrags-iiber-die Europaische Union EUV wird daran erinnert, dass diese Werte allen Mitgliedstaaten in
einer Gesellschaft gemeinsam sind, die sich durch Pluralismus, Nichtdiskriminierung, Toleranz, Gerechtigkeit,
Solidaritit und die Gleichheit von Frauen und Mdnnern auszeichnet. [Abind. 1]

(1a)  Die Mitgliedstaaten sollten ihren Verpflichtungen nachkommen und mit gutem Beispiel vorangehen, indem sie
diese Verpflichtungen auch tatsichlich erfiillen, und sich um ein gemeinsames Verstindnis der Rechtsstaat-
lichkeit als universeller Wert bemiihen, der von allen Betroffenen in gleicher Weise anzuwenden ist. Die
uneingeschrinkte Achtung und Forderung dieser Grundsitze ist die wesentliche Voraussetzung fiir die
Legitimitdt des europdischen Projekts als Ganzes und die Grundvoraussetzung fiir die Stirkung des Vertrauens
der Biirger in die Union und die Sicherstellung der wirksamen Umsetzung ihrer Politik. [Abind. 2]

(1b) GemifS Artikel 2, Artikel 3 Absatz 1 und Artikel 7 EUV hat die Union die Moglichkeit, zum Schutz ihres
»Verfassungskerns“ sowie der gemeinsamen Werte, auf denen sie beruht, einschliefSlich ihrer Haushaltsgrund-
sdtze, titig zu werden. Die Mitgliedstaaten, die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der EU sowie die
Kandidatenlinder sind zur Wahrung, zum Schutz und zur Forderung dieser Grundsiitze und Werte sowie zur
loyalen Zusammenarbeit verpflichtet. [Abind. 3]

(2)  Rechtsstaatlichkeit bedeutet, dass jedwede offentliche Gewalt innerhalb des geltenden Rechts im Einklang mit den
Werten der Demokratie und der Achtung der Grundrechte unter der Kontrolle unabhingiger und unparteiischer
Gerichte ausgeiibt wird. Sie setzt insbesondere voraus, dass die Grundsitze der Rechtmifigkeit (*) — einschliefSlich
eines transparenten, rechenschaftspflichtigen und demokratischen Gesetzgebungsprozesses —, der Rechts-
sicherheit (), des Verbots der willkiirlichen Ausiitbung von Hoheitsgewalt (°), der Gewaltenteilung (%) , des Zugangs

") ABI. C 291 vom 17.8.2018, S. 1.

Q] Standpunkt des Europdischen Parlaments vom 4. April 2019.

G) Urteil des Gerichtshofs vom 29. April 2004, CAS Succhi di Frutta, C-496/99 PECLI:EU:C:2004:236, Randnummer 63.

* Urteil des Gerichtshofs vom 12. November 1981, Amministrazione delle finanze dello Stato/Srl Meridionale Industria Salumi

u. a., Ditta Italo Orlandi & Figlio und Ditta Vincenzo Divella/Amministrazione delle finanze dello Stato. Verbundene Rechtssachen

212 bis 217/80, ECLLEU:C:1981:270, Randnummer 10.

Q] Urteil des Gerichtshofs vom 21. September 1989, Hoechst, Verbundene Rechtssachen 46/87 und 227/88, ECLLEU:C:1989:337,
Randnummer 19.

() Urteil des Gerichtshofs vom 10. November 2016, Kovalkovas, C-477/16, ECLLEU:C:2016:861, Randnummer 36, Urteil des

Gerichtshofs vom 10. November 2016, PPU Poltorak, C-452/16, ECLL:EU:C:2016:858, Randnummer 35, und Urteil des

Gerichtshofs vom 22. Dezember 2010, DEB, C-279/09, ECLLEU:C:2010:811, Randnummer 58.
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zur Justiz und des wirksamen Rechtsschutzes dureh-unabhingige-Gerichte vor unabhingigen und unparteiischen
Gerichten (') eingehalten werden (*). Diese Grundsdtze spiegeln sich bei der Venedig-Kommission des Europarates
sowie in der einschligigen Rechtsprechung des Europdischen Gerichtshofs fiir Menschenrechte wider (°).
[Abind. 4]

(2a)  Die vom Europdischen Rat auf seiner Tagung im Jahr 1993 in Kopenhagen festgelegten und auf seiner Tagung
im Jahr 1995 in Madrid verschirften Beitrittskriterien — oder Kopenhagener Kriterien — sind die
unabdingbaren Voraussetzungen, die alle Kandidatenlinder erfiillen miissen, um ein Mitgliedstaat zu werden.
Zu diesen Kriterien gehoren die Stabilitit der Institutionen, durch welche die Demokratie, die Rechtsstaatlichkeit,
die Achtung der Menschenrechte sowie die Wahrung der Rechte von Minderheiten und deren Schutz sichergestellt
werden, eine funktionierende Marktwirtschaft und die Fihigkeit, mit dem Wettbewerb und den Marktkriften
zurechtzukommen, sowie die Fihigkeit zur Erfiillung der mit der Mitgliedschaft in der Union einhergehenden
Verpflichtungen. [Abind. 5]

(2b)  Halt ein Kandidatenland die geforderten Normen, Werte und demokratischen Grundsitze nicht ein, so hat dies
zur Folge, dass sein Beitritt zur Union so lange aufgeschoben wird, bis es diese Normen uneingeschrinkt erfiillt.
Im Einklang mit Artikel 2 EUV und dem in Artikel 4 EUV verankerten Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit
gelten die fiir Kandidatenlinder aus den Kopenhagener Kriterien erwachsenden Verpflichtungen nach ihrem
Beitritt zur Union — d. h. nachdem sie zu Mitgliedstaaten geworden sind — weiterhin. Die Mitgliedstaaten
sollten daher regelmifSig einer Bewertung unterzogen werden, um zu iiberpriifen, ob ihre Rechtsvorschriften und
Gepflogenheiten weiterhin mit diesen Kriterien und den gemeinsamen Werten, auf denen die Union beruht,
iibereinstimmen, wodurch ein solider rechtlicher und administrativer Rahmen fiir die Umsetzung der Politik der
Union geschaffen wiirde. [Abind. 6]

(3)  Es gibt zwar keine Hierarchie zwischen den Werten der Union, doch ist Bas das Rechtsstaatsprinzip ist-eime
Voraussetzung von entscheidender Bedeutung fiir den Schutz der iibrigen Grundwerte, auf die sich die Union
griindet, wie Freiheit, Demokratie, Gleichheit und Wahrung der Menschenrechte. Die Achtung des Rechtsstaats-
prinzips ist untrennbar mit der Achtung der Demokratie und der Grundrechte verbunden: Demokratie und Achtung
der Grundrechte sind ohne Wahrung der Rechtsstaatlichkeit nicht méglich, was umgekehrt genauso gilt. In der
Kohirenz und Konsistenz der inneren und dufSeren Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit und der Grundrechte-
politik liegt der Schliissel zur Glaubwiirdigkeit der Union. [Abind. 7]

(4 Wenn die Mitgliedstaaten den Haushaltsplan der Union ausfithren, ist die Wahrung des Rechtsstaatsprinzips
ungeachtet der verwendeten Methode eine Grundvoraussetzung fiir die Einhaltung des Grundsatzes der
wirtschaftlichen Haushaltsfihrung, der in Artikel 317 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union
verankert ist.

(5)  Eine wirtschaftliche Haushaltsfihrung kann von den Mitgliedstaaten nur gewéhrleistet werden, wenn die Behorden
im Einklang mit dem Gesetz handeln, Verstofle gegen Letzteres wirksam von Ermittlungs- und Strafverfolgungs-
instanzen verfolgt werden und Beschliisse der Behorden einer wirksamen gerichtlichen Kontrolle durch unabhingige
Gerichte und durch den Gerichtshof der Europdischen Union unterliegen kénnen.

(6)  Die Justizorganesolltenunabhingig-und-unparteiisch-handeln Unabhdngigkeit und die Unparteilichkeit der Justiz
sollten jederzeit garantiert sein, und die Ermittlungs- und Strafverfolgungsinstanzen sollten in der Lage sein, ihre
Aufgaben ordnungsgemifl wahrzunehmen. Thnen sollten ausreichende Ressourcen und angemessene Verfahren an
die Hand gegeben werden, um wirkungsvoll und unter uneingeschrinkter Wahrung des Rechts auf ein faires
Gerichtsverfahren handeln zu konnen. Diese Voraussetzungen stellen eine Mindestgarantie gegen unrechtmifSige
und willkiirliche Beschliisse von Behérden dar, die diese grundlegenden Prinzipien beeintrichtigen und den
finanziellen Interessen der Union schaden konnten, und sind daher unerlisslich. [Abind. 8]

(7  Die Unabhidngigkeit der Justiz setzt unter anderem voraus, dass das betreffende Justizorgan seine justiziellen
Aufgaben vollig autonom wahrnehmen kann, ohne einem hierarchischen Zwang ausgesetzt oder einem anderen
Organ unterstellt zu sein und ohne Befehle oder Anweisungen entgegenzunehmen, so dass es gegen Eingriffe oder
Druck von aufen, die das unabhingige Urteil seiner Mitglieder beeintrichtigen und ihre Entscheidungen beeinflussen
konnten, geschiitzt ist. Um Unabhangigkeit und Unparteilichkeit zu garantieren, bedarf es Regeln insbesondere in
Bezug auf die Zusammensetzung des Organs und die Ernennung, die Amtszeit und die Griinde fiir eine Abweisung
oder Amtsenthebung seiner Mitglieder, durch die jegliche begriindete Zweifel in den Augen Einzelner an der
Unempfinglichkeit dieses Organs fiir dufere Faktoren und seiner Neutralitit gegeniiber den ihm vorgebrachten
Anliegen ausgeschlossen werden.

() Urteil des Gerichtshofs vom 27. Februar 2018, Associacdo Sindical dos Juizes Portugueses/Tribunal de Contas C-64/16,
ECLLEU:C:2018:117, Randnummern 31 u. 40-41; Urteil des Gerichtshofs vom 25. Juli 2018, LM, C-216/18 PPU, ECLI:EU:
C:2018:586, Randnummern 63-67.

() Mitteilung der Kommission mit dem Titel ,Ein neuer EU-Rahmen zur Stirkung des Rechtsstaatsprinzips“, COM(2014) +58-final
0158, Anhang 1.

®) Bericht der Venedig-Kommission vom 4. April 2011, Studie Nr. 512/2009 (CDL-AD(2011)003rev).
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(7a)  Die Unabhingigkeit der Staatsanwaltschaft und der Justiz umfasst sowohl die formale (de jure) als auch die
tatsdchliche (de facto) Unabhingigkeit der Staatsanwaltschaft und der Justiz sowie der einzelnen Staatsanwiilte
und Richter. [Abind. 9]

(8)  Die Wahrung des Rechtsstaatsprinzips ist nicht nur fiir die Biirgerinnen und Biirger der Union von entscheidender
Bedeutung, sondern auch fiir unternehmerische Initiativen, Innovationen, Investitionen, den wirtschaftlichen,
sozialen und territorialen Zusammenhalt und das ordnungsgemife Funktionieren des Binnenmarkts, der sich dort
am-besten nur dort nachhaltig entwickeln kann, wo ein solider rechtlicher und institutioneller Rahmen vorhanden
ist. [Abidnd. 10]

(8a)  Die Integration der bestehenden Uberwachungsmechanismen der Union — wie etwa des Kontrollverfahrens, des
Justizbarometers und der Berichte iiber die Korruptionsbekimpfung — in einen weiter gefassten Rahmen zur
Uberwachung der Rechtsstaatlichkeit kénnte dazu fiihren, dass effizientere und wirksamere Kontrollmecha-
nismen im Hinblick auf den Schutz der finanziellen Interessen der Union zur Verfiigung stehen. [Abind. 11]

(8b) Zu den negativen Auswirkungen schidlicher Steuerpraktiken zihlen unter anderem mangelnde Transparenz,
willkiirliche Diskriminierung, Wettbewerbsverzerrung und ungleiche Wettbewerbsbedingungen innerhalb und
aufSerhalb des Binnenmarkts, Auswirkungen auf die Integritit des Binnenmarkts und auf die Fairness, Stabilitdit
und Legitimitit des Steuersystems, vermehrte wirtschaftliche Ungleichheiten, unfairer Wettbewerb zwischen
Staaten, soziale Unzufriedenheit, Misstrauen und ein Demokratiedefizit. [Abind. 12]

(9)  Artikel 19 des Vertrags iiber die Europdische Union, der konkreter Ausdruck des in Artikel 2 verankerten
Rechtsstaatsprinzips ist, verpflichtet die Mitgliedstaaten, einen wirksamen Rechtsschutz in den vom Unionsrecht
erfassten Bereichen, darunter auch die Ausfithrung des Haushaltsplans der Union, zu gewihrleisten Die wirksame
gerichtliche Kontrolle, mit der die Einhaltung des Unionsrechts gewahrleistet werden soll, ist der Kern des
Rechtsstaatsprinzips und setzt unabhingige Gerichte voraus. ('°) Die Wahrung der Unabhingigkeit der Gerichte ist
von grundlegender Bedeutung, wie im zweiten Unterabsatz von Artikel 47 der Grundrechtecharta der Europdischen
Union bestitigt wird. (') Das gilt insbesondere fiir die gerichtliche Kontrolle der Giiltigkeit von Mafnahmen,
Vertragen oder anderen Instrumenten, die zu 6ffentlichen Ausgaben oder Verbindlichkeiten fithren, unter anderem
im Zusammenhang mit Verfahren zur Vergabe offentlicher Auftrige, die ebenfalls Gegenstand von Gerichtsverfahren
sein konnen.

(10)  Somit besteht ein eindeutiger Zusammenhang zwischen der Wahrung des Rechtsstaatsprinzips und einer wirksamen
Ausfithrung des Haushaltsplans der Union im Einklang mit den Grundsitzen der wirtschaftlichen Haushaltsfithrung.

(10a) Die Union verfiigt iiber eine Vielzahl von Instrumenten und Prozessen zur Sicherstellung der umfassenden und
korrekten Anwendung der im EUV verankerten Grundsitze und Werte, doch vonseiten der Organe der Union
erfolgt derzeit keine schnelle und wirksame Reaktion, insbesondere wenn es darum geht, eine wirtschaftliche
Haushaltsfiihrung sicherzustellen. Die bestehenden Instrumente sollten im Rahmen eines Rechtsstaatlichkeits-
mechanismus durchgesetzt, bewertet und erginzt werden, um angemessen und wirksam zu sein. [Abind. 13]

(11)  Generelle Mingel in den Mitgliedstaaten in Bezug auf das Rechtsstaatsprinzip, die insbesondere die ordnungsgemafie
Arbeit der Behorden und die wirksame gerichtliche Kontrolle beeintrichtigen, konnen den finanziellen Interessen der
Union schwer schaden. Es sind griindliche Untersuchungen solcher Mingel sowie die Anwendung wirksamer und
verhdltnismdfSiger MafSnahmen erforderlich, wenn ein genereller Mangel festgestellt wird, und zwar nicht nur,
um die finanziellen Interessen der Union zu schiitzen, zu denen auch die wirksame Erhebung von Einnahmen
gehort, sondern auch, um das Vertrauen der Offentlichkeit in die Union und ihre Organe sicherzustellen. Nur eine
unabhingige Justiz, die in allen Mitgliedstaaten fiir Rechtsstaatlichkeit und Rechtssicherheit eintritt, kann
letztlich gewdhrleisten, dass die Gelder aus dem Haushalt der Union ausreichend geschiitzt sind. [Abind. 14]

(11a) Das AusmafS von Steuerhinterziehung und Steuervermeidung wird von der Kommission auf bis zu 1 Billion EUR
pro Jahr geschiitzt. Die nachteiligen Folgen dieser Praktiken fiir die Haushalte der Mitgliedstaaten und der Union
sowie fiir die Biirgerinnen und Biirger sind offensichtlich und kénnten das Vertrauen in die Demokratie
untergraben. [Abind. 15]

(11b) Steuervermeidung durch Unternehmen hat direkte Auswirkungen auf die Haushalte der Mitgliedstaaten und der
Union sowie auf die Aufteilung der Steuerlast zwischen Kategorien von Steuerzahlern und zwischen
Wirtschaftsfaktoren. [Abind. 16]

(" Rs. C-64/16, Rdnr. 32-36.
(") Rs. C-64/16, Rdnr. 40-41.
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(11c) Die Mitgliedstaaten sollten den Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit in Fragen des Steuerwettbewerbs in
vollem Umfang anwenden. [Abind. 17]

(11d) Als Hiiterin der Vertrige sollte die Kommission dafiir sorgen, dass das Unionsrecht und der Grundsatz der
loyalen Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten uneingeschrinkt eingehalten werden. [Abind. 18]

(11¢) Durch die Bewertung und Uberwachung der Steuerpolitik der Mitgliedstaaten auf Unionsebene wiirde
sichergestellt, dass in den Mitgliedstaaten keine neuen schidlichen SteuermafSnahmen umgesetzt werden. Durch
die Uberwachung der Beachtung der gemeinsamen EU-Liste nicht kooperativer Linder und Gebiete durch die
Mitgliedstaaten und deren Gerichtsbarkeit, Regionen oder andere Verwaltungsstrukturen wiirde der Binnenmarkt
geschiitzt und sein ordnungsgemiifles und kohdirentes Funktionieren sichergestellt. [Abind. 19]

(12)  Die Feststellung eines generellen Mangels bedarf einer sorgfiltigen qualitativen Prifung Bewertung seitens der
Kommission. Diese Bewertung kénste sollte objektiv, unparteiisch und transparent sein und auf Informationen aus
allen verfiigbaren einschligigen Quellen wnd — unter Beriicksichtigung der im Zusammenhang mit den
Verhandlungen iiber den Beitritt zur Union verwendeten Kriterien, insbesondere der Kapitel, in denen es um
Justiz und Grundrechte, Recht, Freiheit und Sicherheit, Finanzkontrolle und das Steuerwesen geht, und der im
Zusammenhang mit dem Kooperations- und Kontrollverfahren verwendeten Leitlinien fiir die Verfolgung der
Fortschritte eines Mitgliedstaats — sowie von anerkannten Institutionen fuffen, darunter Yrteile Entscheidungen
des Gerichtshofs der Europdischen Union und des Europiischen Gerichtshofs fiir Menschenrechte, Entschlie-
Jungen des Europiischen Parlaments, Berichte des Rechnungshofes saéd Schlussfolgerungen und Empfehlungen
einschligiger internationaler Organisationen wnd—Netze wie der Organe des Europarats eder, einschliefSlich
insbesondere der von der Venedig-Kommission ausgearbeiteten Liste der Kriterien der Rechtsstaatlichkeit, und
einschligiger internationaler Netze wie der Europiischen Netze oberster Gerichtshofe und Justizrite. [Abdnd. 20]

(12a) Es sollte ein beratendes Gremium unabhingiger Sachverstindiger fiir Verfassungsrecht und Finanz- und
Haushaltsangelegenheiten eingerichtet werden, das die Kommission bei deren Bewertung der generellen Mdngel
unterstiitzt. Das Gremium sollte jihrlich eine unabhingige Bewertung der Probleme bei der Rechtsstaatlichkeit
in allen Mitgliedstaaten vornehmen, welche die Grundsitze der wirtschaftlichen Haushaltsfiihrung oder den
Schutz der finanziellen Interessen der Union beeintrichtigen oder zu beeintrichtigen drohen, und dabei
Informationen aus allen einschligigen Quellen und von allen anerkannten Einrichtungen beriicksichtigen. Wenn
die Kommission einen Beschluss iiber die Annahme oder Aufhebung von Mafnahmen fasst, sollte sie dabei die
einschligigen Stellungnahmen des Gremiums beriicksichtigen. [Abind. 21]

(13)  Es gilt, die etwaigen im Falle genereller Mangel anzunchmenden Maffnahmen und die Verfahren zu ihrer Annahme
festzulegen. Zu diesen Maflnahmen sollten die Aussetzung von Zahlungen und Mittelbindungen, eine Reduzierung
der Mittel aus bestehenden Mittelbindungen und ein Verbot neuer Mittelbindungen gegeniiber Empfingern zihlen.
[Abind. 22]

(14)  Bei der Festsetzung der anzunehmenden Maflnahmen sollte der Grundsatz der Verhaltnismafigkeit gewahrt und
insbesondere die Schwere der Lage, der Zeitraum seit Beginn des einschldgigen Verhaltens, seine Dauer und
Haufigkeit, die zugrundeliegende Absicht und das Ausmafd der Mitarbeit des betroffenen Mitgliedstaats bei der
Abstellung des generellen Mangels in Bezug auf das Rechtsstaatsprinzip sowie die Auswirkungen dieses Mangels auf
die jeweiligen Haushaltsmittel der Union beriicksichtigt werden.

(14a) Es ist von entscheidender Bedeutung, dass die berechtigten Interessen von Endempfingern und Endbegiinstigten
angemessen geschiitzt werden, wenn im Falle genereller Mingel Mafinahmen angenommen werden. Priift die
Kommission die Annahme von Mafinahmen, so beriicksichtigt sie dabei deren potenzielle Auswirkungen auf
Endempfinger und Endbegiinstigte. Damit Endempfinger oder Endbegiinstigte besser geschiitzt werden, sollte die
Kommission auf einer Website oder einem Internetportal Informationen und Leitlinien bereitstellen, und zwar
zusammen mit geeigneten Instrumenten, mit deren Hilfe die Kommission unterrichtet werden kann, wenn
staatliche Einrichtungen und Mitgliedstaaten gegen ihre Pflicht verstofSen, auch nach der Annahme von
Mafnahmen gemif dieser Verordnung ihre Zahlungen fortzusetzen. Um sicherzustellen, dass alle von staatlichen
Einrichtungen oder Mitgliedstaaten geschuldeten Betrige auch tatsichlich an die Endempfinger und
Endbegiinstigten ausgezahlt werden, sollte die Kommission erforderlichenfalls die Moglichkeit haben, an diese
Einrichtungen ausgezahlte Betrige wieder einzuziehen oder gegebenenfalls eine finanzielle Berichtigung
vorzunehmen, indem sie die Unterstiitzung fiir ein Programm verringert, und einen entsprechenden Betrag in die
Unionsreserve einzustellen, der dann zugunsten der Endempfinger oder Endbegiinstigten zu verwenden ist.
[Abind. 23]
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(15)  lm—Interesse—der—Gewithtleistung—einer—einheitlichen Um eine einheitliche Anwendung dieser Verordnung
stcherzustellen und ange51chts der Bedeutung der fmanmellen Folgen von MaKnahmen gemaﬁ dieser Verordnung
g werden : vorsehlag sollten der

Durchﬁhmngsbefugntsse

iibertragen werden. [Abé’ind. 24]

(15a) Mit Blick auf ihre Auswirkungen auf den Haushalt der Union sollten MafSnahmen, die gemif dieser Verordnung
verhingt werden, erst in Kraft treten, nachdem das Europiische Parlament und der Rat eine Mitteliibertragung in
Hohe des Wertes der getroffenen MafSnahmen auf eine Haushaltsreserve gebilligt haben. Um die Annahme der
fiir den Schutz der finanziellen Interessen der Union erforderlichen Beschliisse zu erleichtern, sollten solche
Mitteliibertragungen als angenommen gelten, sofern nicht innerhalb einer festgelegten Frist das Europdische
Parlament oder der Rat — Letzterer mit qualifizierter Mehrheit — beschliefSt, sie zu dndern oder abzulehnen.
[Abind. 25]

(16) Bevor die Kommission eine Mafinahme gemidfl dieser Verordnung vorschligt, sollte sie dem betreffenden
Mitgliedstaat mitteilen, warum sie der Auffassung ist, dass in diesem Mitgliedstaat moglicherweise ein genereller
Mangel in Bezug auf das Rechtsstaatsprinzip vorliegt. Die Kommission sollte das Europdische Parlament und den
Rat umgehend iiber eine solche Mitteilung und deren Inhalt unterrichten. Dem betreffenden Mitgliedstaat sollte
erlaubt werden, Stellung zu nehmen. Die Kommission wund—der—Rat—seliter sollte diese Stellungnahme
beriicksichtigen. [Abdnd. 26]

(17)  PerRat Die Kommission sollte Mafinahmen mit aussetzender Wirkung auf-Versehlag-der Komnnissior autheben
und dem Europdischen Parlament und dem Rat vorschlagen, die fiir die betreffenden Mafnahmen in die
Haushaltsreserve eingestellten Mittel ganz oder teilweise freizugeben, wenn die Lage, die zur Verhingung der
Mafinahmen gefithrt hat, in ausreichendem Mafe bereinigt wurde. — [Abind. 27]

DieKemmission—sellte—das—FEuropiische [d.s

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Gegenstand der Verordnung

In dieser Verordnung sind die Regeln festgelegt, die fiir den Schutz des Haushalts der Union im Falle von generellen Mingeln
in Bezug auf das Rechtsstaatsprinzip in den Mitgliedstaaten erforderlich sind.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen
Fiir die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

a) Rechtsstaatspr1nz1p einender die in Artikel 2 des—Vertrags—itber-dieEuropéische EUV und in den Kriterien fiir die
Mitgliedschaft in der Union gemdfS Artikel 49 EUV verankerten Werte auf die sich die Union griindet und-derin-sieh;
es umfasst die Grundsitze der Rechtmifigkeit, die gleichbedeutend ist mit einem transparenten, rechenschafts-
pflichtigen, demokratischen und pluralistischen Gesetzgebungsprozess, der Rechtssicherheit, des Verbots der
willkiirlichen Ausiibung von Hoheitsgewalt, des Zugangs zur Justiz und des wirksamen Rechtsschutzes einschlieflich
des Schutzes der Grundrechte dureh—eine—unabhiingige-Gerichtsbarkeit, wie sie in der Charta der Grundrechte der
Europiischen Union und in internationalen Menschenrechtsiibereinkommen niedergelegt sind, vor unabhingigen
und unparteiischen Gerichten, der Gewaltenteilung, der Nichtdiskriminierung und der Gleichheit vor dem Gesetz
vereint; [Abind. 29]

b) ,genereller Mangel in Bezug auf das Rechtsstaatsprinzip“ eine weit verbreitete oder wiederholt auftretende Praxis,
Unterlassung oder Mafnahme des Staates, die das Rechtsstaatsprinzip beeintrichtigt, sofern sie die Grundsitze der
wirtschaftlichen Haushaltsfiihrung oder den Schutz der finanziellen Interessen der Union beeintrichtigt oder zu
beeintrichtigen droht; ein genereller Mangel in Bezug auf das Rechtsstaatsprinzip kann auch die Folge einer
systemischen Bedrohung der in Artikel 2 EUV verankerten Werte der Union sein, welche die Grundsdtze der
wirtschaftlichen Haushaltsfiihrung oder den Schutz der finanziellen Interessen der Union beeintrichtigt oder zu
beeintrichtigen droht; [Abind. 30]
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¢) ,staatliche Einrichtung” simtliche—Behérden eine Behorde unabhingig von der Regierungsebene einschlieflich
nationaler, regionaler und kommunaler Behorden sowie mitgliedstaatliche Organisationen im Sinne des [Artikels 2 Ziffer
Nummer 42] der Verordnung (EU, Euratom) Ne——3} 2018/1046 des Europdiischen Parlaments und des Rates (%)
(,Haushaltsordnung®). [Abdnd. 31]

Artikel 2a
Generelle Mingel

Als generelle Mingel in Bezug auf das Rechtsstaatsprinzip werden — sofern sie die Grundsitze der wirtschaftlichen
Haushaltsfithrung oder den Schutz der finanziellen Interessen der Union beeintrichtigen oder zu beeintrichtigen
drohen — insbesondere angesehen:

a) die Gefihrdung der Unabhingigkeit der Gerichte, darunter die Auferlegung von Beschmnkungen in Bezug auf die
Fihigkeit, justizielle Aufgaben autonom wahrzunehmen, durch Eingriffe von aufen in die garantierte Unab-
hingigkeit, durch die Erzwingung von Urteilen auf Anweisung von auflen, durch die willkiirliche Anderung der
Vorschriften iiber die Ernennung oder Amtsdauer der Mitarbeiter des Justizwesens, durch deren Beeinflussung in
einer Form, die deren Unparteilichkeit beeintrichtigt, oder durch MafSnahmen, die die Unabhingigkeit der
Anwaltschaft beeintrichtigen;

b) das Versiumnis, willkiirliche oder rechtswidrige Entscheidungen von Behérden einschliefSlich Strafverfolgungs-
behorden zu verhiiten, zu korrigieren und zu ahnden, die ihre ordnungsgemifSe Arbeit beeintrichtigende
Zuriickhaltung finanzieller und personeller Ressourcen oder das Versiumnis sicherzustellen, dass Interessenk-
onflikte ausgeschlossen sind;

¢) die Einschrinkung der Zuginglichkeit und Wirksamkeit des Rechtswegs, unter anderem mittels restriktiver
Verfahrensvorschriften, der Nichtumsetzung von Gerichtsentscheidungen oder der Einschrinkung einer wirksamen
Untersuchung, Verfolgung oder Ahndung von RechtsverstifSen;

d) die Gefihrdung der Verwaltungskapazitiit eines Mitgliedstaats im Hinblick darauf, die mit der Mitgliedschaft in der
Union einhergehenden Verpflichtungen zu erfiillen, einschliefSlich der Fihigkeit, die zum gemeinsamen Besitzstand
gehorenden Regeln, Normen und politischen Vorgaben wirksam umzusetzen;

e) MafSnahmen, die den Schutz der vertraulichen Kommunikation zwischen Rechtsanwalt und Mandant beein-
trichtigen. [Abind. 32]

Artikel 3
Maknahmen Risiken fiir die finanziellen Interessen der Union [Abind. 33]

1. Geeigﬁefe—Ma{%ﬁ-ahmeﬂ—smd—w—efgfetfeﬂ—weﬁﬁ—em Ein genereller Mangel in Bezug auf das Rechtsstaatsprmmp in

einem Mltghedstaat die

intracht ht; kann festgestellt werden, wenn msbesondere einer oder
mehrere der folgenden Punkte beemtrachttgt werden oder beeintrichtigt zu werden drohen. [Abind. 34]

a) die ordnungsgemife Arbeit der Behorden des Mitgliedstaats, die den Haushaltsplan der Union ausfithren, unter

anderem im Zusammenhang mit offentlichen Auftragen oder Finanzhilfeverfahren ederbei-der-Wahrnehmungvon
Uberwachungs—und Kontrellanfgaben;; [Abdnd. 35]

aa) das ordnungsgemdfSe Funktionieren der Marktwirtschaft unter Wahrung des Wettbewerbs und der Marktkrifte in
der Union sowie die wirksame Umsetzung der mit der Mitgliedschaft einhergehenden Verpflichtungen, darunter die
Verfolgung des Ziels der politischen Union und der Wirtschafts- und Wihrungsunion; [Abind. 36]

ab) die ordnungsgemifle Arbeit der Behirden, welche die Finanzkontrolle, die Uberwachung und die interne und
externe Rechnungspriifung durchfiihren, sowie das ordnungsgemiifle Funktionieren wirksamer und transparenter
Finanzverwaltungs- und Rechenschaftssysteme; [Abind. 37]

(?)  Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 18. Juli 2018 iiber die
Haushaltsordnung fiir den Gesamthaushaltsplan der Union, zur Anderung der Verordnungen (EU) Nr. 1296/2013, (EU)
Nr. 1301/2013, (EU) Nr. 1303/2013, (EU) Nr 1304/2013, (EU) Nr. 1309/2013 (EU) Nr. 1316/2013, (EU) Nr. 223/2014,
(EU) Nr. 283/2014 und des Beschlusses Nr. 541/2014/EU sowie zur Aufhebung der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012
(ABL L 193 vom 30.7.2018, S. 1).
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b) die ordnungsgemifle Arbeit von Ermittlungs- und Strafverfolgungsinstanzen bei der Verfolgung von Betrugs—unéd
Betrugsdelikten, einschliefllich Steuerbetrug, Korruptionsdelikten und anderen Verstofen gegen Unionsrecht im
Zusammenhang mit der Ausfithrung des Haushaltsplans der Union, ; [Abind. 38]

¢) die wirksame gerichtliche Kontrolle behordlicher Handlungen oder Unterlassungen im Sinne der Buchstaben a, ab und

b durch unabhingige Gerichte,; [Abdnd. 39]

d) die Verhiitung und Ahndung von Betrugs—und Betrugsdelikten, einschliefSlich Steuerbetrug, Korruptionsdelikten und
anderen Verstofsen gegen Unionsrecht im Zusammenhang mit der Ausfithrung des Haushaltsplans der Union und die
Verhidngung wirksamer und abschreckender Sanktionen gegeniiber Empfiangern durch einzelstaatliche Gerichte oder
Verwaltungsbehérden,; [Abind. 40]

e) die Wiedereinziehung rechtsgrundlos gezahlter Betrige,

ea) die Verhiitung und Ahndung von Steuerhinterziehung und Steuerwettbewerb sowie die ordnungsgemiifSe Arbeit der
Behorden, die einen Beitrag zur Verwaltungszusammenarbeit in Steuersachen leisten; [Abind. 41]

f) die wirksame und rechtzeitige Zusammenarbeit mit dem Europidischen Amt fiir Betrugsbekimpfung und,
vorbehaltlich der Beteiligung des betroffenen Mitgliedstaats, mit der Europdischen Staatsanwaltschaft bei ihren
Untersuchungs-, Ermittlungs- und Strafverfolgungstitigkeiten gemif$ ihren rechtlichen Grundlagen und nach dem
Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit.; [Abédnd. 42]

fa) die ordnungsgemifSe Ausfiihrung des Haushaltsplans der Union infolge einer systemischen Verletzung der
Grundrechte. [Abind. 43]

Artikel 3a

Gremium unabhdingiger Sachverstindiger
1.  Die Kommission richtet ein Gremium unabhingiger Sachverstindiger (,Gremium*) ein.

Das Gremium besteht aus unabhingigen Sachverstindigen fiir Verfassungsrecht und Finanz- und Haushalts-
angelegenheiten. Jeweils ein Sachverstindiger wird von den nationalen Parlamenten der einzelnen Mitgliedstaaten und
fiinf Sachverstindige werden vom Europdischen Parlament benannt. Bei der Zusammensetzung des Gremiums wird auf
ein ausgewogenes Verhdltnis von Frauen und Mdnnern geachtet.

Gegebenenfalls konnen im Einklang mit der Geschiftsordnung gemifS Absatz 6 Vertreter einschligiger Organisationen
und Netze wie des europdischen Verbands der Akademien der Natur- und Geisteswissenschaften, des Europdischen
Netzwerks nationaler Menschenrechtsinstitutionen (European Network of National Human Rights Institutions), der
Organe des Europarats, der Europdiischen Kommission fiir die Wirksamkeit der Justiz, des Rates der Anwaltschaften der
Europiischen Union, des Netzes fiir Steuergerechtigkeit (Tax Justice Network), der Vereinten Nationen, der
Organisation fiir Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa und der Organisation fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung eingeladen werden, als Beobachter an den Sitzungen des Gremiums teilzunehmen.

2.  Mit seinen Beratungsaufgaben soll das Gremium die Kommission dabei unterstiitzen, generelle Mingel in Bezug
auf das Rechtsstaatsprinzip in einem Mitgliedstaat zu ermitteln, welche die Grundsitze der wirtschaftlichen

Haushaltsfithrung oder den Schutz der finanziellen Interessen der Union beeintrichtigen oder zu beeintrichtigen
drohen.
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Das Gremium bewertet jihrlich die Situation in allen Mitgliedstaaten auf der Grundlage quantitativer und qualitativer
Kriterien und Informationen und trigt dabei den Informationen und Leitlinien gemifS Artikel 5 Absatz 2 gebiihrend
Rechnung.

3. Das Gremium veriffentlicht jedes Jahr eine Zusammenfassung seiner Erkenntnisse.

4.  Als Teil seiner Beratungsaufgaben kann das Gremium unter Beriicksichtigung der Ergebnisse der Uberlegungen
gemdfS Absatz 2 eine Stellungnahme zu einem generellen Mangel in Bezug auf das Rechtsstaatsprinzip in einem
Mitgliedstaat abgeben.

Bei der Abgabe einer Stellungnahme bemiiht sich das Gremium, zu einem Einvernehmen zu gelangen. Kann kein
Einvernehmen erzielt werden, so gibt das Gremium seine Stellungnahme mit einfacher Mehrheit seiner Mitglieder ab.

5.  Bei dem Erlass von Durchfiihrungsrechtsakten gemifS Artikel 5 Absatz 6 und Artikel 6 Absatz 2 beriicksichtigt
die Kommission alle einschligigen Stellungnahmen des Gremiums gemifS Absatz 4.

6. Das Gremium wihlt aus seiner Mitte eine(n) Vorsitzende(n). Das Gremium gibt sich eine Geschiftsordnung.
[Abind. 45]

Artikel 4
Inhalt-der Mallnahmen zum Schutz des Haushalts der Union [Abind. 46]

1. Sofern die Voraussetzungen nach Artikel 3 erfiillt sind, konnen Eine eine oder mehrere der folgenden geeigneten
Mafinahmen kénnes angenommen werden, [Abdnd. 47]

a) wenn die Kommission den Haushaltsplan der Union in direkter oder indirekter Mittelverwaltung gemifs Artikel 62
Buchstaben a und ¢ der Haushaltsordnung ausfithrt und es sich bei dem Empfinger um eine staatliche Einrichtung
handelt:

(1) eine Aussetzung von Zahlungen oder der Umsetzung der rechtlichen Verpflichtung oder die Kiindigung der
rechtlichen Verpflichtung gemidfl Artikel [131 Absatz 3] der Haushaltsordnung,

(2) das Verbot des Eingangs neuer rechtlicher Verpflichtungen;

b) wenn die Kommission den Haushaltsplan der Union in geteilter Mittelverwaltung gemaf [Artikel 62 Buchstabe b] der
Haushaltsordnung ausfiihrt:

(1) eine Aussetzung der Genehmigung eines oder mehrerer Programme oder ihre Anderung,
(2) eine Aussetzung von Mittelbindungen,

(3) eine Reduzierung von Mittelbindungen, einschlieflich durch Finanzkorrekturen oder Mitteliibertragungen auf andere
Ausgabenprogramme,

(4) eine Reduzierung der Vorfinanzierung,
(5) eine Unterbrechung von Zahlungsfristen,
(6) eine Aussetzung von Zahlungen.

2. Soweit in dem Beschluss zur Annahme der MafSnahmen nichts anderes bestimmt wird, beeintrachtigt die Verhdngung
geeigneter MafSnahmen nicht die Pflicht der staatlichen Einrichtungen, auf die in Absatz 1 Buchstabe a verwiesen wird, oder
der Mitgliedstaaten, auf die in Absatz 1 Buchstabe b verwiesen wird, das von der Mafinahme betroffene Programm oder den
von der Mafnahme betroffenen Fonds auszufithren und insbesondere Zahlungen an Endempfinger oder Begiinstigte zu
tatigen.

3. Die ergriffenen Mafinahmen miissen in einem angemessenen Verhiltnis zu Art, Schwere, Dauer und Umfang des
generellen Mangels in Bezug auf das Reehtsprinzip Rechtsstaatsprinzip stehen. Sie gelten soweit moglich den Handlungen
der Union, die durch diesen Mangel tatsichlich oder moglicherweise beeintrichtigt werden. [Abind. 48]
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3a. Die Kommission stellt auf einer Website oder einem Internetportal Informationen und Leitlinien fiir die
Endempfinger oder Endbegiinstigten iiber die Pflichten der Mitgliedstaaten gemifS Absatz 2 zur Verfiigung.

Ferner stellt die Kommission auf derselben Website bzw. demselben Internetportal geeignete Instrumente fiir die
Endempfinger oder Endbegiinstigten bereit, mit denen diese die Kommission iiber etwaige Versiumnisse dieser
Pflichten, von denen die Endempfinger oder Endbegiinstigten ihrer Ansicht nach unmittelbar betroffen sind,
unterrichten konnen. Bei der Anwendung dieses Absatzes wird sichergestellt, dass im Einklang mit den Grundsitzen,
die in der Richtlinie XXX (Richtlinie zum Schutz von Personen, die Verstofle gegen das Unionsrecht melden) niedergelegt
sind, Personen, die VerstifSe gegen das Unionsrecht melden, geschiitzt werden. Informationen, die von Endempfingern
oder Endbegiinstigten gemdfS diesem Absatz bereitgestellt werden, diirfen von der Kommission nur dann beriicksichtigt
werden, wenn ihnen einen Beleg dariiber beigefiigt ist, dass der betreffende Endempfinger oder Endbegiinstigte eine
offizielle Beschwerde bei der zustindigen Behirde eingereicht hat. [Abind. 49]

3b. Auf der Grundlage der von den Endempfingern oder Endbegiinstigten gemdfS Absatz 3a bereitgestellten
Informationen stellt die Kommission sicher, dass alle von staatlichen Einrichtungen oder Mitgliedstaaten geschuldeten
Betrige im Einklang mit Absatz 2 auch tatsichlich an die Endempfinger und Endbegiinstigten ausgezahlt werden.

Gegebenenfalls

a) ergreift die Kommission — bei Mitteln aus dem Unionshaushalt, die gemiif$ Artikel 62 Absatz 1 Buchstabe c der
Haushaltsordnung verwaltet werden — folgende Schritte:

i) Wiedereinziehung der Betrige, die an Stellen gemdfS Artikel 62 Absatz 1 Buchstabe c Ziffern v bis vii der
Haushaltsordnung gezahlt wurden, in Héhe des aufgrund eines Verstofles gegen Absatz 2 nicht an die
Endempfinger oder Endbegiinstigten ausgezahlten Betrags;

ii) Ubertragung eines Betrags, der dem Betrag gemdfS der vorangegangenen Ziffer entspricht, auf die Unionsreserve
gemdfS Artikel 12 der Verordnung XXX des Rates (MFR-Verordnung); dieser Betrag wird als verbleibender
Spielraum im Sinne von Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung XXX des Rates (MFR-Verordnung)
betrachtet und wird im Einklang mit Artikel 12 Absatz 2 der Verordnung XXX des Rates (MFR-Verordnung)
soweit moglich zugunsten der Endempfinger oder Endbegiinstigten gemiifS Absatz 2 in Anspruch genommen;

b) wird — bei Mitteln aus dem Unionshaushalt, die gemdfS Artikel 62 Absatz 1 Buchstabe b der Haushaltsordnung
verwaltet werden — folgendermafSen verfahren:

i) Die Pflicht von staatlichen Einrichtungen oder Mitgliedstaaten nach Absatz 2 wird als eine Pflicht der
Mitgliedstaaten im Sinne des [Artikels 63] der Verordnung XXX (Dachverordnung) betrachtet; jeder VerstofS
gegen diese Pflicht wird im Einklang mit [Artikel 98] der Verordnung XXX (Dachverordnung) behandelt;

i) der Betrag, der sich in Anwendung von [Artikel 98] der Verordnung XXX (Dachverordnung) aus der verringerten
Unterstiitzung eines Programms durch die Fonds ergibt, wird von der Kommission auf die Unionsreserve gemiif
Artikel 12 Absatz 1 der Verordnung XXX des Rates (MFR-Verordnung) iibertragen; dieser Betrag wird als
verbleibender Spielraum im Sinne von Artikel 12 Buchstabe a der Verordnung XXX des Rates (MFR-Ver-
ordnung) betrachtet und wird im Einklang mit Artikel 12 Absatz 2 der Verordnung XXX des Rates
(MFR-Verordnung) soweit moglich zugunsten der Endempfinger oder Endbegiinstigten gemifl Absatz 2 in
Anspruch genommen. [Abind. 50]

Artikel 5
Verfahren

1. Liegen nach Auffassung der Kommission, die etwaige Stellungnahmen des Gremiums beriicksichtigt, hinreichende
Griinde fur die Feststellung vor, dass die Voraussetzungen des Artikels 3 erfillt sind, teilt sie dies dem betreffenden
Mitgliedstaat schriftlich mit und legt die Griinde dar, aus denen sie zu dieser Feststellung gelangt ist. Die Kommission
unterrichtet das Europdische Parlament und den Rat umgehend iiber diese Mitteilung und deren Inhalt. [Abind. 51]
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2.  Dabei Bei der Priifung, ob die Kriterien nach Artikel 3 erfiillt sind, beriicksichtigt die Kommission simitliche
sachdienlichen Informationen einschlieflich Yrteile Entscheidungen des Gerichtshofs der Europiischen Union,
Stellungnahmen des Gremiums, Entschliefungen des Europdischen Parlaments, Berichte des Rechnungshofes e
Schlussfolgerungen und Empfehlungen einschligiger internationaler Organisationen und Netze. Die Kommission
beriicksichtigt ferner die im Zusammenhang mit den Verhandlungen iiber den Beitritt zur Union verwendeten
Kriterien, insbesondere die Kapitel des Besitzstands, in denen es um Justiz und Grundrechte, Recht, Freiheit und
Sicherheit, Finanzkontrolle und das Steuerwesen geht, sowie die Leitlinien des Kooperations- und Kontrollverfahrens,
um die Fortschritte eines Mitgliedstaats zu verfolgen. [Abind. 52]

3. Die Kommission kann sowohl vor als auch nach der Feststellung gemifs Absatz 1 zusitzliche Informationen
anfordern.

4. Der betroffene Mitgliedstaat legt simthehe die angeforderten Informationen vor und kann binnen der von der
Kommission angegebenen Frist, die nicht weniger als einen Monat und nicht mehr als drei Monate ab dem Tag der
Mitteilung dieser Feststellung betragen darf, Stellung nehmen. In seiner Stellungnahme kann der Mitgliedstaat die Annahme
von Abhilfemafnahmen vorschlagen. [Abidnd. 53]

5. Bei der Priifung, ob sie einen Versehlag—fiir—einen Beschluss iiber geeignete etwaige Mafnahmen verlegt gemifS

Artikel 4 annimmt oder nicht, beriicksichtigt die Kommission die erhaltenen Informationen und die Stellungnahmen des
betroffenen Mitgliedstaats sowie die Angemessenheit der gegebenenfalls vorgeschlagenen Abhilfemaffnahmen. Die
Kommission entscheidet iiber FolgemafSnahmen zu den erhaltenen Informationen binnen einer Regelfrist von einem
Monat und in jedem Fall binnen einer angemessenen Frist ab dem Tag des Eingangs dieser Informationen. [Abind. 54]

5a. Bei der Priifung der Verhiltnismifigkeit der zu verhingenden MafSnahmen trigt die Kommission den
Informationen und Leitlinien gemifS Absatz 2 gebiihrend Rechnung. [Abind. 55]

6.  Gelangt die Kommission zu dem Ergebnis, dass ein genereller Mangel in Bezug auf das Rechtsstaatsprinzip vorliegt,
legt so nimmt sie demRat—einen—Entwurffir im Wege eines Durchfiihrungsrechtsakts einen Beschluss iiber einen

Durehfithrungsrechtsakimit-geeigneten die Malnahmen wer gemdfS Artikel 4 an. [Abind. 56]

6a.  Zeitgleich mit ihrem Beschluss legt die Kommission dem Europdischen Parlament und dem Rat gleichzeitig einen
Vorschlag fiir eine Mitteliibertragung zur Bildung einer Haushaltsreserve in Hohe eines Betrags vor, der dem Wert der
erlassenen MafSnahmen entspricht. [Abind. 57]

6b.  Abweichend von Artikel 31 Absitze 4 und 6 der Haushaltsordnung beschliefSen das Europdische Parlament und
der Rat iiber den Vorschlag ﬁir eine Mitteliibertragung innerhalb von vier Wochen nach dessen Eingang bei beiden
Organen. Der Vorschlag fiir eine Mitteliibertragung gilt als angenommen, sofern nicht innerhalb der Vierwochenfrist
das Europdische Parlament mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen oder der Rat mit qualifizierter Mehrheit
beschlieft, ihn zu dndern oder abzulehnen. Andert das Europiische Parlament oder der Rat den Vorschlag fiir eine
Mitteliibertragung, so gilt Artikel 31 Absatz 8 der Haushaltsordnung. [Abind. 58]

6c.  Der Beschluss gemifS Absatz 6 tritt in Kraft, wenn weder das Europiische Parlament noch der Rat den Vorschlag
fiir eine Mitteliibertragung binnen der in Absatz 6b genannten Frist ablehnen. [Abind. 59]

[Abind. 61]

Artikel 6
Authebung von Maffnahmen

1. Der betroffene Mitgliedstaat kann der Kommission jederzeit Beweissnittel eine formliche Mitteilung einschliefSlich
Beweismitteln vorlegen, um darzulegen, dass der generelle Mangel in Bezug auf das Rechtsstaatsprinzip behoben wurde
oder nicht linger besteht. [Abind. 62]
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2.  DieKonnmission Auf Antrag des betroffenen Mitgliedstaats oder auf eigene Initiative priift die Kommission
daraufhin unter Berﬁcksichtigung etwaiger Stellungnahmen des Gremiums die Lage in dem im betroffenen Mitgliedstaat
binnen einer Regelfrist von einem Monat und in jedem Fall binnen einer angemessenen Frist ab dem Tag des Eingangs
der formlichen Mitteilung. Sobald die generellen Mingel in Bezug auf das Rechtsstaatsprinzip, derentwegen die geeigneten
Mafgnahmen gemafS Arttkel 4 angenommen wurden, ganz oder teilweise nicht mehr bestehen,

erlisst die Kommission umgehend einen Beschluss zur vollstindigen oder teilweisen Authebung
dieser Malnahmen ver . Zeitgleich mit ihrem Beschluss legt die Kommission dem Europdischen Parlament und dem Rat
gleichzeitig einen Vorschlag fiir die vollstindige oder teilweise Aufhebung der Haushaltsreserve gemifS Artikel 5
Absatz 6a vor. Es gilt das Verfahren nach Artikel 5 Absitze 2, 4, 5, 6 und 7, 6b und 6¢. [Abdnd. 63]

3. Werden Mafinahmen betreffend die Aussetzung der Genehmigung eines oder mehrerer Programme oder ihre
Anderung im Sinne von Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe b Ziffer i oder betreffend die Aussetzung von Mittelbindungen im
Sinne von Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe b Ziffer ii aufgehoben, werden den ausgesetzten Mittelbindungen entsprechende
Betrige vorbehaltlich des Artikels 7 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. XXXX des Rates (MFR-Verordnung) in den
Haushaltsplan eingesetzt. Im Jahr ,n“ ausgesetzte Mittelbindungen diirfen nicht spdter als im Jahr ,n+2“ in den
Haushaltsplan eingesetzt werden. Ab dem Jahr n+3 wird ein Betrag in Hohe der ausgesetzten Mittelbindungen in die in
Artikel 12 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. XXXX des Rates (MFR-Verordnung) vorgesehene Unionsreserve fiir
Mittel fiir Verpflichtungen eingestellt. [Abind. 64]

B 6 ot das—Ey ... [Abad,65]
Artikel 7a

Berichterstattung

Die Kommission berichtet dem Europdischen Parlament und dem Rat spitestens fiinf Jahre nach Inkrafttreten dieser
Verordnung iiber deren Anwendung, gegebenenfalls insbesondere iiber die Wirksamkeit der getroffenen MafSnahmen.

Erforderlichenfalls werden dem Bericht geeignete Vorschlige beigefiigt. [Abind. 66]
Artikel 8
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veréffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft. Ste-gilt

ab-demt—Jenuar 202+ [Abind. 67]
Artikel 8a

Aufnahme in die Haushaltsordnung

Der Inhalt dieser Verordnung wird bei der nichsten Uberarbeitung der Haushaltsordnung in diese aufgenommen.
[Abind. 68]

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.
Geschehen zu ... am [...]

Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates

Der Président Der Président



C116/162 Amtsblatt der Europdischen Union 31.3.2021

Donnerstag, 4. April 2019

P8 TA(2019)0350
Europdischer Sozialfonds Plus (ESF+) ***]
Legislative Entschlieffung des Europiischen Parlaments vom 4. April 2019 zu dem Vorschlag fiir eine Verordnung

des Europiischen Parlaments und des Rates iiber den Europiischen Sozialfonds Plus (ESF+) (COM(2018)0382 —
(8-0232/2018 — 2018/0206(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

(2021/C 116/22)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europiische Parlament und den Rat (COM(2018)0382),

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 2 und die Artikel 46 Buchstabe d, Artikel 149, Artikel 153 Absatz 2 Buchstabe a,
Artikel 164, Artikel 168 Abs. 5, Artikel 175 Abs. 3 und Artikel 349 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der
Europdischen Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C8-0232/2018),

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 17. Oktober 2018 ('),
— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Ausschusses der Regionen vom 5. Dezember 2018 (%),

— gestiitzt auf Artikel 59 seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir Beschiftigung und soziale Angelegenheiten sowie die
Stellungnahmen des Ausschusses fiir Umweltfragen, offentliche Gesundheit und Lebensmittelsicherheit, des Haushalts-
kontrollausschusses, des Ausschusses fiir regionale Entwicklung, des Ausschusses fir Kultur und Bildung, des
Rechtsausschusses, des Ausschusses fiir biirgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres und des Ausschusses fiir die Rechte der
Frau und die Gleichstellung der Geschlechter (A8-0461/2018),

1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest (°);

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, entscheidend dndert oder
beabsichtigt, ihn entscheidend zu dndern;

3. beauftragt seinen Prisidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu iibermitteln.

() ABL C 62 vom 15.2.2019, S. 165.
? ABL C 86 vom 7.3.2019, S. 84.
() Dieser Standpunkt entspricht den am 16. Januar 2019 angenommenen Abdnderungen (Angenommene Texte, P8_TA(2019)0020).
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P8_TC1-COD(2018)0206

Standpunkt des Europiischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass
der Verordnung (EU) ...|... des Europiischen Parlaments und des Rates iiber den Europiischen Sozialfonds Plus
(ESF+)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 46 Buchstabe d,
Artikel 149, Artikel 153 Absatz 2 Buchstabe a, Artikel 164, Artikel 168 Absatz 5, Artikel 175 Absatz 3 und Artikel 349,

auf Vorschlag der Europdischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,
nach Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses (')

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen (%),

gemifl dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren, (°)

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(-1)  GemdfS Artikel 3 des Vertrags iiber die Europdische Union (EUV) wirkt die Union bei der Errichtung eines
Binnenmarkts auf eine in hohem Mafe wettbewerbsfihige soziale Marktwirtschaft hin, die auf Vollbe-
schiftigung und sozialen Fortschritt abzielt; sie fordert die Gleichstellung von Frauen und Minnern, die
Solidaritit zwischen den Generationen und den Schutz der Rechte des Kindes, und sie bekimpft soziale
Ausgrenzung und Diskriminierungen. Gemdf$ Artikel 9 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen
Union (AEUV) trigt die Union bei der Festlegung und Durchfiihrung ihrer Politik und ihrer MafSnahmen den
Erfordernissen im Zusammenhang mit u. a. der Forderung eines hohen Beschiftigungsniveaus, mit der
Gewihrleistung eines angemessenen sozialen Schutzes, mit der Bekdmpfung der sozialen Ausgrenzung sowie mit
einem hohen Niveau der allgemeinen und beruflichen Bildung und des Gesundheitsschutzes Rechnung.
[Abind. 1]

(1)  Am 17. November 2017 wurde die europiische Siule sozialer Rechte gemeinsam vom Europdischen Parlament,
vom Rat und von der Kommission als Reaktion auf die sozialen Herausforderungen in Europa proklamiert. Die 20
wichtigsten Grundsitze der Sdule lassen sich drei Kategorien zuordnen: Chancengleichheit und Zugang zum
Arbeitsmarkt, faire Arbeitsbedingungen, Sozialschutz und soziale Inklusion. Die Mafinahmen im Rahmen des
Europdischen Sozialfonds Plus (ESF+) sollten sich an den 20 Grundsitzen der europdischen Siule sozialer Rechte
orientieren. Um zur Umsetzung der européischen Siule sozialer Rechte beizutragen, sollte der ESF+ Investitionen in
Menschen und Systeme in den Politikbereichen Beschiftigung, dffentlichen Dienstleistungen, Gesundheit, Bildung
und soziale Inklusion unterstiitzen und so zum wirtschaftlichen, territorialen und sozialen Zusammenhalt gemafl
Artikel den Artikeln 174 und 175 AEUV beitragen. Alle Maffnahmen im Rahmen des ESF+ sollten die Charta der
Grundrechte der Europdischen Union (Charta) und die Europiischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte
und Grundfreiheiten achten und das Ubereinkommen der Vereinten Nationen iiber die Rechte von Menschen mit
Behinderungen beriicksichtigen, bei dem die Europdische Union und alle ihre Mitgliedstaaten Vertragsparteien
sind. [Abind. 2]

(2)  Auf Unionsebene gibt das Europdische Semester der wirtschaftspolitischen Koordinierung den Rahmen zur
Identifizierung nationaler Reformpriorititen und zur Uberwachung ihrer Umsetzung vor. Die Mitgliedstaaten
entwickeln ihre eigenen nationalen mehrjahrigen Investitionsstrategien, mit denen diese Reformpriorititen gestiitzt
werden. Diese Strategien sollten partnerschaftlich von nationalen, regionalen und lokalen Behirden entwickelt
werden, geschlechtsspezifische Perspektiven beriicksichtigen und mit den jdhrlichen nationalen Reformprogram-
men unterbreitet werden; auf diese Weise soll es ermdoglicht werden, die vorrangigen Investitionsprojekte, die durch

") ABL C 62 vom 15.2.2019, S. 165.
ABL. C 86 vom 7.3.2019, S. 84.
%) Standpunkt des Europdischen Parlaments vom 4. April 2019.

Py
=
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nationale und/oder Unionsmittel unterstiitzt werden sollen, darzulegen und zu koordinieren. Sie sollten auch dazu
dienen, dass die Unionsmittel kohdrent eingesetzt werden und der Mehrwert der finanziellen Unterstiitzung
maximiert wird, die insbesondere im Rahmen der Programme gewihrt wird, die von der Union durch den
Europdischen Fonds fur regionale Entwicklung, den Kohisionsfonds, den Europiischen Sozialfonds Plus, den
Europdischen Meeres- und Fischereifonds, den Europiischen Landwirtschaftsfonds fir die Entwicklung des
landlichen Raums sowie die Europiische Investitionsstabilisierungsfunktion und den Fonds ,InvestEU“, sofern
angebracht, unterstiitzt werden. [Abénd. 3]

(3)  Die Leitlinien fiir die beschiftigungspolitischen MafSnahmen der Mitgliedstaaten, die vom Rat gemif
Artikel 148 Absatz 2 AEUV beschlossen wurden, und zwar: Ankurbelung der Nachfrage nach Arbeitskriften;
Verbesserung des Arbeitskrifteangebots: Zugang zu Beschiftigung, Qualifikationen und Kompetenzen;
Verbesserung der Funktionstiichtigkeit der Arbeitsmirkte und der Wirksamkeit des sozialen Dialogs sowie
Forderung der Chancengleichheit fiir alle, der sozialen Inklusion und der Bekdmpfung der Armut, einschlieflich
verbesserter dffentlicher Dienstleistungen im Gesundheitssektor und anderen Sektoren, sind gemeinsam mit den
Grundziigen der Wirtschaftspolitik gemdfS Artikel 121 Absatz 2 AEUV Teil der integrierten Leitlinien, die die
Grundlage der Strategie Europa 2020 bilden. Der Rat vom [...] hat iiberarbeitete Leitlinien fiir beschiftig-
ungspolitische Mainahmen der Mitgliedstaaten angenommen. thr-Wertatt-wurde Sie wurden an die Grundsatze der
europdischen Siule sozialer Rechte angeglichen, mit dem Ziel, die

Schaffung von Arbettsplatzen und den sozmlen Zusammenhalt zu fordern und somit d1e Rahmenbedmgungen fur

Investitionen afor Arebche—SHi o i mmenhalts in der Union zu

fur dte beschafttgungspohnschen Maﬂnahmen zu
gewahrletsten sollten die Mitgliedstaaten die fiir sie relevante ESF+-Unterstiitzung die—Mitghedstaaten unter
Beriicksichtigung der—relevanten—integrierten jener Leitlinien und der entsprechenden gemidfl Artikel 124 148
Absatz 2 4 AEDV und Artikel +48 121 Absatz 4 2 AEUV verabschiedeten linderspezifischen Empfehlungen und
gegebenenfalls, auf nationaler Ebene, der beschiftigungs- und sozialpolitischen Aspekte der durch nationale
Strategien untermauerten nationalen Reformprogramme wunterstitzen planen. Zudem sollte der ESF+ zu
einschldgigen Aspekten der Umsetzung der zentralen Initiativen und Tatigkeiten der Union beitragen, insbesondere
zur ,Europdischen Agenda fiir Kompetenzen“ und zum europiischen Bildungsraum sowie zu-entsprechenden zur
Jugendgarantie und anderen einschligigen Empfehlungen und sonstigen Initiativen des Rates, wie zur
Jugendgarantie—zu—Weiterbildungspfaden—und—zur Investitionen in Kinder: Durchbrechen des Kreislaufs der
Benachtetllgung, Weiterbildungspfade, Wiedereingliederung Langzeitarbeitsloser in den Arbeitsmarkt, Schaffung
eines qualitativen Rahmens fiir Praktikumsplitze und Lehrstellen und Aktionsplan fiir die Integration von
Drittstaatsangehérigen. [Abind. 4]

(40 Am 20. Juni 2017 billigte der Rat die Reaktion der Union auf die Agenda 2030 der Vereinten Nationen fiir
nachhaltige Entwicklung — Eine nachhaltige Zukunft fir Europa. Der Rat hob hervor, wie wichtig es ist, die
nachhaltige Entwicklung in ihren drei Dimensionen (wirtschaftliche, soziale und 6kologische Dimension) auf
ausgewogene und integrative Weise zu verwirklichen. Es ist von entscheidender Bedeutung, dass die nachhaltige
Entwicklung in allen internen und externen Politikbereichen der Union durchgingig beriicksichtigt wird und dass die
Union ehrgeizige politische Mafinahmen ergreift, um die globalen Herausforderungen anzugehen. Der Rat begriifSte
die Mitteilung der Kommission vom 22. November 2016 mit dem Titel ,Nachste Schritte fiir eine nachhaltige
Zukunft Europas“ als ersten Schritt zur durchgdngigen Beriicksichtigung der Ziele fuir nachhaltige Entwicklung und
zur Heranziehung der nachhaltigen Entwicklung als wesentlichem Leitgrundsatz fiir alle Politikbereiche der Union,
auch mithilfe ihrer Finanzierungsinstrumente. Der ESF+ sollte zu der Verwirklichung der Ziele fiir nachhaltige
Entwicklung beitragen, indem u. a. extreme Formen der Armut beendet werden (Ziel 1), inklusive und
hochwertige Bildung gewihrleistet wird (Ziel 4), Geschlechtergerechtigkeit erreicht wird (Ziel 5), dauerhaftes,
inklusives und nachhaltiges Wirtschaftswachstum, produktive Vollbeschiftigung und menschenwiirdige Arbeit
fiir alle gefordert werden (Ziel 8), Ungleichheit verringert wird (Ziel 10). [Abind. 5]

(4a) Die Union und ihre Mitgliedstaaten sollten gemdf Artikel 151 AEUV in Anbetracht der Europdischen
Sozialcharta, die am 18. Oktober 1961 unterzeichnet wurde, die Férderung der Beschiftigung, die Verbesserung
der Lebens- und Arbeitsbedingungen sowie die Entwicklung des Arbeitskriftepotenzials im Hinblick auf ein
dauerhaft hohes Beschiftigungsniveau und die Bekimpfung von Ausgrenzungen zu ihren Zielen zihlen.
[Abind. 6]

(4b) Die europiische Gesellschaft ist nach wie vor mit zahlreichen Herausforderungen im Bereich Soziales
konfrontiert. Mehr als 100 Millionen Biirger sind von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedroht, die
Jugendarbeitslosigkeit ist immer noch mehr als doppelt so hoch wie die Arbeitslosenquote insgesamt, und
Staatsangehérige von Drittlindern miissen besser integriert werden. Diese Herausforderungen gefihrden nicht
nur den Wohlstand der unmittelbar betroffenen Biirger, sondern setzen auch die europdische Gesellschaft in ihrer
Gesamtheit einem wirtschaftlichen und sozialen Druck aus. [Abind. 7]
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(5) Infolge der Globahslerung der Wirtschaft, der sozialen Ungleichheiten, der Steuerung der Migrationsstrome und
der damit einhergehenden Integrationsprobleme, der Energiewende und des
gerechten Ubergangs, des technologischen Wandels, des Bevélkerungsriickgangs, der Arbeitslosigkeit im
Allgemeinen und der Jugendarbeitslosigkeit, ciner zunehmendenAlterung-der zunehmend alternden Gesellschaft
und Erwerbsbevolkerung sowie eines steigenden Qualifikationsdefizits und Arbeitskriftemangels in einigen
Branchen und Regionen, insbesondere bei KMU, ist die Union mit strukturellen Problemen konfrontiert. Angesichts
der sich wandelnden Gegebenheiten der Arbeitswelt sollte die Union sich fiir die aktuellen und kiinftigen
Herausforderungen wappnen, indem sie in die relevanten Kompetenzen sowie die allgemeine und berufliche
Bildung und lebenslanges Lernen investiert, das Wachstum integrativer gestaltet, die Kompetenzen und das Wissen
sowie die beschiftigungs- und sozialpolitischen Strategien verbessert, auch mit Blick auf die Mebilitit—der
Arbeitskrifte Arbeitsmobilitit von Unionsbiirgern, und sich mit den wachsenden Ungleichheiten im Gesund-
heitsbereich zwischen und in den Mitgliedstaaten befass. [Abind. 8]

(6)  Die Verordnung (EU) Nr. [...] gibt den Handlungsrahmen vor fiir den Europiischen Fonds fiir regionale Entwicklung
(EFRE), den Europdischen Sozialfonds Plus (ESF+), den Kohisionsfonds, den Europdischen Meeres- und
Fischereifonds (EMFF), den Asyl- und Migrationsfonds (AMIF), den Fonds fiir die innere Sicherheit und des
Instruments fir Grenzmanagement und Visa (BMVI) im Rahmen des Fonds fiir integriertes Grenzmanagement
(IBMF); insbesondere legt sie die politischen Ziele und die Vorschriften fiir die Programmplanung, die Uberwachung
und die Evaluierung sowie die Verwaltung und die Kontrolle der Unionsfonds unter geteilter Mittelverwaltung fest. Es
ist daher notwendig, die allgemeinen Ziele des ESF+ und seiner Koordinierung mit anderen Fonds im Einzelnen
darzulegen und besondere Bestimmungen fur die Art von Mafnahmen, die durch den ESF+ finanziert werden
konnen, festzulegen. [Abind. 9]

(7)  Die Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europdischen Parlaments und des Rates (*) (im Folgenden die
,Haushaltsordnung®) regelt den Vollzug des Unionshaushalts und enthilt unter anderem Bestimmungen zu
Finanzhilfen, Preisgeldern, Auftragsvergabe, indirektem Haushaltsvollzug, finanzieller Unterstiitzung, Finanzierungs-
instrumenten und Haushaltsgarantien sowie Synergien zwischen den Finanzierungsinstrumenten. Um die
Kohirenz bei der Umsetzung der Finanzierungsprogramme der Union zu gewéhrleisten, gilt die Haushaltsordnung
fur Malnahmen, die im Rahmen des ESF+ im Wege der direkten oder der indirekten Mittelverwaltung durchgefiihrt
werden. In dieser Verordnung sollten operative Ziele gesetzt und spezifische Bestimmungen iiber die forderfihigen
Mafnahmen festgelegt werden, die im Rahmen des ESF+ im Wege der direkten oder indirekten Mittelverwaltung
finanziert werden konnen. [Abind. 10]

(8)  Die Formen der Finanzierung und die Arten des Haushaltsvollzugs im Rahmen dieser Verordnung sollten danach
ausgewdahlt werden, ob und inwieweit sie sich zur Verwirklichung der spezifischen Ziele der Mafinahmen eignen und
sich mit ihnen entsprechende Ergebnisse erzielen lassen, wobei insbesondere die Kontrollkosten, der Verwaltungs-
aufwand und das zu erwartende Risiko der Nichteinhaltung von Vorschriften zu beriicksichtigen sind. Bei
Finanzhilfen sollte hierbei die Nutzung von Pauschalbetrdgen, Pauschalfinanzierungen und Kosten je Einheit sowie
von nicht mit Kosten verkniipften Finanzierungen nach Artikel 125 Absatz 1 der Haushaltsordnung
Beriicksichtigung finden. Mit Blick auf die Durchfihrung von Mafnahmen in Zusammenhang mit der
soziookonomischen Integration Inklusion von Drittstaatsangehorigen und im Einklang mit Artikel 88 der
Dachverordnung (im Folgenden ,neue Dachverordnung) kann eine Erstattung durch die Kommission an die
Mitgliedstaaten unter Verwendung vereinfachter Kostenoptionen einschliefSlich der Verwendung von Pauschal-
betrigen erfolgen. [Abédnd. 11]

(99 Um die Finanzierungslandschaft zu straffen und zu vereinfachen und zusitzliche Moglichkeiten fiir Synergien durch
integrierte Finanzierungsansitze zu schaffen, sollten die Mafsnahmen, die bislang durch den Europaischen Hilfsfonds
fur die am stdrksten benachteiligten Personen (FEAD), das Programm der Europdischen Union fiir Beschaftigung und
soziale Innovation und das Aktionsprogramm der Union im Bereich der Gesundheit geférdert wurden, in den ESF+
eingebunden werden. Der ESF+ sollte daher drei Komponenten umfassen: die ESF+-Komponente mit geteilter
Mittelverwaltung, die Komponente Beschiftigung und soziale Innovation sowie die Komponente Gesundheit mit
direkter und indirekter Mittelverwaltung. Dies sollte dazu beitragen, den Aufwand in Zusammenhang mit der
Verwaltung verschiedener Fonds vor allem fur die Mitgliedstaaten zu reduzieren und gleichzeitig einfachere
Bestimmungen fiir einfachere Vorhaben, etwa die Verteilung von Nahrungsmitteln undfoder materieller
Basisunterstiitzung, beizubehalten. [Abédnd. 12]

* Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Européischen Parlaments und des Rates vom 18. Juli 2018 iiber die Haushaltsordnung
fir den Gesamthaushaltsplan der Union, zur Anderung der Verordnungen (EU) Nr. 12962013, (EU) Nr. 1301/2013, (EU)
Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 1304/2013, (EU) Nr. 1309/2013, (EU) Nr. 1316/2013, (EU) Nr. 223/2014, (EU) Nr. 283/2014 und des
Beschlusses Nr. 541/2014/EU sowie zur Authebung der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 (ABL L 193 vom 30.7.2018,
5. 1).
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(10)  Die Union sollte zur Beschiftigungspolitik der Mitgliedstaaten beitragen, indem sie Zusammenarbeit fordert und
deren MafSnahmen erginzt. Angesichts dieses erweiterten Anwendungsbereichs des ESF+ ist es angezeigt
vorzusehen, dass die Zielvorgaben zur Verbesserung der Wirksamkeit der inklusiver, offener und fairer
Arbeitsmirkte fiir alle Geschlechter und zur Forderung des Zugangs zu hochwertigen Arbeitsplitzen, zur
Verbesserung des Zugangs zur allgemeinen und beruflichen Bildung und ihrer Qualitit, zur Unterstiitzung der
Reintegration in die Bildungssysteme und zur Forderung des lebenslangen Lernens, zur Forderung der sozialen
Inklusion und der Gesundheit sowie zumAbbau-von zur Beseitigung der Armut nieht-ur weiterhin in erster Linie
im Wege der geteilten Mittelverwaltung umgesetzt werden;—sendern und gegebenenfalls fiir auf Unionsebene
erforderliche Mafnahmen im Rahmen der Komponenten Beschiftigung und soziale Innovation sowie Gesundheit
aueh im Wege der direkten und indirekten Mittelverwaltung erginzt werden. [Abind. 13]

(11)  Durch die Einbindung des Aktionsprogramms der Union im Bereich der Gesundheit in den ESF+ werden zudem
Synergien geschaffen zwischen der Entwicklung und der Erprobung von Initiativen und Strategien zur Verbesserung
der Leistungsfihigkeit, Zugdnglichkeit, Resilienz und Nachhaltigkeit der Gesundheitssysteme, die im Rahmen der
ESF+-Komponente Gesundheit des Programms konzipiert werden, und deren Umsetzung in den Mitgliedstaaten auf
nationaler, regionaler und lokaler Ebene durch die Instrumente, die durch die anderen Komponenten der
ESF+-Verordnung zur Verfiigung gestellt werden. [Abénd. 14]

(12)  Mit dieser Verordnung wird die Finanzausstattung fir den ESF+ festgelegt—die—zum—TFeil. Darin sollten die
Mittelzuweisungen fiir Titigkeiten, die im Wege der geteilten Mittelverwaltung durchgefiihrt werden, und die
Mtttelzuwetsungen fir Maflnahmen vefges-eheﬁ—sel-}fe d1e im Wege der dlrekten und der indirekten Mittel-
verwaltung im Ag—td AHOVA wie-Gesundheit durchgefiihrt
werden, festgelegt werden [Aband 15]

(13)  Der ESF+ sollte in enger Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten darauf abstellen, die Beschaftigung zu fordern
und zwar durch aktive Mafinahmen, die eine {Wieder-Eingliederung und Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt
ermdglichen, insbesondere von Jugendlichen, Langzeitarbeitslosen, Betreuern, nicht erwerbstitigen und Niehter-
werbspersoner Dbenachteiligten Gruppen, sowie durch Forderung selbststindiger Erwerbstitigkeit, des Unter-
nehmertums und der Sozialwirtschaft. Der ESF+ sollte darauf abstellen, die Arbeitsmarktstrategien und die
Funktionsweise der Arbeitsmérkte zu verbessern und hierzu die Modernisierung von Arbeitsmarkteinrichtungen wie
der offentlichen Arbeitsverwaltungen unterstiitzen, um deren Fihigkeit zu verbessern, verstirkt gezielte und, soweit
geeignet, personalisierte Beratung und Orientierung bei der Arbeitssuche und beim Ubergang in eine Beschiftigung
mit besonderem Augenmerk auf benachteiligten Gruppen anzubieten, und-um die Mobilitdt der Arbeitskrifte zu
erhéhen erleichtern und ihre Dienstleistung auf nichtdiskriminierende Art und Weise zu erbringen. Der ESF+
sollte die Erwerbsbeteiligung von Frauen durch Mafnahmen férdern, die u. a. eine bessere Vereinbarkeit von Beruf
und Privatleben sowie einen besseren einfacheren Zugang zu Kinderbetrenungsméglichkeiten erschwinglichen oder
kostenfreien hochwertigen Kinder- und Seniorenbetreuungsmaiglichkeiten sowie anderen hochwertigen Betreu-
ungs- oder Unterstiitzungsangeboten gewihrleisten seller. Des Weiteren sollte der ESF+ auf eine gesunde und
angemessene Arbeitsumgebung abstellen, wobei die Gesundheitsrisiken, die sich im Zusammenhang mit der Arbeit
und infolge sich verindernder Arbeitsformen ergeben, und die Bediirfnisse alter werdender Arbeitnehmer zu
beriicksichtigen sind. AufSerdem sollten iiber den ESF+ MafSnahmen gefordert werden, die jungen Menschen den
Ubergang von Ausbildung zu Beschiiftigung erleichtern. [Abind. 16]

(13a) Um das vorhandene Beschiftigungspotenzial in der Sozialwirtschaft zu fordern und zu erschliefen, sollte der
ESF+ dazu beitragen, die Unternehmen der Sozialwirtschaft in die nationalen Pline fiir Beschdiftigung und
soziale Innovation sowie in die entsprechenden nationalen Reformprogramme zu integrieren. Die Bestimmung
des Begriffs ,,Unternehmen der Sozialwirtschaft“ sollte den Begriffsbestimmungen entsprechen, wie sie im Recht
der Sozialwirtschaft in den Mitgliedstaaten und in den Schlussfolgerungen des Rates vom 7. Dezember 2015 zur
Forderung der Sozialwirtschaft als Schliisselfaktor fiir die wirtschaftliche und soziale Entwicklung in Europa
festgelegt sind. [Abind. 17]

(14  Ber Da der ESF+ das wichtigste Instrument der Union mit Schwerpunkt auf Beschdiftigung, Qualifikation und
sozialer Inklusion ist, ist es von entscheidender Bedeutung, dass er zum sozialen, wirtschaftlichen und
territorialen Zusammenhalt in allen Teilen der Union beitragen kann. Hierfiir sollte er Unterstiitzung fiir die
Verbesserung vor der Qualitit, der nichtdiskriminierenden Ausgestaltung, der Zuginglichkeit, der Inklusivitit,
der Wirksamkeit und Arbeitsmarktrelevanz der Systeme der allgemeinen und beruflichen Bildung gewéhren, um den
Erwerb der Schliisselkompetenzen, insbesondere der Sprachkompetenz sowie der unternehmerischen und der
digitalen Kompetenz (einschlieflich Kompetenzen in den Bereichen Datenschutz und Informationssteuerung), zu
erleichtern, die jeder fiir die personliche Entfaltung und Entwicklung, den Beruf, die soziale Inklusion und eine aktive
Biirgerschaft benotigt. Bei Langzeitarbeitslosen und Menschen aus Verhiiltnissen sozialer Benachteiligung sollte
besonderes Augenmerk darauf gerichtet werden, dass sie gestirkt werden. Der ESF+ sollte ein Weiterkommen im
Rahmen der allgemeinen und beruflichen Bildung wné sowie den Ubergang ins Erwerbsleben und die
Wiedereingliederung ins Erwerbsleben begiinstigen, das lebenslange Lernen und die Beschaftigungsfihigkeit aller
fordern und sowie zur Inklusivitit, zur Wettbewerbsfihigkeit, zur Verringerung der horizontalen und vertikalen
Segregation und zur gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Innovation beitragen, indem er skalierbare und
nachhaltige Initiativen in diesen Bereichen unterstiitzt. Erreicht werden konnte dies z. B. durch Investitionen in die
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berufliche Bildung, durch Lernen am Arbeitsplatz und berufspraktische Ausbildung, insbesondere mit einem
Schwerpunkt auf dem Erfolgskonzept der dualen Ausbildung, lebensbegleitende Beratung, Antizipation des
Qualifikationsbedarfs in Zusammenarbeit mit der-Wirtsehaft den Sozialpartnern, Lehrmaterial auf dem neuesten
Stand, Arbeitsmarktprognosen und Nachverfolgung des Werdegangs von Absolventen, Schulung von Akteuren im
Bildungswesen, Unterstiitzung des informellen und nichtformalen Lernens, Validierung von Lernergebnissen und
Anerkennung von Qualifikationen. Der ESF+ sollte auch den Zugang von Minderheiten zum Lehrberuf fordern,
um von Ausgrenzung betroffene Gemeinschaften wie etwa Roma sowie Minderheiten und Migranten besser zu
integrieren. [Abind. 18]

(14a) Der ESF+ sollte Unterstiitzung fiir MafSnahmen leisten, die in die nationalen Pline der Mitgliedstaaten
aufgenommen wurden und darauf ausgerichtet sind, die Energiearmut zu beseitigen und Energieeffizienz in
Gebiuden unter benachteiligten Haushalten zu fordern, einschlieflich derjenigen, die von Energiearmut
betroffen sind, und gegebenenfalls derjenigen, die im sozialen Wohnungsbau untergebracht sind, im Einklang mit
der Mitteilung der Kommission mit dem Titel ,,Europdische Plattform gegen Armut und soziale Ausgrenzung:
Ein europdischer Rahmen fiir den sozialen und territorialen Zusammenhalt“, mit der Verordnung (EU)
2018/1999 des Europiischen Parlaments und des Rates (°) und der Richtlinie (EU) 2018/2002 des Europdischen
Parlaments und des Rates (°). [Abind. 19]

(14b) Mittel des ESF+ sollten an Mitgliedstaaten zukiinftig mit dem gleichzeitigen Nachweis iiber die effiziente Arbeit
an Projekten fiir die Einfithrung bzw. Stirkung der dualen Ausbildung im Rahmen der Jugendgarantie gekoppelt
werden. [Abind. 20]

(15)  Unterstiitzung aus dem ESF+ sollte genutzt werden, um den gleichberechtigten Zugang fiir alle, vor allem auch fiir
benachteiligte Gruppen, zu einer hochwertigen, segregationsfreien und inklusiven allgemeinen und beruflichen
Bildung zu férdern, von der frithkindlichen Betreuung, Bildung und Erziehung (unter besonderer Beriicksichtigung
von Kindern aus Verhiltnissen sozialer Benachteiligung, etwa von in Heimen untergebrachten Kindern oder
obdachlosen Kindern) iiber die allgemeine Bildung und die berufliche Aus- und Weiterbildung bis hin zur héheren
Bildung und Erwachsenenbildung und der Wiedereingliederung in das Bildungssystem, um so dic Weitergabe von
Armut von einer Generation an die nichste zu verhindern, die Durchlissigkeit zwischen den einzelnen Bereichen
der allgemeinen und beruflichen Bildung zu férdern, frithen Schulabgang und soziale Ausgrenzung zu vermindern
und zu vermeiden, die Gesundheitskompetenz zu verbessern, Verkniipfungen mit nichtformalem und informellem
Lernen zu stirken und die Lernmobilitit fiir alle zu erleichtern. Diese Arten des informellen Lernens sollten nicht
den Zugang zur normalen Bildung ersetzen, insbesondere zur vorschulischen Bildung und zur Grundschul-
bildung. In diesem Kontext sollten Synergien, Komplementaritit und Politikkohdrenz mit dem Programm Erasmus
unterstiitzt hergestellt werden, insbesondere um die-Feilnahmevonbenachteiligtenternenden angemessen und
aktiv auf benachteiligte Lernende zuzugehen, sie auf Mobilititserfahrungen im Ausland vorzubereiten und ihre
Teilnahme an der grenziiberschreitenden Lernmobilitit zu erleichternt erhohen. [Abind. 21]

(15a) Die Forderung auf der Grundlage der Investitionsprioritit ,,von der ortlichen Bevilkerung betriebene lokale
Entwicklung* trigt zur Erreichung der im Rahmen dieser Verordnung festgelegten Ziele bei. Die Strategien fiir
von der ortlichen Bevolkerung betriebene lokale Entwicklung, die vom ESF+ unterstiitzt werden, sollten die
benachteiligten Menschen in den Gebieten einbeziehen, und zwar sowohl in die Leitung der lokalen
Aktionsgruppen als auch in die inhaltliche Gestaltung der Strategien. Mit dem ESF sollten auf ortlicher Ebene
betriebene Entwicklungsstrategien in stddtischen und lindlichen Gebieten sowie integrierte territoriale
Investitionen unterstiitzt werden konnen. [Abind. 22]

(15b) Der Mehrwert der Kohdsionspolitik der Union liegt insbesondere in dem Ansatz der ortsbezogenen territorialen
Dimension, der Mehrebenen-Verwaltung, der Mehrjahresplanung und der gemeinsamen und messbaren Ziele,
dem integrierten Entwicklungsansatz und der Konvergenz in Richtung europdischer Standards bei den
Verwaltungskapazititen. [Abind. 23]

) Verordnung (EU) 2018/1999 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 iiber das Governance-System
fiir die Energieunion und fiir den Klimaschutz, zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 663/2009 und (EG) Nr. 715/2009 des
Europiischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 94/22/EG, 98/70/EG, 2009/31/EG, 2009/73/EG, 2010/31/EU,
2012/27/EU und 2013/30/EU des Europiischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 2009/119/EG und (EU) 2015/652
des Rates und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 525/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates (ABI. L 328 vom
21.12.2018, S. 1).

©) Richtlinie (EU) 2018/2002 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur Anderung der Richtlinie
2012/27/EU zur Energieeffizienz (ABL L 328 vom 21.12.2018, S. 210).
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(15¢) Die Kommission und die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass die Gleichstellung der Geschlechter und die
Integration des Geschlechteraspekts in allen Phasen der Programmplanung einen verbindlichen Grundsatz
darstellt, von der Festlegung der Priorititen des operationellen Programms bis hin zur Umsetzung, Uberwachung
und Evaluierung, und dass SchliisselmafSnahmen fiir die durchgingige Beriicksichtigung der Gleichstellung von
Frauen und Minnern unterstiitzt werden. [Abind. 24]

(15d) Mit dem ESF+ sollten Bildungsprogramme unterstiitzt werden, die Erwachsenen mit einem niedrigen
Qualifikationsniveau in Ubereinstimmung mit der Empfehlung des Rates vom 19. Dezember 2016 fiir
Weiterbildungspfade: Neue Chancen fiir Erwachsene (°) die Maglichkeit bieten, ein Mindestniveau an Lese-,
Schreib-, Rechen- und digitalen Kompetenzen zu erwerben. [Abind. 25]

(16)  Im Einklang mit der Europdischen Agenda fiir Kompetenzen sollte der ESF+ unter Beriicksichtigung der Probleme
der unterschiedlichen benachteiligten Gruppen flexible Weiterbildungs- und Umschulungsmaoglichkeiten fiir alle
fordern, vor allem in den Bereichen der—digitalenr Unternehmertum und digitale Kompetenzen und sowie der
Schliisseltechnologien, mit dem Ziel, den Menschen und den ortlichen Gemeinschaften die Fihigkeiten, die
Kompetenzen und die Kenntnisse zu vermitteln, die angesichts der Digitalisierung, des technologischen Wandels,
von Innovationen sowie gesellschafthchen und wirtschaftlichen Verinderungen (wie denjenigen, die durch den
Ubergang zu einer emissionsarmen Wirtschaft notwendig werden) erforderlich sind, berufliche Ubergiinge den
Ubergang von der Ausbildung ins Arbeitsleben und Mobilitit zu erleichtern und insbesondere gering- und/oder
schlechtqualifizierte Erwachsene und Menschen mit Behinderungen zu unterstiitzen, wobei auf eine Koordinierung
und Komplementaritit mit dem Programm Digitales Europa zu achten ist. [Abidnd. 26]

(17)  Synergien mit dem Programm ,Horizont Europa“ sollten gewahrleisten, dass der ESF+ durch dieses Programm
unterstiitzte innovative Lehrpline durchgingig berticksichtigen und ausweiten kann, damit den Menschen die
Fahigkeiten und Kompetenzen vermittelt werden, die fiir ihre persénliche und berufliche Entwicklung, die
Arbeitsplitze der Zukunft und die Bewiltigung der derzeitigen und kiinftigen gesellschaftlichen Heraus-
forderungen benotigt werden. Die Kommission sollte fiir Synergien mit der Komponente Gesundheit und dem
Programm ,Horizont Europa“ sorgen, um die Ergebnisse, die im Bereich Gesundheitsschutz und bei der
Priivention von Krankheiten erzielt wurden, zu stirken. [Abind. 27]

(17a) Durch Synergien mit dem Programm ,Rechte und Werte* sollte sichergestellt werden, dass im Rahmen des ESF+
Mafnahmen zur Verhinderung und Bekimpfung von Diskriminierung, Rassismus, Fremdenfeindlichkeit,
Antisemitismus, Islamfeindlichkeit und sonstiger Formen der Intoleranz durchgingig einbezogen und verstirkt
werden konnen und gezielte MafSnahmen zur Verhinderung von Hass, Segregation und Stigmatisierung,
einschliefllich Mobbing, Schikanierung und intoleranter Behandlung, ergriffen werden. [Abind. 28]

(17b) Die dank der europiischen territorialen Zusammenarbeit auch auf regionaler Ebene und grenziibergreifend
geschaffenen Synergien haben Projekte in den Bereichen bessere Beschiftigung, Inklusion der am stirksten
benachteiligten Bevilkerungsschichten, demografische Herausforderungen, Gesundheit und Bildung hervor-
gebracht, die eine Zusammenarbeit nicht nur innerhalb der Union, sondern auch mit Heranfiihrungs- und
Nachbarlindern umfassen, bei denen die Zusammenarbeit der Union einen Mehrwert bietet. Mit dem ESF+ sollte
eine bessere Finanzausstattung solcher Projekte erreicht und dafiir gesorgt werden, dass das im Rahmen der
Projekte erworbene Wissen in den Legislativprozess einfliefst, damit das europdische Regelwerk und der
Austausch iiber bewihrte Verfahren zwischen den Gebieten der Union verbessert werden. [Abind. 29]

(18)  Der ESF+ sollte die Anstrengungen der Mitgliedstaaten zur Armutsbekimpfung auf allen staatlichen Ebenen,
einschliefSlich der regionalen und lokalen Ebene, unterstiitzen, damit um Armut, einschlieflich Energiearmut, wie
in der Verordnung (EU) 2018/1999 vorgesehen, zu beseitigen und den Kreislauf der Benachteiligung iiber
Generationen hinweg durehbrochen—wird zu durchbrechen; die soziale Inklusion sollte gefordert werden, indem
Chancengleichheit fiir alle gewihrleistet, Hindernisse abgebaut, Diskriminierungen bekdmpft und Ungleichheiten
im Sozial- und Gesundheitsbereich abgebaut vermindert werden. Hierzu bedarf es u. a. einer breiten Palette
proaktiver und reaktiver politischer Mafinahmen, die sich an die am stirksten benachteiligten Menschen ungeachtet
ihres Alters richten, auch an Kinder, marginalisierte Gemeinschaften wie die Roma, Menschen mit Behinderungen,
Menschen, die von Obdachlosigkeit betroffen sind, Drittstaatsangehirige, einschliefllich Migranten, und
erwerbstitige Arme. Der ESF+ sollte die aktive Inklusion arbeitsmarktferner Personen fordern, um ihre
soziookonomische Integration zu gewihrleisten, was auch eine gezielte Unterstiitzung der Sozialwirtschaft
umfasst. Die Mitgliedstaaten sollten MafSnahmen des ESF+ fordern, die die nationalen MafSnahmen im Einklang
mit der Empfehlung der Kommission vom 3. Oktober 2008 zur aktiven Eingliederung der aus dem Arbeitsmarkt
ausgegrenzten Personen (°) erginzen, einschliefSlich MafSnahmen fiir eine angemessene Einkommensunterstiit-
zung. Zudem sollte der ESF+ eingesetzt werden, um den zeitnahen und gleichberechtigten Zugang zu kostenfreien

() ABI. C 484 vom 24.12.2016, S. 1.
()  Empfehlung der Kommission vom 3. Oktober 2008 zur aktiven Eingliederung der aus dem Arbeitsmarkt ausgegrenzten
Personen (ABL. L 307 vom 18.11.2008, S. 11).
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oder erschwinglichen, nachhaltigen und hochwertigen Dienstleistungen, wie Gesundheitsversorgung personen-
orientierten Gesundheits- und damit verbundenen Pflegediensten und Langzeitpflege, insbesondere zu Familien-
betreuungsdiensten und Pflegediensten in der lokalen Gemeinschaft sowie Orientierungshilfen fiir den Zugang zu
angemessenem sozialen und erschwinglichen Wohnraumdiensten, zu verbessern. Das umfasst auch Dienste zur
Gesundheitsforderung und zur Privention von Krankheiten, die einen Teil der medizinischen Grundversorgung
darstellen. Der ESF+ sollte zur Modernisierung der Triger und Systeme der sozialen Sicherheit sowie der
ffentlichen Arbeitsverwaltungen beitragen, insbesondere im Hinblick auf die Forderung ihrer Zuginglichkeit,
Inklusivitit und Wirksamkeit im Umgang mit der sich verindernden Arbeitswelt, beitragen. Der ESF sollte auch
der Armut im lindlichen Raum entgegenwirken, die durch die spezifischen Nachteile lindlicher Gebiete, wie
ungiinstige demografische Situation, schwacher Arbeitsmarkt, begrenzter Zugang zu Bildungs- und Aus-
bildungsangeboten oder zu Gesundheits- und Sozialdiensten, bedingt sind. [Abind. 30]

(19)  Der ESF+ sollte zur Verringerung Beseitigung der Armut beitragen, indem er nationale Programme zur Bekdmpfung
von Nahrungsmangel und materieller Deprivation unterstiitzt, und die soziale Integration der von Armut oder
soz1aler Ausgrenzung bedrohten oder betroffenen und der am starksten benachtelhgten Personen fordern Da—aﬂf

eiligten—_Personen—vorgesehen—sine er-die Die M1tgl1edstaaten sollten mmdestens 23%
1hrer nat10nalen M1tte1 der ESF+- Komponente mit geteﬂter Mittelverwaltung bereitstellen, um gegern die Formen
extremer Armut, die am stirksten zur sozialen Ausgrenzung beitragen, beispielsweise Obdachlosigkeit, Kinderarmut,
Altersarmut und Nahrungsmangel, verzugehen zu bekimpfen. Aufgrund der Art der Vorhaben und der
Endempfinger sind-einfachere miissen die Bestimmungen fiir die Unterstiitzung ﬂe%weﬁd-xg die der Bekampfung der
materiellen Deprivation der am stirksten benachteiligten Personen dient, so einfach wie moglich sein. [Aband. 31]

(19a) Der ESF+ sollte darauf abzielen, die Armut dlterer Frauen in der gesamten Union zu bekimpfen, wobei zu
beriicksichtigen ist, dass das geschlechtsbedingte Rentengefille mit 40 % ein akutes Risiko fiir eine Verschirfung
der Armut dlterer Frauen, insbesondere derjenigen, die ohne Partner leben, darstellt und somit den in den
Schlussfolgerungen des Rates von 2015 zum Thema ,,Gleiche Einkommenschancen fiir Frauen und Minner:
Abbau des geschlechtsbedingten Rentengefilles“ eingegangenen Verpflichtungen nachzukommen ist (°). Die
Armut bei dlteren Frauen wird auch durch die steigenden Kosten fiir die Gesundheitsversorgung und
Medikamente verschirft, die die ilteren Patienten selbst tragen miissen; dies gilt insbesondere fiir Frauen, die
aufgrund ihrer hiheren Lebenserwartung in ihrem Leben verhdiltnismiifig fiir Lingere Zeit Gesundheitsprobleme
haben als Mdinner. [Abind. 32]

(19b) Damit die Armut bekimpft und die soziale Inklusion verbessert werden kann, sollte der ESF+ sowohl bei der
Ausarbeitung als auch bei der Umsetzung der konkreten Programme die aktive Mitwirkung von in diesem Bereich
titigen NGOs und von Zusammenschliissen von Menschen, die in Armut leben, fordern. [Abind. 33]

(20)  Da weiterhin verstarkte Anstrengungen zur Steuerung der Migrationsstrome in der Union als Ganzes erforderlich
sind, und um eine kohdrente, starke und konsequente Unterstiitzung fiir die Bemithungen in puncto Solidaritdt und
gerechter Lastenteilung sicherzustellen, sollte der ESF+ ergdnzend zu den im Rahmen des Asyl- und Migrationsfonds,
des Europiischen Fonds fiir regionale Entwicklung und der Fonds, die sich positiv auf die Inklusion von
Drittstaatsangehirigen auswirken konnen, finanzierten Mafnahmen Unterstiitzung fiir die Forderung der
soziookonomischen Integration von Drittstaatsangehorigen, einschlieflich Migranten, gewihren, wozu auch
Initiativen auf lokaler Ebene gehdren kinnen. [Abind. 34]

(20a) Die fiir die Planung und Durchfiihrung des ESF+ zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten sollten sich mit den
von den Mitgliedstaaten mit der Verwaltung der Interventionen des Asyl- und Migrationsfonds betrauten
Behirden abstimmen, um die Integration von Drittstaatsangehorigen auf allen Ebenen bestmoglich zu fordern,
und zwar durch Strategien, die hauptsichlich von lokalen und regionalen Korperschaften und nichtstaatlichen
Organisationen umgesetzt werden, sowie mit den am besten geeigneten, auf die besondere Lage der
Drittstaatsangehorigen zugeschnittenen MafSnahmen. Der Geltungsbereich der IntegrationsmafSnahmen sollte
schwerpunktmdfSig Drittstaatsangehirige einbeziehen, die sich rechtmiflig in einem Mitgliedstaat aufhalten oder
gegebenenfalls im Begriff sind, einen rechtmifSigen Wohnsitz in einem Mitgliedstaat zu erlangen, einschliefSlich
Personen, die internationalen Schutz geniefSen. [Abind. 35]

(°)  http://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-9302-2015-INIT/de/pdf
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(21)  Der ESF+ sollte politische und systemrelevante Reformen in den Bereichen Beschiftigung, soziale Inklusion,
Beseitigung der Armut, Gesundheitsversorgung und Langzeitpflege sowie allgemeine und berufliche Bildung
unterstiitzen. Mit Blick auf eine stirkere Abstimmung auf das Européische Semester sollten die Mitgliedstaaten einen
angemessenen Betrag ihrer Mittel der ESF+-Komponente mit geteilter Mittelverwaltung fiir die Umsetzung der
entsprechenden lianderspezifischen Empfehlungen zur Bewiltigung struktureller Probleme bereitstellen, die durch
mehrjahrige Investitionen angegangen werden sollten, die in den Anwendungsbereich des ESF+ fallen. Die
Kommission und die Mitgliedstaaten sollten lokale und regionale Korperschaften einbinden, um fiir die Kohirenz,
Koordinierung und Komplementaritit zwischen der Komponente mit geteilter Mittelverwaltung, der Komponente
Gesundheit des ESF+ und dem Reformhilfeprogramm, einschlieflich des Reformumsetzungsinstruments und des
Instruments fiir technische Unterstiitzung, zu sorgen. Insbesondere sollten die Kommission und die Mitgliedstaaten
in allen Phasen des Prozesses fiir eine wirksame Koordinierung sorgen, damit Einheitlichkeit, Kohidrenz,
Komplementaritit und Synergie zwischen den Finanzierungsquellen, einschliefSlich der technischen Hilfe,
gewihrleistet sind. Dabei sind die Grundsiitze und Rechte, die in der europdischen Siule sozialer Rechte
festgelegt sind, das sozialpolitische Scoreboard im Rahmen des Europiischen Semesters, die Agenda der IAO fiir
menschenwiirdige Arbeit und regionale Besonderheiten zu beriicksichtigen, damit ein Beitrag zu den Zielen der
Union gemifS Artikel 174 AEUV im Hinblick auf die Stirkung des wirtschaftlichen, sozialen und territorialen
Zusammenbhalts geleistet werden kann. [Abind. 36]

(21a) Da die Regionen auf einem sehr unterschiedlichen Entwicklungsstand sind und sich auch die sozialen
Gegebenheiten in der Union stark unterscheiden, sollte der ESF+ flexibel genug sein, um den regionalen und
territorialen Besonderheiten Rechnung tragen zu konnen. [Abind. 37]

(22)  Um sicherzustellen, dass der sozialen Dimension Europas entsprechend der europdischen Sdule sozialer Rechte
angemessen Rechnung getragen und ein Mindestbetrag der Mittel fiir die Bediirftigsten eingestellt wird, sollten die
Mitgliedstaaten mindestens 25 27 % ihrer nationalen Mittel der ESF+-Komponente mit geteilter Mittelverwaltung fur
die Forderung der sozialen Inklusion und die Beseitigung der Armut bereitstellen. Dieser Anteil sollte zusdtzlich zu
den zur Bekimpfung extremer Armut zugewiesenen nationalen Mitteln geleistet werden. [Abind. 38]

(22a) Simtliche Mitgliedstaaten haben das Ubereinkommen der Vereinten Nationen iiber die Rechte des Kindes (KRK)
ratifiziert, welches den MafSstab fiir die Forderung und den Schutz der Rechte des Kindes bildet. Die Forderung
der Rechte von Kindern gehort zu den explizit genannten Zielen der Politik der Union (Artikel 3 des Vertrags von
Lissabon), und in der Charta ist vorgesehen, dass bei allen MafSnahmen der Union das Kindeswohl Vorrang vor
allen anderen Erwigungen haben muss. Die Union und die Mitgliedstaaten sollten den ESF+ in zweckmdfSiger
Weise nutzen, um den Kreislauf der Benachteiligung von Kindern, die gemifS Begriffsbestimmung in der
Empfehlung der Kommission aus dem Jahr 2003 mit dem Titel ,,Investitionen in Kinder” in Armut und sozialer
Ausgrenzung leben, zu durchbrechen. Mit dem ESF+ sollten MafSnahmen unterstiitzt werden, mit denen
wirksame Interventionen gefordert werden, die zur Verwirklichung der Rechte des Kindes beitragen. [Abind. 39]

(22b) Vor dem Hintergrund der unverindert hohen Armut und sozialen Ausgrenzung von Kindern in der Union
(26,4 % im Jahr 2017) und im Hinblick auf die europiische Siule sozialer Rechte, in der erklirt wird, dass Kinder
das Recht auf Schutz vor Armut haben und dass Kinder aus benachteiligten Verhiltnissen das Recht auf
besondere MafSnahmen zur Verbesserung der Chancengleichheit haben, sollten die Mitgliedstaaten 5 % der Mittel
aus dem ESF+ mit geteilter Mittelverwaltung fiir die Europdische Kindergarantie bereitstellen, mit der ein Beitrag
dazu geleistet werden soll, dass alle Kinder gleichen Zugang zu kostenloser Gesundheitsversorgung, kostenloser
Bildung, kostenloser Kinderbetreuung, angemessenen Wohnverhiltnissen und adiquater Erndhrung zur
Beseitigung der Armut und sozialen Ausgrenzung von Kindern haben. Friihzeitige Investitionen in diese Kinder
sind mit erheblichen Vorteilen fiir die Kinder und die Gesellschaft in ihrer Gesamtheit verbunden und eine
entscheidende Voraussetzung dafiir, den Kreislauf der Benachteiligung in der friihen Kindheit zu durchbrechen.
Wenn Kinder Forderung fiir die Entwicklung ihrer Kompetenzen und Fihigkeiten erhalten, werden sie in die Lage
versetzt, ihr gesamtes Potenzial zu verwirklichen, was mit optimalen Bildungs- und Gesundheitsergebnissen
verbunden ist, ihnen hilft, aktive Mitglieder der Gesellschaft zu werden, und ihre Chancen am Arbeitsmarkt als
junge Menschen erhéht. [Abind. 40]

(23)  Angesichts der in verschiedenen Mitgliedstaaten und Regionen anhaltend hohen Arbeitslosen- und Nichterwerbs-
tatigenquoten fiir Jugendliche, insbesondere fiir junge Menschen, die keine Schule besuchen, keiner Arbeit
nachgehen und sich nicht in beruflicher Fortbildung befinden, wobei die Zahlen fiir junge Menschen aus sozial
benachteiligten Verhiltnissen noch hoher sind, ist es erforderlich, dass die betreffenden Mitgliedstaaten weiterhin
genitgend angemessene Mittel der ESF+-Komponente mit geteilter Mittelverwaltung in MafSnahmen investieren, um
die Jugendbeschiftigung, u. a. durch die Umsetzung von Jugendgarantie-Programmen, zu fordern. Aufbauend auf
den durch die Beschaftigungsinitiative fiir junge Menschen im Programmplanungszeitraum 2014-2020 geforderten
Mafinahmen, die auf Einzelpersonen ausgerichtet sind, sollten die Mitgliedstaaten weiterhin Pfade fir die
Wiedereingliederung in die Beschiftigung und Ausbildung sowie wirksame aktive Einbeziehungsmafnahmen fiir
junge Menschen fordern und hierbei gegebenenfalls vorrangig langzeitarbeitslose, nichterwerbstitige und
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benachteiligte junge Menschen, die am schwersten erreichbaren jungen Menschen und junge Menschen in
schwierigen Lebenslagen, auch im Rahmen der Jugendarbeit, beriicksichtigen. Die Mitgliedstaaten sollten auch in
Mafnahmen investieren, die darauf ausgerichtet sind, den Ubergang von der Schule ins Berufsleben zu erleichtern
und die Arbeitsverwaltungen dahin gehend zu reformieren und anzupassen, dass sie maflgeschneiderte
Unterstiitzung fiir junge Menschen anbieten und ihre Leistungen ohne Diskriminierung jeglicher Art erbrmgen
Die Mitgliedstaaten sollten daker mindestens 10 3 % der nationalen Mittel der ESF+-Komponente

fir die Forderung der von MafSnahmen im Bereich Beschiftigungsfihigkeit von Jugendlichen,
weiterfiihrende Ausbildung, hochwertige Arbeitsstellen sowie hochwertige Praktikums- und Ausbildungsplitze
bereitstellen. Mitgliedstaaten, die eine iiber dem Unionsdurchschnitt liegende Quote von Personen, die keine
Schule besuchen, keiner Arbeit nachgehen und sich nicht in beruflicher Fortbildung befinden (NEET), oder eine
Quote von mehr als 15% aufweisen, sollten mindestens 15 % ihrer nationalen Mittel des ESF+ fiir die
Unterstiitzung von MafSnahmen in diesem Bereich bereitstellen, wobei sie auf der geeigneten Gebietsebene titig
werden. [Abind. 41]

(23a) Die subregionalen Unterschiede nehmen zu, auch in wohlhabenderen Regionen, in denen es Armutszonen gibt.
[Abind. 42]

(23b) In Anbetracht der Erweiterung des Anwendungsbereichs des ESF+ sollten die zusitzlichen Aufgaben mit einer
Aufstockung der Haushaltsmittel einhergehen, damit die Ziele des Programms verwirklicht werden konnen. Es
bedarf weiterer Mittel, um im Einklang mit den in der europdischen Sdiule sozialer Rechte dargelegten
Grundsitzen die Arbeitslosigkeit, insbesondere die Jugendarbeitslosigkeit, und die Armut zu bekimpfen sowie die
berufliche Entwicklung und Fortbildung, insbesondere am digitalen Arbeitsplatz, zu fordern. [Abind. 43]

(23c) EURES sollte langfristig gestirkt werden, insbesondere durch einen umfassenden Ausbau der Internet-Plattform
und eine aktive Beteiligung der Mitgliedstaaten. Die Mitgliedstaaten sollten dieses bereits bestehende Modell
effizienter nutzen und Einzelheiten aller offenen Stellen in den Mitgliedsstaaten im EURES-System
veroffentlichen. [Abind. 44]

(24)  Die Mitgliedstaaten und die Kommission sollten fiir die Koordinierung und Komplementaritit der dureh-dieseMittel
wnterstiitztenr Mallnahmen sorgen, die durch den ESF+ und weitere Programme und Instrumente der Union, wie
beispielsweise den Europdischen Fonds fiir die Anpassung an die Globalisierung, den Europdischen Fonds fiir
regionale Entwicklung, den Europdischen Meeres- und Fischereifonds, Erasmus, den Asyl- und Migrationsfonds,
Horizont Europa, den Europiischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des lindlichen Raums, das
Programm ,,Digitales Europa“, InvestEU, Kreatives Europa oder das Europdische Solidarititscorps unterstiitzt
werden, und Synergien zwischen diesen MafSnahmen nutzen. [Abind. 45]

(25)  Gemil Artikel den Artikeln 349 AEUV und 174 AEUV sowie Artikel 2 des Protokolls Nr. 6 zur Beitrittsakte von
1994 haben die Gebiete in dufSerster Randlage wrd, die nordlichen Regionen mit geringer Bevolkerungsdichte und
dte Inseln Anspruch auf spemﬁsche Maﬁnahmen im Rahmen gemeinsamer Politiken und der EU-Programme.

gesieh , Grfen biete her Da diese Gebiete unter schwerwiegenden und

dauerhaften naturltchen Nachtetlen leulen bmuchen sie spez;fische Unterstiitzung. [Abind. 46]

(25a) Im Einklang mit Artikel 174 AEUV sollten die Mitgliedstaaten und die Kommission dafiir Sorge tragen, dass der
ESF+ zur Entwicklung und Umsetzung von konkreten MafSnahmen beitrigt, die darauf abzielen, die
Einschrinkungen und Probleme der Gebiete mit schweren und dauerhaften demografischen Nachteilen, wie
etwa von entvilkerten Regionen oder Gebieten mit sehr geringer Bevilkerungsdichte, anzugehen. [Abind. 47]

(26)  Eine effiziente und wirksame Durchfihrung der vom ESF+ unterstiitzten Maffnahmen setzt ein verantwortungsvolles
staatliches Handeln und eine Partnerschaft zwischen alenAkteuren—aufden—entsprechenden—Gebietsebenen den
Organen der Union, den lokalen, regionalen und nationalen Behorden und den wirtschaftlichen und sozialen
Akteuren, insbesondere den Sozialpartnern und der Zivilgesellschaft, voraus. Daher ist es unerlisslich, dass die
Mitgliedstaaten die in Partnerschaft mit regionalen und lokalen Gebietskorperschaften fiir eine sinnvolle
Beteiligung der Sozialpartner und von Organisationen der Zivilgesellschaft, Gleichstellungsstellen, nationalen
Menschenrechtsinstitutionen und weiteren einschligigen oder reprisentativen Organisationen an der Pro-
grammplanung und der Umsetzung des ESF+ im-Wege-dergeteilten-Mittelverwaltungfordern , von der Aufstellung
von Prioritdten fiir opemtwnelle Programme bis zur Umsetzung, Uberwachung und Evaluierung der Ergebnisse
und der Auswirkungen, im Einklang mit dem Europdischen Verhaltenskodex fiir Partnerschaften im Rahmen der
Europiischen Struktur- und Investitionsfonds sorgen, der durch die Delegierte Verordnung (EU) Nr. 240/2014
der Kommission (*°) eingerichtet wurde. Um Nichtdiskriminierung und Chancengleichheit sicherzustellen, sollten
die Gleichstellungsstellen und die nationalen Menschenrechtsinstitutionen ebenfalls in jeder Phase einbezogen
werden. [Abind. 48]

() Delegierte Verordnung (EU) Nr. 240/2014 der Kommission vom 7. Januar 2014 zum Europiischen Verhaltenskodex fiir
Partnerschaften im Rahmen der Europdischen Struktur- und Investitionsfonds (ABL L 74 vom 14.3.2014, S. 1).
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(26a) Fiir das verantwortungsvolle staatliche Handeln und die Partnerschaft zwischen den Verwaltungsbehorden und
den Partnern ist ein wirksamer und effizienter Aufbau der Kapazititen der Interessentriger erforderlich, denen
die Mitgliedstaaten einen angemessenen Betrag aus den Ressourcen des ESF+ zuteilen sollten. Da Investitionen in
die institutionellen Kapazititen und in die Effizienz der offentlichen Verwaltung und der 6ffentlichen Dienste auf
nationaler, regionaler und lokaler Ebene zur Forderung von Reformen, einer besseren Rechtsetzung und einer
verantwortungsvollen Verwaltung nicht mehr zu den operationellen Zielen des ESF+ im Wege der geteilten
Mittelverwaltung zihlen, sondern nun Bestandteil des Programms zur Unterstiitzung von Strukturreformen sind,
miissen die Kommission und die Mitgliedstaaten eine wirksame Koordinierung zwischen den beiden
Instrumenten sicherstellen. [Abind. 49]

(27)  Die Unterstiitzung sozialer Innovation und der Sozialwirtschaft ist unabdingbar, damit mit politischen MafSnahmen
besser auf den gesellschaftlichen Wandel reagiert werden kann und innovative Losungen angeregt und unterstiitzt
werden. Insbesondere die Erprobung und Evaluierung innovativer Losungen, auch auf lokaler Ebene, vor ihrer
Anwendung in groerem Mafstab sind wichtig, um die Wirksamkeit der politischen Malnahmen zu verbessern; sie
rechtfertigen somit die besondere Unterstiitzung durch den ESF+. [Abind. 50]

(27a) Um das Potenzial der bereichsiibergreifenden Zusammenarbeit voll auszuschiopfen, die Synergien und die
Kohiirenz mit anderen Politikbereichen zu verbessern und die allgemeinen Ziele zu erreichen, sollten aus dem
ESF+ innovative Mafinahmen gefordert werden, die den Sport, korperliche Aktivititen und Kultur nutzen, um die
soziale Inklusion voranzubringen, die Jugendarbeitslosigkeit, insbesondere von benachteiligten Gruppen, zu
bekimpfen, die soziale Inklusion von ausgegrenzten Gruppen zu verbessern sowie eine gesunde Lebensweise und
die Vorbeugung von Krankheiten zu fordern. [Abind. 51]

(28)  Die Mitgliedstaaten und die Kommission sollten dafiir sorgen, dass der ESF+ zur Forderung der Gleichstellung von
Frauen und Minnern gemafl Artikel 8 AEUV beitrdgt, damit die Gleichbehandlung und Chancengleichheit von
Minnern und Frauen in allen Bereichen gefordert werden, wobei dies die Erwerbsbeteiligung, die Beschaftigungs-
bedingungen und den beruflichen Aufstieg einschlieSt. Sie Die geschlechtsspezifischen Aspekte sollten bei allen
durchgefiihrten Programmen wihrend ihrer gesamten Vorbereitung, Durchfiihrung, Uberwachung und
Evaluierung beriicksichtigt werden. AufSerdem sollte der ESF+ insbesondere mit Artikel 21 der Charta in
Einklang stehen, in dem es heifSt, dass Diskriminierungen, insbesondere wegen des Geschlechts, der Rasse, der
Hautfarbe, der ethnischen oder sozialen Herkunft, der genetischen Merkmale, der Sprache, der Religion oder der
Weltanschauung, der politischen oder sonstigen Anschauung, der Zugehorigkeit zu einer nationalen Minderheit,
des Vermdgens, der Geburt, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung, verboten sind. Des
Weiteren sollte Diskriminierung wegen Geschlechtsmerkmalen oder der Geschlechtsidentitit und aufgrund der
Staatsangehortgkett verboten sei. Dte Mttgltedstaaten und die Kommtsston sollten auflerdem dafiir sorgen, dass
der ESF+ die-Chaneengleichheitftiralle ohne Diskriminierunggem E ert; die gesellschaftliche
Inklusion von Menschen mit Behmderungen auf derselben Baﬁs Grundlage wie fur andere unterstiitzt sowie zur
Anwendung des Ubereinkommens der Vereinten Nationen iiber die Rechte von Menschen mit Behinderungen der
Vereinten Nationen beitrdgt, u. a. im Hinblick auf Bildung, Arbeit, Beschiftigung und universelle Zuginglichkeit.
Diese Grundsitze sollten bei allen Aspekten und in allen Phasen der Vorbereitung, Uberwachung, Durchfithrung und
Evaluierung der Programme frithzeitig und konsequent beriicksichtigt werden, und es sollte gewihrleistet werden,
dass gezielte Mafnahmen zur Forderung der Gleichstellung der Geschlechter und der Chancengleichheit ergriffen
werden. Der ESF+ sollte auch den Ubergang von Heimbetreuung/institutioneller Betreuung zur Betreuung in der
Familie und in der lokalen Gemeinschaft, insbesondere fiir von Mehrfachdiskriminierung und intersektioneller
Diskriminierung betroffene Menschen, fordern. Durch den ESF+ diiefer sollten keine Malnahmen unterstiitzt
werden, die der Segregation oder der sozialen Ausgrenzung Vorschub leisten. Von bestimmten Ausnahmen
abgesehen, fir die besondere Bestimmungen fiir die ESF+-Komponente unter geteilter Mittelverwaltung festgelegt
werden miissen, soll gemifl der neuen Dachverordnung die Forderfihigkeit von Ausgaben gemif der Charta und
auf nationaler Ebene geregelt werden. [Abind. 52]

(284) Die Verwendung regionaler Indikatoren sollte in Betracht gezogen werden, damit subregionale Differenzen besser
beriicksichtigt werden konnen. [Abind. 53]

(28b) Aus dem ESF+ sollte das Erlernen von Fremdsprachen zur Forderung des gegenseitigen Verstindnisses und zum
Aufbau einer inklusiven Gesellschaft unterstiitzt werden, indem die Mitgliedstaaten beispielsweise das vom
Europarat entwickelte Instrumentarium zur Sprachunterstiitzung fiir Fliichtlinge vermehrt anwenden.
[Abind. 54]
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(29)  Falls Daten in Registern verfiigbar sind, sollten die Mitgliedstaaten den Verwaltungsbehorden gestatten, diese Daten,
unter Umstinden aufgeschliisselt nach Geschlecht, aus den Registern zu beziehen, um so den Verwaltungsaufwand
bei der Datenerhebung zu reduzieren, wobei der Schutz personenbezogener Daten gemifS der Verordnung (EU)
2016/679 des Europiischen Parlaments und des Rates ("') zu wahren ist. Es ist ratsam, Anreize fiir die weitere
elektronische Ubermittlung der Daten zu bieten, da dadurch zur Verringerung des Verwaltungsaufwands
beigetragen wird. [Abind. 55]

(30)  Bei der Verarbeitung personenbezogener Daten im Rahmen dieser Verordnung sollten die fiir die Verarbeitung
Verantwortlichen in den Mitgliedstaaten ihre Aufgaben fir die Zwecke dieser Verordnung gemif8 der Verordnung
(EU) 2016/679 wahrnehmen.

(31)  Bei sozialen Erprobungen werden Projekte in kleinem Mafstab getestet, was es erlaubt, Erkenntnisse zur
Durchfithrbarkeit sozialer Innovationen zu erlangen. Es sollte moglich sein und gefordert werden, realisierbare dass
mit finanzieller Unterstiitzung durch den ESF+ oder in Kombination mit sonstigen Quellen Ideen auf lokaler
Ebene getestet und dte)emgen dle reahsterbar smd gegebenenfalls in einem groféeren Maféstab verfolgt oder

andere Zusammenhange in verschtedenen Regumen oder Mttgltedstaaten ubertragen werden [Aband 56]

(32) Der ESF+ legt Bestimmungen fest, die darauf abzielen, die Arbeitnehmerfreiziigigkeit auf einer nicht disk-
riminierenden Grundlage dadurch zu erreichen, dass die zentralen—Dienststellen—der dffentlichen Arbeits-
verwaltungen der Mitgliedstaaten wntereinander—und—mit—der, die Kommission und die Sozialpartner eng
zusammenarbeiten. Das Europiische Netzwerk der 6ffentlichen Arbeitsverwaltungen sollte — unter Einbeziehung
der Sozialpartner — ein besseres Funktionieren der Arbeitsmirkte fordern, indem es die grenziiberschreitende
Mobilitdt der Arbeitskrifte und eine grofere Transparenz der arbeitsmarktrelevanten Informationen erleichtert. In
den Anwendungsbereich des ESF+ fallen auch die Entwicklung und Unterstiitzung gezielter Mobilitatsprogramme,
mit dem Ziel, dort Stellen zu besetzen, wo Defizite auf dem Arbeitsmarkt festgestellt wurden. Der ESF+ deckt die
grenziibergreifenden Partnerschaften zwischen regionalen offentlichen Arbeitsverwaltungen und Sozialpartnern
und ihre Titigkeiten ab, um die Mobilitit sowie die Transparenz und Integration der grenziibergreifenden
Arbeitsmirkte durch Bereitstellung von Informationen, Beratung und Vermittlung zu fordern. In vielen
Grenzregionen spielen sie eine wichtige Rolle bei der Entwicklung eines wirklich europdischen Arbeitsmarktes.
[Abind. 57]

(33) Der mangelnde Zugang zu Finanzmitteln fiir Kleinstunternehmen, Sozialwirtschaft und Unternchmen der
Sozialwirtschaft und-Sezialunternehmen ist eines der Haupthindernisse fiir Existenzgriindungen, vor allem durch die
arbeitsmarktfernsten Personen. Mit Blick auf die Schaffung eines Markt-Okosystems legt die Verordnung iiber den
ESF+ Bestimmungen fest, um das Angebot von Finanzmitteln zu erhéhen und den Zugang dazu und zu
Unterstiitzungsdiensten fiir Sezialunternehmen Unternehmen der Sozialwirtschaft, auch in der Kultur- und
Kreativwirtschaft, zu verbessern und um der Nachfrage seitens derjenigen nachzukommen, die solche Mittel am
dringendsten bendtigen, vor allem Arbeitslose, Frauen und sezial-sehwachePersonen benachteiligte Gruppen, die
ein Kleinstunternehmen griinden wollen. Auf dieses Ziel wird auch mit Finanzierungsinstrumenten und
Haushaltsgarantien im Rahmen des Finanzierungsfensters ,Soziale Investitionen und Kompetenzen“ des Fonds
LJnvestEU* hingearbeitet. [Abind. 58]

(33a) Die Kommission sollte auf Unionsebene ein ,Giitesiegel der europiischen Sozialwirtschaft“ fiir Sozial- und
Solidarunternehmen mit klaren Kriterien einfiihren, um die Besonderheiten dieser Unternehmen und ihre soziale
Wirkung hervorzuheben, ihre Sichtbarkeit zu erhohen, Anreize fiir Investitionen zu schaffen, den Zugang zu
Finanzmitteln und zum Binnenmarkt fiir diejenigen zu erleichtern, die bereit sind, auf nationaler Ebene oder in
andere Mitgliedstaaten zu expandieren, wobei gleichzeitig die unterschiedlichen Rechtsformen und Rahmen-
bedingungen in diesem Sektor und in den Mitgliedstaaten zu respektieren sind. [Abind. 59]

(34)  Marktteilnechmer, die soziale Investitionen titigen, einschlieflich philanthropischer Akteure, konnen eine wichtige
Rolle bei der Verwirklichung mehrerer Ziele des ESF+ spielen, da sie Finanzierung sowie innovative und
komplementire Ansitze anbieten, mit denen soziale Ausgrenzung und Armut bekdmpft, die Arbeitslosigkeit gesenkt
und zu den Zielen der Vereinten Nationen fiir nachhaltige Entwicklung beigetragen werden kann. Daher sollten
philanthropische Akteure, wie Stiftungen und Spender, falls angezeigt und sofern sie keine politische oder
gesellschaftliche Agenda verfolgen, die zu den Idealen der Union im Widerspruch steht, in ESF+-Mafnahmen
einbezogen werden, insbesondere solche, die auf die Entwicklung des Markt-Okosystems fiir soziale Investitionen
abstellen. [Abind. 60]

(") Verordnung (EU) 2016/679 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natiirlicher Personen
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG
(Datenschutz-Grundverordnung) (ABL L 119 vom 4.5.2016, S. 1).
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(34a) Die transnationale Zusammenarbeit birgt einen erheblichen Mehrwert und sollte daher von allen Mitgliedstaaten
unter Beachtung des Grundsatzes der VerhiltnismdfSigkeit unterstiitzt werden, sofern nicht hinreichende Griinde
dagegensprechen. Es ist auch notwendig, die Rolle der Kommission zu stirken, wenn es darum geht, den
Erfahrungsaustausch zu erleichtern und die Durchfiihrung relevanter Initiativen zu koordinieren. [Abind. 61]

(35)  Gemaf Artikel 168 AEUV ist bei der Festlegung und Durchfithrung aller Unionspolitiken und -mafinahmen ein
hohes Gesundheitsschutzniveau sicherzustellen. Unter uneingeschrinkter Wahrung der Verantwortung der
Mitgliedstaaten fiir die Festlegung ihrer Gesundheitspolitik sowie die Organisation des Gesundheitswesens und die
medizinische Versorgung muss die Titigkeit der Union die Gesundheitspolitik der Mitgliedstaaten ergdnzen und
unterstiitzen sowie die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und die Koordinierung ihrer Programme
fordern.

(35a) Die Kommission sollte fiir eine stirkere Beteiligung der Mitgliedstaaten und unterreprisentierter Organisationen
sorgen, indem sie die Hiirden fiir die Beteiligung, einschlieflich des Verwaltungsaufwands bei der Beantragung
und dem Erhalt von Fordermitteln entsteht, so weit wie moglich senkt. [Abind. 62]

(35b) Eines der wichtigsten Ziele der Union ist die Stirkung der Gesundheitssysteme im Wege der Forderung des
digitalen Wandels im Gesundheitswesen und in der Patientenbetreuung, indem ein nachhaltiges Informations-
system fiir das Gesundheitswesen entwickelt wird und Reformprozesse der Einzelstaaten fiir wirksamere, leichter
zugingliche und weniger krisenanfillige Gesundheitssysteme unterstiitzt werden. [Abind. 63]

(36)  Es bedarf anhaltender Bemiihungen, um die in Artikel 168 AEUV genannten Anforderungen zu erfiillen. Wenn
die alle Menschen linger ohne Diskriminierung gesund und aktiv bleiben und die Méglichkeit haben, aktiv auf ihre
Gesundheit Einfluss zu nehmen, wirkt sich dies positiv auf die Gesundheit, den Abbau von Ungleichheiten im
Gesundheitsbereich, die Lebensqualitdt, die Produktivitit, die Wettbewerbsfihigkeit und die Inklusivitit aus;
gleichzeitig sinkt dadurch der Druck auf die nationalen Haushalte. Die Unterstiitzung und Anerkennung von
Innovationen einschlieflich sozialer Innovationen, die Auswirkungen auf die Gesundheit haben, hilft dabei, die
Herausforderung der Nachhaltigkeit im Gesundheitswesen im Kontext der Bewiiltigung der Probleme, die der
demographische Wandel mit sich bringt, anzugehen. Um das Ziel des integrativen Wachstums zu erreichen, sind
dariiber hinaus MafSnahmen zum Abbau gesundheitlicher Ungleichheiten wichtig. Die Kommission hat sich
verpflichtet, den Mitgliedstaaten dabei zu helfen, ihre Ziele fiir nachhaltige Entwicklung zu erreichen, insbesondere
das Ziel Nr. 3 ,Gewahrleistung einer gesunden Lebensfithrung und Forderung des Wohlbefindens aller Menschen
aller Altersstufen®. (*?) [Abidnd. 64]

(36a) Der Definition der Weltgesundheitsorganisation (WHO) zufolge ist Gesundheit ,ein Zustand vollstindigen
korperlichen, geistigen und sozialen Wohlbefindens und nicht nur das Freisein von Krankheit oder Gebrechen*.
Um die Gesundheit der Bevilkerung in der Union zu verbessern, ist es von entscheidender Bedeutung, sich nicht
nur auf korperliche Gesundheit und soziales Wohlbefinden zu konzentrieren. Der WHO zufolge machen
psychische Probleme fast 40 % der mit Behinderungen verbrachten Lebensjahre (,,years lived with disability“) aus.
Psychische Probleme sind aufSerdem vielgestaltig, langanhaltend und ein Grund fiir Diskriminierung und tragen
in erheblichem MafSe zu gesundheitlichen Ungleichheiten bei. Dariiber hinaus wirkt sich die Wirtschaftskrise auf
Faktoren aus, die fiir die psychische Gesundheit relevant sind, da Schutzfaktoren geschwicht und Risikofaktoren
erhoht werden. [Abind. 65]

(37)  Wissen sowie die gemeinsamen Werte und Grundsitze der Gesundheitssysteme der Europdischen Union, wie in den
Schlussfolgerungen des Rates vom 2. Juni 2006 dargelegt, sollten den Entscheidungsfindungsprozess mit Blick auf
die Planung und Verwaltung innovativer, wirksamer und resilienter Gesundheitssysteme, die Forderung von
Instrumenten zur Gewihrleistung des allgemeinen Zugangs zu hochwertiger personenorientierter Gesundheits-
versorgung und damit verbundener Pflege sowie die freiwillige Anwendung bewihrter Verfahren in groferem
Mafstab unterstiitzen. Dies umfasst auch Dienste zur Gesundheitsforderung und zur Privention von Krankheiten,
die einen Teil der medizinischen Grundversorgung darstellen. [Abénd. 66]

(')  COM(2016)0739.
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(37a) Die friiheren Aktionsprogramme der Union im Bereich der dffentlichen Gesundheit (2003-2008) und im Bereich
der Gesundheit (2008-2013 und 2014-2020), die mit den Beschliissen Nr. 1786/2002/EG () bzw.
Nr. 1350/2007/EG (**) des Europdischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (EU) Nr. 282/2014
des Europdischen Parlaments und des Rates (*) angenommen wurden (im Folgenden friihere Gesundheits-
programme*), sind positiv beurteilt worden, da sie zu einer Reihe wichtiger Entwicklungen und Verbesserung
gefiihrt haben. Die ESF+-Komponente Gesundheit sollte auf den Errungenschaften der friiheren Gesundheits-
programme aufbauen. [Abind. 67]

(37b) Die ESF+Komponente Gesundheit sollte dazu dienen, Mafinahmen in Bereichen zu fordern, in denen anhand
folgender Aspekte ein europdischer Mehrwert nachgewiesen werden kann: Austausch bewihrter Verfahren
zwischen den Mitgliedstaaten und Regionen; Unterstiitzung von Netzwerken fiir den Austausch von Wissen oder
Voneinander-Lernen; Forderung der Kompetenzen von Angehorigen der Gesundheitsberufe; Bekimpfung
grenziiberschreitender Gesundheitsgefahren zur Senkung von deren Risiken und zur Milderung ihrer Folgen;
Thematisierung bestimmter Binnenmarktfragen, in denen die Union hinreichend legitimiert ist, um Losungen
von hoher Qualitit fiir alle Mitgliedstaaten sicherzustellen; Erschlieffung des Innovationspotenzials im
Gesundheitswesen; MafSnahmen zur eventuellen Entwicklung eines Benchmarking-Systems, um fundierte
Entscheidungen auf Unionsebene zu ermiglichen; Effizienzsteigerung durch Vermeidung iiberschneidungs-
bedingter Verschwendung von Ressourcen sowie optimaler Einsatz der finanziellen Ressourcen. [Abind. 68]

(38) Die ESF+-Komponente Gesundheit sollte zur Privention von Krankheiten und Friiherkennung in allen
Lebensphasen der Ynionsbiirger Menschen, die in der EU leben, und zur Gesundheitsforderung beitragen, indem
sie sich mit gesundheitlichen Risikofaktoren wie Tabakkonsum, Rauchen und passives Rauchen, Alkoholmissbrauch,
umweltbedingte gesundheitliche Risikofaktoren und Konsum illegaler Drogen befasst und drogenkonsumbedingten
Gesundheitsschidden, Adipositas und ungesunden Ernihrungsgewohnheiten — auch im Zusammenhang mit
Armut — und Bewegungsmangel entgegenwirkt. AufSerdem sollte sie giinstige Rahmenbedingungen fiir eine gesunde
Lebensfithrung, ein stirkeres ffentliches Bewusstsein fiir Risikofaktoren und gut konzipierte MafSnahmen im
Gesundheitswesen zur Verringerung der Last und der Auswirkungen von Infektionen und vermeidbaren
Infektionskrankheiten auf den allgemeinen Gesundheitszustand — auch in Form von Impfungen — in allen
Lebensphasen fordern und die Mafnahmen der Mitgliedstaaten im Einklang mit den einschligigen Strategien
erginzen. In diesem Zusammenhang sollte ein besonderes Augenmerk auf die Gesundheitserziehung gelegt
werden, da sie Einzelpersonen und Gemeinschaften dabei unterstiitzt, ihre Gesundheit zu verbessern und ihr
Wissen zu erweitern, und ihre Haltung beeinflusst. Die derzeit im Gesundheitsbereich bestehenden
Herausforderungen kinnen nur im Zuge der Zusammenarbeit auf Unionsebene und durch fortwihrende
Mafnahmen der Union in diesem Bereich wirksam bewiltigt werden. Die ESF+-Komponente Gesundheit sollte die
Umsetzung der einschligigen Rechtsvorschriften der Union unterstiitzen und wirksame, an alle gerichtete
Priventions- und Sensibilisierungsmodelle Praventionsmedelle, innovative Technologien, neue Geschiftsmodelle
und Losungen durchgingig beriicksichtigen, um zu innovativen, zuginglichen, 1e1stungsfah1gen und nachhaltigen
Gesundheitssystemen der Mitgliedstaaten beizutragen und den Zugang zu einer besseren und sichereren
Gesundheitsversorgung fiir die europiischenBiirger Menschen, die in stddtischen oder lindlichen Gebieten in
der Union leben, zu erleichtern. [Abédnd. 69]

(38a) Um die MafSnahmen im Rahmen der Komponente Gesundheit umzusetzen, sollte die Kommission einen
Lenkungsausschuss fiir Gesundheit einrichten. Dariiber hinaus sollte die Kommission Wege und Methoden
vorschlagen, mit denen gesundheitsbezogene Titigkeiten an das Verfahren des Europiischen Semesters
angeglichen werden kionnen, in dessen Rahmen nun auch Reformen der Gesundheitssysteme (und weiterer
sozialer Gesundheitsfaktoren) empfohlen werden kinnen, die dazu beitragen, die Gesundheitsversorgung und die
Sozialschutzvorschriften in den Mitgliedstaaten leichter zuginglich und nachhaltiger zu gestalten. [Abind. 70]

(39)  Uber 80% der vorzeitigen Todesfélle in der Union sind durch nichtiibertragbare Krankheiten bedingt; bei einer
wirksamen Privention sind vielféltige bereichsiibergreifende und grenziiberschreitende Aspekte zu beriicksichtigen.
Das Europdische Parlament und der Rat haben die Notwendigkeit betont, den Aufbau von Kapazititen fir die

(®)  Beschluss Nr. 1786/2002/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 23. September 2002 iiber ein Aktionsprogramm
der Gemeinschaft im Bereich der offentlichen Gesundheit (2003-2008) (ABL L 271 vom 9.10.2002, S. 1).

() Beschluss Nr. 1350/2007/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2007 iiber ein zweites
Aktionsprogramm der Gemeinschaft im Bereich der Gesundheit (2008-2013), ABL. L 301 vom 20.11.2007, S. 3.

(¥)  Verordnung (EU) Nr. 282/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. Mirz 2014 iiber ein drittes
Aktionsprogramm der Union im Bereich der Gesundheit (2014-2020) und zur Aufhebung des Beschlusses Nr. 1350/2007/EG
(ABL. L 86 vom 21.3.2014, S. 1).
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Krisenvorsorge und Krisenreaktion zu unterstiitzen, um die Folgen schwerwiegender grenziiberschreitender
Gefahren, wie plotzlich und gehdiuft auftretende Formen von Emissionen und Umweltverschmutzung,
iibertragbare Krankheiten und anderweitige Gefahren biologischen, chemischen, umweltbedingten oder un-
bekannten Ursprungs, fiir die offentliche Gesundheit zu minimieren. [Abdnd. 71]

(39a) Es ist unbedingt notwendig, fortwihrend in innovative gemeinschaftsorientierte Konzepte zur Bekimpfung
grenziiberschreitender Krankheiten, wie der Epidemien HIV/AIDS, Tuberkulose und Virushepatitis, zu
investieren, da die soziale Dimension dieser Krankheiten ein entscheidender Faktor ist, der Auswirkungen auf
die Fihigkeit hat, sie als Epidemien in der Union und in den Nachbarlindern zu bekimpfen. Damit die im
Rahmen der Ziele fiir nachhaltige Entwicklung fiir diese Krankheiten festgelegten Zielvorgaben erreicht werden
konnen, bedarf es einer ehrgeizigeren Politikgestaltung und ausreichender technischer und finanzieller Mittel, mit
denen ein nachhaltiger regionaler Beitrag zur Bekimpfung von HIV/AIDS, Tuberkulose und Hepatitis in Europa
geleistet werden kann. [Abind. 72]

(40)  Fur die Leistungsfahigkeit der Gesundheitssysteme und fiir die Gesundheit der Biirger ist es von grundlegender
Bedeutung, dass die Belastung durch resistente Infektionserreger und therapieassoziierte Infektionen gesenkt wird
und die Verfiigbarkeit wirksamer antimikrobieller Mittel sichergestellt ist, wobei deren Einsatz gleichwohl verringert
werden sollte, um gegen antimikrobielle Resistenzen vorzugehen. [Abind. 73]

(41)  Die Kommission hat unlidngst einen Vorschlag (**) iber die Bewertung von Gesundheitstechnologien unterbreitet, der
darauf abstellt, die Zusammenarbeit bei der Bewertung von Gesundheitstechnologien auf Unionsebene zu
unterstiitzen, die Verfiigbarkeit innovativer Gesundheitstechnologien fiir Patienten in der ganzen Union zu
verbessern, die verfugbaren Ressourcen besser zu nutzen und die unternehmerische Planungssicherheit zu erhohen.

(42)  Angesichts der besonderen Art einiger Ziele, die durch die ESF+-Komponente Gesundheit und die Art der
Mafnahmen im Rahmen dieser Komponente abgedeckt sind, sind die jeweils zustindigen Behorden der
Mitgliedstaaten am besten in der Lage, die entsprechenden Mafinahmen mit der aktiven Unterstiitzung durch die
Zivilgesellschaft durchzufithren. Die von den Mitgliedstaaten benannten Behorden — sowie zusitzlich zivilgesell-
schaftliche Organisationen, sofern angezeigt — sollten daher als genannte Begiinstigte im Sinne von Artikel 195 der
Haushaltordnung gelten, und die Finanzhilfen sollten diesen ohne Aufforderung zur Einreichung von Vorschligen
gewihrt werden. [Abind. 74]

(42a) Um die Leistung des Programms zu verbessern und etwaige Mingel und Unzulinglichkeiten bei der
Uberwachung zu beheben, sollte die Kommission programmatische und mafnahmenspezifische Indikatoren
fiir die Uberwachung anwenden um sicherzustellen, dass die Ziele des Programms erreicht werden. [Abind. 75]

(42b) Mit dem Programm ESF+ sollten die bestehenden Hindernisse fiir die Beteiligung der Zivilgesellschaft beseitigt
werden, z. B. indem die Antragsverfahren vereinfacht und die finanziellen Kriterien gelockert werden — etwa
indem in einigen Fillen der Kofinanzierungssatz aufgehoben wird —, aber auch indem die Kenntnisse und
Fihigkeiten von Patienten, ihren Vertreterorganisationen und anderen Akteuren durch Schulungs- und
BildungsmafSnahmen verbessert werden. Mit dem Programm sollte auflerdem angestrebt werden, das
Funktionieren von Netzwerken und Organisationen der Zivilgesellschaft auf der Ebene der Union — auch
Organisationen auf Unionsebene — zu ermdglichen, die einen Beitrag zur Verwirklichung der Ziele des
Programms leisten. [Abind. 76]

(42c) Bei der Umsetzung der ESF+-Komponente Gesundheit sollte die Zustindigkeit der Mitgliedstaaten fiir die
Festlegung ihrer Gesundheitspolitik sowie fiir die Organisation des Gesundheitswesens, die Erbringung von
Gesundheitsdienstleistungen und die Sicherstellung der medizinischen Versorgung gewahrt bleiben. Um dafiir zu
sorgen, dass die Gesundheitspolitik der Union in die sozialen MafSnahmen vor Ort eingebunden wird und damit
einen wirksamen und nachhaltigen Beitrag leistet, sollten die zustindigen Behorden auf subnationaler Ebene
einbezogen werden, wobei die aus den Vertrigen erwachsenden Verpflichtungen und die Rolle der Mitgliedstaaten
als erster Ansprechpartner im Entscheidungsfindungsverfahren der Union gewahrt bleiben. [Abind. 77]

() COM(2018)0051.
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(43)  Die Europiischen Referenznetzwerke sind Netzwerke, denen Erbringer von Gesundheitsleistungen aus ganz Europa
angehoren und die sich mit seltenen oder komplexen Krankheiten oder Erkrankungen mit geringer Pravalenz
befassen, die hochspezialisierte Behandlungen sowie eine hohe Konzentration an Fachkenntnissen und Ressourcen
erfordern. Diese Netzwerke sind von dem Gremium der Mitgliedstaaten der Europdischen Netzwerke nach dem im
Durchfithrungsbeschluss 2014/287/EU der Kommission (') vorgesehenen Genehmigungsverfahren genehmigt
worden. Diese Netzwerke sollten daher als genannte Begiinstigte im Sinne von Artikel 195 der Haushaltsordnung
gelten, und die Finanzhilfen sollten diesen ohne Aufforderung zur Einreichung von Vorschldgen gewahrt werden.

(44)  Die EU-Rechtsvorschriften im Gesundheitsbereich haben unmittelbare Auswirkungen auf das Leben der Biirger, die
Leistungsfahigkeit und Resilienz der Gesundheitssysteme und das reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts. Der
Rechtsrahmen fiir medizinische Produkte und Technologien (Arzneimittel, Medizinprodukte und Substanzen
menschlichen Ursprungs) sowie fiir das Tabakrecht, Patientenrechte in der grenziiberschreitenden Gesundheits-

versorgung und schwerwiegende grenzubergrelfende Gesundheltsbedrohungen ist Von zentraler Bedeutung fur den

Gesundheltsschutz in der EU : :

effefdefheheﬂ—Eﬂdeiﬁbaﬁs Daruber hmaus haben zahlretche weitere Rechtsakte der Umon maffgebltche
Auswirkungen auf die Gesundheit, etwa diejenigen im Zusammenhang mit Lebensmitteln und der
Kennzeichnung von Lebensmitteln, Luftverschmutzung, Chemikalien mit endokriner Wirkung und Pestiziden.
In einigen Fillen fehlt das tiefere Bewusstsein fir die kumulativen Auswirkungen umweltbezogener
Risikofaktoren, was potentiell zu nicht hinnehmbaren Risiken fiir die Gesundheit der Biirger fiihren kann.
[Abind. 78]

(44a) Die gesundheitsbezogenen Rechtsvorschriften sowie ihre Umsetzung und Durchsetzung sollten mit den
Innovationen und den Fortschritten in der Forschung sowie dem entsprechenden gesellschaftlichen Wandel
Schritt halten, wobei das in den Vertrigen verankerte Vorsorgeprinzip als Grundlage dienen muss. Daher miissen
die wissenschaftlichen Grundlagen, die notwendig sind, damit Rechtsvorschriften derart wissenschaftlicher
Natur umgesetzt werden konnen, kontinuierlich weiterentwickelt werden. AufSerdem sollte fiir ein HochstmafS an
Transparenz gesorgt werden, damit unabhingige Uberpriifungen durchgefiihrt werden konnen und damit das
Vertrauen in die Verfahren der Union wiederhergestellt werden kann. Dariiber hinaus ist es im Interesse der
Offentlichkeit, iiber diese Grundlagen informiert zu werden. [Abind. 79]

(44b) Das Gesundheitswesen kann die Herausforderungen im Bereich Gesundheit nicht allein bewiltigen, da
Gesundheit von zahlreichen dufleren Faktoren bestimmt wird. Daher ist der in den Vertrigen von Maastricht und
Amsterdam festgelegte Ansatz der Einbeziehung von Gesundheitsfragen in alle Politikbereiche von
entscheidender Bedeutung, wenn die Union in der Lage sein will, kiinftige Herausforderungen zu bewiltigen.
Eine der grofSten Herausforderungen, vor denen das Gesundheitswesen in Europa derzeit steht, besteht allerdings
darin, den iibrigen Branchen und Bereichen bewusst zu machen, dass sich deren Entscheidungen auf die
Gesundheit auswirken und sie daher Gesundheitsaspekte in ihre jeweiligen Strategien aufnehmen miissen.
Wichtige Fortschritte im Gesundheitsbereich konnten bislang durch Strategien in Bereichen wie Bildung, Verkehr,
Ernihrung, Landwirtschaft, Arbeit oder Planung erzielt werden. Beispielsweise konnte die Herzgesundheit
mafSgeblich verbessert werden, indem die Strategien und Vorschriften beziiglich der Qualitit von Lebensmitteln,
der Erhohung der korperlichen Aktivitit und des Riickgangs des Rauchens verbessert wurden. [Abind. 80]

(45 Zwecks grofStmoglicher Wirksamkeit und Effizienz der Mafnahmen auf Unions- und internationaler Ebene sollte die
Zusammenarbeit mit den einschligigen internationalen Organisationen wie den Vereinten Nationen und ihren
Sonderorganisationen, vor allem der Weltgesundheitsorganisation (WHO), ebenso wie mit dem Europarat und der
Organisation fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) im Hinblick auf die Umsetzung der
Komponente ausgebaut werden.

(46)  Indem es widerspiegelt, welche Bedeutung der Bekimpfung des Klimawandels im Einklang mit der Zusage der
Union, das Pariser Abkommen und die UN-Ziele fiir nachhaltige Entwicklung umzusetzen, zukommt, wird diese
Verordnung dazu beitragen, dass der Klimaschutz in den Unionsstrategien durchgingig beriicksichtigt und ein
Zielwert von 25 % der EU-Ausgaben fiir die Unterstiitzung der Klimaschutzziele iiber die Laufzeit des MFR 2021—
2027 hinweg und moglichst bald, spiitestens jedoch bis 2027, ein Jahresziel von 30 % erreicht wird. Entsprechende
Mafinahmen werden bei der Ausarbeitung und Durchfithrung aufgezeigt und im Kontext der Halbzeitevaluierung
erneut bewertet. [Abédnd. 81]

() Durchfithrungsbeschluss 2014/287/EU der Kommission vom 10. Marz 2014 zur Festlegung von Kriterien fiir die Einrichtung
europdischer Referenznetzwerke, fiir die Evaluierung dieser Netzwerke und ihrer Mitglieder und zur Erleichterung des Austauschs
von Informationen und Fachwissen in Bezug auf die Einrichtung und Evaluierung solcher Netzwerke (ABL L 147 vom 17.5.2014,
5. 79).
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(47)  Gemafs Artikel [94 des Beschlusses 2013/755/EU des Rates (*)] konnen Personen und Stellen eines iiberseeischen
Landes oder Gebiets vorbehaltlich der Bestimmungen und Ziele der Komponenten Beschiftigung und soziale
Innovation sowie Gesundheit und der maoglichen Regelungen, die fir den mit dem Land oder Gebiet verbundenen
Mitgliedstaat gelten, finanziell unterstiitzt werden. Bei dem Programm miissen die besonderen Einschrinkungen,
denen Personen und Einrichtungen mit Wohnsitz bzw. Sitz in diesen Gebieten ausgesetzt sind, beriicksichtigt
werden, um ihnen einen wirksamen Zugang zu den vorgenannten Komponenten zu ermoglichen. [Abind. 82]

(48)  Drittlander, die Mitglieder des Europiischen Wirtschaftsraums (EWR) sind, konnen — vorbehaltlich der Achtung
aller einschligigen Vorschriften und Regelungen — im Rahmen der Zusammenarbeit nach Mafigabe des
EWR-Abkommens, das die Programmdurchfithrung im Wege eines Beschlusses vorsieht, an Unionsprogrammen
teilnehmen. In diese Verordnung sollte eine besondere Bestimmung aufgenommen werden, gemifs der dem
zustindigen Anweisungsbefugten, dem Europidischen Amt fiir Betrugsbekdmpfung und dem Europiischen
Rechnungshof die erforderlichen Rechte und der Zugang zu gewiahren sind, die sie benotigen, um ihre jeweiligen
Befugnisse umfassend auszuiiben. [Abdnd. 83]

(49)  Gemif$ der Haushaltsordnung, der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europdischen Parlaments und des
Rates (%), der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 des Rates (%), der Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 des
Rates (*!) und der Verordnung (EU) 2017/1939 des Rates (**) sind die finanziellen Interessen der Union zu schiitzen,
indem angemessene Maflnahmen im Einklang mit der Haushaltsordnung und anderen geltenden Bestimmungen,
unter anderem zur Pravention, Aufdeckung, Behebung und Untersuchung von Unregelmifigkeiten und Betrug, zur
Einziehung entgangener, rechtsgrundlos gezahlter oder nicht widmungsgemidff verwendeter Mittel, und
gegebenenfalls verwaltungsrechtliche Sanktionen ergriffen werden. Insbesondere kann das Europdische Amt fiir
Betrugsbekdmpfung (OLAF) gemafl der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 sowie der Verordnung (Euratom,
EG) Nr. 2185/96 administrative Untersuchungen, einschlieflich Kontrollen und Uberpriifungen vor Ort,
durchfithren, um festzustellen, ob ein Betrugs- oder Korruptionsdelikt oder eine sonstige rechtswidrige Handlung
zum Nachteil der finanziellen Interessen der Union vorliegt. Gemaf§ der Verordnung (EU) 2017/1939 kann die
Europdische Staatsanwaltschaft (EUStA) Betrugsfille und sonstige Straftaten zum Nachteil der finanziellen Interessen
der Union im Sinne der Richtlinie (EU) 2017/1371 des Europdischen Parlaments und des Rates (**) untersuchen und
strafrechtlich verfolgen. Nach der Haushaltsordnung ist jede Person oder Stelle, die Unionsmittel erhalt, verpflichtet,
uneingeschrinkt am Schutz der finanziellen Interessen der Union mitzuwirken und der Kommission, dem OLAF, der
EUStA und dem Europiischen Rechnungshof (EuRH) die erforderlichen Rechte und den Zugang zu gewahren sowie
sicherzustellen, dass an der Ausfithrung von Unionsmitteln beteiligte Dritte gleichwertige Rechte gewahren.

(50) Die vom Europdischen Parlament und vom Rat auf der Grundlage des Artikels 322 AEUV erlassene horizontale
Finanzregelung gilt fiir diese Verordnung. Die entsprechenden Vorschriften sind in der Haushaltsordnung
niedergelegt und regeln insbesondere das Verfahren fiir die Aufstellung und Ausfihrung des Haushaltsplans durch
Finanzhilfen, Auftragsvergabe, Preisgelder, indirekten Haushaltsvollzug sowie die Priifung der Verantwortlichkeit von
Finanzakteuren. Die auf der Grundlage des Artikels 322 AEUV erlassenen Vorschriften betreffen auch den Schutz des
Unionshaushalts im Falle genereller Mangel in Bezug auf das Rechtsstaatssystem in den Mitgliedstaaten, da die
Achtung der Rechtsstaatlichkeit eine Grundvoraussetzung fiir die Wirtschaftlichkeit der Haushaltsfithrung und eine
wirksame EU-Finanzierung ist.

(50a) Bei dem Fonds muss fiir eine wirtschaftliche Haushaltsfiilhrung gesorgt werden, damit er in einer Weise
durchgefiihrt wird, dass er so klar, wirksam und einfach wie maglich genutzt werden kann, und gleichzeitig die
Rechtssicherheit und seine Zuginglichkeit fiir alle Beteiligten gewihrleistet sind. Da die iiber den ESF+-
finanzierten Titigkeiten im Rahmen der geteilten Mittelverwaltung durchgefiihrt werden, sollten die
Mitgliedstaaten keine zusitzlichen Vorschriften erlassen und wihrend der Laufzeit auch keine Anderungen
vornehmen, da dies die Verwendung der Mittel fiir die Begiinstigten erschweren und zu einer Verzogerung bei der
Begleichung von Rechnungen fiihren konnte. [Abidnd. 84]

(" Beschluss 2013/755/EU des Rates vom 25. November 2013 iiber die Assoziierung der iiberseeischen Linder und Gebiete mit der
Europdischen Union (,Ubersee-Assoziationsbeschluss®) (ABL L 344 vom 19.12.2013, S. 1).

(") Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. September 2013 iber die
Untersuchungen des Europaischen Amtes fiir Betrugsbekdmpfung (OLAF) und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1073/1999
des Europdischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (Euratom) Nr. 1074/1999 des Rates (ABI. L 248 vom 18.9.2013,
S. 1).

() Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 des Rates vom 18. Dezember 1995 iiber den Schutz der finanziellen Interessen der
Europdischen Gemeinschaften (ABL L 312 vom 23.12.1995, S. 1).

() Verordnung (EURATOM, EG) Nr. 2185/96 des Rates vom 11. November 1996 betreffend die Kontrollen und Uberpriifungen vor
Ort durch die Kommission zum Schutz der finanziellen Interessen der Europiischen Gemeinschaften vor Betrug und anderen
Unregelmifigkeiten (ABL L 292 vom 15.11.1996, S. 2).

(*®  Verordnung (EU) 2017/1939 des Rates vom 12. Oktober 2017 zur Durchfithrung einer Verstirkten Zusammenarbeit zur
Errichtung der Européischen Staatsanwaltschaft (EUStA) (ABL. L 283 vom 31.10.2017, S. 1).

(*¥)  Richtlinie (EU) 2017/1371 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2017 tiber die strafrechtliche Bekimpfung von
gegen die finanziellen Interessen der Union gerichtetem Betrug (ABL L 198 vom 28.7.2017, S. 29).
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(51) Da die Ziele dieser Verordnung, nidmlich Verbesserung der Wirksamkeit und Fairness der Arbeitsmirkte und
Forderung des Zugangs zu hochwertigen Arbeitsplitzen, Verbesserung des Zugangs zur allgemeinen und
beruflichen Bildung und Betreuung sowie deren Qualitit, Férderung der sozialen Inklusion, der Chancengleichheit
und der Gesundheit sowie Abbau Beseitigung der Armut, sowie die Manahmen im Rahmen der Komponenten
Beschiftigung und soziale Innovation sowie Gesundheit von den Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht
werden konnen, sondern vielmehr auf Unionsebene besser zu verwirklichen sind, kann die Union im Einklang mit
dem in Artikel 5 EUV verankerten Subsidiarititsprinzip titig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel
genannten Grundsatz der Verhaltnismifigkeit geht diese Verordnung nicht iiber das fur die Erreichung dieses Ziels
erforderliche Maf hinaus. [Abind. 85]

(52)  Zur Anderung bestimmter nicht wesentlicher Elemente dieser Verordnung sollte der Kommission im Hinblick auf die
Anderung und Ergdnzung der Anhinge betreffend die Indikatoren die Befugnis iibertragen werden, gemafl
Artikel 290 AEUV Rechtsakte zu erlassen. Es ist von besonderer Bedeutung, dass die Kommission im Zuge ihrer
Vorbereitungsarbeit angemessene Konsultationen, auch auf der Ebene von Sachverstindigen, durchfithrt und dass
diese Konsultationen mit den Grundsitzen im Einklang stehen, die in der Interinstitutionellen Vereinbarung tiber
bessere Rechtsetzung vom 13. April 2016 (**) niedergelegt wurden. Damit insbesondere eine gleichberechtigte
Beteiligung des Europiischen Parlaments und des Rates an der Ausarbeitung delegierter Rechtsakte gewéhrleistet ist,
erhalten diese alle Dokumente zur gleichen Zeit wie die Sachverstindigen der Mitgliedstaaten, und ihre
Sachverstindigen haben systematisch Zugang zu den Sitzungen der Sachverstindigengruppen der Kommission,
die mit der Ausarbeitung der delegierten Rechtsakte befasst sind.

(53)  Zur Gewidhrleistung einheitlicher Bedingungen fiir die Durchfithrung dieser Verordnung sollten der Kommission
Durchfithrungsbefugnisse iibertragen werden. Die Durchfithrungsbefugnisse in Bezug auf das Muster fir die
strukturierte Erhebung bei den Endempfingern sollten angesichts der Art dieses Musters im Einklang mit dem
Beratungsverfahren gemaf Artikel 4 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europdischen Parlaments und des
Rates (*) ausgeiibt werden.

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Teil 1

Allgemeine Bestimmungen

Artikel 1

Gegenstand

Mit dieser Verordnung wird der Europiische Sozialfonds Plus (ESF+) eingerichtet. Der ESF+ besteht aus drei Komponenten:
die Komponente mit geteilter Mittelverwaltung, die Komponente Beschiiftigung und soziale Innovation sowie die
Komponente Gesundheit.

Sie-legt In dieser Verordnung werden dic Ziele des ESF+, die Mittelausstattung fiir den Zeitraum 2021-2027, die Arten des
Haushaltsvollzugs, die Formen der Unionsfinanzierung und die Finanzierungsbestimmungen fest festgelegt und so die
allgemeinen Regeln erginzt, die gemdf$ der neuen Dachverordnung fiir den ESF+ gelten. [Abind. 86]

Artikel 2

Begriffsbestimmungen
(1)  Fir die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

1. flankierende Mafnahmen® zusitzlich zur Abgabe von Nahrungsmitteln und/oder materieller Basisunterstiitzung
erbrachte Lelstungen d1e auf d1e Bekampfung somaler Ausgrenzung und die Beseitigung der Armut abstellen, wie
, d o a ngert Erbringung von Sozialdiensten und Gewihrung
sychologtscher Unterstutzung Berettstellung emschlagtger Informatwnen iiber dffentliche Dienste oder Beratung

zur Verwaltung des Haushaltsgeldes;

@ ABL L 123 vom 12.5.2016, S. 13.

(¥)  Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Européischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen
Regeln und Grundsitze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchfithrungsbefugnisse durch die Kommission
kontrollieren (ABI. L 55 vom 28.2.2011, S. 13).
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2. ,assoziiertes Land“ ein Drittland, das Partei eines Abkommens mit der Union ist, demzufolge es sich an den
ESF+-Komponenten Beschiftigung und soziale Innovation sowie Gesundheit gemaf Artikel 30 beteiligen kann;

3. ,materielle Basisunterstiitzung“ Giiter zur Befriedigung der Grundbediirfnisse fiir ein Leben in Wiirde, wie Bekleidung,
Hygieneartikel, einschliefflich Damenhygieneprodukte, und Schulbedarf;

4. Mischfinanzierungsmaffnahme“ eine aus dem Unionshaushalt unterstiitzte Manahme, einschlie@lich der Misch-
finanzierungsfazilititen nach Artikel 2 Nummer 6 der Haushaltsordnung, die nicht riickzahlbare Formen der
Unterstiitzung undfoder Finanzierungsinstrumente aus dem Unionshaushalt mit riickzahlbaren Formen der
Unterstiitzung von Entwicklungsfinanzierungs- oder anderen offentlichen Finanzierungsinstitutionen sowie von
kommerziellen Finanzinstituten und Investoren kombiniert;

5. ,gemeinsame Indikatoren fir unmittelbare Ergebnisse“ gemeinsame Ergebnisindikatoren, die Aufschluss iiber die
Auswirkungen innerhalb von vier Wochen ab dem Tag, an dem der Teilnechmer aus dem Vorhaben ausscheidet
(Austrittsdatum), geben;

6. ,gemeinsame Indikatoren fur lingerfristige Ergebnisse“ gemeinsame Ergebnisindikatoren, die Aufschluss tiber die
Auswirkungen sechs Monate nach dem Ausscheiden des Teilnehmers aus dem Vorhaben geben;

7. Kosten fur den Kauf von Nahrungsmitteln und/oder materieller Basisunterstiitzung* die tatsdchlichen Kosten fiir den
Kauf von Nahrungsmitteln und/oder materieller Basisunterstiitzung durch den Begiinstigten, die nicht auf den Preis
von Nahrungsmitteln und/oder materieller Basisunterstiitzung beschrinkt sind;

7a. ,grenziiberschreitende Partnerschaften im Rahmen der Komponente ,Beschiftigung und soziale Innovation“
dauerhafte Strukturen der Zusammenarbeit zwischen Gffentlichen Arbeitsverwaltungen, der Zivilgesellschaft oder
Sozialpartnern in mindestens zwei Mitgliedstaaten;

8. ,Endempfinger” die am stirksten benachteiligten Personen oder Personen, die Unterstiitzung nach Artikel 4 Absatz 1
Ziffer xi erhalten;

9. ,Gesundheitskrise“ jede gemeinhin als Bedrohung angeschene Krise, die eine Gesundheitsdimension hat und
Dringlichkeitsmaffnahmen der Behorden unter unwigbaren Bedingungen voraussetzt;

10. ,Rechtstriager” jede natiirliche Person oder nach nationalem Recht, Unionsrecht oder Volkerrecht geschaffene und
anerkannte juristische Person, die Rechtspersonlichkeit hat und in eigenem Namen Rechte ausiiben und Pflichten
unterliegen kann;

11. ,Mikrofinanzierung“ u. a. Garantien, Mikrokredite, Beteiligungsinvestitionen und beteiligungsihnliche Investitionen,
in Verbindung mit flankierenden Dienstleistungen fur die Unternehmensentwicklung, etwa in Form von individueller
Beratung, Schulung und Betreuung, die Personen und Kleinstunternehmen gewahrt werden, die Schwierigkeiten beim
Zugang zu Darlehen fiir berufliche und/oder Einnahmen schaffende Tatigkeiten haben;

12.  ,Kleinstunternechmen® ein Unternechmen mit weniger als zehn Beschiftigten und einem Jahresumsatz oder einer
Jahresbilanz unter 2 000 000 EUR;

13. ,am stirksten benachteiligte Personen“ natiirliche Personen (Einzelpersonen, Familien, Haushalte oder aus diesen
Personen zusammengesetzte Gruppen, einschliefSlich Kinder und Obdachlose), deren Unterstiitzungsbedarf anhand
objektiver Kriterien festgestellt wurde, die von den zustindigen nationalen Behorden nach Anhorung der
Interessentrager und unter Vermeidung von Interessenkonflikten aufgestellt und von den zustindigen nationalen
Behorden genehmigt werden und die Elemente umfassen kénnen, die eine Fokussierung auf die am stirksten
benachteiligten Personen in bestimmten geografischen Gebieten ermoglichen;

14. ,Referenzwert* einen Wert zur Festlegung von Zielwerten fiir gemeinsame und programmspezifische Ergebni-
sindikatoren, der auf bestehenden oder fritheren dhnlichen Interventionen beruht;
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15. ,Sozialunternehmen® ein Unternehmen der Sozialwirtschaft, gleichwelcher Rechtsform, das welches

a) gemif seinem Gesellschaftsvertrag, seiner Satzung oder anderen Rechtsdokumenten, die zu einer Haftung nach
den Bestimmungen des Mitgliedstaats, in dem es seinen Sitz hat, fithren konnen, als sein vorrangiges soziales Ziel
die Erzielung einer messbaren, positiven sozialen — auch dkologischen — Wirkung hat, anstatt die Erzielung von
Gewinn fiir andere Zwecke, und das soziale Dienstleistungen oder Produkte mit hoher sozialer Rendite zur
Verfugung stellt und/oder bei der Produktion von Giitern oder der Erbringung von Dienstleistungen soziale Ziele
verfolgt;

b) seine-Gewinnein-ersterLinie die meisten seiner Gewinne zur Erreichung seines vorrangigen sozialen Ziels einsetzt
reinvestiert und im Voraus Verfahren und Regeln fiir eine etwaige Gewinnausschiittung festgelegt hat, die
sicherstellen, dass eine solche Ausschiittung das vorrangige soziale Ziel nicht untergribt;

¢) in einer von Unternehmergeist geprigten, demokratischen, partizipativen, verantwortlichen und transparenten
Weise gefuhrt wird, insbesondere durch Einbindung der Arbeitnehmer, Kunden und Interessentriger, die von der
Geschiftstatigkeit betroffen sind.

15a. ,,Unternehmen der Sozialwirtschaft* verschiedene Arten von Unternehmen und Einrichtungen, die innerhalb der
Sozialwirtschaft Genossenschaften, Berufsgenossenschaften, Verbinde, Stiftungen, sozialwirtschaftliche Unter-
nehmungen und andere durch die Gesetze der Mitgliedstaaten geregelte Unternehmensformen umfassen und sich
auf den Vorrang des Einzelnen und des Gesellschaftszwecks vor dem Kapital, der demokratischen Staatsfiihrung,
der Solidaritit und der mehrheitlichen Reinvestition der Gewinne oder Uberschiisse stiitzen;

16. ,soziale Innovationen“ Tétigkeiten, einschliefSlich kollektiver Titigkeiten, dic sowohl in Bezug auf ihre Zielsetzungen
als auch ihre Mittel sozial sind, insbesondere diejenigen, die sich auf die Entwicklung und Umsetzung neuer Ideen (fir
Produkte, Dienstleistungen und Modelle) beziehen, die gleichzeitig soziale Bediirfnisse decken und neue soziale
Beziehungen oder Kooperationen, einschliefSlich zwischen Organisationen des offentlichen Sektors, Organisa-
tionen des dritten Sektors, wie ehrenamtliche und Gemeinschaftsorganisationen sowie Sozialunternehmen,
schaffen und dadurch der Gesellschaft niitzen und deren Handlungspotenzial erweitern;

17. ,soziale Erprobungen” politische Interventionen, die eine innovative Antwort auf soziale Bediirfnisse geben und im
kleinen MafSstab und unter Bedingungen durchgefithrt werden, die es ermoglichen, ihre Wirkung zu messen, bevor
sie — wenn die Ergebnisse iiberzeugend sind — in anderen — auch geografischen und sektoriellen —
Zusammenhidngen oder in einem groferen Maf3stab durchgefiihrt werden;

18. ,Schliisselkompetenzen“ Kenntnisse, Fihigkeiten und Kompetenzen, die jeder in allen Lebensphasen fur die
personliche Entwicklung und Entfaltung, den Beruf, die soziale Inklusion und eine aktive Biirgerschaft benotigt. Die
Schliisselkompetenzen sind: Lese- und Schreibkompetenz, Mehrsprachenkompetenz, Kompetenz in Mathematik,
Wissenschaft, Technologie, Kiinsten und Ingenieurwissenschaften, digitale Kompetenz, Medienkompetenz,
personliche und soziale Kompetenz sowie Lernkompetenz, Biirgerkompetenz, unternehmerische Kompetenz,
Kuleurbewusstsein (inter)kulturelles Bewusstsein und (inter)kulturelle Ausdrucksfihigkeit;

19. ,Drittland“ ein Land, das kein Mitgliedstaat der Europdischen Union ist.

19a. ,benachteiligte Gruppen“ Zielgruppen, in denen eine grofSe Anzahl von Menschen von Armut, Diskriminierung
oder sozialer Ausgrenzung bedroht oder betroffen ist, einschlieflich unter anderem ethnischer Minder wie Roma,
Drittstaatsangehoriger, einschliefSlich Migranten, dlterer Menschen, Kinder, Alleinerziehender, Menschen mit
Behinderungen oder Menschen mit chronischen Krankheiten;

19b. ,lebenslanges Lernen* alle Formen des Lernens (formales, nichtformales und informelles Lernen) in jedem
Lebensabschnitt, einschlieflich der friihkindlichen Bildung und Erziehung, der allgemeinen Bildung, der
beruflichen Bildung, der Hochschulbildung und der Erwachsenenbildung, aus denen sich eine Verbesserung von
Wissen, Fertigkeiten, Kompetenzen und der Maglichkeit der Teilnahme an der Gesellschaft ergibt;
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(2)  Die Begriffsbestimmungen gemifl Artikel [2] der Verordnung (EU) ...[... [neue Dachverordnung] gelten fiir diese
Verordnung fur die ESF+-Komponente mit geteilter Mittelverwaltung.

(2a)  Die Begriffsbestimmungen des Artikels 2 der Verordnung (EU) 2018/1046 gelten ebenfalls fiir die
Komponenten ,,Beschiftigung und soziale Innovation“ und ,,Gesundheit“ mit direkter und indirekter Mittelverwaltung.
[Abind. 87]

Artikel 3

Allgemeine Ziele und Arten des Haushaltsvollzugs

Der ESF+ stelit-darauf-ab unterstiitzt die Mitgliedstaaten auf nationaler, die-Mitgliedstaaten—dabeizuunterstiitzen—die

Reehfe regtonaler und lokaler Ebene sowie dte Umon dabet, Gesellschaften ohne Ausgrenzung ein hohes Ntveau be1
hochwertiger Beschiiftigung, Schaffung von Arbeitsplitzen, hochwertiger und inklusiver allgemeiner und beruflicher
Bildung, Chancengleichheit, Beseitigung der Armut, einschlielich Kinderarmut, sozialer Inklusion und Integration,
sozialem Zusammenhalt und Sozialschutz sowie qualifizierten und resilienten Arbeitnehmern, die fiir die Arbeitswelt
der Zukunft geriistet sind, zu erreichen.

Der ESF+ steht im Einklang mit den Vertrigen der Europiischen Union und der Charta und trigt den Grundsitzen der
europdischen Siule sozialer Rechte Rechnung und so dazu bei, dass die Ziele der Union in Bezug auf die Stirkung des
wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalts gemif Artikel 174 AEUV verwirklicht und die Zusagen der
Union und ihrer Mitgliedstaaten, die Ziele fiir nachhaltige Entwicklung zu erreichen, sowie die Zusagen im Rahmen des
Ubereinkommens von Paris eingehalten werden.

Der ESF+ unterstiitzt und ergénzt die politischen Malnahmen der Mitgliedstaaten zur Gewéhrleistung von Chancengleich-
heit, des gleichberechtigten Zugangs zum Arbeitsmarkt, von—fairen lebenslangen Lernens, hochwertiger Arbeits-
bedingungen, des Sozialschutzes, der Integration und Inklusion, der lnklusion Beseitigung der Armut, einschliefSlich
Kinderarmut, von Investitionen in Kinder und junge Menschen, der Nichtdiskriminierung, der Geschlechtergleichs-
tellung, des Zugangs zur Grundversorgung sowic eines hohes Gesundheitsschutzniveaus und verleiht diesen einen
Mehrwert.

Die Umsetzung erfolgt

a) im Wege der geteilten Mittelverwaltung fur den Teil der Hilfe, der den spezifischen Zielen in Artikel 4 Absatz 1
entspricht (,ESF+-Komponente mit geteilter Mittelverwaltung®), und

b) im Wege der direkten und indirekten Mittelverwaltung fur den Teil der Hilfe, der den Zielen in den Artikeln 4 Absatz 1
und 23 entspricht (,Komponente Beschaftigung und soziale Innovation“), und fiir den Teil der Hilfe, der den Zielen in
Artikel 4 Absitze 1 und 3 und Artikel 26 entspricht (,Komponente Gesundheit*). [Abédnd. 88]

Artikel 4
Spezifische Ziele

(1) Der ESF+ unterstiitzt die folgenden spezifischen Ziele in den Politikbereichen Beschiftigung, Bildung, Mobilitit,
soziale Inklusion, Beseitigung der Armut und Gesundheit und trigt somit auch zum politischen Ziel ,Ein sozialeres
Europa — Umsetzung der europdischen Sdule sozialer Rechte” nach Artikel [4] der Verordnung (EU) ...|... [neue
Dachverordnung] bei:

i) Verbesserung des Zugangs zur zu hochwertiger Beschiftigung und Aktivierungsmaﬂnahmen fir alle Arbeits-
uchenden, insbesondere konkrete MafSnahmen fiir junge Menschen, besonders im Wege der Umsetzung der
Jugendgarantie, Langzettarbettslose Nichterwerbspersonen und
benachteiligte Gruppen mit einem Schwerpunkt auf Menschen, die am weitesten vom Arbeitsmarkt entfernt sind,
Forderung von Beschiftigung, sclbststindiger Erwerbstitigkeit, Unternehmertum und der Sozialwirtschaft;

ii) Modernisierung der Arbeitsmarkteinrichtungen und -dienstleistungen zur Bewertung und Vorhersage des
Kompetenzbedarfs und zur Gewihrleistung einer zeitnahen und mafigeschneiderten Hilfe und Unterstiitzung bei
der Abstimmung von Angebot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt, bei beruflichen Ubergingen und bei der
beruflichen Mobilitit;
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i) Forderung der Erwerbsbeteiligung von Frauen, ihres beruflichen Fortschritts, des gleichen Entgelts fiir gleiche
Arbeit, einer besseren Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben mit besonderem Schwerpunkt auf Alleinerziehen-
den, einschlieflich des werbesserten gleichberechtigten Zugangs zur—Kinderbetreuung zu erschwinglicher,
integrativer und hochwertiger friihkindlicher Bildung und Betreuung, Altenpflege und anderen Betreuungs-
diensten und Unterstiitzung, sowie einer gesunden und angentessenen gut angepassten Arbeitsumgebung unter
Beriicksichtigung gesundheitlicher Ristker und Krankheitsrisiken, der Anpassung von Arbeitnehmern, beruflicher
Neuorientierung, Unternehmen und Unternehmern an den Wandel sowie des—gesunden aktiven und aktiven
gesunden Alterns;

iv

=

Verbesserung der Qualitit, Inklusivitit, Leistungsfihigkeit und Arbeitsmarktrelevanz der Systeme der allgemeinen
und beruflichen Bildung zwecks Unterstiitzung des Erwerbs von Schliisselkompetenzen einschlieflich unter-
nehmerischer und digitaler Kompetenzen, und Anerkennung nichtformalen und informellen Lernens, Forderung
elektronischer Integrationstitigkeiten und Erleichterung des Ubergangs von der Ausbildung ins Berufsleben, um
dem sozialen und wirtschaftlichen Bedarf gerecht zu werden;

Forderung des gleichberechtigten Zugangs zu hochwertiger, erschwinglicher und inklusiver allgemeiner und
beruflicher Bildung einschlieSlich des entsprechenden Abschlusses, insbesondere fiir benachteiligte Gruppen und
Betreuer, von der frithkindlichen Betreuung, Bildung und Erziehung tiber die allgemeine Bildung und die berufliche
Aus- und Weiterbildung bis hin zur hoheren Bildung und Erwachsenenbildung, sewieErleichterung Auseinander-
setzung mit dem Problem des friihen Schulabgangs, Forderung der Einfiihrung der dualen Ausbildung,
Ausbildungsplitze, der Lernmobilitit fiir alle und des Zugangs fiir Menschen mit Behinderungen;

=

vi

=

Forderung des lebenslangen Lernens, insbesondere von flexiblen Moglichkeiten fiir Weiterbildung und Umschulung
fur alle unter Beriicksichtigung unternehmerischer und digitaler Kompetenzen, bessere Antizipation von
Verdnderungen und neuen Kompetenzanforderungen auf der Grundlage der Bediirfnisse des Arbeitsmarkts,
Erleichterung beruflicher Uberginge und Forderung der beruflichen Mobilitdt und der uneingeschrinkten
Beteiligung an der Gesellschaft;

vii

=

Forderung der aktiven Inklusion mit Blick auf die Verbesserung der Chancengleichheit, Nichtdiskriminierung und
aktiven Teilhabe sowie Erhohung der Beschiftigungsfihigkeit, insbesondere benachteiligter Gruppen;

viii) Forderung der langfristigen soziookonomischen Integration von Drittstaatsangehorigen und—marginalisierten
Bevélkerungsgruppen, wie-etwa-derRoma einschliefSlich Migranten;

viiia) Bekimpfung der Diskriminierung und Forderung der sozioGkonomischen Integration marginalisierter Be-
volkerungsgruppen, wie etwa der Roma;

ix) Verbesserung des gleichberechtigten und zeitnahen Zugangs zu hochwertigen, nachhaltigen, zugdinglichen und
erschwinglichen Dienstleistungen, einschliefllich Diensten fiir den Zugang zu Wohnraum sowie personen-
orientierter Gesundheitsversorgung und damit verbundener Pflege; Modernisierung der
Einrichtungen der sozialen Sicherung und der ffentlichen Arbeitsverwaltungen sowie der Systeme fiir den
Sozialschutz und fiir die soziale Inklusion, u. a. Forderung des gleichberechtigten Zugangs zur sozialen Sicherung
mit einem besonderen Schwerpunkt auf Kindern und benachteiligten Gruppen sowie den am stirksten
benachteiligten Menschen; Verbesserung der Zuginglichkeit, auch fiir Menschen mit Behinderungen, Leistungs-
fahigkeit und Resilienz der Gesundheitssysteme und Langzeitpflegedienste;

ixa) Verbesserung der Zuginglichkeit fiir Menschen mit Behinderungen, um ihre Inklusion in den Bereichen
Beschiiftigung und allgemeine und berufliche Bildung zu verbessern;

x) Forderung der sozialen Integration von Menschen, die von Armut und/oder sozialer Ausgrenzung betroffen oder
bedroht sind, einschlieflich der am stirksten benachteiligten Personen und Kindern;

xi) Bekdmpfung materieller Deprivation durch Nahrungsmittelhilfe undfeder materielle Basisunterstiitzung ein-
schlieflich flankierender Malnahmen fi, mit denen die am—s&afksfe&beﬂ-aehfeﬂigfeﬂ—Pefseﬂeﬂ soziale Inklusion
sichergestellt werden soll, wobei der Schwerpunkt auf Kindern in einer schwierigen Lage liegen muss.

(2) Durch im Rahmen der ESF+-Komponente mit geteilter Mittelverwaltung durchgefihrte Maflnahmen zur
Verwirklichung der in Absatz 1 genannten spezifischen Ziele trégt soll der ESF+ zudem zu den anderen in Artikel [4]
der Verordnung (EU) ...[... [neue Dachverordnung] genannten politischen Zielen bei beitragen, insbesondere in
Zusammenhang mit
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1. einem intelligenteren Europa durch Entwicklung von Kompetenzen fiir intelligente Spezialisierung, Kompetenzen fiir
Schliisseltechnologien, industriellen Wandel, brancheniibergreifende Zusammenarbeit in den Bereichen Kompetenzen
und Unternehmertum, Schulung von Wissenschaftlern, Netzwerktitigkeiten und Partnerschaften zwischen
Hochschuleinrichtungen, Einrichtungen der beruflichen Aus- und Weiterbildung, Forschungs- und Technologiezentren,
medizinische und Gesundheitsversorgungszentren sowic Unternehmen und Clustern, Unterstiitzung von Kleinst-
sowie kleinen und mittleren Unternechmen und der Sozialwirtschaft unter Beriicksichtigung des Rechts der
Sozialwirtschaft in den Mitgliedstaaten und des dort eingerichteten Rahmens fiir die Sozialwirtschaft;

2. einem griinerem, CO,-armen Europa durch Verbesserung der Systeme der allgemeinen und beruflichen Bildung, die fiir
die Anpassung der Kompetenzen und Qualifikationen erforderlich ist, durch die Sensibilisierung der Bevilkerung fiir
nachhaltige Entwicklung und Lebensstile, durch die Weiterqualifizierung von allen einschlieflich der Arbeitskrifte
sowie durch die Schaffung neuer Arbeitsplitze in den Bereichen Umwelt, Klimawandel und Energieversorgung sowie
Kreislaufwirtschaft und Biookonomie.

2a. einer biirgerniheren Union durch MafSnahmen zur Armutsbekimpfung und zur sozialen Inklusion unter
Beriicksichtigung der Besonderheiten der stidtischen, lindlichen und der Kiistenregionen, um die soziookon-
omischen Ungleichheiten in den Stidten und Regionen zu beseitigen;

2b. im Rahmen der Komponenten ,Beschiftigung und soziale Innovation“ unterstiitzt der ESF+ die Entwicklung,
Umsetzung, Uberwachung und Evaluierung der Instrumente und MafSnahmen der Union sowie der einschligigen
Rechtsvorschriften und fordert faktengestiitzte Politikgestaltung, soziale Innovation und sozialen Fortschritt in
Partnerschaft mit den Sozialpartnern, zivilgesellschaftlichen Organisationen und dffentlichen und privaten
Einrichtungen (spezifisches Ziel 1); er fordert die freiwillige geografische Mobilitit der Arbeitskrifte auf einer
fairen Grundlage und steigert die Beschafttgungschancen (spezifisches Ziel 2); er fordert die Beschiftigung und
soziale Inklusion durch bessere Verfiigbarkeit und Zuginglichkeit von Mikrofinanzierungen fiir Kleinstunter-
nehmen und Unternehmen der Sozialwirtschaft, insbesondere fiir schutzbediirftige Personen (spezifisches Ziel 3);

(3) Im Rahmen der Komponente Gesundheit snterstittze trigt der ESF+ die—Gesundheitsforderung zu einem hohen
Gesundheitsschutzniveau und zur Krankheitspravention bei — etwa durch die Férderung von kérperlicher Aktivitit
und Gesundheitserziehung —, trigt zur Leistungsfihigkeit, Zuginglichkeit und Resilienz der Gesundheitssysteme und
einer sichereren Gesundheitsversorgung bei, baut Ungleichheiten im Gesundheitswesen ab, erhoht die Lebenserwar-
tung bei der Geburt, schiitzt die Biirger vor grenziibergreifenden Gesundheitsgefahren, fordert die Krankheits-
privention und Friiherkennung sowie die Gesundheit in allen Lebensphasen, stirkt und unterstiitzt die
EU-Rechtsvorschriften im Gesundheitsbereich, einschlieflich im Bereich des Umweltschutzes, und fordert den
Ansatz der Einbeziehung von Gesundheitsfragen in alle Politikbereiche der Union. Die Gesundheitspolitik der
Union ist an den Zielen fiir nachhaltige Entwicklung ausgerichtet, damit die Union und die Mitgliedstaaten das
Ziel fiir nachhaltige Entwicklung Nr. 3 — ,Ein gesundes Leben fiir alle Menschen jeden Alters gewihrleisten und
ihr Wohlergehen fordern“ — erreichen. [Abind. 89]

Artikel 5

Mittelausstattung

(1) Die Gesamtfinanzausstattung fir den ESF+ fur den Zeitraum 2021-2027 betragt +64374-0600-000—FEUR
106 781 000 000 EUR zu konstanten Preisen (2018) und 120457 000 000 EUR zu jeweiligen Preisen.

(2)  Der Teil der Finanzausstattung fir die ESF+-Komponente mit geteilter Mlttelverwaltung im Rahmen des Ziels
Jnvestitionen  in Beschaft1gung und Wachstum betragt

105686 000000 EUR zu Preisen im Jahr 2018
(119222000000 EUR zu jeweiligen Preisen); davon werden 200000000 EUR zu jeweiligen Preisen oder
175000000 EUR zu Preisen im Jahr 2018 fur die transnationale Zusammenarbeit zur Unterstiitzung innovativer
Losungen gemifS Artikel 23 Ziffer i bereitgestellt; 5 900 000 000 EUR werden fiir MafSnahmen bereitgestellt, die unter
die in Artikel 10a genannte Europdische Kindergarantie fallen, und 400 000 000 EUR zu jeweiligen Preisen oder
376928 934 EUR zu Preisen im Jahr 2018 werden als zusitzliche Finanzmittel fiir die in Artikel 349 AEUV genannten
Gebiete in dufSerster Randlage und die NUTS-2-Regionen, die die Kriterien des Artikels 2 des Protokolls Nr. 6 zur
Beitrittsakte von 1994 erfiillen, bereitgestellt.

(3)  Die Finanzausstattung fiir die Komponente Beschiftigung und soziale Innovation und die Komponente Gesundheit
fir den Zeitraum 2021-2027 betragt +474-606-606-EUR 1 095 000 000 EUR zu Preisen von 2018 (1 234 000 000 EUR
zu jeweiligen Preisen).
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(4)  Die indikative Aufteilung des in Absatz 3 genannten Betrags ist wie folgt:

a) 761-600-060—EUR 675000000 EUR zu Preisen im Jahr 2018 (761000000 zu jeweiligen Preisen) fir die
Komponente Beschiftigung und soziale Innovation;

b) 413-6066-660-EUR 420 000 000 EUR zu Preisen von 2018 (473 000 000 EUR zu jeweiligen Preisen; oder 0,36 % des
MEFR 2021-2027) fur die Komponente Gesundheit.

(5) Die in den Absitzen 3 und 4 genannten Betrige diirfen auch fiir technische und administrative Hilfe bei der
Programmdurchfithrung eingesetzt werden, etwa fiir die Vorbereitung, Uberwachung, Kontrolle, Priifung und Evaluierung,
einschlieflich fiir betriebliche IT-Systeme. [Abédnd. 90]

Artikel 6
Gleichstellung venFravenund-Minnern der Geschlechter, Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung

(1) Alle im Rahmen der ESF+-Komponente mit geteilter Mittelverwaltung durchgefithrten Programme sewie
gewihrleisten die im—Rahmen—der—Komponenten—Beschéftigung Gletchstellung der Geschlechter bet der gesamten
Vorberettung, Durchfuhrung, Uberwachung und

Evaluierung. Auﬁerdem unterstiitzen sie spezgﬁsche Maﬁnahmen mit denen die
Beteiligung von Frauen am Arbeitsleben und Ménn ¢ Jorbereitu g ang, Uberwachung ihre
berufliche Entwicklung sowie die Vereinbarkeit von Berufs— und Evajrmef&ﬁg—z%tﬂefdem—fefdem—ﬂe anatleben
gesteigert werden soll, fordern bei der gesamten Vorbereitung, Durchfilhrung, Uberwachung und Evaluierung die
Chancengleichheit fiir alle ohne Diskriminierung aus Griinden des Geschlechts, der Rasse oder der ethnischen Herkunft, der
Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung oder des Gesundheitszustands, des Alters oder der sexuellen
Ausrichtung, einschliefSlich der Zuginglichkeit fiir Menschen mit Behinderungen auch im Hinblick auf IKT, und stirken
so die soziale Inklusion und die Verminderung von Ungleichheiten.

(2)  Die Mitgliedstaaten und die Kommission unterstiitzen zudem spezifische gezielte Mainahmen zur Férderung der
Grundsitze gemif Absatz 1 im Rahmen jedes der ESF+-Ziele, einschlieRlich des Ubergangs von Heimbetrenungfin-
stitutioneller Betreuung zur Betreuung in der Familie und der lokalen Gemeinschaft und der Verbesserung der allgemeinen
Zuginglichkeit fiir Menschen mit Behinderungen. [Abind. 91]

Teil 11

Durchfithrung im Rahmen der ESF+-Komponente mit geteilter Mittelverwaltung

Kapitel 1

Gemeinsame Bestimmungen zur Programmplanung

Artikel 7

Kohirenz und thematische Konzentration

(1)  Die Mitgliedstaaten konzentrieren die ESF+-Mittel unter geteilter Mittelverwaltung auf Interventionen, mit denen den
Herausforderungen begegnet wird, die in ihren nationalen Reformprogrammen, im Europiischen Semester und in den
entsprechenden gemidfd Artikel 121 Absatz 2 AEUV und Artikel 148 Absatz 4 AEUV verabschiedeten linderspezifischen
Empfehlungen aufgezeigt werden, und beriicksichtigen die in der europiischen Siule sozialer Rechte dargelegten
Grundsitze und Rechte, den sozialpolitischen Scoreboard im Rahmen des Europdischen Semesters und die regionalen
Besonderheiten und tragen so dazu bei, dass die Ziele der Union gemifS Artikel 174 AEUV in Bezug auf die Stirkung
des wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalts verwirklicht werden und vollstindiger Einklang mit der
Ubereinkunft von Paris und den Zielen der Vereinten Nationen fiir nachhaltige Entwicklung hergestellt wird.

Die Mitgliedstaaten und, sofern angebracht, die Kommission fordern Synergien und sorgen fiir die Koordinierung,
Komplementaritit und Kohirenz zwischen dem ESF+ und den anderen Fonds, Programmen und Instrumenten der Union,
wie dem Europiischen Fonds fiir regionale Entwicklung (EFRE), dem Europdischen Fonds fiir die Anpassung an die
Globalisierung (EGF), dem Europiischen Fonds fiir Meeres- und Fischereipolitik, InvestEU, Kreatives Europa, dem
Instrument ,Rechte und Werte*, Erasmus, dem Asyl- und Migrationsfonds, dem EU-Rahmen fiir nationale Strategien zur
Integration der Roma fiir die Zeit nach 2020 und dem Reformhilfeprogramm, einschlieflich des Reformumsetzungs-
instruments und des Instruments fiir technische Unterstiitzung, sowohl in der Planungsphase als auch wahrend der
Durchfithrung. Die Mitgliedstaaten und, sofern angebracht, die Kommission optimieren die Koordinierungsmechanismen,
um Doppelarbeit zu vermeiden und eine enge Zusammenarbeit derjenigen Verwaltungsbehirden zu gewihrleisten, die fiir
die Durchfiihrung kehdrenter und damit fiir integrierte Ansitze sowie kohdrente und gestraffter gestraffte

Unterstiitzungsmafinahmen zustindig sind.
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(2) Die Mitgliedstaaten stellen einen angemessenen Betrag ihrer ESF+-Mittel unter geteilter Mittelverwaltung zur
Bewiltigung der Herausforderungen bereit, die in den entsprechenden gemafd Artikel 121 Absatz 2 AEUV und Artikel 148
Absatz 4 AEUV verabschiedeten linderspezifischen Empfehlungen und im Europdischen Semester aufgezeigt werden und in
den Anwendungsbereich des ESF+ gemidfl Artikel 4 der vorliegenden Verordnung fallen.

(3)  Die Mitgliedstaaten stellen mindestens 25 27 % ihrer ESF+-Mittel unter geteilter Mittelverwaltung fur die spezifischen
Ziele im Politikbereich ,Soziale Inklusion” gemafS Artikel 4 Absatz 1 Ziffern vii bis %t x, einschlieflich der Férderung der
soziookonomischen Integration von Drittstaatsangehorigen, bereit.

(3a)  Im Rahmen der spezifischen Ziele im Politikbereich ,Soziale Inklusion gemdf$ Artikel 4 Absatz 1 Ziffern vii bis
x stellen die Mitgliedstaaten mindestens 5% ihrer ESF+-Mittel unter geteilter Mittelverwaltung fiir gezielte
Mafsnahmen bereit, mit denen die Europdische Kindergarantie umgesetzt werden soll, um einen Beitrag dazu zu
leisten, dass fiir alle Kinder der gleiche Zugang zu kostenloser Gesundheitsversorgung, kostenloser Bildung, kostenloser
Kinderbetreuung, angemessener Wohnverhiiltnisse und adiquater Ernihrung sichergestellt wird.

(4)  DieMitgliedstaaten Uber die Zuweisung von mindestens 27 % der ESF+-Mittel unter geteilter Mittelverwaltung
fiir die spezifischen Ziele gemiif§ Artikel 4 Absatz 1 Ziffern vii bis x hinaus stellen die Mitgliedstaaten mindestens 2 3 %
ihrer ESF+-Mittel unter geteilter Mittelverwaltung fiir das spezifische Ziel zu+ der Erreichung der sozialen Inklusion der am
stirksten benachteiligten Personen und/oder der Bekimpfung materieller Deprivation gemifl Artikel 4 Absatz 1
Zitfer Ziffern x und xi bereit.

beruthicher Fortbildung befinden; stellen mlndestens 4—9 3 % 1hrer ESF+ Mlttel unter getellter Mlttelverwaltung #&Féte—]-ahfe
2021-bis2025 fiir gezielte Manahmen und Strukturreformen bereit, um die Jugendbeschiftigung und den Ubergang von
der Schule ins Berufsleben, Pfade zur Wiedereingliederung in die allgemeine oder berufliche Bildung und den zweiten
Bildungsweg zu unterstiitzen, insbesondere im Kontext der Durchfithrung der Jugendgarantie-Programme.

Mitgliedstaaten, die laut Eurostat-Daten im Jahr 2019 eine iiber dem Unionsdurchschnitt liegende Quote junger
Menschen im Alter von 15 bis 29 Jahren verzeichnen, die keine Schule besuchen, keiner Arbeit nachgehen und sich nicht
in beruflicher Fortbildung befinden, oder deren NEET-Quote iiber 15 % liegt, stellen mindestens 15 % ihrer ESF+-Mittel
unter geteilter Mittelverwaltung fiir die Jahre 2021-2025 im Programmzeitraum fiir die vorgenannten Mafnahmen und
StrukturreformmafSnahmen bereit. Dabei widmen sie den stirker betroffenen Regionen besondere Aufmerksamkeit und
beriicksichtigen die Unterschiede zwischen ihnen.

Bei der Programmierung der ESF+-Mittel unter geteilter Mittelverwaltung fiir die Jahre 2026 und 2027 nach Ablauf der
ersten Halbzeit gemdfS Artikel [14] der Verordnung (EU) .../[... [neue Dachverordnung] stellen die Mitgliedstaaten, die laut
Eurostat-Daten im Jahr 2024 eine iiber dem Unionsdurchschnitt liegende Quote junger Menschen im Alter von 15 bis
29 Jahren verzeichnen, die keine Schule besuchen, keiner Arbeit nachgehen und sich nicht in beruflicher Fortbildung
befinden, oder deren NEET-Quote iiber 15 % liegt, mindestens 16 15 % ihrer ESF+-Mittel unter geteilter Mittelverwaltung
fir die Jahre 2026 bis 2027 fiir diese Mainahmen oder Strukturreformmafnahmen bereit.

Gebiete in duflerster Randlage, die die Bedingungen gemif den Unterabsitzen + 2 und 2 3 erfiillen, stellen in ihren
Programmen mindestens 15 % der ESF+-Mittel unter geteilter Mittelverwaltung fur die gezielten Maffnahmen gemif§
Unterabsatz 1 bereit. Bei der Uberpriifung, ob der in den Unterabsitzen 1 und 2 genannte Mindestprozentsatz auf
nationaler Ebene bereitgestellt wurde, wird diese Mittelzuweisung beriicksichtigt. Diese Mittelzuweisung tritt nicht an die
Stelle von Mitteln, die fiir die Infrastruktur und Entwicklung der Gebiete in iufSerster Randlage benétigt werden.

Bei der Durchfithrung solcher Manahmen raumen die Mitgliedstaaten nichterwerbstitigen und langzeitarbeitslosen jungen
Menschen Prioritit ein und treffen gezielte Einbeziehungsmafnahmen.

(6)  Die Absitze 2 bis 5 gelten nicht fiir die besondere zusitzliche Mittelzuweisung fiir Gebiete in duferster Randlage und
die NUTS-2-Regionen, die die Kriterien des Artikels 2 des Protokolls Nr. 6 zur Beitrittsakte von 1994 erfiillen.
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(7)  Die Absitze 1 bis 5 gelten nicht fiir die technische Hilfe. [Abind. 92]

Artikel 7a
Einhaltung der Grundrechte

Die Mitgliedstaaten und die Kommission stellen die Achtung der Grundrechte und die Einhaltung der Charta bei der
Umsetzung der Fonds sicher.

Kosten, die durch MafSnahmen entstehen, die nicht in Einklang mit der Charta stehen, sind gemdfS Artikel 58 Absatz 2
der Verordnung (EU) .../... [neue Dachverordnung] und der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 240/2014 nicht
forderfihig. [Abind. 93]

Artikel 8

Partnerschaft

(1) Jeder GemiifS Artikel 6 der Verordnung (EU) .../... [neue Dachverordnung] und der Delegierten Verordnung (EU)
Nr. 240/2014 sorgt jeder Mitgliedstaat setgt in Partnerschaft mit lokalen und regionalen Gebietskorperschaften fiir eine

sinnvolle Beteiligung der Sozialpartner und Organisationen der Zivilgesellschaft, Gleichstellungsstellen,
nationalen Menschenrechtsinstitutionen und weiteren einschligigen oder reprisentativen Organisationen an der
Programmplanung und der Umsetzung der politischen Mafnahmen in den Bereichen Beschiftigung, Bildung,
Nichtdiskriminierung und soziale Inklusion und der Initiativen, die durch die ESF+-Komponente mit geteilter
Mittelverwaltung unterstiitzt werden. Diese sinnvolle Beteiligung ist inklusiv und fiir Personen mit Behinderung
zugdnglich.

(2)  Die Mitgliedstaaten stellen in-jedemProgramm-einen—angemessenenBetrag mindestens 2 % der ESF+-Mittel uater

i i fur den Aufbau von Kapazititen der Sozialpartner und Organisationen der Zivilgesellschaft
bereit, auf Unionsebene und auf nationaler Ebene, in der Form von Schulungen, Vernetzungsmafnahmen und der
Stirkung des sozialen Dialogs sowie fiir gemeinsame MafSnahmen der Sozialpartner. [Abind. 94]

Artikel 9

Bekdmpfung materieller Deprivation

Die in Artikel 7 Absatz 4 genannten Mittel in Bezug auf soziale Inklusion der am stirksten benachteiligten Personen
und/oder materielle Deprivation werden im Rahmen einer eigenen Prioritit oder eines eigenen Programms programmiert.
Der Kofinanzierungssatz fiir diese Prioritit bzw. dieses Programm betrigt mindestens 85 %. [Abind. 95]

Artikel 10

Unterstiitzung der Jugendbeschiftigung

Die Unterstiitzung gemafl Artikel 7 Absatz 5 wird im Rahmen einer eigenen Prioritit oder eines eigenen Programms
programmiert und dient der Verwirklichung des spezifischen Ziels gemifS Artikel 4 Absatz 1 Ziffer i. [Abidnd. 96]

Artikel 10a

Unterstiitzung der Europiischen Kindergarantie

Die Unterstiitzung in Einklang mit Artikel 7 Absatz 3a wird im Rahmen einer eigenen Prioritit oder eines eigenen
Programms programmiert, in der/dem die Empfehlung der Kommission ,,Investitionen in Kinder“ von 2013 reflektiert
wird. Im Rahmen der spezifischen Ziele gemdfS Artikel 4 Absatz 1 Ziffern vii bis x wird dazu beigetragen, Kinderarmut
und soziale Ausgrenzung von Kindern zu bekimpfen. [Abind. 97]
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Artikel 11

Unterstiitzung der entsprechenden linderspezifischen Empfehlungen

Die Mafinahmen zur Bewdltigung der in den entsprechenden landerspemflschen Empfehlungen und im Europalschen
Semester aufgezelgten Herausforderungen nach Artikel 7 Absatz 2 werden im Rahmen

Priorititen eines der spezifischen Ziele nach Artikel 4 Absatz 1 programmiert. Die Mitgliedstaaten sorgen fiir
Komplementaritit, Kohirenz, Koordinierung und Synergien mit der europdischen Siule sozialer Rechte.

Die Verwaltungsbehorden miissen iiber einen ausreichenden Spielraum verfiigen, um in Abhdngigkeit von den
besonderen lokalen und regionalen Herausforderungen Priorititen und Bereiche fiir Investitionen aus dem ESF+
festzulegen. [Abind. 98]

Artikel 11a

Integrierte territoriale Entwicklung

(1)  Die integrierte territoriale Entwicklung kann im Rahmen von Programmen fiir die beiden in Artikel 4 Absatz 2
der Verordnung (EU) .../... [neue Dachverordnung] genannten Ziele gemdfS Titel III Kapitel II der genannten
Verordnung aus dem ESF+ unterstiitzt werden.

(2)  Die Mitgliedstaaten setzen die Unterstiitzung aus dem ESF+ fiir die integrierte territoriale Entwicklung
ausschliefllich durch die in Artikel [22] der Verordnung (EU) .../... [neue Dachverordnung] genannten Formen um.
[Abénd. 99]

Artikel 11b

Transnationale Zusammenarbeit

1. Die Mitgliedstaaten konnen Mafnahmen der transnationalen Zusammenarbeit im Rahmen einer eigenen
Prioritdt unterstiitzen.

2. Im Rahmen des Programms kénnen fiir jedes der in Artikel 4 Absatz 1 Ziffern i bis x genannten spezifischen Ziele
Mafsnahmen zur transnationalen Zusammenarbeit geplant werden.

3.  Der Kofinanzierungshochstsatz fiir diese Prioritit kann auf 95 % erhoht werden fiir die Zuweisung von héchstens
5% der nationalen ESF+-Zuweisung unter geteilter Mittelverwaltung fiir solche Priorititen. [Abind. 100]

Kapitel II

Allgemeine Unterstiitzung der ESF+-Komponente mit geteilter Mittelverwaltung

Artikel 12

Anwendungsbereich

Dieses Kapitel gilt fiir die ESF+-Unterstiitzung nach Artikel 4 Absatz 1 Ziffern i bis x im Fall der geteilten Mittelverwaltung
(»allgemeine Unterstiitzung der ESF+-Komponente mit geteilter Mittelverwaltung®). Dariiber hinaus gilt Artikel 13 auch
fiir die ESF+-Unterstiitzung nach Artikel 4 Absatz 1 Ziffer xi. [Abind. 101]
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Artikel 13
Innevative Soziale innovative MafSnahmen
(1)  Die Mitgliedstaaten unterstiitzen Mafnahmen im Bereich der sozialen Innovation und/oder sozialen Erprobung eder

, einschlieflich solcher mit einer sozwkulturellen Komponente, nach Bottom—up—Konzepten
die auf Partnerschaften zw1schen Behorden e : e wa—Makina

umsetzen den Sozmlpartnem Unternehmen der Sozmlwwtschaft dem Prwatsektor und der Zwtlgesellschaft beruhen

(1a)  Die Mitgliedstaaten legen entweder in ihren operationellen Programmen oder zu einem spiteren Zeitpunkt bei
der Durchfiihrung Bereiche fiir soziale Innovationen und soziale Erprobungen fest, die den besonderen Bediirfnissen der
Mitgliedstaaten entsprechen.

(2)  Die Mitgliedstaaten konnen die breitere Anwendung innovativer Konzepte, die im Rahmen der Komponente
Beschiftigung und soziale Innovation und sonstiger Unionsprogramme entwickelt und in kleinem MafSstab getestet (soziale
Innovation und soziale Erprobungen, einschlieflich solcher mit einer soziokulturellen Komponente) wurden,
unterstiitzen.

(3) Innovative Mafnahmen und Konzepte konnen unter jedem der in Artikel 4 Absatz 1 Zitfern—i-bis—=% genannten
spezifischen Ziele programmiert werden.

(4)  Jeder Mitgliedstaat widmet mindestens eine Prioritit der Umsetzung der in Absatz 1 und/oder in Absatz 2 genannten
Mafnahmen. Der Kofinanzierungshochstsatz fiir diese Priorititen kann auf 95 % erhoht werden fir die Zuweisung von
hochstens 5% der nationalen ESF+-Zuweisung unter geteilter Mittelverwaltung fiir-selchePriorititen. [Abdnd. 102]

Artikel 14
Forderfahigkeit

(1)  Neben den in Artikel [58] der Verordnung (EU) ...|... [neue Dachverordnung] genannten Kosten sind folgende
Kosten nicht im Rahmen der allgemeinen Unterstiitzung der ESF+-Komponente mit geteilter Mittelverwaltung forderfahig:

a) Kosten fiir den Erwerb von Land und Immobilien sowie fiir die-Bereitstellung den Erwerb von Infrastruktur;

b) Kosten fiir den Erwerb von Mobiliar, Ausriistung und Fahrzeugen, es sei denn der Erwerb ist fiir die Erreichung des Ziels
des Vorhabens unbedingt erforderlich oder diese Giiter sind vollstindig abgeschrieben oder der Erwerb dieser Giiter ist
die wirtschaftlich giinstigste Option.

(2)  Sachleistungen in Form von Zulagen oder Gehiltern/Lohnen, die von einem Dritten zugunsten der Teilnehmer eines
Vorhabens gezahlt werden, kommen fiir einen Beitrag im Rahmen der allgemeinen Unterstiitzung der ESF+-Komponente
mit geteilter Mittelverwaltung infrage, sofern die Sachleistungen den nationalen Vorschriften einschlieSlich der
Rechnungsfithrungsvorschriften entsprechen und die von Dritten getragenen Kosten nicht tibersteigen.

(3)  Die besondere zusitzliche Mittelzuweisung fur Gebiete in duflerster Randlage und die NUTS-2-Regionen, die die
Kriterien des Artikels 2 des Protokolls Nr. 6 zur Beitrittsakte von 1994 erfiillen, wird eingesetzt, um die Verwirklichung der
spezifischen Ziele nach Artikel 4 Absatz 1 der vorliegenden Verordnung zu unterstiitzen.

(4)  Direkte Personalkosten kommen fiir einen Beitrag im Rahmen der allgemeinen Unterstiitzung der ESF+-Komponente
mit geteilter Mittelverwaltung infrage;—sefern. Wenn ein Tarifvertrag gilt, werden sie gemifS diesem Vertrag festgelegt.
Wenn kein Tarifvertrag gilt, diirfen sie nicht mehr als 100 % der durch einschligige dokumentarische Nachweise der
jeweiligen Verwaltungsbehorde und/oder Eurostat-Daten belegten iiblichen Vergiitung fiir die betreffende berufliche
Titigkeit oder spezifische Fachberatung in dem Mitgliedstaat oder der Region betragen. [Abind. 103]

Artikel 15

Indikatoren und Berichterstattung

(1) Die Programme, die von der allgemeinen Unterstiitzung der ESF+-Komponente mit geteilter Mittelverwaltung
profitieren, verwenden zur Uberwachung der Fortschritte bei der Durchfithrung die in Anhang I (oder Anhang Ila fiir
Mafnahmen, die auf die soziale Inklusion der am meisten benachteiligten Personen gemdfS Artikel 4 Absatz 1 Ziffer x
ausgerichtet sind) dieser Verordnung genannten gemeinsamen Output- und Ergebnisindikatoren. Die Programme konnen

auch pregrammspezifische programm- und mafSnahmenspezifische Indikatoren verwenden.
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(2)  Fir die gemeinsamen und programmspezifischen Outputindikatoren wird der Ausgangswert auf null gesetzt. Sofern
es fiir die Art der unterstiitzten Vorhaben von Belang ist, werden kumulative quantifizierte Etappenziele und Sollvorgaben
fiir diese Indikatoren in absoluten Zahlen festgelegt. Die fiir die Outputindikatoren gemeldeten Werte werden in absoluten
Zahlen ausgedriickt.

(3) Der Referenzwert fur gemeinsame und programmspezifische Ergebnisindikatoren, firr die ein kumulatives
quantifiziertes Etappenziel fur 2024 und eine kumulative quantifizierte Sollvorgabe fir 2029 festgelegt wurde, wird
unter Verwendung der neuesten verfiigbaren Daten oder anderer relevanter Informationsquellen festgelegt. Die Zielwerte
fir gemeinsame Ergebnisindikatoren werden in absoluten Zahlen oder als Prozentsatz festgelegt. Fir die pro-
grammspezifischen Ergebnisindikatoren und dazugehorigen Zielwerte konnen quantitative oder qualitative Angaben
gemacht werden. Die fiir die gemeinsamen Ergebnisindikatoren gemeldeten Werte werden in absoluten Zahlen ausgedriickt.

(4)  Die Daten zu den Indikatoren fiir die Teilnehmer werden erst tibermittelt, wenn alle gemifl Anhang I Nummer la
erforderlichen Daten fiir diese Teilnehmer vorliegen.

(4a)  Die in Absatz 3 genannten Daten umfassen auch eine geschlechtsbezogene Wirkungsanalyse zur Uberwachung
der Umsetzung der ESF+-Programme im Hinblick auf die Gleichstellung der Geschlechter, aufgeschliisselt nach
Geschlecht.

(5)  Falls Daten in Registern oder vergleichbaren Quellen verfiigbar sind, gestatten kénnen die Mitgliedstaaten den
Verwaltungsbehorden und anderen Stellen, die mit der Erhebung von fiir die Uberwachung und Evaluierung der
allgemeinen Unterstiitzung der ESF+-Komponente mit geteilter Mittelverwaltung erforderlichen Daten betraut sind, im
Einklang mit Artikel 6 Absatz 1 Buchstaben ¢ und e der Verordnung (EU) 2016/679 gestatten, diese Daten aus den
Datenregistern oder vergleichbaren Quellen zu beziehen.

(6)  Die Kommission ist befugt, im Einklang mit Artikel 38 delegierte Rechtsakte zu erlassen, um die Indikatoren in
Anhang I und Anhang Ila zu dndern, wenn dies fiir eine wirksame Bewertung des Fortschritts bei der Programmdurch-
fithrung fiir notig befunden wird. [Abdnd. 104]

Kapitel IIT

ESF+-Unterstiitzung zur Bekimpfung materieller Deprivation

Artikel 16

Anwendungsbereich
Dieses Kapitel gilt fiir die ESF+-Unterstiitzung nach Artikel 4 Absatz 1 Ziffer xi.

Artikel 17

Grundsitze

(1)  Die ESF+-Unterstiitzung zur Bekdmpfung materieller Deprivation darf nur verwendet werden, um die Abgabe von
Nahrungsmitteln und sonstigen Giitern, die den Unionsrechtsvorschriften zur Verbraucherproduktsicherheit entsprechen,
zu unterstiitzen.

(2)  Die Mitgliedstaaten und die Begiinstigten wihlen die Nahrungsmittel und/oder die materielle Basisunterstiitzung
anhand objektiver Kriterien in Bezug auf die Bediirfnisse der am stirksten benachteiligten Personen aus. Die
Auswahlkriterien fur Nahrungsmitte]l und gegebenenfalls fiir sonstige Guiter beriicksichtigen auch klimatische und
Umweltaspekte, vor allem um Lebensmittelverschwendung und die Verwendung von Einwegkunststoffartikeln zu
verringern. Gegebenenfalls werden die zu verteilenden Nahrungsmittel unter Beriicksichtigung des Beitrags ausgewihlt, den
sie zu einer ausgewogenen Erndhrung der am stirksten benachteiligten Personen leisten.
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Die Nahrungsmittel und/oder die materielle Basisunterstiitzung konnen direkt an die am stirksten benachteiligten Personen
abgegeben werden oder indirekt gegen elektronische Gutscheine oder Karten, vorausgesetzt, diese werden nur fiir
Nahrungsmittel und/oder materielle Basisunterstiitzung gemafS Artikel 2 Absatz 3 eingelost und treten nicht an die Stelle
bestehender Sozialleistungen.

Nahrungsmittel, die an die am stirksten benachteiligten Personen abgegeben werden, konnen aus der Verwendung,
Verarbeitung oder dem Verkauf der gemifl Artikel 16 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europiischen
Parlaments und des Rates (*) abgesetzten Erzeugnisse stammen, sofern dies die wirtschaftlich giinstigste Option ist und zu
keiner unverhaltnismifigen Verzogerung bei der Lieferung der Nahrungsmittel an die am stirksten benachteiligten
Personen fiihrt.

Die aus einer solchen Transaktion erzielten Betrdge sind zusitzlich zu den bereits fiir das Programm bereitgestellten
Betrigen zum Nutzen der am stirksten benachteiligten Personen zu verwenden.

(3) Die Kommission und die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass bei der im Rahmen der ESF+-Unterstiitzung zur
Bekdmpfung materieller Deprivation geleisteten Hilfe die Wiirde der am stirksten benachteiligten Personen gewahrt bleibt
und diese nicht stigmatisiert werden.

(4)  Die Ausgabe von Nahrungsmitteln und/oder materieller Basisunterstiitzung kann wird durch Mafnahmen zur
Weiterleitung an zustindige Dienste und andere flankierende Maffnahmen erginzt sverden, die der sozialen Inklusion der
am stirksten benachteiligten Personen dienen. [Abédnd. 105]

Artikel 18

Inhalt der Prioritit

Fiir eine Prioritdt betreffend die Unterstiitzung gemaf$ Artikel 4 Absatz 1 Ziffer xi wird Folgendes festgehalten:

a) die Art der Unterstiitzung;

b) die wichtigsten Zielgruppen;

¢) eine Beschreibung der nationalen oder regionalen Unterstiitzungsprogramme.

Bei auf diese Art der Unterstiitzung und die entsprechende technische Hilfe begrenzten Programmen umfasst die Prioritat
auch die Kriterien fiir die Auswahl von Vorhaben.

Artikel 19
Forderfihigkeit von Vorhaben

(1)  Die Nahrungsmittel und/oder die materielle Basisunterstiitzung fiir die am stirksten benachteiligten Personen kénnen
von oder im Auftrag des Begiinstigten gekauft oder diesem kostenlos zur Verfiigung gestellt werden.

(2)  Die Nahrungsmittel und/oder materielle Basisunterstiitzung werden kostenlos an die am stirksten benachteiligten
Personen abgegeben.

(*)  Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 iiber eine gemeinsame
Marktorganisation fiir landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 922/72, (EWG)
Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 (ABL L 347 vom 20.12.2013, S. 671).
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Artikel 20
Forderfihigkeit von Ausgaben

(1)  Die forderfahigen Kosten der ESF+-Unterstiitzung zur Bekimpfung materieller Deprivation sind:

a) die Kosten fiir den Kauf von Nahrungsmitteln und/oder materieller Basisunterstiitzung einschlieflich der Kosten fiir den
Transport der Nahrungsmittel und/oder der materiellen Basisunterstiitzung zu den Begiinstigten, die die Nahrungsmittel
und/oder die materielle Basisunterstiitzung an die Endempfinger abgeben;

b) falls die Kosten fiir den Transport der Nahrungsmittel und/oder der materiellen Basisunterstiitzung zu den Begiinstigten,
die sie an die Endempfinger abgeben, nicht durch die Kosten gemaf§ Buchstabe a abgedeckt werden, die Kosten, die von
der Beschaffungsstelle in Zusammenhang mit dem Transport der Nahrungsmitte]l und/oder der materiellen
Basisunterstiitzung zu den Lagern und/oder den Begiinstigten getragen werden, sowie die Lagerkosten zum Pauschalsatz
von 1% der unter Buchstabe a angefiihrten Kosten oder — in hinreichend begriindeten Fillen — tatsichlich angefallene
und beglichene Kosten;

¢) Verwaltungs-, Transport- und Lagerkosten, die von den an der Verteilung der Nahrungsmittel und/oder der materiellen
Basisunterstiitzung an die am stirksten benachteiligten Personen beteiligten Begiinstigten getragen werden, zum
Pauschalsatz von 5% der unter Buchstabe a angefithrten Kosten; oder 5% des Wertes der gemdfl Artikel 16 der
Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 abgesetzten Nahrungsmittel;

d) die Kosten fiir das Einsammeln, den Transport, die Lagerung und die Verteilung von Lebensmittelspenden und damit
unmittelbar zusammenhingende Sensibilisierungsmafnahmen;

e) die Kosten fiir von den Begiinstigten oder in ihrem Auftrag durchgefiihrte flankierende Mafinahmen, die von den
Begiinstigten, die die Nahrungsmittel und/oder die materielle Basisunterstiitzung an die am stirksten benachteiligten
Personen abgeben, geltend gemacht werden zum Pauschalsatz von 5 % der unter Buchstabe a angefiithrten Kosten.

(2)  Eine Verringerung der in Absatz 1 Buchstabe a genannten forderfihigen Kosten aufgrund der Nichteinhaltung
geltender Rechtsvorschriften durch die fiir den Kauf von Nahrungsmitteln und/oder materieller Basisunterstiitzung
zustdndige Stelle fithrt nicht zu einer Verringerung der in Absatz 1 Buchstaben ¢ und e genannten forderfihigen Kosten.

(3)  Nicht forderfahig sind folgende Kosten:

a) Schuldzinsen;

b) Bereitstellung Erwerb von Infrastruktur;

¢) Kosten fiir Gebrauchtgiiter minderer Qualitit. [Abind. 106]

Artikel 21

Indikatoren und Berichterstattung

(1) Bei den Priorititen zur Bekaimpfung materieller Deprivation werden die in Anhang II dieser Verordnung genannten
gemeinsamen Output- und Ergebnisindikatoren fir die Uberwachung der Fortschritte bei der Durchfihrung verwendet.
Diese Programme konnen auch programmspezifische Indikatoren verwenden.

(2)  Fur die gemeinsamen und programmspezifischen Ergebnisindikatoren werden Referenzwerte festgelegt. Die
Berichterstattungspflichten werden maglichst einfach gehalten.

(3)  Zum 30. Juni 2025 und zum 30. Juni 2028 erstatten die Verwaltungsbehorden der Kommission Bericht tiber die
Ergebnisse einer strukturierten anonymen Erhebung, die wihrend des Vorjahres bei den Endempfingern durchgefiihrt
wurde und bei der es auch um ihre Lebensbedingungen und die Art ihrer materiellen Deprivation ging. Diese Erhebung
wird auf der Grundlage des von der Kommission in einem Durchfithrungsrechtsakt vorgegebenen Musters durchgefiihrt.
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(4)  Um einheitliche Bedingungen fiir die Umsetzung dieses Artikels sicherzustellen, erldsst die Kommission im Einklang
mit dem Beratungsverfahren nach Artikel 39 Absatz 2 einen Durchfithrungsrechtsakt, in dem das fiir die strukturierte
Erhebung bei den Endempfingern zu verwendende Musters festgelegt ist.

(5)  Die Kommission ist befugt, im Einklang mit Artikel 38 delegierte Rechtsakte zu erlassen, um die Indikatoren in
Anhang II zu dndern, wenn dies fiir eine wirksame Bewertung des Fortschritts bei der Programmdurchfihrung fir notig
befunden wird. [Abind. 107]

Artikel 22

Priifung

Die Prifung von Vorhaben kann jede Phase der Durchfithrung und alle Ebenen der Verteilungskette betreffen, mit
Ausnahme der Kontrolle der Endempfinger, es sein denn, eine Risikobewertung ergibt ein spezifisches Risiko fiir
Unregelmifigkeiten oder Betrug. Die Priifung von Vorhaben umfasst in den friihen Phasen der Umsetzung mehr
Kontrollen, damit die Mittel im Falle eines Betrugsrisikos auf andere Projekte iibertragen werden kénnen. [Abind. 108]

Teil 111

Durchfithrung im Wege der direkten und indirekten Mittelverwaltung

Kapitel I

Besondere Vorschriften fiir die Komponente Beschiftigung und soziale Innovation

Abschnitt [

Allgemeine Bestimmungen

Artikel 23

Operative Ziele
Die Komponente Beschiftigung und soziale Innovation verfolgt die nachstechenden operativen Ziele:

a)  Aufbau hochwertigen Wissens fiir vergleichende Analysen, damit sich die politischen Mafinahmen zur Erreichung der
in Artikel 4 genannten spezifischen Ziele auf fundierte Fakten stiitzen und fur die Bediirfnisse, Herausforderungen und
Bedingungen in den assoziierten Lindern relevant sind;

b) Erleichterung des wirksamen und integrativen Informationsaustausches, des Voneinander-Lernens, von Peer-Reviews
und des Dialogs iiber die Politik in den in Artikel 4 genannten Bereichen, um die assoziierten Linder dabei zu
unterstiitzen, die geeigneten politischen Maffnahmen zu ergreifen;

¢) Unterstiitzung sozialer Erprobungen in den in Artikel 4 genannten Bereichen und Aufbau der Kapazitit der
Interessentriger fiir die Vorbereitung, Gestaltung und Umsetzung, die Ubertragung oder die breitere Anwendung der
getesteten sozialpolitischen Innovationen, wobei der Schwerpunkt vor allem auf der Forderung der Ausweitung
ortlicher Vorhaben liegt, die von Stddten, lokalen und regionalen Gebietskorperschaften, Sozialpartnern,
Organisationen der Zivilgesellschaft und sozioGkonomischen Akteuren im Bereich der Aufnahme und sozialen
Inklusion und Integration Drittstaatsangehdriger entwickelt werden;

d) Enmtwicklung und Bereitstellung besonderer Unterstiitzungsleistungen fiir Arbeitgeber und Arbeitsuchende mit Blick
auf die Entwicklung integrierter europiischer Arbeitsmirkte, von der Vorbereitung auf die Bewerbung bis zur
Unterstiitzung nach der Einstellung zur Besetzung freier Stellen in bestimmten Branchen, Berufen, Lindern,
grenzuberschreltenden Regionen oder zur Unterstiitzung bestimmter Gruppen (z. B. sehutzbediirftisen—Personen
Personen in einer schwierigen Lage);

da) Unterstiitzung grenziiberschreitender Partnerschaften zwischen Arbeitsverwaltungen, Zivilgesellschaft und
Sozialpartnern zur Férderung eines grenziiberschreitenden Arbeitsmarktes und der grenziiberschreitenden
Mobilitit unter angemessenen Bedingungen;

db) Unterstiitzung der Erbringung von EURES-Leistungen bei der Einstellung und Vermittlung von Arbeitskriften fiir
hochwertige und nachhaltige Arbeitsplitze durch Uberpriifung von Stellenangeboten und Bewerbungen, auch mit
grenziiberschreitenden Partnerschaften;
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dc) Erleichterung der freiwilligen geografischen Mobilitit der Arbeitskrifte unter angemessenen sozialen Bedingungen
und Steigerung der Beschiftigungschancen durch den Aufbau hochwertiger und inklusiver Arbeitsmdrkte in der
Union, die allen offenstehen und zuginglich sind, unter Wahrung der Arbeitnehmerrechte in der gesamten Union.

e) Unterstiitzung der Entwicklung des Markt-Okosystems in Zusammenhang mit der Bereitstellung von Mikro-
finanzierung sowie ihrer Verfiigbarkeit und Zuginglichkeit fur Kleinstunternchmen, Unternehmen der Sozialwirt-
schaft und schutzbedurfttge Personen in der Anlauf- und Entwicklungsphase, insbesondere fiir jene, die
sehutzbediirftige Personen in einer schwierigen Lage, einschlieflich benachteiligter Gruppen, beschiftigen;

f) Unterstiitzung der Vernetzung auf Unionsebene und des Dialogs mit und zwischen den relevanten Interessentragern in
den in Artikel 4 genannten Bereichen sowie Beitrag zum Aufbau der institutionellen Kapazitit dieser beteiligter

Interessentriger, einschlieflich der offentlichen Arbeitsverwaltungen (OAV), Sozialversicherungstriger, Zivilgesell-
schaft, Mikrofinanzinstituten und Instituten, die Sezialunternehmen Unternehmen der Sozialwirtschaft und der
Sozialwirtschaft Finanzierung anbieten;

g) Unterstiitzung der Entwicklung von Sezialunternehmen Unternehmen der Sozialwirtschaft und des Aufbaus eines
Marktes fiir Sozialinvestitionen durch Erleichterung offentlicher und privater Interaktion sowie der Beteiligung von
Stiftungen und philanthropischen Akteuren in diesem Markt;

h)  Orientierungshilfe fiir die Entwicklung sozialer Infrastruktur (u. a. in den Bereichen Wohnungswesen, friihkindliche
Bildung und Betreuung, Pflege und Betreuung ilterer Menschen, Barrierefreiheitsbestimmungen und Ubergang von
institutionellen zu gemeindenahen und durch Angehorige erbrachten Betreuungs- und Pflegeleistungen,
einschliefSlich Barrierefreiheitsbestimmungen fiir Menschen mit Behinderungen, Kinderbetreuung, allgemeine und
berufliche Bildung, Gesundheitsversorgung und Langzeitpflege), die fiir die Umsetzung der europdischen Siule sozialer
Rechte erforderlich ist;

i)  Unterstiitzung der transnationalen Zusammenarbeit, um in ganz Europa den Transfer innovativer Malnahmen zu
beschleunigen und ihre Durchfithrung in groerem Mafistab zu erleichtern, insbesondere in den Bereichen
Armutsbekdmpfung, Beschiftigung, Kompetenzen und soziale Inklusion;

j)  Unterstiitzung der Umsetzung der einschlagigen internationalen Sozial- und Arbeitsnormen im Kontext der
Bewiltigung der Globalisierung und der externen Dimension der Unionspolitik in den in Artikel 4 genannten
Bereichen. [Abidnd. 109]

Artikel 23a

Thematische Konzentration und Finanzierung

Der in Artikel 5 Absatz 4 Buchstabe a genannte Teil der Mittelausstattung des ESF+ fiir die Komponente Beschiiftigung
und soziale Innovation wird iiber den gesamten Zeitraum spezifischen Zielen nach Artikel 4 Absatz 2b zugewiesen,
wobei die folgenden Prozentsitze als Richtwerte gelten:

a) 55 % fiir das spezifische Ziel 1;
b) 18 % fiir das spezifische Ziel 2;

c) 18% fiir das spezifische Ziel 3. [Abind. 110]

Abschnitt 11
Forderfahigkeit

Artikel 24
Forderfahige Mafdnahmen

(1)  Fir eine Finanzierung kommen nur Mafinahmen zur Verwirklichung der in den Artikeln 3 und 4 genannten Ziele
infrage.
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(2)  Die Komponente Beschiftigung und soziale Innovation kann folgende Maflnahmen unterstiitzen:
a) Analytische Tatigkeiten, auch in Bezug auf Drittstaaten, insbesondere auf folgenden Gebieten:

i) Erhebungen, Studien, statistische Daten, Methoden, Klassifikationen, Mikro-Simulationen, Indikatoren, Unter-
stiitzung von Beobachtungsstellen auf europaischer Ebene und Benchmarks;

i) soziale Erprobungen zur Bewertung sozialer Innovationen;
iii) Uberwachung und Bewertung der Umsetzung und Anwendung des Unionrechts;
b) Umsetzung politischer Maffnahmen, insbesondere:
i) grenziiberschreitende Partnerschaften und Unterstiitzungsdienste in grenziibergreifenden Regionen;

ii) ein gezieltes EU-weites Programm fiir die Mobilitdt von Arbeitskriften, um freie Stellen zu besetzen, wo Defizite auf
dem Arbeitsmarkt festgestellt wurden;

iii) Unterstiitzung fiir Mikrofinanzierungen und Sezialunternehmen Unternehmen der Sozialwirtschaft, einschlieflich
Mischfinanzierungsmafinahmen, etwa asymmetrische Aufteilung des Risikos oder Senkung der Transaktionskosten,
sowie Unterstiitzung der Entwicklung sozialer Infrastruktur und sozialer Kompetenzen;

iv) Unterstiitzung transnationaler Zusammenarbeit und transnationaler Partnerschaften zwecks Ubertragung
innovativer Losungen und ihrer Anwendung in groferem Mafstab;

¢) Aufbau von Kapazititen, insbesondere
i) von Netzwerken auf Unionsebene in den in Artikel 4 Absatz 1 genannten Bereichen;
ii) von nationalen Kontaktstellen, die Beratung, Information und Hilfe bei der Umsetzung der Komponente anbieten;

iij) von Behorden, Sozialversicherungstragern und fiir die Forderung der beruflichen Mobilitit zustandigen Arbeits-
verwaltungen der teilnehmenden Linder, von Mikrofinanzinstituten und Instituten, die Finanzierung fiir
Sozialunternehmen Unternehmen der Sozialwirtschaft anbieten oder anderen Akteuren im Bereich der sozialen
Investitionen, sowie durch Vernetzung;

iv) von Sozialpartnern und Interessentrdgern mit Blick auf die transnationale Zusammenarbeit;
d) Kommunikations- und Verbreitungstatigkeiten, insbesondere:

i) Voneinander-Lernen durch Austausch iiber bewihrte Verfahren, innovative Ansitze, Ergebnisse analytischer
Tatigkeiten, Peer-Reviews und Benchmarking;

ii) Leitfiden, Berichte, Informationsmaterial und Medienberichterstattung tiber Initiativen in Zusammenhang mit den in
Artikel 4 Absatz 1 genannten Bereichen;

iii) Informationssysteme zur Verbreitung von Erkenntnissen in Zusammenhang mit den in Artikel 4 Absatz 1 genannten
Bereichen;

iv) %ﬂﬂ&%&&t&ﬂgeﬂ—ées—Rmvefsﬁzes—Keﬂfefeﬂ%eﬂ—tmd—Seﬂmﬂafe technische und administrative Hilfe bei der
Durchfiihrung des Arbeitsprogramms, darunter Titigkeiten in den Bereichen der Vorbereitung, Uberwachung,
Kontrolle, Priifung und Evaluierung, einschliefSlich fiir IT-Systeme. [Abind. 111]
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Artikel 25
Forderfihige Stellen

(1).  Zusitzlich zu den Einrichtungen, die die in Artikel 197 der Haushaltsordnung aufgefiihrten Kriterien erfillen, sind
forderfahig:

a) Rechtstrager mit Sitz in einem der folgenden Lénder:
i) einem Mitgliedstaat oder einem mit ihm verbundenen iiberseeischen Land oder Gebiet;
ii) einem assoziierten Land;
iii) einem im Arbeitsprogramm aufgefihrten Drittland gemafs den Bedingungen nach den Absitzen 2 und 3;
b) nach Unionsrecht geschaffene Rechtstriger und einschligige internationale Organisationen. [Abidnd. 112]

(2)  Rechtstrager mit Sitz in einem Drittland, das kein assoziiertes Land ist, konnen ausnahmsweise teilnehmen, wenn
dies zur Erreichung der Ziele einer bestimmten Maflnahme erforderlich ist.

(3)  Rechtstrager mit Sitz in einem Drittland, das kein assoziiertes Land ist, sollten im Prinzip fir die Kosten ihrer
Teilnahme autkommen.

Artikel 25a

Governance
(1)  Die Kommission konsultiert Interessentriger in der Union, vor allem Sozialpartner und zivilgesellschaftliche

Organisationen, zu den Arbeitsprogrammen fiir Beschiftigung und soziale Innovation, ihren Priorititen und ihrer
strategischen Ausrichtung sowie ihrer Umsetzung.

(2)  Die Kommission stellt die notwendigen Verbindungen zu dem Beschiftigungsausschuss, dem Ausschuss fiir
Sozialschutz, dem Beratenden Ausschuss fiir Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz, der Gruppe von
Generaldirektoren fiir Arbeitsbeziehungen und dem Beratenden Ausschuss fiir die Freiziigigkeit der Arbeitnehmer
her um zu gewihrleisten, dass sie regelmdfSig und in geeigneter Form iiber die Fortschritte bei der Umsetzung dieser
Programme informiert werden. Die Kommission wird auch andere Ausschiisse informieren, die mit Strategien,
Instrumenten und Aktionen befasst sind, die fiir die Komponente Beschiiftigung und soziale Innovation von Bedeutung
sind. [Abind. 113]

Kapitel 1T

Besondere Bestimmungen fiir die Komponente Gesundheit

Abschnitt 1

Allgemeine Bestimmungen

Artikel 26

Operative Ziele

(1)  Fur eine Forderung kommen nur Mafinahmen zur Verwirklichung der in den Artikeln 3 und 4 genannten Ziele
infrage.

(2)  Die Komponente Gesundheit verfolgt die nachstehenden operativen Ziele:
-a) Unterstiitzung einer Strategie der Union fiir die iffentliche Gesundheit, die auf Folgendes abzielt:

i) Unterstiitzung der Mitgliedstaat in ihren Bemiihungen um den Schutz und die Verbesserung der dffentlichen
Gesundheit und



31.3.2021 Amtsblatt der Europdischen Union C116/197

Donnerstag, 4. April 2019

ii) Forderung der Aufgaben der Union im Gesundheitsbereich im Sinne von Artikel 168 AEUV, in dem festgelegt
ist, dass bei der Festlegung und Durchfiihrung aller Unionspolitiken und -mafSnahmen ein hohes
Gesundheitsschutzniveau sichergestellt werden muss [Abind. 114]

a) Starkung der Krisenvorsorge, Krisenbewiltigung und Krisenreaktion in der Union

grenzitbergreifenden zur Einddmmung grenziibergreifender Gesundheitsbedrohungen [Abind. 115]
i) Manahmen zum Aufbau von Kapazititen fir die Krisenvorsorge, Krisenbewiltigung und Krisenreaktion
ii) Reaktion auf grenziibergreifende Gesundheitsbedrohungen im Krisenfall
i) Unterstiitzung der Laborkapazitdten
iv) Bekdmpfung der Antibiotikaresistenz

iva) gut konzipierte MafSnahmen im Gesundheitswesen, um die Last und die Auswirkungen von Infektionen und
vermeidbaren Infektionskrankheiten zu verringern [Abind. 116]

ivb) Unterstiitzung der Entwicklung von Kompetenzen und Instrumenten fiir eine wirksame Risikokommunikation
[Abénd. 117]

b) Stirkung der Gesundheitssysteme

i) Investitionen in die Gesundheitsforderung und Krankheitspravention, auch durch Programme fiir Gesundheits-
kompetenz und -erziehung sowie durch die Forderung korperlicher Aktivitit [Abind. 118]

ia) Investitionen in Friiherkennung und Vorsorgeuntersuchungen [Abind. 119]

ii) Unterstiitzung des digitalen Wandels im Gesundheitswesen und in der Pflege, bei dem den Bediirfnissen und
Anliegen der Patienten und Biirger Rechnung getragen wird, insbesondere durch die Verkniipfung mit
Programmen zur Unterstiitzung von Medienkompetenz und digitalen Kompetenzen [Abind. 120]

iia) Forderung der Entwicklung digitaler dffentlicher Dienstleistungen in Bereichen wie dem Gesundheitswesen
[Abind. 121]

iib) Stirkung der Sicherheit und Qualitit von Gesundheitsinformationen [Abind. 122]

i) Unterstiitzung der Entwicklung eines nachhaltigen, transparenten und zuginglichen Gesundheitsinformations-
systems der Union unter Sicherstellung des Datenschutzes [Abiand. 123]

iv) Unterstiitzung der Mitgliedstaaten beim Transfer und der Umsetzung von Wissen, das fiir die nationalen
Reformprozesse mit Blick auf leistungsfihigere, zuginglichere und resilientere, diskriminierungsfreiere,
inklusivere und gerechtere Gesundheitssysteme, die Bekimpfung sozialer Ungleichheiten sowie eine verbesserte
Gesundheitsforderung und Krankheitsprivention niitzlich ist, unter besonderer Beriicksichtigung der im
Europdischen Semester aufgezeigten Herausforderungen, einschlieflich der Unterstiitzung hochwertiger
einzelstaatlicher Register, die auch vergleichbare Daten liefern konnen [Abind. 124]

v) Entwicklung und Umsetzung von Ansitzen als Reaktion auf kiinftige Herausforderungen in den Gesundheits-
systemen

va) Unterstiitzung des Ubergangs zu personenorientierter Pflege, in der Nihe befindlichen Gesundheits- und
Sozialdiensten und gemeinschaftsbasierter integrierter Betreuung, insbesondere zur Forderung von Organisa-
tionsmodellen, die auf berufsiibergreifender Teamarbeit und der Vernetzung verschiedener Interessentriger
beruhen [Abind. 125]



C116/198 Amtsblatt der Europdischen Union 31.3.2021

Donnerstag, 4. April 2019

vb) Sicherstellung der Einbeziehung aller einschligigen Akteure bei den vorstehend genannten MafSnahmen auf
Unionsebene und/oder gegebenenfalls auf einzelstaatlicher Ebene [Abidnd. 126]

vc) Emtwicklung und Umsetzung von Instrumenten und Strategien zur Privention und Bekimpfung von
Ungleichheiten im Gesundheitsbereich, Forderung der sozialen Inklusion, Teilhabe der Biirger und Beteiligung
der Gemeinschaft [Abind. 127]

¢) Unterstiitzung des Unionsrechts im Gesundheitsbereich

i) Unterstiitzung der Umsetzung der Rechtsvorschriften iiber Arzneimittel, den Zugang zu derartigen Produkten in
der gesamten Union und Medizinprodukte [Abind. 128]

ii) Unterstiitzung der Umsetzung der Unionsrechtsvorschriften iiber die Bewertung von Gesundheitstechnologien (*')

iii) Uberwachung und Unterstiitzung der Mitgliedstaaten bei der Umsetzung der Rechtsvorschriften iiber Substanzen
menschlichen Ursprungs

iv) Unterstiitzung der Umsetzung des Tabakrechts

v) Unterstiitzung der Umsetzung der Unionsrechtsvorschriften tiber die grenziiberschreitende Gesundheitsversorgung

vi) Unterstiitzung der wisse i i ¢ E SGest i
U—mwelrmsﬂeeﬁ—uﬁd—ﬁeu—abét-fefeﬁde—kﬁkeﬂ— Entwwklung von Stmtegten im Rahmen des Ansatzes der
Einbeziehung von Gesundheitsfragen in alle Politikbereiche sowie der Einrichtung von Verfahren, durch die
Auswirkungen auf die Gesundheit in allen Politikbereichen beriicksichtigt und einbezogen werden konnen
[Abind. 129]

ca) Unterstiitzung der Uberwachung, Umsetzung und Stirkung weiterer gesundheitsbezogener Rechtsvorschriften und
-mafSnahmen der Union, die zu einem hohen MafS an Schutz der menschlichen Gesundheit beitragen und sich unter
anderem, aber nicht nur auf folgende Aspekte beziehen:

i) Luftverschmutzung
ii) Chemikalien mit endokriner Wirkung und andere Chemikalien mit schédlichen Eigenschaften
iii) Pestizidriickstinde in Lebensmitteln, im Wasser und in der Luft

iv) Lebensmittel und Lebensmittelkennzeichnung, einschliefSlich trans-Fettsiuren, Kennzeichnung von Alkohol,
Zusatzstoffe und Lebensmittelkontaktmaterialien [Abind. 130]

d) Unterstiitzung integrierter Arbeiten (z. B. Europiische Referenznetzwerke, Bewertung von Gesundheitstechnologien
und Anwendung bewihrter Verfahren zur Gesundheitsférderung, Pravention und Behandlung von Krankheiten)

i) Kontinuierliche Unterstiitzung der Europaischen Referenznetzwerke

ii) Unterstiitzung beim Aufbau einer Zusammenarbeit und von Kapazititen im Bereich der Bewertung von
Gesundheitstechnologien mit Blick auf die Ausarbeitung neuer harmonisierter Bestimmungen

iii) Unterstlitzung der Anwendung bewdahrter Verfahren fiir Innovationen im offentlichen Gesundheitswesen

iiia) Unterstiitzung fiir die Umsetzung von Programmen und bewihrten Verfahren fiir die Erziehung im Bereich
der sexuellen und reproduktiven Gesundheit sowie Kampagnen fiir junge Menschen [Abénd. 132]

() COM(2018)0051.
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iiib) Unterstiitzung zivilgesellschaftlicher Organisationen auf Unionsebene, die im Gesundheitsbereich und in
gesundheitsbezogenen Angelegenheiten titig sind [Abiand. 133]

iiic) Unterstiitzung der Einrichtung eines Lenkungsausschusses fiir Gesundheit zur Umsetzung der MafSnahmen

im Rahmen der Komponente Gesundheit [Abind. 134]

Abschnitt 1I
Forderfahigkeit

Artikel 27
Forderfahige Mafdnahmen

(1) Fiir eine Forderung kommen nur gesundheitsbezogene Mafinahmen zur Verwirklichung der in den Artikeln 3, 4 und
26 genannten Ziele infrage. [Abdnd. 135]

(2)  Die Komponente Gesundheit kann folgende Mafnahmen unterstiitzen:
a) Analytische Tatigkeiten, insbesondere auf folgenden Gebieten:

i) Erhebungen, Studien, Sammlung von Daten, Methoden, Klassifikationen, Mikro-Simulationen, Indikatoren und
Benchmark-Untersuchungen

ia) Titigkeiten zur Uberwachung der kumulativen Auswirkungen umweltbezogener Risikofaktoren — ein-
schliefllich derjenigen, die durch Schadstoffe in Lebensmitteln, Wasser, Luft und anderen Quellen entstehen —
auf die Gesundheit [Abind. 136]

ib) Titigkeiten zur Uberwachung der Auswirkungen der Rechtsvorschriften der Union auf die Gesundheit, z.
B. Arzneimitteliiberwachung u. d. [Abind. 137]

ii) Uberwachung und Bewertung der Umsetzung und Anwendung des Unionsrechts
Die Ergebnisse der analytischen Titigkeiten werden nach Abschluss offentlich zuginglich gemacht. [Abind. 138]
b) Umsetzung politischer Maflnahmen, insbesondere auf folgenden Gebieten:

i) grenziiberschreitende Zusammenarbeit und grenziiberschreitende Partnerschaften, auch in grenziibergreifenden
Regionen sowie im Zusammenhang mit Luftverschmutzung und anderen grenziiberschreitenden Arten von
Umweltverschmutzung [Abind. 139]

i) Unterstiitzung transnationaler Zusammenarbeit und transnationaler Partnerschaften zwecks Ubertragung
innovativer Losungen und ihrer Anwendung in grofierem MafSstab

iii) Tatigkeiten zur Gesundheitskrisenvorsorge
¢) Aufbau von Kapazititen, insbesondere

i) durch Austausch, Ubertragung, Anpassung und Verbreitung bewéhrter Verfahren mit einem gesicherten Mehrwert
auf Unionsebene zwischen den Mitgliedstaaten [Abind. 140]
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ii) von Netzwerken auf EU-Ebene in den in Artikel 26 genannten Bereichen, und zwar auf kontinuierliche und
nachhaltige Weise, wodurch die Prisenz einer aktiven Zivilgesellschaft auf Unionsebene sichergestellt wird

[Abind. 141]

i) durch Unterstiitzung fiir die Einfuhrung, den Betrieb und die Instandhaltung einer IT-Infrastruktur firr den
Datenaustausch

iv) von regionalen, subnationalen und nationalen Kontaktstellen, die Beratung, Information und Hilfe bei der
Programmdurchfithrung anbieten [Abind. 142]

v) von Interessentragern mit Blick auf die transnationale Zusammenarbeit
vi) durch Hilfe in Zusammenarbeit mit Drittlindern
vii) durch Beschaffung von Waren und Dienstleistungen im Gesundheitskrisenfall
d) Kommunikations- und Verbreitungstatigkeiten, insbesondere auf folgenden Gebieten:

i) Voneinander-Lernen durch Austausch tiber bewidhrte Verfahren, innovative Ansitze, Ergebnisse analytischer
Titigkeiten, Peer-Reviews und Benchmarking

ii) Leitfiden, Berichte, Informationsmaterial und Medienberichterstattung tiber Initiativen in Zusammenhang mit den in
Artikel 26 genannten Bereichen

iii) Informationssysteme zur Verbreitung von Erkenntnissen in Zusammenhang mit den in Artikel 26 genannten
Bereichen

iv) Veranstaltungen des Ratsvorsitzes und entsprechende Vorbereitungsmafinahmen, Konferenzen und Seminare

(3) Die in Absatz 2 genannten Mafinahmen sind nur forderfihig, wenn sie die Schaffung von Grofenvorteilen, die
Verbesserung der Krisenvorsorge oder die breite Anwendung identifizierter bewahrter Verfahren mit einem hohen
Mehrwert unterstiitzen oder wenn sie sicherzustellen sollen, dass die Unionsbestimmungen in den in Artikel 26 Absatz 3
genannten Bereichen umgesetzt, durchgesetzt, evaluiert und falls erforderlich tiberarbeitet werden.

Artikel 28

Forderfihige Stellen und Kosten

(1) Zusitzlich zu den Einrichtungen, die die in Artikel 197 der Haushaltsordnung aufgefiithrten Kriterien erfullen, sind
forderfahig:

a) Rechtstrager mit Sitz in einem der folgenden Léander:

i) einem Mitgliedstaat oder einem mit ihm verbundenen iiberseeischen Land oder Gebiet;

ii) einem assoziierten Land;
iii) einem im Arbeitsprogramm aufgefithrten Drittland gemif den Bedingungen nach den Absitzen 3 und 4;
b) nach Unionsrecht geschaffene Rechtstrdger und internationale Organisationen.

(2)  Natiirliche Personen sind nicht forderfahig.
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(3)  Rechtstrager mit Sitz in einem Drittland, das kein assoziiertes Land ist, konnen ausnahmsweise teilnehmen, wenn
dies zur Erreichung der Ziele einer bestimmten Mafnahme erforderlich ist.

(4)  Rechtstrager mit Sitz in einem Drittland, das kein assoziiertes Land ist, sollten im Prinzip fir die Kosten ihrer
Teilnahme aufkommen.

(5)  In Ausnahmefillen konnen in einer durch eine schwerwiegende grenziiberschreitende Gesundheitsgefahr ausgel6sten
Krise im Sinne des Beschlusses (EU) Nr. 1082/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates (*¥) in einem nicht
assoziierten Land angefallene Kosten ausnahmeweise als forderfahig gelten, wenn sie hinreichend begriindet werden,
d. h. wenn sie zur Eindimmung der Gefahr fiir die Gesundheit der EU-Biirger erforderlich sind.

Artikel 29

Governance

Die Kommission konsultiert die Gesundheitsbehorden der Mitgliedstaaten in der Lenkungsgruppe zur Forderung der
Gesundheit, Vorbeugung von Krankheiten und Einddimmung nichtiibertragbarer Krankheiten oder in einer anderen
relevanten Sachverstindigengruppe der Kommission oder in einem vergleichbaren Gremium wie etwa den Berufs-
verbinden im Gesundheitswesen zu den jihrlichen Arbeitsprogrammen fiir die Komponente Gesundheit, ihren Priorititen
und strategischen Ausrichtungen und ihrer Umsetzung sowie zu den gesundheitspolitischen Aspekten anderer Strategien
und Unterstiitzungsmechanismen, um auf diese Weise die Gesamtkoordinierung zu gewéhrleisten und den Mehrwert zu
steigern. Mit politischer Fiihrungsstirke und einer angemessenen Leitungsstruktur, die dem Gesundheitsbereich
gewidmet ist, wird dafiir gesorgt, dass im Einklang mit Artikel 168 Absatz 1 AEUV Gesundheitsschutz und -forderung
in allen Politikbereichen der Kommission sichergestellt werden. [Abind. 143]

Artikel 29a

Lenkungsausschuss fiir Gesundheit

(1)  Die Kommission richtet einen Lenkungsausschuss fiir Gesundheit (im Folgenden ,Lenkungsausschuss“) zur
Umsetzung der Mafinahmen im Rahmen der Komponente Gesundheit ein.

(2)  Der Lenkungsausschuss konzentriert sich darauf, durch Koordinierung und Zusammenarbeit Synergien zwischen
der Komponente Gesundheit und anderen Programmen, die iiber eine gesundheitspolitische Dimension verfiigen, zu
schaffen, wobei das Engagement der Patienten und der Gesellschaft gefordert und wissenschaftliche Beratung
bereitgestellt wird und Empfehlungen ausgesprochen werden. Mit diesen Mafnahmen sollen wertorientierte
Mafnahmen im Gesundheitsbereich, Nachhaltigkeit und bessere Gesundheitslosungen ermoglicht sowie Innovationen
gefordert und Ungleichheiten im Gesundheitsbereich abgebaut werden.

(3)  Bei der Entwicklung der Arbeitsprogramme fiir die Komponente Gesundheit legt der Lenkungsausschuss eine
umfassende Strategie vor und nimmt eine steuernde Rolle ein.

(4)  Der Lenkungsausschuss ist eine Gruppe unabhingiger Interessentriger, die sich aus Akteuren aus relevanten
Sektoren in den Bereichen éffentliche Gesundheit, Wohlergehen und Sozialschutz zusammensetzt und an der sich
Vertreter der Regionen und lokalen Gesundheitsbehiorden, Patientenvertreter und Biirger beteiligen.

(5)  Der Lenkungsausschuss besteht aus 15 bis 20 hochrangigen Personen aus allen in Absatz 4 aufgefiihrten
Fachgebieten und Titigkeitsbereichen. Die Mitglieder des Lenkungsausschusses werden im Anschluss an einen offenen
Aufruf zur Einreichung von Nominierungen bzw. zur Interessenbekundung oder beidem von der Kommission ernannt.

(6)  Der Vorsitz des Lenkungsausschusses wird aus dem Kreis seiner Mitglieder von der Kommission ernannt.

(*®)  Beschluss (EU) Nr. 1082/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 2013 zu schwerwiegenden
grenziiberschreitenden Gesundheitsgefahren und zur Authebung der Entscheidung Nr. 2119/98/EG (ABL L 293 vom 5.11.2013,
5. 1),
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(7)  Der Lenkungsausschuss

a) leistet einen Beitrag zu den Arbeitsprogrammen fiir die Komponente Gesundheit, im Anschluss an einen Vorschlag
der Kommission und

b) erarbeitet ein Konzept fiir die Steuerung der Koordinierung und Zusammenarbeit zwischen der Komponente
Gesundheit und anderen Programmen, die iiber eine gesundheitspolitische Dimension verfiigen.

Mit dem Konzept soll die Sichtbarkeit und Koordinierung aller bestehenden Finanzierungsmechanismen mit Relevanz
fiir den Bereich Gesundheit leichter sichergestellt werden und die Steuerung der Koordinierung und Zusammenarbeit
unterstiitzt werden. [Abind. 144]

Artikel 29b

Internationale Zusammenarbeit

Die Kommission baut die Zusammenarbeit mit einschligigen internationalen Organisationen wie den Vereinten
Nationen und ihren Sonderorganisationen, vor allem der Weltgesundheitsorganisation (WHO), sowie mit dem
Europarat und der Organisation fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) im Hinblick auf die
Umsetzung der Komponente Gesundheit aus, um die Wirkung und Effizienz der MafSnahmen auf Unionsebene und
internationaler Ebene zu maximieren. [Abind. 145]

Kapitel IIT

Gemeinsame Bestimmungen fiir die Komponente Beschiftigung und soziale Innovation und die Komponente Gesundheit

Artikel 30

Beteiligung von assoziierten Drittlindern an den Komponenten Beschiftigung und soziale Innovation sowie Gesundheit

(1)  Folgende assoziierte Linder konnen sich an den Komponenten Beschiftigung und soziale Innovation sowie
Gesundheit beteiligen:

a) Mitglieder der Europiischen Freihandelsassoziation (EFTA), die dem Europdischen Wirtschaftsraum (EWR) angehoren,
nach Maflgabe des EWR-Abkommens;

b) beitretende Linder, Kandidatenlinder und potenzielle Kandidatenldnder, nach Maflgabe der in den jeweiligen
Rahmenabkommen und Beschliissen des Assoziationsrats oder in dhnlichen Ubereinkiinften festgelegten allgemeinen
Grundsitze und Bedingungen fur die Teilnahme dieser Linder an Programmen der Union und nach MafSgabe der
spezifischen Bedingungen aus den Abkommen zwischen der Union und diesen Lindern;

¢) Drittlander, nach Maflgabe des Abkommens iber die Teilnahme des jeweiligen Drittlands an der Komponente, sofern das
Abkommen

i) gewihrleistet, dass die Beitrdge des an Unionsprogrammen teilnehmenden Drittlands in einem ausgewogenen
Verhaltnis zum Nutzen fur das Land stehen;

i) die Bedingungen fiir die Teilnahme an den Programmen regelt, einschlieflich der Berechnung der finanziellen
Beitrdge zu einzelnen Programmen oder Programmkomponenten und zu den administrativen Kosten. Diese Beitrage
gelten als zweckgebundene Einnahmen gemafS Artikel [21 Absatz 5] der [neuen Haushaltsordnung];

iif) dem Drittland keine Entscheidungsbefugnis in Bezug auf die Komponente einrdumt;

iv) die Rechte der Union, eine wirtschaftliche Haushaltsfithrung sicherzustellen und ihre finanziellen Interessen zu
schiitzen, garantiert.
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(2)  An der Komponente Gesundheit konnen sich zudem unter die Europaische Nachbarschaftspolitik fallende Lander
beteiligen, nach Maflgabe der in den jeweiligen Rahmenabkommen und Beschliissen des Assoziationsrats oder in dhnlichen
Ubereinkiinften festgelegten allgemeinen Grundsitze und Bedingungen fiir die Teilnahme dieser Linder an Programmen der
Union und nach Mafgabe der spezifischen Bedingungen aus den Abkommen zwischen der Union und diesen Lindern.

Artikel 31

Formen der Unionsfinanzierung und Arten des Haushaltsvollzugs

(1)  Im Rahmen der Komponente Beschiftigung und soziale Innovation sowie der Komponente Gesundheit konnen
Mittel in allen in der Haushaltsordnung vorgesehenen Formen zur Verfiigung gestellt werden, insbesondere als Finanzhilfen,
Preisgelder, Auftragsvergabe, Beitrige und freiwillige Zahlungen an internationale Organisationen, denen die Union als
Mitglied angehort oder an deren Arbeit sie sich beteiligt.

(2)  Die Komponente Beschiftigung und soziale Innovation sowie die Komponente Gesundheit werden im Wege der
direkten Mittelverwaltung gemdfl der Haushaltsordnung oder im Wege der indirekten Mittelverwaltung mit Stellen, auf die
in Artikel [61 Absatz 1 Buchstabe c] der Haushaltsordnung Bezug genommen wird, durchgefiihrt.

Bei der Gewahrung von Finanzhilfen kann sich der in Artikel [150] der Haushaltsordnung genannte Evaluierungsausschuss
aus externen Sachverstindigen zusammensetzen.

(3)  Mischfinanzierungsmafnahmen im Rahmen der Komponente Beschiftigung und soziale Innovation werden im
Einklang mit der [InvestEU-Verordnung] und Titel X der Haushaltsordnung durchgefiihrt.

(4)  Im Rahmen der Komponente Gesundheit konnen direkte Finanzhilfen ohne Aufforderung zur Einreichung von
Vorschligen gewihrt werden, um Mafnahmen mit einem deutlichen Unionsmehrwert zu finanzieren, die durch die von
den fiir das Gesundheitswesen zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten oder der am Programm assoziierten Drittlinder
oder durch offentliche Korperschaften und nichtstaatliche Stellen, die einzeln oder vernetzt handeln, im Auftrag dieser
zustindigen Behorden kofinanziert werden.

(5)  Im Rahmen der Komponente Gesundheit konnen direkte Finanzhilfen ohne Aufforderung zur Einreichung von
Vorschligen gewihrt werden fiir Europdische Referenznetzwerke, die nach dem im Durchfihrungsbeschluss 2014/287/EU
der Kommission zur Festlegung von Kriterien fiir die Einrichtung europiischer Referenznetzwerke, fiir die Evaluierung
dieser Netzwerke und ihrer Mitglieder und zur Erleichterung des Austauschs von Informationen und Fachwissen in Bezug
auf die Einrichtung und Evaluierung solcher Netzwerke vorgesehenen Genehmigungsverfahren von dem einschlagigen
Gremium der Mitgliedstaaten genehmigt wurden. [Abidnd. 146]

Artikel 32

Arbeitsprogramm und Koordinierung

Bie Die Kommission erlisst gemifS Artikel 38 delegierte Rechtsakte, um die Komponente Beschiftigung und soziale

Innovation und die Komponente Gesundheit werder durch Arbeitsprogrammedurchgefithrtauf-diein die Aufstellung von
Arbeitsprogrammen nach Artikel [108] der Haushaltsordnung verwiesen—wird zu erginzen. Gegebenenfalls wird der

insgesamt fur Mischfinanzierungsmafinahmen vorgehaltene Betrag in der diesen Arbeitsprogrammen ausgewiesen.

Die Kommission fordert Synergien und sorgt fiir eine wirksame Koordinierung zwischen der ESF+-Komponente Gesundheit
und dem Reformhilfeprogramm einschlieflich des Reformumsetzungsinstruments und des Instruments fir technische
Unterstiitzung. [Abind. 147]

Artikel 33

Uberwachung und Berichterstattung

(1) Zur Uberwachung der Durchfithrung und des Fortschritts der Komponenten im Hinblick auf die in Artikel 4
genannten spezifischen Ziele und die in den Artikeln 23 und 26 genannten operativen Ziele werden Indikatoren festgelegt.
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(2)  Durch ein System der Leistungsberichterstattung wird sichergestellt, dass die Erfassung von Daten zur Uberwachung
der Umsetzung der Komponenten und der Ergebnisse effizient, wirksam und rechtzeitig erfolgt. Zu diesem Zweck werden
angemessene Berichtspflichten fiir die Empfinger von Unionsmitteln und, falls zutreffend, die Mitgliedstaaten festgelegt.

(3)  Die Kommission ist befugt, zur Erginzung oder Anderung der Indikatoren in den Anhingen 1 IIb und ¥ III im
Einklang mit Artikel 38 delegierte Rechtsakte zu erlassen, wenn dies fur eine wirksame Bewertung des Fortschritts bei der
Durchfithrung der Komponenten fiir notig befunden wird.

(3a)  Um die Komponenten laufend zu iiberwachen und etwaige notwendige Anderungen der politischen Priorititen
und Finanzierungspriorititen vorzunehmen, erstellt die Kommission einen ersten qualitativen und quantitativen
Uberwachungsbericht, der das erste Jahr abdeckt, und danach drei Berichte, die aufeinanderfolgende Zeitriume von zwei
Jahren abdecken, und iibermittelt diese Berichte dem Europdischen Parlament und dem Rat. Die Berichte werden auch
dem Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschuss sowie dem Ausschuss der Regionen zur Information iibermittelt.
Die Berichte enthalten die Ergebnisse der Komponenten und den Umfang, in dem die Grundsdtze der Gleichstellung
zwischen Frauen und Minnern und der durchgingigen Beriicksichtigung der Gleichstellung der Geschlechter
angewendet wurden, und Angaben dazu, wie Fragen der Diskriminierungsfreiheit, einschlieflich Fragen der
Zugiinglichkeit, im Zuge der Titigkeiten behandelt wurden. Die Berichte werden der Offentlichkeit zuginglich
gemacht, um die Transparenz der Komponenten zu erhohen. [Abind. 148]

Artikel 34

Schutz der finanziellen Interessen der Union

Nimmt ein Drittland nach Maflgabe eines Beschlusses im Rahmen eines internationalen Abkommens an dem Programm
teil, so gewahrt das Drittland dem zustindigen Anweisungsbefugten, dem Europdischen Amt fir Betrugsbekimpfung
(OLAF) und dem Europiischen Rechnungshof die erforderlichen Rechte und den Zugang, die sie zur Ausiibung ihrer
jeweiligen Befugnisse bendtigen. Im Falle von OLAF gehort dazu auch das Recht, Untersuchungen einschlieflich
Vor-Ort-Kontrollen und Inspektionen gemaf$ der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 durchzufiihren.

Artikel 35

Evaluierung

(1)  Evaluierungen werden rechtzeitig durchgefiihrt, damit die Ergebnisse in die Entscheidungsfindung einflieen konnen.

a) auf einer qualitativen und quantitativen Grundlage die Fortschritte bei der Erreichung der Ziele der Komponenten zu
messen,

b) sich mit dem sozialen Umfeld innerhalb der Union und etwaigen grifleren Verinderungen zu befassen, die durch
Rechtsvorschriften der Union eingefiihrt wurden,

c) festzustellen, ob die Ressourcen der Komponenten effizient genutzt wurden, und den europiischen Mehrwert zu
bewerten.

Die Ergebnisse dieser Halbzeitevaluierung werden dem Europdischen Parlament und dem Rat vorgelegt.

(3)  Am Ende des Durchfithrungszeitraums, spatestens aber vier Jahre nach dem Ablauf des in Artikel 5 genannten
Zeitraums, nimmt die Kommission eine abschlieflende Evaluierung der Komponenten vor.

(4) Die Kommission {iibermittelt dem Europdischen Parlament, dem Rat, dem Europdischen Wirtschafts- und
Sozialausschuss und dem Ausschuss der Regionen die Schlussfolgerungen dieser Evaluierungen zusammen mit ihren
Anmerkungen. [Abind. 149]
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Artikel 36

Priifungen

Die Ergebnisse der Priifungen der Verwendung des Unionsbeitrags, die von Personen oder Stellen — was auch solche
einschlieft, die nicht im Auftrag von Organen oder Einrichtungen der Union titig sind — durchgefiihrt werden, bilden die
Grundlage fiir die Feststellung der allgemeinen Zuverldssigkeit gemifS Artikel 127 der Haushaltsordnung.

Artikel 37

Information, Kommunikation und Offentlichkeitsarbeit

(1)  Die Empfinger von Unionsmitteln machen deren Herkunft durch koharente, wirksame und gezielte Information
verschiedener Zielgruppen, darunter die Medien und die Offentlichkeit, bekannt und stellen sicher, dass die
Unionsforderung Sichtbarkeit erhilt (insbesondere im Rahmen von Informationskampagnen zu den Maffnahmen und
deren Ergebnissen).

(2)  Die Kommission fithrt Mainahmen zur Information und Kommunikation iiber die Komponenten Beschaftigung und
soziale Innovation sowie Gesundheit, die entsprechenden Mafnahmen und die Ergebnisse durch. Mit den der Komponente
Beschidftigung und soziale Innovation sowie der Komponente Gesundheit zugewiesenen Mitteln wird auch die
institationelle Kommunikation tiber die politischen Priorititen der Union gefordert, soweit sie mit den in den Artikeln 4,
23 und 26 genannten Zielen in Zusammenhang stehen. [Abénd. 150]

Teil IV

Schlussbestimmungen

Artikel 38

Ausiibung der Befugnisiibertragung

(1)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in diesem Artikel festgelegten
Bedingungen tibertragen.

(2)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemifd Artikel 15 Absatz 6, Artikel 21 Absatz 5, Artikel 32 und
Artikel 33 Absatz 3 wird der Kommission auf unbestimmte Zeit ab dem Datum des Inkrafttretens dieser Verordnung
iibertragen.

(3)  Die Befugnisiibertragung gemifd Artikel 15 Absatz 6, Artikel 21 Absatz 5, Artikel 32 und Artikel 33 Absatz 3 kann
vom Europdischen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen werden. Ein Beschluss tiber den Widerruf beendet die
Ubertragung der in diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird am Tag nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der
Europdischen Union oder zu einem im Beschluss iber den Widerruf angegebenen spateren Zeitpunkt wirksam. Er beriithrt
nicht die Giiltigkeit von bereits in Kraft getretenen delegierten Rechtsakten.

(4)  Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts hort die Kommission im Einklang mit den Grundsitzen der
Interinstitutionellen Vereinbarung tiber bessere Rechtsetzung vom 13. April 2016 die von den einzelnen Mitgliedstaaten
benannten Sachverstindigen an.

(5) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erldsst, iibermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europaischen
Parlament und dem Rat.

(6)  Ein delegierter Rechtsakt, der gemif8 Artikel 15 Absatz 6, Artikel 21 Absatz 5, Artikel 32 und Artikel 33 Absatz 3
erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das Europdische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei
Monaten nach Ubermittlung dieses Rechtakts an das Europdische Parlament und den Rat Einwinde erhoben haben oder
wenn vor Ablauf dieser Frist das Europaische Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine
Einwinde erheben werden. Auf Initiative des Europdischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei Monate
verlingert. [Abind. 151]
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Artikel 39

Ausschussverfahren fir die ESF+-Komponente mit geteilter Mittelverwaltung

(1)  Die Kommission wird von dem in Artikel [109 Absatz 1] der Verordnung (EU) ...J... [neue Dachverordnung]
genannten Ausschuss unterstiitzt.

(2)  Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 4 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

Artikel 40
Ausschuss gemifs Artikel 163 AEUV

(1)  Die Kommission wird von dem gemif§ Artikel 163 AEUV eingesetzten Ausschuss (im Folgenden ,ESF+-Ausschuss®)
unterstiitzt.

(2)  Jeder Mitgliedstaat benennt fiir einen Zeitraum von hochstens sieben Jahren einen Vertreter der Regierung, einen
Vertreter der Arbeitnehmerverbinde und, einen Vertreter der Arbeitgeberverbinde, einen Vertreter der Zivilgesellschaft
und einen Vertreter der Gleichstellungsstellen oder anderen unabhingigen Menschenrechtsinstitutionen gemifS Artikel 6
Absatz 1 Buchstabe c der Verordnung (EU) .../...[neue Dachverordnung] sowie fiir diese Mitglieder jeweils einen
Stellvertreter. Bei Abwesenheit eines Mitglieds nimmt automatisch dessen Stellvertreter mit allen Rechten an den
Beratungen teil.

(3) Die Dachorganisationen der Arbeitnehmer- und der Arbeitgeberverbinde und der Organisationen der
Zivilgesellschaft auf Unionsebene entsenden ebenfalls je einen Vertreter in den ESF+-Ausschuss.

(3a)  Der ESF+-Ausschuss kann Vertreter der Europdischen Investitionsbank und des Europiischen Investitionsfonds
einladen.

(3b)  Im ESF-Ausschuss wird eine ausgewogene Vertretung von Frauen und Minnern sowie eine angemessene
Vertretung von Minderheiten und weiteren ausgegrenzten Gruppen sichergestellt.

(4)  Der ESF+-Ausschuss wird zur geplanten Inanspruchnahme technischer Hilfe im Fall der Unterstiitzung durch die
ESF+-Komponente mit geteilter Mittelverwaltung sowie zu anderen Fragen gehort, die Auswirkungen auf die Durchfithrung
von fiir den ESF+ relevanten Strategien auf Unionsebene haben;

(5)  Der ESF+-Ausschuss kann Stellungnahmen abgeben zu

a) Fragen betreffend den ESF+-Beitrag zur Umsetzung der europdischen Sdule sozialer Rechte, darunter die
linderspezifischen Empfehlungen und die Priorititen in Zusammenhang mit dem Europiischen Semester (nationale
Reformprogramme usw.);

b) Fragen betreffend die Verordnung (EU) ...J... [neue Dachverordnung], die fiir den ESF+ von Belang sind;

¢) anderen als den in Absatz 4 genannten Fragen im Zusammenhang mit dem ESF+, die ihm von der Kommission vorgelegt
werden.

Die Stellungnahmen des ESF+-Ausschusses werden mit der absoluten Mehrheit der abgegebenen giiltigen Stimmen
angenommen und dem Europiischen Parlament, dem Rat, dem Europaischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und dem
Ausschuss der Regionen zur Kenntnisnahme iibermittelt. Die Kommission unterrichtet den ESF+-Ausschuss schriftlich
dariiber, inwieweit sie seine Stellungnahmen beriicksichtigt hat.

(6)  Der ESF+-Ausschuss kann fiir jede ESF+-Komponente Arbeitsgruppen einsetzen. [Abdnd. 152]
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Artikel 41
Ubergangsbestimmungen fiir den ESF+ mit geteilter Mittelverwaltung

Die Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates (*), die Verordnung (EU) Nr. 2232014
des Europdischen Parlaments und des Rates (*°) oder sonstige gemafS diesen erlassene Rechtakte gelten weiterhin fiir die
durch den Europdischen Sozialfonds und den Europdischen Hilfsfonds fiir die am stirksten benachteiligten Personen im
Programmplanungszeitraum 2014-2020 unterstiitzten Programme und Vorhaben.

Artikel 42
Ubergangsbestimmungen fiir die Komponente Beschiftigung und soziale Innovation und die Komponente Gesundheit

(1)  Die Verordnung (EU) Nr. 1296/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates (*') sowie die Verordnung (EU)
Nr. 282/2014 werden mit Wirkung vom 1. Januar 2021 aufgehoben.

(2)  Die Finanzausstattung fir die Komponente Beschiftigung und soziale Innovation und die Komponente Gesundheit
kann auch zur Deckung von Ausgaben fiir technische und administrative Hilfe verwendet werden, die erforderlich ist, um
den Ubergang zwischen dem ESF+ und den im Rahmen der Vorlduferprogramme — Programm fiir Beschéftigung und
soziale Innovation sowie Aktionsprogramm der Union im Bereich der Gesundheit — angenommenen Mafinahmen zu
gewdhrleisten.

(3)  Um die Verwaltung von bis zum 31. Dezember 2027 noch nicht abgeschlossenen Mafinahmen zu ermdglichen,
konnen, wenn nétig, iiber das Jahr 2027 hinaus Mittel zur Deckung von in Artikel 5 Absatz 6 [technische und
administrative Hilfe] vorgesehenen Ausgaben in den Haushalt eingesetzt werden.

(4)  Riickfliisse aus Finanzierungsinstrumenten, die durch das Programm fiir Beschiftigung und soziale Innovation (EaSI
2014-2020) eingefithrt wurden, werden in die Finanzierungsinstrumente des Finanzierungsfensters ,Soziales“ des durch die
Verordnung (EU) xxx/xxx eingerichteten Fonds ,InvestEU* investiert.

Artikel 43
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.
Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.
Geschehen zu ...

Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates

Der Prisident Der Président

(*)  Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 iiber den Europiischen
Sozialfonds und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1081/2006 des Rates (ABL. L 347 vom 20.12.2013, S. 470).

(%) Verordnung (EU) Nr. 2232014 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 11. Marz 2014 zum Europiischen Hilfsfonds fur
die am stérksten benachteiligten Personen (ABIL L 72 vom 12.3.2014, S. 1).

(") Verordnung (EU) Nr. 1296/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2013 iiber ein Programm der
Européischen Union fiir Beschiftigung und soziale Innovation (,EaSI“) und zur Anderung des Beschlusses Nr. 283/2010/EU iiber
die FEinrichtung eines europdischen Progress-Mikrofinanzierungsinstruments fiir Beschiftigung und soziale Eingliederung
(ABL L 347 vom 20.12.2013, S. 238).
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ANHANG I (1)

Gemeinsame Indikatoren fiir die allgemeine Unterstiitzung der ESF+-Komponente mit geteilter Mittelverwaltung

Alle personenbezogenen Daten sind nach Geschlecht aufzuschliisseln (weiblich, miannlich, nicht-binér). Falls bestimmte
Ergebnisse nicht méglich verfiigbar sind, brauchen die Daten fiir diese nicht erhoben und iibermittelt werden. Sensible
personenbezogene Daten konnen anonym erhoben werden.

(1) Gemeinsame Outputindikatoren betreffend auf Menschen ausgerichtete Vorhaben:
(1a) Gemeinsame Outputindikatoren fiir Teilnehmer:
— Die gemeinsamen Outputindikatoren fiir Teilnehmer sind:
— Arbeitslose, auch Langzeitarbeitslose*
— Langzeitarbeitslose*
— Nichterwerbstitige*
— Erwerbstitige, auch Selbststindige*
— Personen, die weder eine schulische noch eine berufliche Ausbildung absolvieren (NEET)*
— Unter-30-Jihrige* Kinder bis 18 Jahre*
— Junge Menschen zwischen 18 und 29 Jahren*
— Uber-54-Jdhrige*
— Mit Abschluss der Sekundarstufe I/Unterstufe oder weniger (ISCED 0-2)*
— Mit Abschluss der Sekundarstufe I[/Oberstufe (ISCED 3) oder postsekundirer Bildung (ISCED 4)*
— Mit tertidrer Bildung (ISCED 5 bis 8)*

Die Gesamtzahl der Teilnehmer wird automatisch auf der Grundlage der gemeinsamen Outputindikatoren
betreffend den Beschiftigungsstatus errechnet.

(1b) Sonstige gemeinsame Outputindikatoren

Falls die Daten fur diese Indikatoren nicht aus Datenregistern erhoben werden, konnen die Werte zu diesen
Indikatoren auf der Grundlage fundierter Schitzungen der Begiinstigten ermittelt werden. Daten werden von den
Teilnehmern immer freiwillig zur Verfiigung gestellt.

— Teilnehmer mit Behinderung**

— Teilnehmer bis 18 Jahre*

(") Bei Daten, die zu den mit * gekennzeichneten Indikatoren iibermittelt werden, handelt es sich um personenbezogene Daten gemif3
Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679. Bei Daten, die zu den mit ** gekennzeichneten Indikatoren iibermittelt werden,
handelt es sich um eine besondere Kategorie personenbezogener Daten gemifS Artikel 9 der Verordnung (EU) 2016/679.
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— Drittstaatsangehorige*

— Teilnehmer auslandischer Herkunft

— Angehorige von Minderheiten (s—a—marginalisierte-Gemeinschaften—wie-etwa-die Roma ohne diejenigen aus
der Roma-Gemeinschaft)**

— Teilnehmer aus der Roma-Gemeinschaft**

— Obdachlose oder von Ausgrenzung auf dem Wohnungsmarkt Betroffene*

— Personen, die in lindlichen Gebieten leben*

— Teilnehmer aus Gebieten mit hohen Armutszahlen und erheblicher sozialer Ausgrenzung*

— Teilnehmer im Ubergang von institutionellen zu gemeindenahen und durch Angehdrige erbrachten
Betreuungs- und Pflegeleistungen**

(2) Gemeinsame Outputindikatoren betreffend Einrichtungen:

— Zahl der unterstiitzten offentlichen Verwaltungen oder offentlichen Dienste auf nationaler, regionaler oder lokaler
Ebene

— Zahl der unterstiitzten Kleinstunternehmen, kleinen und mittleren Unternehmen (einschlieflich genossenschaft-
licher Unternehmen und Sozialunternehmen)

(3) Gemeinsame Indikatoren fiir unmittelbare Ergebnisse betreffend die Teilnehmer:

— Teilnehmer, die nach ihrer Teilnahme auf Arbeitsuche sind*

— Teilnehmer, die nach ihrer Teilnahme eine schulische/berufliche Bildung absolvieren*

— Teilnehmer, die nach ihrer Teilnahme eine Qualifizierung erlangt haben*

— Teilnehmer, die nach ihrer Teilnahme einen Arbeitsplatz haben, einschlieSlich Selbststandige*
(4) Gemeinsame Indikatoren fiir lingerfristige Ergebnisse betreffend die Teilnechmer:

— Teilnehmer, die innerhalb von sechs Monaten nach ihrer Teilnahme einen Arbeitsplatz haben, einschlieflich
Selbststandige*

— Teilnehmer, deren Situation auf dem Arbeitsmarkt sich innerhalb von sechs und zwdlf Monaten nach ihrer
Teilnahme verbessert hat*

Als Mindestanforderung gilt Folgendes: Diese Daten sind auf der Grundlage einer reprasentativen Stichprobe von
Teilnehmern fiir jedes spezifische Ziel zu erheben. Die interne Validitdt der Stichprobe wird so sichergestellt, dass die
Daten auf Ebene des spezifischen Ziels verallgemeinert werden konnen. [Abind. 153]
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ANHANG 11

Gemeinsame Indikatoren fiir die ESF+-Unterstiitzung zur Bekimpfung materieller Deprivation

(1) Outputindikatoren

a) Gesamtgeldwert der verteilten Nahrungsmittel und Giiter

(i) Gesamtwert der Nahrungsmittelhilfe

ia) Gesamtgeldwert der Nahrungsmittel fur Kinder

ib) Gesamtgeldwert der Nahrungsmittel fir Obdachlose

ic) Gesamtgeldwert der Nahrungsmittel fiir andere Zielgruppen

(i) Gesamtwert der verteilten Giiter

iia) Gesamtgeldwert der Giiter fur Kinder

iib) Gesamtgeldwert der Giiter fiir Obdachlose

iic) Gesamtgeldwert der Giiter fiir andere Zielgruppen

b) Gesamtmenge der verteilten Nahrungsmittel (in Tonnen)

Davon (1):

a) Anteil der Lebensmittel, fiir die nur Transport, Verteilung und Lagerung aus dem Programm gezahlt wurden (in %)

b) Anteil der durch den ESF+ kofinanzierten Nahrungsmittel an der Gesamtmenge der an die Begiinstigten verteilten

Nahrungsmittel (in %)

(2) Gemeinsame Ergebnisindikatoren (%)

Zahl der Endempfinger von Nahrungsmittelhilfe
— Zahl der Kinder bis 18 Jahre
— Zahl der Jugendlichen im Alter von 18 bis 29 Jahren

— Zabhl der iiber 54-jahrigen Endempfinger

(") Werte zu diesen Indikatoren sind auf der Grundlage fundierter Schitzungen der Begiinstigten zu bestimmen.
? Ebenda.



31.3.2021 Amtsblatt der Europdischen Union C116/211

Donnerstag, 4. April 2019

— Zahl der Endempfanger mit Behinderung
— Zahl der Drittstaatsangehorigen

— Zahl der Endempfinger auslindischer Herkunft und der Endempfinger, die Minderheiten angehoren (—a-

marginalisierte-Gemeinsehaften—wie—etwa—die Rema ohne diejenigen aus der Roma-Gemeinschaft)

— Teilnehmer aus der Roma-Gemeinschaft

— Zahl der obdachlosen Endempfinger oder der von Ausgrenzung auf dem Wohnungsmarkt betroffenen Endempfinger

Zahl der Endempfinger von materieller Unterstiitzung
— Zahl der Kinder bis 18 Jahre

— Zahl der Jugendlichen im Alter von 18 bis 29 Jahren
— Zahl der uiber 54-jahrigen Endempfanger

— Zahl der Endempfinger mit Behinderung

— Zahl der Drittstaatsangehorigen

— Zahl der Endempfinger auslindischer Herkunft und der Endempfinger, die Minderheiten angehoren (s—a=

marginalisierte-Gemeinsehaften—wie-etwa-die Rema ohne diejenigen aus der Roma-Gemeinschaft)

— Teilnehmer aus der Roma-Gemeinschaft

— Zahl der obdachlosen Endempfinger oder der von Ausgrenzung auf dem Wohnungsmarkt betroffenen Endempfanger

[Abind. 154]
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ANHANG Ila

Gemeinsame Indikatoren fiir die ESF+ Unterstiitzung zur Forderung der sozialen Inklusion der am stirksten
benachteiligten Personen

Outputindikatoren
(1) Gesamtzahl der Personen, die Hilfen zur sozialen Inklusion erhalten.
Davon:
a) Zahl der Kinder im Alter von 15 Jahren oder jiinger
b) Zahl der Personen im Alter von 65 Jahren oder dlter
¢) Zahl der Frauen

d) Zahl der Personen auslindischer Herkunft und der Personen, die Minderheiten angehoren (ohne diejenigen aus
der Roma-Gemeinschaft)

e) Teilnehmer aus der Roma-Gemeinschaft
f) Zahl der Obdachlosen [Abind. 155]
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ANHANG IIb

Indikatoren fiir die Komponente Beschiftigung und soziale Innovation

1. Erklirter Gewinn eines besseren Verstindnisses der Politik und der Rechtsvorschriften der Union
(1) Zahl analytischer Titigkeiten
(2) Zahl der Titigkeiten in den Bereichen Voneinander-Lernen, Sensibilisierung und Verbreitung
(3) Unterstiitzung der Hauptakteure

2. Maf der aktiven Zusammenarbeit und Partnerschaft zwischen Regierungseinrichtungen der Union, Mitgliedstaaten
und assoziierten Linder

(1) Zahl analytischer Titigkeiten
(2) Zahl der Titigkeiten in den Bereichen Voneinander-Lernen, Sensibilisierung und Verbreitung
(3) Unterstiitzung der Hauptakteure

3. Erklirte Nutzung sozialpolitischer Innovationen bei der Umsetzung sozialer linderspezifischer Empfehlungen und
Ergebnisse sozialpolitischer Experimente fiir die Politikgestaltung

(1) Zahl analytischer Titigkeiten
(2) Zahl der Titigkeiten in den Bereichen Voneinander-Lernen, Sensibilisierung und Verbreitung
(3) Unterstiitzung der Hauptakteure

4. Zahl der Besuche der Plattform EURES

5. Zahl der im Rahmen der vorbereitenden Mafnahme ,Dein erster EURES-Arbeitsplatz“ sowie der gezielten
Mobilititsprogramme erzielten oder unterstiitzten Arbeitsstellen fiir Jugendliche

6. Zahl der individuellen personlichen Kontakte von EURES-Beratern mit Arbeitsuchenden, Personen, die einen
Arbeitsplatzwechsel anstreben, und Arbeitgebern

7. Zahl der gegriindeten oder konsolidierten Unternehmen, die eine Finanzhilfe der Union erhalten haben

8. Anteil der Begiinstigten, die mit Mikrofinanzierung der Union ein Unternehmen gegriindet oder weiterentwickelt
haben und arbeitslos sind oder benachteiligten Gruppen angehéren [Abdnd. 156]
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ANHANG 1II

Indikatoren fiir die Komponente Gesundheit

Ausmafl von integrierter Arbeit im Gesundheitsbereich und der Nutzung der Programmergebnisse in der
nationalen Gesundheitspolitik

1. Zahl der durch die Européiischen Referenzwerke unterstiitzten Patienten

2. Zahl der gemeinsa ' nge i ogie Begiinstigten (Angehorige der
Gesundhettsberufe Burger Pattenten) dte von den Ergebmssen des Progmmms betroffen sind [Abind. 157]

3. Zahl der tbertragenen—bewahrtenVerfahren gemeinsamen klinischen Bewertungen von Gesundheitstechnologie
[Aband 158]

Vefhef—Naehhef—Ffagebegeﬂs Zahl der ubertragenen bewahrten Verfahren [Aband 159] ’

4a. AusmafS, in dem die Programmergebnisse in den nationalen Gesundheitsstrategien und -instrumenten genutzt
werden, ermittelt anhand validierter Methoden [Abind. 160]
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P8 TA(2019)0351

Einfithrung eines EDV-gestiitzten Systems zur Beférderung und Kontrolle der Beforderung
verbrauchsteuerpflichtiger Waren ***]

Legislative EntschlieBung des Europiischen Parlaments vom 4. April 2019 zu dem Vorschlag fiir einen Beschluss
des Europiischen Parlaments und des Rates iiber die Einfithrung eines EDV-gestiitzten Systems zur Beférderung

und Kontrolle der Beforderung verbrauchsteuerpflichtiger Waren (Neufassung) (COM(2018)0341 —
C8-0215/2018 — 2018/0187(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren — Neufassung)

(2021/C 116/23)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europiische Parlament und den Rat (COM(2018)0341),

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 114 Absatz 1 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,
auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C8-0215/2018),

— gestitzt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,
— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 17. Oktober 2018 ('),

— unter Hinweis auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 28. November 2001 uiber die systematischere Neufassung
von Rechtsakten (3),

— unter Hinweis auf das Schreiben des Rechtsausschusses vom 18. Dezember 2018 an den Ausschuss fiir Wirtschaft und
Wihrung gemif$ Artikel 104 Absatz 3 seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf die vom Vertreter des Rates mit Schreiben vom 27. Februar 2019 gemachte Zusage, den Standpunkt
des Parlaments gemaf$ Artikel 294 Absatz 4 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union zu billigen,

— gestitzt auf die Artikel 104 und 59 seiner Geschiftsordnung,
— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir Wirtschaft und Wihrung (A8-0010/2019),

A. in der Erwidgung, dass der Vorschlag der Kommission nach Auffassung der beratenden Gruppe der Juristischen Dienste
des Europiischen Parlaments, des Rates und der Kommission keine anderen inhaltlichen Anderungen enthilt als
diejenigen, die im Vorschlag als solche ausgewiesen sind, und dass sich der Vorschlag in Bezug auf die Kodifizierung der
unverinderten Bestimmungen der bisherigen Rechtsakte mit jenen Anderungen auf eine reine Kodifizierung der
bestehenden Rechtstexte ohne inhaltliche Anderungen beschrinkt;

1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, entscheidend dndert oder
beabsichtigt, ihn entscheidend zu dndern;

3. beauftragt seinen Prisidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen

Parlamenten zu iibermitteln.

() ABL C 62 vom 15.2.2019, S. 108.
() ABL C 77 vom 28.3.2002, S. 1.
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P8_TC1-COD(2018)0187

Standpunkt des Europiischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass

des Beschlusses (EU) 2020/... des Europiischen Parlaments und des Rates iiber die Einfiihrung eines

EDV-gestiitzten Systems zur Beforderung und Kontrolle der Befoérderung verbrauchsteuerpflichtiger Waren
(Neufassung)

(Da Parlament und Rat eine Einigung erzielt haben, entspricht der Standpunkt des Parlaments dem endgiiltigen Rechtsakt, Beschluss
(EU) 2020/263.)
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P8 TA(2019)0352
Weiterverwendung von Informationen des offentlichen Sektors ***I

Legislative EntschlieSung des Europiischen Parlaments vom 4. April 2019 zu dem Vorschlag fiir eine Richtlinie
des Europidischen Parlaments und des Rates iiber die Weiterverwendung von Informationen des offentlichen
Sektors (Neufassung) (COM(2018)0234 — C8-0169/2018 — 2018/0111(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren — Neufassung)

(2021/C 116/24)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europiische Parlament und den Rat (COM(2018)0234),

— gestitzt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 114 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europaischen Union, auf
deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C8-0169/2018),

— gestitzt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,
— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 17. Oktober 2018 ('),
— nach Anhorung des Ausschusses der Regionen,

— gestiitzt auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 28. November 2001 iber die systematischere Neufassung von
Rechtsakten (3),

— unter Hinweis auf das Schreiben des Rechtsausschusses vom 14. Juni 2018 an den Ausschuss fiir Industrie, Forschung
und Energie gemdfs Artikel 104 Absatz 3 seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf die vorldufige Einigung, die gemif Artikel 69f Absatz 4 seiner Geschiftsordnung vom zustindigen
Ausschuss angenommen wurde, und auf die vom Vertreter des Rates mit Schreiben vom 6. Februar 2019 gemachte
Zusage, den Standpunkt des Parlaments gemdfl Artikel 294 Absatz 4 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der
Europdischen Union zu billigen,

— gestiitzt auf die Artikel 104 und 59 seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir Industrie, Forschung und Energie sowie auf die Stellungnahmen des
Ausschusses fiir Binnenmarkt und Verbraucherschutz, des Ausschusses fiir Kultur und Bildung sowie des Ausschusses
fir buirgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres (A8-0438/2018),

A. in der Erwidgung, dass der Vorschlag der Kommission nach Auffassung der beratenden Gruppe der Juristischen Dienste
des Europdischen Parlaments, des Rates und der Kommission keine anderen inhaltlichen Anderungen enthilt als
diejenigen, die im Vorschlag als solche ausgewiesen sind, und dass sich der Vorschlag in Bezug auf die Kodifizierung der
unverdnderten Bestimmungen der bisherigen Rechtsakte mit jenen Anderungen auf eine reine Kodifizierung der
bestehenden Rechtstexte ohne inhaltliche Anderungen beschrinkt;

1. legt unter Beriicksichtigung der Empfehlungen der beratenden Gruppe der Juristischen Dienste des Europiischen
Parlaments, des Rates und der Kommission den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

() ABL C 62 vom 15.2.2019, S. 238.
() ABL C 77 vom 28.3.2002, S. 1.
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2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, entscheidend dndert oder
beabsichtigt, ihn entscheidend zu dndern;

3. beauftragt seinen Prasidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu tibermitteln.

P8_TC1-COD(2018)0111

Standpunkt des Europiischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass
der Richtlinie (EU) 2019/... des Europiischen Parlaments und des Rates iiber offene Daten und die
Weiterverwendung von Informationen des offentlichen Sektors (Neufassung)

(Da Parlament und Rat eine Einigung erzielt haben, entspricht der Standpunkt des Parlaments dem endgiiltigen Rechtsakt, Richtlinie
(EU) 2019/1024.)
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P8 TA(2019)0353

Mehrjihriger Wiederauffiillungsplan fiir Schwertfisch im Mittelmeer ***I

Legislative Entschlieffung des Europiischen Parlaments vom 4. April 2019 zu dem Vorschlag fiir eine Verordnung
des Europiischen Parlaments und des Rates iiber einen mehrjihrigen Wiederauffiillungsplan fiir Schwertfisch im

Mittelmeer und zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 1967/2006 und (EU) 2017/2107 (COM(2018)0229 —
C8-0162/2018 — 2018/0109(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

(2021/C 116/25)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europiische Parlament und den Rat (COM(2018)0229),

— gestitzt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 43 Absatz 2 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,
auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C8-0162/2018),

— gestitzt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 19. September
2018 (1),

— unter Hinweis auf die vorldufige Einigung, die gemif Artikel 69f Absatz 4 seiner Geschiftsordnung vom zustindigen
Ausschuss angenommen wurde, und auf die vom Vertreter des Rates mit Schreiben vom 6. Februar 2019 gemachte
Zusage, den Standpunkt des Parlaments gemdfl Artikel 294 Absatz 4 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der
Europdischen Union zu billigen,

— gestiitzt auf Artikel 59 seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf den Bericht des Fischereiausschusses sowie die Stellungnahme des Ausschusses fur Umweltfragen,
offentliche Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (A8-0389/2018),

1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, entscheidend dndert oder
beabsichtigt, ihn entscheidend zu dndern;

3. beauftragt seinen Prisidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu iibermitteln.

() ABL C 440 vom 6.12.2018, S. 174.
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P8_TC1-COD(2018)0109

Standpunkt des Europiischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass

der Verordnung (EU) 2019/... des Europiischen Parlaments und des Rates iiber einen mehrjihrigen Wiederauf-

filllungsplan fiir Schwertfisch aus dem Mittelmeer und zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 1967/2006 des
Rates und der Verordnung (EU) 20172107 des Europiischen Parlaments und des Rates

(Da Parlament und Rat eine Einigung erzielt haben, entspricht der Standpunkt des Parlaments dem endgiiltigen Rechtsakt, Verordnung
(EU) 2019/1154.)
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P8 TA(2019)0354
Mindestanforderungen fiir die Ausbildung von Seeleuten ***I

Legislative EntschlieSung des Europiischen Parlaments vom 4. April 2019 zu dem Vorschlag fiir eine Richtlinie

des Europiischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Richtlinie 2008/106/EG iiber Mindestan-

forderungen fiir die Ausbildung von Seeleuten und zur Aufhebung der Richtlinie 2005/45/EG (COM(2018)0315
— €8-0205/2018 — 2018/0162(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

(2021/C 116/26)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europiische Parlament und den Rat (COM(2018)0315),

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 100 Absatz 2 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,
auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C8-0205/2018),

— gestitzt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,
— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europaischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 12. Dezember 2018 (!),
— nach Anhorung des Ausschusses der Regionen,

— unter Hinweis auf die vorldufige Einigung, die gemifl Artikel 69f Absatz 4 seiner Geschiftsordnung von dem
zustindigen Ausschuss angenommen wurde, und auf die vom Vertreter des Rates mit Schreiben vom 15. Februar 2019
gemachte Zusage, den Standpunkt des Europdischen Parlaments gemafd Artikel 294 Absatz 4 des Vertrags tiber die
Arbeitsweise der Europdischen Union zu billigen,

— gestlitzt auf Artikel 59 seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir Verkehr und Fremdenverkehr sowie die Stellungnahme des
Ausschusses fiir Beschiftigung und soziale Angelegenheiten (A8-0007/2019),

1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, entscheidend dndert oder
beabsichtigt, ihn entscheidend zu dndern;

3. beauftragt seinen Prisidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu iibermitteln.

() ABL C 110 vom 22.3.2019, S. 125.
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P8_TC1-COD(2018)0162

Standpunkt des Europiischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass

der Richtlinie (EU) 2019|... des Europiischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Richtlinie 2008/106/EG

iiber Mindestanforderungen fiir die Ausbildung von Seeleuten und zur Aufhebung der Richtlinie 2005/45/EG
iiber die gegenseitige Anerkennung von Befihigungszeugnissen der Mitgliedstaaten fiir Seeleute

(Da Parlament und Rat eine Einigung erzielt haben, entspricht der Standpunkt des Parlaments dem endgiiltigen Rechtsakt, Richtlinie
(EU) 2019/1159.)
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P8 TA(2019)0355
Anpassung des jihrlichen Vorschusses fiir die Jahre 2021 bis 2023 ***|

Legislative Entschlieffung des Europiischen Parlaments vom 4. April 2019 zu dem Vorschlag fiir eine Verordnung

des Europiischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 im Hinblick auf

die Anpassung des jihrlichen Vorschusses fiir die Jahre 2021 bis 2023 (COM(2018)0614 — C8-0396/2018 —
2018/0322(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

(2021/C 116/27)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europiische Parlament und den Rat (COM(2018)0614),

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 177 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europiischen Union, auf
deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C8-0396/2018),

— gestitzt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 24. Januar 2019 (),
— nach Anhorung des Ausschusses der Regionen,

— gestitzt auf Artikel 59 seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir regionale Entwicklung (A8-0181/2019),

1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, entscheidend dndert oder
beabsichtigt, ihn entscheidend zu dndern;

3. beauftragt seinen Prisidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu tibermitteln.

P8_TC1-COD(2018)0322

Standpunkt des Europdischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass
der Verordnung (EU) 2019/... des Europdischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Verordnung (EU)
Nr. 1303/2013 im Hinblick auf die Anpassung des jihrlichen Vorschusses fiir die Jahre 2021 bis 2023

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europaischen Union, insbesondere auf Artikel 177,

() ABL C 159 vom 10.5.2019, S. 45.
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auf Vorschlag der Europidischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs eines Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,
nach Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses ('),

nach Anhorung des Ausschusses der Regionen,

gemdfd dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren, (%)

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1) In der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Européischen Parlaments und des Rates (*) sind die gemeinsamen und
allgemeinen Bestimmungen fiir die européischen Struktur- und Investitionsfonds festgelegt.

(2)  Es hat sich herausgestellt, dass die jdhrlichen Vorschiisse im Vergleich mit den Anforderungen an die
Finanzverwaltung, die sich aus der Durchfihrung der operationellen Programme ergeben, dufSerst hoch angesetzt
sind; dies gilt vor allem fiir die Haushaltsjahre 2021 bis 2023.

(3)  Um den Druck auf die Mittel fiir Zahlungen im Unionshaushalt fiir die Haushaltsjahre 2021 bis 2023 abzumildern
und die Vorhersehbarkeit von Zahlungsanforderungen zu verbessern — und somit zu einer transparenteren
Haushaltsplanung und einem besser geordneten Zahlungsprofil beizutragen —, sollte der Satz der jahrlichen
Vorschiisse fiir die genannten Jahre gesenkt werden.

(4)  Die Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 sollte daher entsprechend gedndert werden —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Artikel 134 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 wird wie folgt gedndert:

a) Der fiinfte Gedankenstrich erhilt folgende Fassung:
~— 2020: 3 %"
b) folgender Gedankenstrich wird angefiigt:

,— 2021 bis 2023: + 2 %.“ [Abind. 1]

(" ABL. C 159 vom 10.5.2019, S. 45.

Standpunkt des Europdischen Parlaments vom 4. April 2019.

Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 mit gemeinsamen
Bestimmungen iiber den Europiischen Fonds fiir regionale Entwicklung, den Europiischen Sozialfonds, den Kohisionsfonds, den
Europdischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des lindlichen Raums und den Europdischen Meeres- und Fischereifonds
sowie mit allgemeinen Bestimmungen iiber den Europiischen Fonds fiir regionale Entwicklung, den Europdischen Sozialfonds, den
Kohisionsfonds und den Europiischen Meeres- und Fischereifonds und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des
Rates (ABL. L 347 vom 20.12.2013, S. 320).

——
=
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Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.
Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.
Geschehen zu ... am ...

Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates

Der Prisident Der Président
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P8 TA(2019)0356
Voriibergehende Wiedereinfithrung von Kontrollen an den Binnengrenzen ***I

Legislative Entschlieffung des Europiischen Parlaments vom 4. April 2019 zu dem Vorschlag fiir eine Verordnung

des Europiischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Verordnung (EU) 2016/399 in Bezug auf die

Vorschriften iiber die voriibergehende Wiedereinfithrung von Kontrollen an den Binnengrenzen
(COM(2017)0571 — C8-0326/2017 — 2017/0245(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

(2021/C 116/28)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europiische Parlament und den Rat (COM(2017)0571),

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 77 Absatz 2 Buchstabe e des Vertrags iiber die Arbeitsweise der
Europdischen Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C8-0326/2017),

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

— unter Hinweis auf die von der tschechischen Abgeordnetenkammer, dem tschechischen Senat, dem griechischen
Parlament, dem spanischen Parlament, dem franzosischen Senat und dem portugiesischen Parlament eingereichten
Beitrdge zu dem Entwurf eines Gesetzgebungsakts,

— gestiitzt auf Artikel 59 seiner Geschiftsordnung,
— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir biirgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres (A8-0356/2018),
1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest ();

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, entscheidend dndert oder
beabsichtigt, ihn entscheidend zu dndern;

3. beauftragt seinen Prisidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu tibermitteln.

P8_TC1-COD(2017)0245
Standpunkt des Européischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass
der Verordnung (EU) ...[|... des Europiischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Verordnung (EU)

2016/399 in Bezug auf die Vorschriften iiber die voriibergehende Wiedereinfithrung von Kontrollen an den
Binnengrenzen

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 77 Absatz 2 Buchstabe e,

(") Dieser Standpunkt entspricht den am 29. November 2018 angenommenen Abinderungen (Angenommene Texte,
P8_TA(2018)0472).
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auf Vorschlag der Europidischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,
gemifl dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren ('),

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(-1)  Der Aufbau eines Raums, in dem der freie Personenverkehr iiber die Binnengrenzen hinweg gewihrleistet ist, ist
eine der grofiten Errungenschaften der Union. Die Union und die Mitgliedstaaten, die sich zur Teilnahme an
diesem auf Vertrauen und Solidaritit beruhenden Raum bereit erklirt haben, sollten gemeinsam danach streben,
dass dieser Raum ordnungsgemdfd funktioniert und gestirkt wird. Gleichzeitig bedarf es einer gemeinsamen
Reaktion auf Situationen, die eine ernsthafte Bedrohung fiir die dffentliche Ordnung oder die innere Sicherheit
dieses Raums oder von Teilen dieses Raums darstellen, indem die voriibergehende Wiedereinfiihrung von
Kontrollen an den Binnengrenzen unter aufSergewohnlichen Umstinden und als letztes Mittel gestattet und
gleichzeitig die Zusammenarbeit zwischen den betreffenden Mitgliedstaaten ausgeweitet wird. [Abind. 1]

(1) In einem Raum, in dem der freie Personenverkehr gewahrleistet ist, sollte die Wiedereinfithrung von Kontrollen an
den Binnengrenzen eine Ausnahme bleiben. Sie—selite Da der freie Personenverkehr von der voriibergehenden
Wiedereinfiihrung von Kontrollen an den Binnengrenzen beeintrichtigt wird, sollten diese Kontrollen nur als
letztes Mittel eingesetzt werden, fiir einen begrenzten Zeitraum und soweit dies erforderlich und verhiltnismafig ist,
um einer festgestellten ernsthaften Bedrohung der offentlichen Ordnung oder der inneren Sicherheit zu begegnen.
Eine solche MafSnahme sollte beendet werden, sobald die ihr zugrundeliegenden Ursachen ausgerdumt sind.
[Abind. 2]

(1a)  Migration und das Uberschreiten der AufSengrenzen durch eine grofle Anzahl von Drittstaatsangehdrigen sollten
nicht an sich als Gefahr fiir die dffentliche Ordnung oder die innere Sicherheit betrachtet werden. [Abind. 3]

(2)  Einer festgestellten ernsthaften Bedrohung kann je nach Art und Ausmaf8 mit verschiedenen Mafinahmen begegnet
werden. Die-Mitghiedstaaten—verfiigen—aueh-itber Es liegt zwar auf der Hand, dass sich polizeiliche Befugnisse in
ihrer Art und ihrem Zweck von der Grenzkontrolle unterscheiden, die Mitgliedstaaten verfiigen jedoch nach
Artikel 23 der Verordnung (EU) 2016/399 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 9. Mirz 2016 iiber
einen Gemeinschaftskodex fiir das Uberschreiten der Grenzen durch Personen (Schengener Grenzkodex) iiber diese
polizeilichen Befugnisse (%), die unter bestimmten Bedingungen in den Grenzgebieten ausgeiibt werden konnen. Die
Empfehlung der Kommission zu verhiltnismifigen Polizeikontrollen und zur polizeilichen Zusammenarbeit im
Schengen-Raum (%) enthilt entsprechende Leitlinien fiir die Mitgliedstaaten. [Abind. 4]

(2a)  Vor dem Riickgriff auf die Wiedereinfiihrung von Kontrollen an den Binnengrenzen sollten die Mitgliedstaaten
zuniichst alternative MafSnahmen ergreifen. Der betreffende Mitgliedstaat sollte insbesondere — sofern
erforderlich und gerechtfertigt — den wirkungsvolleren Einsatz von Polizeikontrollen bzw. eine Ausweitung
dieser Kontrollen auf seinem Hoheitsgebiet einschliefSlich in Grenzgebieten und an den wichtigsten Verkehrs-
wegen auf der Grundlage einer Risikobewertung in Erwigung ziehen und gleichzeitig dafiir sorgen, dass diese
Polizeikontrollen keine Grenzkontrollen zum Ziel haben. Moderne Technologien leisten einen wertvollen Beitrag
zur Abwehr von Bedrohungen der offentlichen Ordnung oder der inneren Sicherheit. Die Mitgliedstaaten sollten
priifen, ob die Lage im Wege einer stirkeren grenziibergreifenden Zusammenarbeit — sowohl in operativen
Belangen als auch mit Blick auf den Austausch von Informationen zwischen der Polizei und den
Nachrichtendiensten — angemessen bewiiltigt werden konnte. [Abind. 5]

(3)  Im Einklang mit den Bestimmungen von Titel IIl Kapitel 1I des Schengener Grenzkodex konnen im Falle einer
ernsthaften Bedrohung der 6ffentlichen Ordnung oder der inneren Sicherheit als letztes Mittel Kontrollen an den
Binnengrenzen fiir einen begrenzten Zeitraum von bis zu sechs Monaten bei vorhersehbaren Ereignissen (Artikel 25)
und fiir einen begrenzten Zeitraum von bis zu zwei Monaten in Fallen, die sofortiges Handeln erfordern (Artikel 28),
voriibergehend wiedereingefithrt werden. Diese Fristen haben sich als hinreichend erwiesen, um ernsthaften
Bedrohungen im Zusammenhang mit den héufigsten vorhersehbaren Ereignissen wie internationalen Sportveran-
staltungen oder hochrangigen politischen Ereignissen zu begegnen.

") Standpunkt des Europdischen Parlaments vom 4. April 2019.
ABL L 77 vom 23.3.2016, S. 1.
) C(2017)3349 finat vom 12.5.2017.

Py
=
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(4  Die Erfahrung hat edoch gezelgt dass besti de A A : :
h e ereifende—te Be sen—oder es nur selten erforderltch ist, dte

Kontrollen an den anengrenzen fur einen Zettraum von mehr als zwei Monaten wwderemzufuhren Ledtgltch
unter aufSergewohnlichen Umstinden konnten bestimmte Fille—ven sulirer Migrante
innerhalb ernsthafte Bedrohungen der offentlichen Ordnung oder der U—meﬂ—we}ehe inneren Stcherhett iiber den
derzeit fiir die Wiedereinfiihrung von Greazkentrollenrechtfertigtenweittiberdie genanntenZeitriume Kontrollen
an den Binnengrenzen genehmigten Zeitraum von maximal sechs Monaten hinaus anhalten kénnen. Daher ist es
notwendig aﬂd—gefeeh%femg’e die Fristen fiir die vortibergehende Wiedereinfithrung von Grenzkontrollen an—die
anzupassen und gleichzeitig dafiir zu sorgen, dass diese Mafsnahme nicht missbrauchlich

Verwendet erd und eine Ausnahme bleibt, die nur als letztes Mlttel emgesetzt W1rd Zudiesem—Zweck solltedie

: : g werden: [Abind. 6]

(4a)  Eine Ausnahmeregelung vom grundlegenden Prinzip des freien Personenverkehrs sollte eng ausgelegt werden,
und das Konzept der dffentlichen Ordnung setzt voraus, dass eine tatsichliche, gegenwirtige und hinreichend
schwere Gefihrdung vorliegt, die ein Grundinteresse der Gesellschaft beriihrt. [Abind. 7]

(5)  Um zu gewihrleisten, dass diese Kontrollen an den Binnengrenzen ein letztes Mittel sind und eine Ausnahme
bleiben, sollten die Mitgliedstaaten eine Risikobewertung hinsichtlich der geplanten Wiedereinfithrung Verlingerung
von Grenzkontrollen eder-deren-Verlingerung iiber zwei Monate hinaus vorlegen. Aus der Risikobewertung sollte
insbesondere hervorgehen, wie lange die festgestellte Bedrohung voraussichtlich anhilt und welche Abschnitte der
Binnengrenzen betroffen sind, dass die Verlingerung der Grenzkontrollen ein letztes Mittel ist — indem insbesondere
nachgewiesen wird, dass sich etwaige alternative MafSnahmen als unzureichend herausgestellt haben oder dass sie
als unzureichend erachtet werden - und wie dle Grenzkontrollen zur Bewalt1gung der festgestellten Bedrohung
beitragen wiirden. Datern A A : In der
Risikobewertung sollte im Nachhmem nlcht nur d1e Eflelenz und Wtrksamkett der w1edere1ngefuhrten
Grenzkontrollen bei der Bewiltigung der festgestellten Bedrohung saehzuweisen nachgewiesen, sondern auch
ausfithrlich darzulegen dargelegt werden, wic die von der Verlingerung betroffenen benachbarten Mitgliedstaaten
konsultiert und in die Entscheidung tiber die mit dem geringsten Aufwand verbundenen praktischen Vorkehrungen
einbezogen wurden. Die Mitgliedstaaten sollten die Moglichkeit haben, die bereitgestellten Informationen
erforderlichenfalls ganz oder teilweise als Verschlusssache einzustufen. [Abind. 8]

(5a) Wenn die Wiedereinfiilhrung von Kontrollen an den Binnengrenzen fiir konkrete geplante Ereignisse
vorgeschlagen wird, die wie etwa Sportveranstaltungen aufgrund ihrer Art und Dauer Ausnahmesituationen
sind, sollte die Dauer der Kontrollen sehr prizise, genau abgegrenzt und an die tatsichliche Dauer des Ereignisses
vorgeschlagen wird, die wie etwa Sportveranstaltungen aufgrund ihrer Art und Dauer Ausnahmesituationen
sind, sollte die Dauer der Kontrollen sehr prizise, genau abgegrenzt und an die tatsichliche Dauer des Ereignisses
gekniipft sein. [Abind. 9]

(6)  Die Qualitit der von den Mitgliedstaaten vorgelegten Risikobewertung ist entscheidend fiir die Beurteilung der
Notwendigkeit und VerhaltnismaRigkeit der geplanten Wiedereinfithrung oder Verlingerung von Grenzkontrollen.
Die Europiische Agentur fiir die Grenz- und Kiistenwache, #aé Europol, das Europdische Unterstiitzungsbiiro fiir
Asylfragen, die Europdische Agentur fiir das Betriebsmanagement von IT-GrofSsystemen im Raum der Freiheit,
der Sicherheit und des Rechts und die Agentur der Europiischen Union fiir Grundrechte sollten an dieser
Beurteilung mitwirken. [Abind. 10]

Art1ke1 27 Absatz 5 des Schengener Grenzkodex sollte dahmgehend geandert werden, dass darin die Rolle der
Agenturen {Eure Foemor s sropel) der Union zum Ausdruck kommi,
wobei der Schwerpunkt auf der prakuschen Umsetzung der versch1edenen Aspekte der Zusammenarbe1t zw1schen
den Mitgliedstaaten liegen sollte;beispielsw 5 g-etiwaige A
Seiter-der-Grenze. [Abidnd. 11]

(8)  Um die gednderten Vorschriften besser des an die Herausforderungen anzupassen, die sich im Zusammenhang mit
einer anhaltenden ernsthaften Bedrohung der o6ffentlichen Ordnung oder der inneren Sicherheit stellen, sollte die
Moglichkeit vorgesehen werden, Kontrollen an den Binnengrenzen in Ausnahmefillen iiber einfahs sechs Monate
hinaus zu verldngern. Diese Verldngerung sollte mit angemessenen nationalen Sondermafinahmen zur Bewiltigung
der Bedrohung im betreffenden Hoheitsgebiet einhergehen, etwa mit der Verhdngung des Ausnahmezustands. In
jedem Fall sollte diese Moglichkeit nicht dazu fithren, dass die vortibergehenden Kontrollen an den Binnengrenzen
iiber einen Zeitraum von zweijahren einem Jahr hinaus verlingert werden. [Abind. 12]
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(8a)  Die Notwendigkeit und VerhiltnismdifSigkeit der Wiedereinfiihrung von Kontrollen an den Binnengrenzen sollte
gegen die Bedrohung der dffentlichen Ordnung oder der inneren Sicherheit, die dem Erfordernis einer solchen
Wiedereinfiihrung zugrunde liegt, abgewogen werden; dasselbe gilt fiir die alternativen Mafnahmen, die auf
nationaler Ebene und/oder auf Unionsebene ergriffen werden kionnten, und fiir die Auswirkungen dieser
Kontrollen auf den freien Personenverkehr innerhalb des Raums ohne Kontrollen an den Binnengrenzen.
[Abind. 13]

nach-Artikel 20-tnd-Artikel-25-des-Schengener Grenzkodex Karzustellen. [Abind. 14]

(10)  Die Moglichkeit, als Reaktion auf eine konkrete Bedrohung der offentlichen Ordnung oder der inneren Sicherheit, die
iiber einjahr sechs Monate hinaus anhilt, voriibergehende Kontrollen an den Binnengrenzen durchzufiihren, sollte
Gegenstand eines besonderen Verfahrens sein, fiir das es einer Empfehlung des Rates bedarf. [Abind. 15]

(11)  Zu diesem Zweck sollte die Kommission eine Stellungnahme zur Notwendlgkelt und Verhaltnlsmafglgkelt einer
entsprechenden Verldngerung S A eit—mit—den—be
abgeben. Das Europdische Parlament sollte umgehend von der vorgeschlagenen Verlangerung in Kenntms gesetzt
werden. Die betreffenden Mitgliedstaaten sollten die Moglichkeit haben, der Kommission Anmerkungen
zukommen zu lassen, bevor diese ihre Stellungnahme abgibt. [Abind. 16]

(12)  In Anbetracht der Natur solcher Malnahmen, die nationale Exekutiv- und Vollstreckungsbefugnisse in Bezug auf
ernsthafte Bedrohungen der offentlichen Ordnung oder der inneren Sicherheit berithren, sollten die Durch-
fuhrungsbefugnisse zur Annahme von Empfehlungen nach diesem besonderen Verfahren ausnahmsweise dem Rat
iibertragen werden.

(13)  Der Rat kann unter Beriicksichtigung der Stellungnahme der Kommission eine auflerordentliche weitere
Verlingerung empfehlen und gegebenenfalls die Bedingungen fiir die Zusammenarbeit zwischen den betroffenen
Mitgliedstaaten festlegen, um zu gewéhrleisten, dass es sich um eine Sondermafinahme handelt, die nur so lange wie
notig und gerechtfertigt in Kraft ist und mit den Manahmen vereinbar ist, die ebenfalls auf nationaler Ebene im
betreffenden Hoheitsgebiet zur Beseitigung derselben konkreten Bedrohung der offentlichen Ordnung oder der
inneren Sicherheit ergriffen wurden. Die Empfehlung des Rates sollte Vorbedingung fir jede weitere tiber einfaht
sechs Monate hinausgehende Verlingerung und-von-dergleichenArt-wie-die Empfehlung nachArtikel 29 sein. Die
Empfehlung des Rates sollte umgehend an das Europdische Parlament weitergeleitet werden. [Abind. 17]

(13a) Die im Rahmen des besonderen Verfahrens aufgrund von aufSergewdhnlichen Umstinden, die das Funktionieren
des Raums ohne Kontrollen an den Binnengrenzen insgesamt gefihrden, getroffenen MafSnahmen sollten nicht
durch MafSnahmen verlingert oder mit MafSnahmen kombiniert werden, die nach einem anderen Verfahren fiir
die Wiedereinfithrung oder Verlingerung von Kontrollen an den Binnengrenzen gemif der Verordnung
(EU) 2016/399 getroffen wurden. [Abind. 18]

(13b) Gelangt die Kommission zu der Auffassung, dass ein Mitgliedstaat gegen seine Verpflichtungen aus den
Vertrigen verstofien hat, sollte sie in ihrer Eigenschaft als Hiiterin der Vertrige, die die Anwendung des
Unionsrechts iiberwacht, im Einklang mit Artikel 258 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union
geeignete Mafnahmen — einschlieflich einer Befassung des Gerichtshofs der Europdischen Union mit der
Angelegenheit — ergreifen. [Abind. 19]

(14)  Da mit dieser Verordnung das Ziel verfolgt wird, in Ausnahmefillen die Verlingerung von wiedereingefiihrten
Grenzkontrollen an bestimmten Abschnitten der Binnengrenzen iiber einen Zeitraum zu gestatten, der fiir einen
Mitgliedstaat notwendig ist, um angemessen auf eine anhaltende Bedrohung grenziibergreifender Art zu reagieren,
und die derzeit geltenden Vorschriften tiber die voriibergehende Wiedereinfithrung von Grenzkontrollen an den
Binnengrenzen zu erginzen, kann dieses Ziel nicht von den Mitgliedstaaten allein erreicht werden; vielmehr ist eine
Anderung der gemeinsamen Vorschriften auf EU-Ebene erforderlich. Die Union kann daher im Einklang mit dem in
Artikel 5 des Vertrags iiber die Europdische Union niedergelegten Subsidiaritatsprinzip titig werden. Entsprechend
dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der Verhiltnismaf@igkeit geht diese Verordnung nicht iiber das fir
die Erreichung dieser Ziele erforderliche Maf§ hinaus.

(15)  Nach den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag tiber die Europiische Union und dem Vertrag tiber die Arbeitsweise der
Europdischen Union beigefiigten Protokolls Nr. 22 iiber die Position Dianemarks beteiligt sich Danemark nicht an der
Annahme dieser Verordnung und ist weder durch diese Verordnung gebunden noch zu ihrer Anwendung
verpflichtet. Da diese Verordnung den Schengen-Besitzstand erginzt, beschlieft Dianemark gemafl Artikel 4 des
genannten Protokolls innerhalb von sechs Monaten, nachdem der Rat diese Verordnung angenommen hat, ob es sie
in nationales Recht umsetzt.
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(16)  Diese Verordnung stellt eine Weiterentwicklung der Bestimmungen des Schengen-Besitzstands dar, an denen sich das
Vereinigte Konigreich gemafd dem Beschluss 2000/365/EG des Rates () nicht beteiligt; das Vereinigte Konigreich
beteiligt sich daher nicht an der Annahme dieser Verordnung und ist weder durch diese Verordnung gebunden noch
zu ihrer Anwendung verpflichtet.

(17)  Diese Verordnung stellt eine Weiterentwicklung der Bestimmungen des Schengen-Besitzstands dar, an denen sich
Irland gemifS dem Beschluss 2002/192/EG des Rates (°) nicht beteiligt; Irland beteiligt sich daher nicht an der
Annahme dieser Verordnung und ist weder durch diese Verordnung gebunden noch zu ihrer Anwendung
verpflichtet.

(18)  Fiir Island und Norwegen stellt diese Verordnung eine Weiterentwicklung der Bestimmungen des Schengen-Besitz-
stands im Sinne des Ubereinkommens zwischen dem Rat der Europdischen Union sowie der Republik Island und
dem Konigreich Norwegen iiber die Assoziierung der beiden letztgenannten Staaten bei der Umsetzung, Anwendung
und Entwicklung des Schengen-Besitzstands () dar, die zu dem in Artikel 1 Buchstabe A des Beschlus-
ses 1999/437EG des Rates () genannten Bereich gehoren.

(19)  Fur die Schweiz stellt diese Verordnung eine Weiterentwicklung der Bestimmungen des Schengen-Besitzstands im
Sinne des Abkommens zwischen der Europdischen Union, der Européischen Gemeinschaft und der Schweizerischen
Eidgenossenschaft iiber die Assoziierung dieses Staates bei der Umsetzung, Anwendung und Entwicklung des
Schengen-Besitzstands (*) dar, die zu dem in Artikel 1 Buchstabe A des Beschlusses 1999/437/EG () in Verbindung
mit Artikel 3 des Beschlusses 2008/146/EG des Rates ('°) genannten Bereich gehoren.

(20)  Fir Liechtenstein stellt diese Verordnung eine Weiterentwicklung der Bestimmungen des Schengen-Besitzstands im
Sinne des Protokolls zwischen der Europdischen Union, der Europiischen Gemeinschaft, der Schweizerischen
Eidgenossenschaft und dem Fiirstentum Liechtenstein tiber den Beitritt des Fuirstentums Liechtenstein zu dem
Abkommen zwischen der Europdischen Union, der Europiischen Gemeinschaft und der Schweizerischen
Eidgenossenschaft tiber die Assoziierung der Schweizerischen Eidgenossenschaft bei der Umsetzung, Anwendung
und Entwicklung des Schengen-Besitzstands (!!) dar, die zu dem in Artikel 1 Buchstabe A des Beschlus-
ses 1999/437[EG in Verbindung mit Artikel 3 des Beschlusses 2011/350/EU des Rates ('?) genannten Bereich
gehoren.

(21)  Diese Verordnung steht im Einklang mit den Grundrechten und Grundsitzen, die insbesondere mit der Charta der
Grundrechte der Europdischen Union anerkannt wurden.

(22)  Die Verordnung (EU) 2016/399 sollte daher entsprechend gedndert werden —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

(*) Beschluss 2000/365/EG des Rates vom 29. Mai 2000 zum Antrag des Vereinigten Konigreichs GrofSbritannien und Nordirland,
einzelne Bestimmungen des Schengen-Besitzstands auf sie anzuwenden (ABL L 131 vom 1.6.2000, S. 43).

Q] Beschluss 2002/192/EG des Rates vom 28. Februar 2002 zum Antrag Irlands auf Anwendung einzelner Bestimmungen des
Schengen-Besitzstands auf Irland (ABL L 64 vom 7.3.2002, S. 20).

() ABL L 176 vom 10.7.1999, S. 36.

() Beschluss 1999/437/EG des Rates vom 17. Mai 1999 zum Erlass bestimmter Durchfithrungsvorschriften zu dem Ubereinkommen
zwischen dem Rat der Europdischen Union und der Republik Island und dem Konigreich Norwegen iiber die Assoziierung dieser
beiden Staaten bei der Umsetzung, Anwendung und Entwicklung des Schengen-Besitzstands (ABL L 176 vom 10.7.1999, S. 31).

®) ABL L 53 vom 27.2.2008, S. 52.

©) Beschluss 1999/437[EG des Rates vom 17. Mai 1999 zum Erlass bestimmter Durchfiihrungsvorschriften zu dem Ubereinkommen
zwischen dem Rat der Europdischen Union und der Republik Island und dem Konigreich Norwegen tiber die Assoziierung dieser
beiden Staaten bei der Umsetzung, Anwendung und Entwicklung des Schengen-Besitzstands (ABL L 176 vom 10.7.1999, S. 31).

(") Beschluss 2008/146/EG des Rates vom 28. Januar 2008 iiber den Abschluss — im Namen der Europaischen Gemeinschaft — des
Abkommens zwischen der Europdischen Union, der Europiischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft tiber
die Assoziierung der Schweizerischen Eidgenossenschaft bei der Umsetzung, Anwendung und Entwicklung des Schengen-Besitz-
stands (ABL L 53 vom 27.2.2008, S. 1).

(")  ABLL 160 vom 18.6.2011, S. 21.

(") Beschluss 2011/350/EU des Rates vom 7. Marz 2011 tiber den Abschluss — im Namen der Europdischen Union — des Protokolls
zwischen der Europiischen Union, der Europdischen Gemeinschaft, der Schweizerischen Eidgenossenschaft und dem Fiirstentum
Liechtenstein iiber den Beitritt des Fiirstentums Liechtenstein zum Abkommen zwischen der Europdischen Union, der Europdischen
Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft iiber die Assoziierung der Schweizerischen Eidgenossenschaft bei der
Umsetzung, Anwendung und Entwicklung des Schengen-Besitzstands in Bezug auf die Abschaffung der Kontrollen an den
Binnengrenzen und den freien Personenverkehr (ABL L 160 vom 18.6.2011, S. 19).
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Artikel 1
Die Verordnung (EU) 2016/399 wird wie folgt gedndert:

1. Artikel 25 erhalt folgende Fassung:

,(1)  Ist im Raum ohne Kontrollen an den Binnengrenzen die offentliche Ordnung oder die innere Sicherheit in
einem Mitgliedstaat ernsthaft bedroht, so ist diesem Mitgliedstaat unter auergewdhnlichen Umstinden als letztes
Mittel die Wlederemfuhrung von Kontrollen an allen oder bestlmmten Abschnltten seiner anengrenzen fur einen
begrenzten Zeitraum vorh g : 3 Sedrok A-hre

gestattet—webebdie—DaueHee}m—Meﬂa{e—methbefsehfeﬁeﬂ—da# Die
voriibergehende Wiedereinfithrung von Kontrollen an den Binnengrenzen darf in Umfang und Dauer nicht tiber das
Maf8 hinausgehen, das zur Bewiltigung der ernsthaften Bedrohung unbedingt erforderlich ist.”; [Abédnd. 20]

tecen—aulersewohnliche Umstindeim-Sinnevon-Artikel 29-—vor—sokann—de S
Absatz1-auf eine Hochstdater vonzwei Jahren verlingert werden-* [Abind. 23]

la. Artikel 26 erhilt folgende Fassung:

,,Artikel 26

Kriterien fiir die voriibergehende Wiedereinfiihrung von Kontrollen an den Binnengrenzen

Bevor ein Mitgliedstaat als letztes Mittel die voriibergehende Wiedereinfiihrung von Kontrollen an einer oder an
mehreren seiner Binnengrenzen oder an bestimmten Abschnitten der Binnengrenzen oder eine Verlingerung einer
voriibergehenden Wiedereinfiihrung beschlieft, priift er

a) ob davon ausgegangen werden kann, dass die voriibergehende Wiedereinfiihrung von Kontrollen an den
Binnengrenzen der Bedrohung der offentlichen Ordnung oder der inneren Sicherheit hinreichend begegnet;

b) ob andere MafSnahmen als die voriibergehende Wiedereinfiihrung von Kontrollen an den Binnengrenzen wie
etwa eine verstirkte grenziibergreifende polizeiliche Zusammenarbeit oder eine Ausweitung von Polizeikon-
trollen der Bedrohung der offentlichen Ordnung oder der inneren Sicherheit voraussichtlich hinreichend

begegnen;
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c) ob die Verhiltnismifigkeit zwischen der voriibergehenden Wiedereinfiilhrung von Kontrollen an den
Binnengrenzen und der Bedrohung der dffentlichen Ordnung oder der inneren Sicherheit gewahrt ist, wobei
er insbesondere folgenden Gesichtspunkten Rechnung trigt:

i) den voraussichtlichen Auswirkungen jeglicher Bedrohung seiner offentlichen Ordnung oder seiner inneren
Sicherheit, einschlieflich als Folge von terroristischen Zwischenfillen oder Bedrohungen sowie durch die
organisierte Kriminalitit, und

ii) den voraussichtlichen Auswirkungen der voriibergehenden Wiedereinfiihrung von Kontrollen an den
Binnengrenzen auf den freien Personenverkehr innerhalb des Raums ohne Kontrollen an den Binnengrenzen.

Gelangt ein Mitgliedstaat bei der Priifung nach Unterabsatz 1 Buchstabe a zu der Auffassung, dass der Bedrohung
der dffentlichen Ordnung oder der inneren Sicherheit mit der voriibergehenden Wiedereinfiihrung von Kontrollen
an den Binnengrenzen voraussichtlich nicht hinreichend begegnet werden kann, fiihrt er die Kontrollen an den
Binnengrenzen nicht wieder ein.

Gelangt ein Mitgliedstaat bei der Priifung nach Unterabsatz 1 Buchstabe b zu der Auffassung, dass der Bedrohung
der Gffentlichen Ordnung oder der inneren Sicherheit mit anderen Mafnahmen als der voriibergehenden
Wiedereinfiihrung von Kontrollen an den Binnengrenzen voraussichtlich hinreichend begegnet werden kann, fiihrt
er die Kontrollen an den Binnengrenzen nicht wieder ein bzw. verlingert er diese nicht und ergreift die anderen
Mafsnahmen.

Gelangt ein Mitgliedstaat bei der Priifung nach Unterabsatz 1 Buchstabe c¢ zu der Auffassung, dass die
VerhiltnismfSigkeit zwischen der vorgeschlagenen Wiedereinfiihrung von Kontrollen an den Binnengrenzen und
der Bedrohung nicht gewahrt ist, fiihrt er die Kontrollen an den Binnengrenzen nicht wieder ein bzw. verlingert sie
nicht.“ [Abind. 24]

2. Artikel 27 wird wie folgt gedndert:
-i) Die Uberschrift erhilt folgende Fassung:

wVerfahren fiir die voriibergehende Wiedereinfiihrung von Kontrollen an den Binnengrenzen im Falle einer
vorhersehbaren ernsthaften Bedrohung der dffentlichen Ordnung oder der inneren Sicherheit.“ [Abind. 25]

-ia) Folgender Absatz wird vor Absatz 1 eingefiigt:

»(-1)  Ist die offentliche Ordnung oder die innere Sicherheit innerhalb des Raums ohne Kontrollen an den
Binnengrenzen in einem Mitgliedstaat ernsthaft bedroht, so ist diesem Mitgliedstaat als letztes Mittel und im
Einklang mit den in Artikel 26 genannten Kriterien die Wiedereinfithrung von Kontrollen an allen oder
bestimmten Abschnitten seiner Binnengrenzen fiir einen begrenzten Zeitraum von hichstens 30 Tagen
oder — sofern die ernsthafte Bedrohung linger als 30 Tage anhilt — fiir die vorhersehbare Dauer der
ernsthaften Bedrohung, jedoch keinesfalls linger als zwei Monate, gestattet.“ [Abind. 26]

-ib) In Absatz 1 erhilt der einleitende Teil folgende Fassung

»(1)  Fiir die Zwecke von Absatz -1 benachrichtigt der betreffende Mitgliedstaat die anderen
Mitgliedstaaten und die Kommission spitestens vier Wochen vor der geplanten Wiedereinfiihrung oder
innerhalb einer kiirzeren Frist, wenn die Umstinde, welche die Wiedereinfiihrung der Kontrollen an den
Binnengrenzen erfordern, weniger als vier Wochen vor der geplanten Wiedereinfiihrung bekannt werden.
Hierzu iibermittelt der Mitgliedstaat folgende Angaben:“ [Abind. 27]
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; ' ite [Aband. 28 und 57]
ia) In Absatz 1 wird folgender Buchstabe eingefiigt:

»ab) alle von dem Mitgliedstaat aufSer der vorgeschlagenen Wiedereinfiihrung ergriffenen oder geplanten
Mafnahmen zur Abwehr der Bedrohung der dffentlichen Ordnung oder der inneren Sicherheit und die
auf Fakten gestiitzte Darlegung der Griinde, aus denen alternative MafSnahmen wie etwa eine verstirkte
grenziibergreifende polizeiliche Zusammenarbeit und Polizeikontrollen fiir unzureichend erachtet
wurden;*; [Abind. 29]

i) In Absatz 1 erhilt Buchstabe e folgende Fassung:

,€) gegebenenfalls die von den anderen Mitgliedstaaten zu treffenden Mafnahmen, die vor der voriibergehenden
Wiedereinfithrung von Kontrollen an den betroffenen einschligigen Binnengrenzen vereinbart wurden.”
[Abind. 30]

iii) Der letzte Satz in Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

,Erforderlichenfalls kann die Kommission bei dem betreffenden Mitgliedstaat beziehungsweise den betreffenden
Mitgliedstaaten zusitzliche Informationen anfordern, darunter Informationen zu der Zusammenarbeit mit den
von der geplanten Wiedereinfiihrung oder Verlingerung der Kontrollen an den Binnengrenzen betroffenen
Mitgliedstaaten sowie zusétzliche weitere Informationen, die Aufschluss dartiber geben, ob diese Mainahme ein
letztes Mittel ist.; [Abidnd. 31]

iiia) Folgender Absatz wird eingefiigt:

»(la)  Halt die ernsthafte Bedrohung der offentlichen Ordnung oder der inneren Sicherheit in dem
betreffenden Mitgliedstaat linger als zwei Monate an, so kann dieser Mitgliedstaat die Kontrollen an seinen
Binnengrenzen unter Zugrundelegung der in Artikel 26 genannten Kriterien, aus den Griinden nach Absatz -
1 dieses Artikels und unter Beriicksichtigung neuer Umstinde um einen Zeitraum, der der vorhersehbaren
Dauer der ernsthaften Bedrohung entspricht und keinesfalls vier Monate iiberschreitet, verlingern. Der
betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und die Kommission innerhalb der in
Absatz 1 genannten Frist.“; [Abind. 32]

iiib) Folgender Absatz wird eingefiigt:

»(1b)  Fiir die Zwecke von Absatz 1a und zusdtzlich zu den nach Absatz 1 bereitgestellten Angaben
iibermittelt der betreffende Mitgliedstaat eine Risikobewertung, in der er

i) bewertet, wie lange die festgestellte Bedrohung voraussichtlich anhalten wird und welcher Abschnitt
seiner Binnengrenzen betroffen ist;
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ii) die alternativen MafSnahmen oder die zuvor ergriffenen MafSnahmen, mit denen der festgestellten
Bedrohung begegnet werden sollte, darstellt;

iii) die Griinde erliutert, aus denen die ermittelte Bedrohung mit den alternativen MafSnahmen gemdf
Ziffer ii nicht hinreichend abgewehrt werden konnte;

iv) nachweist, dass die Verlingerung der Grenzkontrollen ein letztes Mittel ist, und
v) erliutert, inwiefern der festgestellten Bedrohung mit Grenzkontrollen besser begegnet werden kann.

Die Risikobewertung nach Unterabsatz 1 muss auflerdem einen detaillierten Bericht iiber die Zusammen-
arbeit zwischen dem betreffenden Mitgliedstaat und dem Mitgliedstaat oder den Mitgliedstaaten enthalten, die
unmittelbar von der Wiedereinfiihrung der Grenzkontrollen betroffen sind, einschliefSlich der Mitgliedstaaten,
mit denen der betreffende Mitgliedstaat gemeinsame Binnengrenzen hat, an denen die Grenzkontrollen
durchgefiihrt werden.

Die Kommission leitet die Risikobewertung an die Agentur und an Europol weiter und kann diese
gegebenenfalls um ihre Standpunkte hierzu ersuchen.

Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemdfS Artikel 37 delegierte Rechtsakte zur Erginzung dieser
Verordnung durch die Festlegung der Methodik fiir die Risikobewertung zu erlassen.“ [Abind. 33]

iiic) Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

»(2)  Diein den Absitzen 1 und 1b genannten Informationen sind dem Europdiischen Parlament und dem
Rat zur gleichen Zeit zu iibermitteln, zu der sie den anderen Mitgliedstaaten und der Kommission gemafS
diesen Absiitzen iibermittelt werden.” [Abind. 34]

iiid) Absatz 3 erhilt folgende Fassung:

»(3)  Der Mitgliedstaat, der eine Mitteilung macht, kann, sofern dies erforderlich ist und seinem nationalen
Recht entspricht, die Informationen gemdfS den Absitzen 1 und 1b ganz oder teilweise als Verschlusssache
einstufen. Diese Einstufung schliefSt den Zugang — im Wege geeigneter und sicherer Kaniile der polizeilichen
Zusammenarbeit — der anderen Mitgliedstaaten, die von der voriibergehenden Wiedereinfiihrung der
Kontrollen an den Binnengrenzen betroffen sind, zu den Informationen nicht aus, und schlieft nicht aus, dass
dem Europdischen Parlament von der Kommission Informationen zur Verfiigung gestellt werden. Die
Ubermittlung und Behandlung der dem Europiischen Parlament nach diesem Artikel iibermittelten
Informationen und Dokumente erfolgt gemifS den Regeln fiir die Weiterleitung und Behandlung von
Verschlusssachen, die zwischen dem Europdischen Parlament und der Kommission gelten.”; [Abind. 35]

iv) Absatz 4 erhilt folgende Fassung:

,(4)  Im Anschluss an die Mitteilung durch den betreffenden Mitgliedstaat nach Absatz+ den Absitzen 1 und
1a und im Hinblick auf die Konsultationen gemaf§ Absatz 5 kann die Kommission oder jeder andere Mitgliedstaat
unbeschadet des Artikels 72 AEUV eine Stellungnahme abgeben. [Abind. 36]

Hat die Kommission aufgrund der in der Mitteilung enthaltenen Informationen oder aufgrund anderer
erhaltener Informationen Bedenken hinsichtlich der Notwendigkeit oder VerhiltnismiRigkeit der geplanten
Wiedereinfihrung von Kontrollen an den Binnengrenzen oder hilt sie eine Konsultation zu bestimmten
Aspekten der Mitteilung fiir zweckmifig, so gibt sie unverziiglich eine dahingehende Stellungnahme ab.
[Abind. 37]
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v) Absatz 5 erhalt folgende Fassung:

,Die in Absatz den Absdtzen 1 und 1b genannten Angaben sowie jegliche Stellungnahme der Kommission oder

eines Mitgliedstaats nach Absatz 4 sind Gegenstand einer Konsultation;die-von-der Keommission-geleitet-wird. Die
Konsultation umfasst gegebenenfalls:

i) gemeinsame Sitzungen zwischen dem Mitgliedstaat, der die Wiedereinfﬁhrung von Kontrollen an den
Binnengrenzen beabsichtigt, den anderen Mitgliedstaaten, insbesondere jenen, die von solchen Mafnahmen
unmittelbar betroffen sind, und deazustindigen-Agentaren—Esist der Kommtsswn, deren Ziel darin besteht,
gegebenenfalls eine Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten zu organisieren und zu priifen, ob die

Mafnahmen, die—festgestellte im Verhiltnis zu den Ereignissen, die der Anlass _fur die
Wiedereinfithrung der Grenzkontrollen einschliefSlich etwaiger alternativer MafSnahmen sind, sowie zur

Bedrohung der offenthchen Ordnung oder der inneren Slcherhelt seweéte—k%da%&affeﬂ—ﬁtﬁdxe%ﬂfehﬁﬂmﬁuﬂg

ii) gegebenenfalls unangemeldete Vor-Ort-Inspektionen der einschligigen Binnengrenzen durch die Kommis-
sion — falls angezeigt mit Unterstiitzung von Sachverstindigen der Mitgliedstaaten bzw. der Agentur, von
Europol oder anderen einschligigen Organen, Einrichtungen oder sonstigen Stellen der Union —, um die
Wirksamkeit der Kontrollen an diesen Binnengrenzen und die Einhaltung dieser Verordnung zu bewerten;
die Berichte iiber diese unangemeldeten Vor-Ort-Inspektionen werden dem Europdischen Parlament
iibermittelt.“; [Abind. 39]

3. Es wird folgender Artikel 27 a hinzugefiigt:

Besonderes Verfahren fiir Fille, in denen die ernsthafte Bedrohung der offentlichen Ordnung oder der inneren

Sicherheit mehs ldnger als einjahr sechs Monate andauert [Abdnd. 40]

J(1)  I—AusnahmefillenUnter aufSergewohnlichen Umstinden, in denen ein Mitgliedstaat derselben ernsthaften
Bedrohung der offentlichen Ordnung oder der inneren Sicherheit iiber den in Artikel 25 27 Absatz 4-Satz la
genannten Zeitraum hinaus ausgesetzt ist und angemessene nationale Sondermafnahmen im betreffenden
Hoheitsgebiet zur Bewiltigung dieser Bedrohung ergriffen werden, konnen Grenzkontrollen, die als Reaktion auf

diese Bedrohung voriibergehend wiedereingefithrt wurden, nach Maflgabe dieses Artikels weiter verlingert werden.
[Abind. 41]

(2)  Spitestens seehs drei Wochen vor Ablauf des in Artikel 25 27 Absatz 4 Satz 1a genannten Zeitraums teilt der
Mitgliedstaat den anderen Mitgliedstaaten und der Kommission mit, dass er eine weitere Verlingerung nach dem im
vorliegenden Artikel festgelegten besonderen Verfahren beabsichtigt. Bie Diese Mitteilung enthilt die alle in Artikel 27
Absatz Absdtzel Buchstaben—a-bise und 1b geforderten Angaben. Artikel 27 Absitze 2 und 3 findet Anwendung.
[Abind. 42]

(3) Die Kommission gibt eine Stellungnahme dariiber ab, ob die vorgeschlagene Verlingerung die in den
Absiitzen 1 und 2 genannten Kriterien erfiillt und ob sie notwendig und verhiltnismifig ist. Die betreffenden
Mitgliedstaaten konnen der Kommission Anmerkungen zukommen lassen, bevor diese ihre Stellungnahme abgibt.
[Abind. 43]

(4)  Der Rat kann dem Mitgliedstaat—unter—gebithrender betreffenden Mitgliedstaat nach Beriicksichtigung der
Stellungnahme der Kommission als letztes Mittel empfehlen, die Kontrollen an den seinen Binnengrenzen um einen
weiteren Zeitraum von blS zu sechs Monaten zu Verlangem Dieser—Zeitraunrkannhoechstens—dreimalwm—einen
W eitrat-y eilsb e naten-verlingert-werden—Die Der Rat weist in seiner Empfehlung des
Rafes—eﬁfhak—z-&mméest auf die Angaben nach Artlkel 27 Absafez Absatze 1 Buchstaben-abis-e—Gegebenenfalls und 1b
hin und legt der—Rat die Bedingungen fiir die Zusammenarbeit zwischen den betroffenen Mitgliedstaaten fest.”;
[Abind. 44]
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3a. Artikel 28 Absatz 4 erhiilt folgende Fassung:

.(4)  Der Gesamtzeitraum, innerhalb dessen Kontrollen an den Binnengrenzen wiedereingefiihrt werden konnen,
betrigt ausgehend vom urspriinglichen Zeitraum nach Absatz 1 des vorliegenden Artikels und etwaiger
Verlingerungen nach Absatz 3 des vorliegenden Artikels hochstens zwei Monate.“; [Abédnd. 45 und 66]

3b. Ein neuer Artikel wird eingefiigt:
»Artikel 28a

Berechnung des Zeitraums, innerhalb dessen Grenzkontrollen aufgrund einer vorhersehbaren Bedrohung der
dffentlichen Ordnung oder der inneren Sicherheit wiedereingefiihrt oder verlingert werden, sofern die ernsthafte
Bedrohung der offentlichen Ordnung oder der inneren Sicherheit linger als sechs Monate anhilt, und in Fillen, die
sofortiges Handeln erfordern

Jede Wiedereinfiihrung oder Verlingerung von Kontrollen an den Binnengrenzen, die vor dem [Datum des
Inkrafttretens dieser Verordnung] vorgenommen wurde, wird in die Berechnung der in den Artikeln 27, 27a und 28
genannten Zeitriume aufgenommen.“ [Abind. 46]

3c. Artikel 29 Absatz 1 wird folgender Unterabsatz angefiigt:

»Die in Artikel 30 genannten Kriterien werden in den Fillen, in denen die voriibergehende Wiedereinfiihrung oder
Verlingerung von Kontrollen an den Binnengrenzen nach diesem Artikel erwogen wird, stets beriicksichtigt.;
[Abind. 67]

3d. Artikel 29 Absatz 5 erhilt folgende Fassung:

»(5)  Dieser Artikel lisst die MafSnahmen unberiihrt, die die Mitgliedstaaten im Falle einer ernsthaften
Bedrohung der offentlichen Ordnung oder der inneren Sicherheit nach den Artikeln 27, 27a und 28 erlassen
konnen. Der Gesamtzeitraum, innerhalb dessen Kontrollen an den Binnengrenzen gemifl diesem Artikel
wiedereingefiihrt oder verlingert werden, wird jedoch nicht durch nach den Artikeln 27, 27a oder 28 ergriffenen
Mafnahmen verlingert oder mit diesen kombiniert.“. [Abdnd. 47]

Artikel 1a

Diese Verordnung gilt fiir Mitteilungen, die die Mitgliedstaaten gemdifS Artikel 27 des Schengener Grenzkodex ab dem
[Datum des Inkrafttretens dieser Verordnung] iibermitteln.

Jeder Zeitraum einer aktuellen Mitteilung iiber die Wiedereinfiihrung oder Verlingerung von Kontrollen an den
Binnengrenzen, der vor dem [Datum des Inkrafttretens dieser Verordnung] beendet ist, wird bei der Berechnung des in
Artikel 28 Absatz 4 genannten Zeitraums beriicksichtigt. [Abind. 69]

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemdfl den Vertrdgen unmittelbar in den
Mitgliedstaaten.

Geschehen zu ... am

Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates

Der Président Der Président
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Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 4. April 2019 zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 539/2001 des Rates zur Aufstellung der Liste der Drittländer, deren Staatsangehörige beim Überschreiten der Außengrenzen im Besitz eines Visums sein müssen, sowie der Liste der Drittländer, deren Staatsangehörige von dieser Visumpflicht befreit sind (COM(2018)0745 — C8-0483/2018 — 2018/0390(COD))
P8_TC1-COD(2018)0390
Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) 2019/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) 2018/1806 zur Aufstellung der Liste der Drittländer, deren Staatsangehörige beim Überschreiten der Außengrenzen im Besitz eines Visums sein müssen, sowie der Liste der Drittländer, deren Staatsangehörige von dieser Visumpflicht befreit sind, angesichts des Austritts des Vereinigten Königreichs aus der Union
	P8_TC1-COD(2018)0390 Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) 2019/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) 2018/1806 zur Aufstellung der Liste der Drittländer, deren Staatsangehörige beim Überschreiten der Außengrenzen im Besitz eines Visums sein müssen, sowie der Liste der Drittländer, deren Staatsangehörige von dieser Visumpflicht befreit sind, angesichts des Austritts des Vereinigten Königreichs aus der Union

	Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 4. April 2019 zu dem Vorschlag für einen Beschluss des Rates zu Leitlinien für beschäftigungspolitische Maßnahmen der Mitgliedstaaten (COM(2019)0151 — C8-0131/2019 — 2019/0056(NLE))
	P8_TA(2019)0339
Durchsetzungsanforderungen und spezifische Regeln für die Entsendung von Kraftfahrern im Straßenverkehrssektor ***I
Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 4. April 2019 zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 2006/22/EG bezüglich der Durchsetzungsanforderungen und zur Festlegung spezifischer Regeln im Zusammenhang mit der Richtlinie 96/71/EG und der Richtlinie 2014/67/EU für die Entsendung von Kraftfahrern im Straßenverkehrssektor (COM(2017)0278 — C8-0170/2017 — 2017/0121(COD))
P8_TC1-COD(2017)0121
Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass der Richtlinie (EU) …/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 2006/22/EG bezüglich der Durchsetzungsanforderungen und zur Festlegung spezifischer Regeln im Zusammenhang mit der Richtlinie 96/71/EG und der Richtlinie 2014/67/EU für die Entsendung von Kraftfahrern im Straßenverkehrssektor und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 über die Verwaltungszusammenarbeit mit Hilfe des Binnenmarkt-Informationssystems („IMI-Verordnung“) [Abänd. 764]
	P8_TC1-COD(2017)0121 Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass der Richtlinie (EU) …/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 2006/22/EG bezüglich der Durchsetzungsanforderungen und zur Festlegung spezifischer Regeln im Zusammenhang mit der Richtlinie 96/71/EG und der Richtlinie 2014/67/EU für die Entsendung von Kraftfahrern im Straßenverkehrssektor und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 über die Verwaltungszusammenarbeit mit Hilfe des Binnenmarkt-Informationssystems (IMI-Verordnung) [Abänd. 764]

	P8_TA(2019)0340
Tägliche und wöchentliche Lenkzeiten, Mindestfahrtunterbrechungen sowie Ruhezeiten und Positionsbestimmung mittels Fahrtenschreibern ***I
Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 4. April 2019 zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 hinsichtlich der Mindestanforderungen in Bezug auf die maximalen täglichen und wöchentlichen Lenkzeiten, Mindestfahrtunterbrechungen sowie täglichen und wöchentlichen Ruhezeiten und der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 in Bezug auf die Positionsbestimmung mittels Fahrtenschreibern (COM(2017)0277 — C8-0167/2017 — 2017/0122(COD))
P8_TC1-COD(2017)0122
Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) …/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 hinsichtlich der Mindestanforderungen in Bezug auf die maximalen täglichen und wöchentlichen Lenkzeiten, Mindestfahrtunterbrechungen sowie täglichen und wöchentlichen Ruhezeiten und der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 in Bezug auf die Positionsbestimmung mittels Fahrtenschreibern
	P8_TC1-COD(2017)0122 Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) …/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 hinsichtlich der Mindestanforderungen in Bezug auf die maximalen täglichen und wöchentlichen Lenkzeiten, Mindestfahrtunterbrechungen sowie täglichen und wöchentlichen Ruhezeiten und der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 in Bezug auf die Positionsbestimmung mittels Fahrtenschreibern

	P8_TA(2019)0341
Anpassung an die Entwicklungen im Kraftverkehrssektor ***I
Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 4. April 2019 zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 und der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 im Hinblick auf ihre Anpassung an die Entwicklungen im Kraftverkehrssektor (COM(2017)0281 — C8-0169/2017 — 2017/0123(COD))
P8_TC1-COD(2017)0123
Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) …/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 und der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 im Hinblick auf ihre Anpassung an die Entwicklungen im Kraftverkehrssektor
(Text von Bedeutung für den EWR)
	P8_TC1-COD(2017)0123 Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) …/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 und der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 im Hinblick auf ihre Anpassung an die Entwicklungen im Kraftverkehrssektor (Text von Bedeutung für den EWR)

	P8_TA(2019)0342
Gemeinsame Vorschriften für den Erdgasbinnenmarkt ***I
Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 4. April 2019 zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 2009/73/EG über gemeinsame Vorschriften für den Erdgasbinnenmarkt (COM(2017)0660 — C8-0394/2017 — 2017/0294(COD))
P8_TC1-COD(2017)0294
Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass der Richtlinie (EU) 2019/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 2009/73/EG über gemeinsame Vorschriften für den Erdgasbinnenmarkt
	P8_TC1-COD(2017)0294 Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass der Richtlinie (EU) 2019/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 2009/73/EG über gemeinsame Vorschriften für den Erdgasbinnenmarkt

	P8_TA(2019)0343
Europäischer Meeres- und Fischereifonds ***I
Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 4. April 2019 zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über den Europäischen Meeres- und Fischereifonds und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 508/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates (COM(2018)0390 — C8-0270/2018 — 2018/0210(COD))
P8_TC1-COD(2018)0210
Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) 2019/… des Europäischen Parlaments und des Rates über den Europäischen Meeres- und Fischereifonds, Fischerei- und Aquakulturfonds zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 508/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates [Abänd. 1. Dieser Änderungsantrag betrifft den gesamten Text.]
	P8_TC1-COD(2018)0210 Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) 2019/… des Europäischen Parlaments und des Rates über den Europäischen Meeres- und Fischereifonds, Fischerei- und Aquakulturfonds zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 508/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates [Abänd. 1. Dieser Änderungsantrag betrifft den gesamten Text.]
	ANHANG I
	ANHANG II
	ANHANG III
	ANHANG IV
	ANHANG V

	P8_TA(2019)0344
Mehrjahresplan für die Fischereien, die Grundfischbestände im westlichen Mittelmeer befischen ***I
Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 4. April 2019 zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung eines Mehrjahresplans für die Fischereien, die Grundfischbestände im westlichen Mittelmeer befischen (COM(2018)0115 — C8-0104/2018 — 2018/0050(COD))
P8_TC1-COD(2018)0050
Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) 2019/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung eines Mehrjahresplans für die Fischereien, die Grundfischbestände im westlichen Mittelmeer befischen, und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 508/2014
	P8_TC1-COD(2018)0050 Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) 2019/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung eines Mehrjahresplans für die Fischereien, die Grundfischbestände im westlichen Mittelmeer befischen, und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 508/2014
	ANHANG ZUR LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG

	P8_TA(2019)0345
Erhöhung der Sicherheit der Personalausweise und der Aufenthaltsdokumente, die Unionsbürgern ausgestellt werden ***I
Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 4. April 2019 zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Erhöhung der Sicherheit der Personalausweise von Unionsbürgern und der Aufenthaltsdokumente, die Unionsbürgern und ihren Familienangehörigen in Ausübung ihres Rechts auf Freizügigkeit ausgestellt werden (COM(2018)0212 — C8-0153/2018 — 2018/0104(COD))
P8_TC1-COD(2018)0104
Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) 2019/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Erhöhung der Sicherheit der Personalausweise von Unionsbürgern und der Aufenthaltsdokumente, die Unionsbürgern und deren Familienangehörigen ausgestellt werden, die ihr Recht auf Freizügigkeit ausüben
	P8_TC1-COD(2018)0104 Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) 2019/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Erhöhung der Sicherheit der Personalausweise von Unionsbürgern und der Aufenthaltsdokumente, die Unionsbürgern und deren Familienangehörigen ausgestellt werden, die ihr Recht auf Freizügigkeit ausüben

	P8_TA(2019)0346
Sicherheitsmanagement für die Straßeninfrastruktur ***I
Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 4. April 2019 zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 2008/96/EG über ein Sicherheitsmanagement für die Straßenverkehrsinfrastruktur (COM(2018)0274 — C8-0196/2018 — 2018/0129(COD))
P8_TC1-COD(2018)0129
Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass der Richtlinie (EU) 2019/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 2008/96/EG über ein Sicherheitsmanagement für die Straßenverkehrsinfrastruktur
	P8_TC1-COD(2018)0129 Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass der Richtlinie (EU) 2019/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 2008/96/EG über ein Sicherheitsmanagement für die Straßenverkehrsinfrastruktur

	P8_TA(2019)0347
Europaweites privates Altersvorsorgeprodukt (PEPP) ***I
Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 4. April 2019 über den Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über ein europaweites privates Altersvorsorgeprodukt (PEPP) (COM(2017)0343 — C8-0219/2017 — 2017/0143(COD))
P8_TC1-COD(2017)0143
Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) 2019/… des Europäischen Parlaments und des Rates über ein Paneuropäisches Privates Pensionsprodukt (PEPP)
	P8_TC1-COD(2017)0143 Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) 2019/… des Europäischen Parlaments und des Rates über ein Paneuropäisches Privates Pensionsprodukt (PEPP)

	P8_TA(2019)0348
Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben für Eltern und pflegende Angehörige ***I
Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 4. April 2019 zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben für Eltern und pflegende Angehörige und zur Aufhebung der Richtlinie 2010/18/EU des Rates (COM(2017)0253 — C8-0137/2017 — 2017/0085(COD))
P8_TC1-COD(2017)0085
Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass der Richtlinie (EU) 2019/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben für Eltern und pflegende Angehörige und zur Aufhebung der Richtlinie 2010/18/EU des Rates
	P8_TC1-COD(2017)0085 Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass der Richtlinie (EU) 2019/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben für Eltern und pflegende Angehörige und zur Aufhebung der Richtlinie 2010/18/EU des Rates

	P8_TA(2019)0349
Schutz des Haushalts der Union im Falle von generellen Mängeln in Bezug auf das Rechtsstaatsprinzip in den Mitgliedstaaten ***I
Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 4. April 2019 zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über den Schutz des Haushalts der Union im Falle von generellen Mängeln in Bezug auf das Rechtsstaatsprinzip in den Mitgliedstaaten (COM(2018)0324 — C8-0178/2018 — 2018/0136(COD))
P8_TC1-COD(2018)0136
Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) …/… des Europäischen Parlaments und des Rates über den Schutz des Haushalts der Union im Falle von generellen Mängeln in Bezug auf das Rechtsstaatsprinzip in den Mitgliedstaaten
	P8_TC1-COD(2018)0136 Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) …/… des Europäischen Parlaments und des Rates über den Schutz des Haushalts der Union im Falle von generellen Mängeln in Bezug auf das Rechtsstaatsprinzip in den Mitgliedstaaten

	P8_TA(2019)0350
Europäischer Sozialfonds Plus (ESF+) ***I
Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 4. April 2019 zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über den Europäischen Sozialfonds Plus (ESF+) (COM(2018)0382 — C8-0232/2018 — 2018/0206(COD))
P8_TC1-COD(2018)0206
Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) …/… des Europäischen Parlaments und des Rates über den Europäischen Sozialfonds Plus (ESF+)
	P8_TC1-COD(2018)0206 Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) …/… des Europäischen Parlaments und des Rates über den Europäischen Sozialfonds Plus (ESF+)
	ANHANG I
	ANHANG II
	ANHANG IIa
	ANHANG IIb
	ANHANG III

	P8_TA(2019)0351
Einführung eines EDV-gestützten Systems zur Beförderung und Kontrolle der Beförderung verbrauchsteuerpflichtiger Waren ***I
Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 4. April 2019 zu dem Vorschlag für einen Beschluss des Europäischen Parlaments und des Rates über die Einführung eines EDV-gestützten Systems zur Beförderung und Kontrolle der Beförderung verbrauchsteuerpflichtiger Waren (Neufassung) (COM(2018)0341 — C8-0215/2018 — 2018/0187(COD))
P8_TC1-COD(2018)0187
Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass des Beschlusses (EU) 2020/… des Europäischen Parlaments und des Rates über die Einführung eines EDV-gestützten Systems zur Beförderung und Kontrolle der Beförderung verbrauchsteuerpflichtiger Waren (Neufassung)
	P8_TC1-COD(2018)0187 Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass des Beschlusses (EU) 2020/… des Europäischen Parlaments und des Rates über die Einführung eines EDV-gestützten Systems zur Beförderung und Kontrolle der Beförderung verbrauchsteuerpflichtiger Waren (Neufassung)

	P8_TA(2019)0352
Weiterverwendung von Informationen des öffentlichen Sektors ***I
Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 4. April 2019 zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die Weiterverwendung von Informationen des öffentlichen Sektors (Neufassung) (COM(2018)0234 — C8-0169/2018 — 2018/0111(COD))
P8_TC1-COD(2018)0111
Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass der Richtlinie (EU) 2019/… des Europäischen Parlaments und des Rates über offene Daten und die Weiterverwendung von Informationen des öffentlichen Sektors (Neufassung)
	P8_TC1-COD(2018)0111 Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass der Richtlinie (EU) 2019/… des Europäischen Parlaments und des Rates über offene Daten und die Weiterverwendung von Informationen des öffentlichen Sektors (Neufassung)

	P8_TA(2019)0353
Mehrjähriger Wiederauffüllungsplan für Schwertfisch im Mittelmeer ***I
Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 4. April 2019 zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über einen mehrjährigen Wiederauffüllungsplan für Schwertfisch im Mittelmeer und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1967/2006 und (EU) 2017/2107 (COM(2018)0229 — C8-0162/2018 — 2018/0109(COD))
P8_TC1-COD(2018)0109
Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) 2019/… des Europäischen Parlaments und des Rates über einen mehrjährigen Wiederauffüllungsplan für Schwertfisch aus dem Mittelmeer und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1967/2006 des Rates und der Verordnung (EU) 2017/2107 des Europäischen Parlaments und des Rates
	P8_TC1-COD(2018)0109 Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) 2019/… des Europäischen Parlaments und des Rates über einen mehrjährigen Wiederauffüllungsplan für Schwertfisch aus dem Mittelmeer und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1967/2006 des Rates und der Verordnung (EU) 2017/2107 des Europäischen Parlaments und des Rates

	P8_TA(2019)0354
Mindestanforderungen für die Ausbildung von Seeleuten ***I
Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 4. April 2019 zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 2008/106/EG über Mindestanforderungen für die Ausbildung von Seeleuten und zur Aufhebung der Richtlinie 2005/45/EG (COM(2018)0315 — C8-0205/2018 — 2018/0162(COD))
P8_TC1-COD(2018)0162
Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass der Richtlinie (EU) 2019/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 2008/106/EG über Mindestanforderungen für die Ausbildung von Seeleuten und zur Aufhebung der Richtlinie 2005/45/EG über die gegenseitige Anerkennung von Befähigungszeugnissen der Mitgliedstaaten für Seeleute
	P8_TC1-COD(2018)0162 Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass der Richtlinie (EU) 2019/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 2008/106/EG über Mindestanforderungen für die Ausbildung von Seeleuten und zur Aufhebung der Richtlinie 2005/45/EG über die gegenseitige Anerkennung von Befähigungszeugnissen der Mitgliedstaaten für Seeleute

	P8_TA(2019)0355
Anpassung des jährlichen Vorschusses für die Jahre 2021 bis 2023 ***I
Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 4. April 2019 zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 im Hinblick auf die Anpassung des jährlichen Vorschusses für die Jahre 2021 bis 2023 (COM(2018)0614 — C8-0396/2018 — 2018/0322(COD))
P8_TC1-COD(2018)0322
Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) 2019/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 im Hinblick auf die Anpassung des jährlichen Vorschusses für die Jahre 2021 bis 2023
	P8_TC1-COD(2018)0322 Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) 2019/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 im Hinblick auf die Anpassung des jährlichen Vorschusses für die Jahre 2021 bis 2023

	P8_TA(2019)0356
Vorübergehende Wiedereinführung von Kontrollen an den Binnengrenzen ***I
Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 4. April 2019 zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) 2016/399 in Bezug auf die Vorschriften über die vorübergehende Wiedereinführung von Kontrollen an den Binnengrenzen (COM(2017)0571 — C8-0326/2017 — 2017/0245(COD))
P8_TC1-COD(2017)0245
Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. April 2019 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) …/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) 2016/399 in Bezug auf die Vorschriften über die vorübergehende Wiedereinführung von Kontrollen an den Binnengrenzen
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